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Beginn: 10:02 Uhr

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, ich eröffne die 7. Ta-
gung des Schleswig-Holsteinischen Landtags. Das
Haus ist ordnungsgemäß einberufen und be-
schlussfähig. Erkrankt ist der Herr Abgeordnete
Hartmut Hamerich. Herr Minister Meyer ist ab
17 Uhr beurlaubt.

Gestatten Sie mir die Vorbemerkung, dass meine
Stimme heute etwas problematisch ist. Das hängt
mit einer leichten Erkältung zusammen. Man sollte
doch einen Mantel mitnehmen, wenn bei uns im
Haus hin und wieder der Alarm losgeht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich bitte
Sie, sich von Ihren Plätzen zu erheben.

(Die Abgeordneten erheben sich)

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich
die traurige Aufgabe, an den Tod von vier Persön-
lichkeiten zu erinnern, die dem Schleswig-Holstei-
nischen Landtag eng verbunden waren: Heinz-Wil-
helm Fölster, Wulf Jöhnk, Dr. Franz Froschmaier
und Eva Rühmkorf.

Unser früherer Abgeordnetenkollege Heinz-Wil-
helm Fölster verstarb am 22. Dezember 2012 im
Alter von 87 Jahren.

Er gehörte dem Schleswig-Holsteinischen Landtag
mehr als 20 Jahre als Mitglied der CDU-Fraktion
an; von 1967 bis 1988. Heinz-Wilhelm Fölster
brachte sich hier vor allem in der Landwirtschafts-
politik und in der Sozial- und der Jugendpolitik ein.
Er war Mitglied des Ausschusses für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten und später des Agrar-
ausschusses, Mitglied des Ausschusses für Jugend
und Sport, des Sozialausschusses und des Landes-
planungsausschusses. Von 1972 bis 1982 war er
überdies Parlamentarischer Vertreter des Ministers
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten.

1925 in Willenscharen im Kreis Steinburg geboren,
durchlief Heinz-Wilhelm Fölster nach dem Abitur
zunächst eine landwirtschaftliche Lehre und legte
später die Prüfung zum Landwirtschaftsmeister ab.
Die Liebe zur Natur, zur Landwirtschaft und zu sei-
ner Heimat prägte Heinz-Wilhelm Fölster in ganz
eigener Weise. Er lebte im Herzen unseres Landes
und hatte dort tiefe Wurzeln geschlagen. Zum
Wohle Schleswig-Holsteins und ganz besonders
seiner Heimat Aukrug beizutragen, sich mit Weit-
sicht und Augenmaß für seine Mitbürgerinnen und
Mitbürger einzusetzen, das Gute zu bewahren und

notwendigen Veränderungen den Weg zu bahnen,
das trieb diesen Mann an.

Heinz-Wilhelm Fölster, der entscheidend zur Grün-
dung der Gemeinde Aukrug im Jahr 1970 beigetra-
gen hatte, erwarb sich in vielen Bereichen bleiben-
de Verdienste: als in Jahrzehnten erfahrener Kreis-
tagsabgeordneter und in den 25 Jahren seines Vor-
sitzes im Kreisbauernverband Rendsburg sowie
während seiner 15-jährigen Mitgliedschaft im Vor-
stand des Bauernverbandes Schleswig-Holstein.
Hierfür wurde Heinz-Wilhelm Fölster mit dem Ver-
dienstkreuz 1. Klasse des Verdienstordens der Bun-
desrepublik Deutschland sowie mit der Ehrenbür-
gerwürde seiner Heimatgemeinde Aukrug ausge-
zeichnet.

Tief betroffen macht uns auch der unerwartete Tod
des ehemaligen Flüchtlingsbeauftragten Wulf
Jöhnk. Er verstarb am 25. Dezember 2012 im Alter
von 74 Jahren.

Wulf Jöhnk, 1938 in Hamburg geboren, machte
sich zeitlebens für das gute Miteinander in einer to-
leranten, weltoffenen Gesellschaft stark. Mit schar-
fem Verstand, klaren Worten und einem unerschüt-
terlichen Wertekanon setzte sich der Jurist in hohen
Funktionen für Recht und Gerechtigkeit ein. Ganz
gleich, ob als Richter am Verwaltungsgericht, als
Abteilungsleiter im Innenministerium oder - von
1991 bis 1996 - als erster Präsident des Schleswig-
Holsteinischen Oberverwaltungsgerichts: Wulf
Jöhnk hatte neben der Konfliktlösung im Einzelfall
immer das große Ganze im Blick und war zudem
ein hochpolitischer Mensch. 1996 wurde er deshalb
als Staatssekretär in das damalige Ministerium für
Justiz, Bundes- und Europaangelegenheiten beru-
fen. Dort prägte der Sozialdemokrat bis 2003 ganz
maßgeblich die Justizpolitik in Schleswig-Holstein.

Seiner Pensionierung folgte - wie bei dieser hoch-
aktiven und engagierten Persönlichkeit nicht anders
zu erwarten - kein wohlverdienter Ruhestand, son-
dern eine neue wichtige Aufgabe, in der Wulf
Jöhnk seine Energie und all sein Können erneut
zum Wohle seiner Mitmenschen einbringen konnte:
2005 wurde er Beauftragter für Flüchtlings-, Asyl-
und Zuwanderungsfragen. Er blieb dies bis 2011
und stellte sich in dieser Zeit ehrenamtlich in den
Dienst von Flüchtlingen und Menschen mit Migra-
tionshintergrund.

Wulf Jöhnk, der sich die fußballerischen Tugenden
seiner jungen Jahre bewahrt hatte, war eine zähe,
mitunter auch hartnäckige, aber stets faire Kämp-
fernatur. Oft deutlich vernehmbarer als andere em-
pörte er sich über Ungerechtigkeit und Intoleranz,
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gesellschaftliche Benachteiligung und Diskriminie-
rung. Als entschiedener Streiter für die Menschen-
rechte ging Wulf Jöhnk schonungslos mit Politik
und Verwaltung ins Gericht. Er hielt unserer Ge-
sellschaft den Spiegel vor und war immer wieder
unbequemer Mahner. Mit großem persönlichem
Einsatz und unkonventionellen Mitteln versuchte
er, das schwere Los vieler Flüchtlinge zu erleich-
tern. Besonders am Herzen lagen ihm vor allem
zwei Aufgaben: Zum einen die Verbesserung der
Bedingungen in der Abschiebehaft, zum anderen
die Lebenssituation junger Afghaninnen und Af-
ghanen zu verbessern, die aus diesem kriegsgeplag-
ten Land einst an Körper und Seele verletzt zu uns
nach Deutschland kamen.

Wulf Jöhnk war ein aufrechter, streitbarer Demo-
krat, der dem Amt des Flüchtlingsbeauftragten
großen Respekt verschafft hat.

Vor wenigen Tagen erreichte uns überdies die
Nachricht, dass am 8. Januar 2013 der frühere
Minister für Wirtschaft, Technik und Verkehr, Herr
Dr. Franz Froschmeier, verstorben ist. Er wurde
82 Jahre alt.

Der 1930 in Bamberg Geborene studierte zunächst
Rechtswissenschaften an der Universität München.
Er arbeitete dort auch als wissenschaftlicher Assis-
tent am gerade neu gegründeten Institut für auslän-
disches und internationales Patent-, Marken- und
Urheberrecht.

Nach erfolgreicher Promotion trat Dr. Franz
Froschmaier 1958 in den Dienst der Kommission
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft EWG.
Seiner Verwendung als stellvertretender Direktor
des Presse- und Informationsbüros der Europäi-
schen Gemeinschaft in Washington folgte ab 1967
die Tätigkeit als Berater im Kabinett des EWG-
Kommissionsmitglieds Hans von der Groeben.

1970 wurde Dr. Franz Froschmaier zum stellvertre-
tenden Kabinettschef und 1973 zum Kabinettschef
des Vizepräsidenten der EG-Kommission, Wilhelm
Haferkamp, berufen. In dessen Zuständigkeit fielen
die Arbeitsfelder Binnenmarkt und Rechtsanglei-
chung, das Wirtschafts- und Finanzressort sowie
die Außenbeziehungen der Europäischen Gemein-
schaft.

1981 folgte ein weiterer Aufstieg: Dr. Franz
Froschmeier wurde Generaldirektor für Informati-
on, Kommunikation und Kultur bei der EG-Kom-
mission und blieb dies bis 1987.

Im Jahr darauf gewann ihn der damalige Minister-
präsident Björn Engholm für den Wechsel in die

Landespolitik. Dr. Franz Froschmaier wurde Minis-
ter für Wirtschaft, Technik und Verkehr des Landes
Schleswig-Holstein. Während seiner Amtszeit von
1988 bis 1992 setzte er wichtige Akzente in der
Wirtschafts- und Infrastrukturpolitik. Der überzeug-
te Europäer ging aber auch in der grenzüberschrei-
tenden Zusammenarbeit neue Wege, gilt als einer
der Wegbereiter für die Region Sønderjylland-
Schleswig und eine engere Kooperation der Ostsee-
anrainer.

Dr. Franz Froschmaier hat in wichtigen Funktionen
den Weg der Europäischen Wirtschaftsgemein-
schaft zur Europäischen Union begleitet. Als Lan-
desminister prägte er die europapolitische Strategie
unseres Landes. Umso wertvoller war es, dass
Schleswig-Holstein und Hamburg mit ihm auch
nach seinem Ausscheiden aus dem Ministeramt der
starken Vertretung ihrer Interessen in Brüssel sicher
sein konnten: Von 1995 bis 2004, in den entschei-
denden Jahren der Erweiterung und der inneren Re-
form der Europäischen Union, leitete Dr. Franz
Froschmeier mit dem Hanse-Office unser Verbin-
dungsbüro bei den europäischen Institutionen. Für
seine Verdienste um unser Land wurde Dr. Franz
Froschmeier mit dem Verdienstkreuz 1. Klasse des
Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland
ausgezeichnet.

Meine Damen und Herren, mit tiefer Trauer denken
wir heute auch an die frühere Landesministerin Eva
Rühmkorf, die nach langer, schwerer Krankheit in
der Nacht zu Dienstag verstorben ist. Eva Rühm-
korf, 1935 in Breslau geboren, wurde 77 Jahre alt.

Nach einem Studium der Psychologie, Theologie
und Germanistik an den Universitäten Marburg und
Hamburg arbeitete die Diplom-Psychologin zu-
nächst als Markt- und Motivforscherin, bevor sie
1968 in die Justizbehörde der Freien und Hanse-
stadt Hamburg eintrat. Zunächst war sie dort als
Grundsatzreferentin im Strafvollzug, im Anschluss
daran - von 1973 bis 1978 - als wissenschaftliche
Direktorin der Jugendanstalt Vierlande in Ham-
burg-Bergedorf tätig.

1979 übernahm sie eine zu dieser Zeit in Deutsch-
land einzigartige Funktion: Sie wurde in Hamburg
die erste Leiterin einer Gleichstellungsstelle. 1983
folgte die Ernennung zur Staatsrätin.

Fünf Jahre später folgte der Wechsel nach Schles-
wig-Holstein: Eva Rühmkorf wurde Ministerin für
Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur, beklei-
dete von 1990 bis 1992 das Amt der Ministerin für
Bundesangelegenheiten, und sie war stellvertreten-
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de Ministerpräsidentin des Landes Schleswig-Hol-
stein.

Eva Rühmkorf war eine mutige Frau, die dem Den-
ken ihrer Zeit oft weit voraus war. Auch gegen oft
beachtliche Widerstände setzte sie sich für gesell-
schaftliche Gleichberechtigung und die Gleichstel-
lung von Frau und Mann ein. Sie war dabei mitun-
ter eine Unbequeme, ein selbstbewusster Freigeist,
der anderen Orientierung bot und sich mit Erfolg
im bis dahin vorwiegend, wenn auch nicht aus-
schließlich, von Männern dominierten Politikbe-
trieb durchzusetzen wusste. Als eine der engagier-
ten und profiliertesten Frauenrechtlerinnen ihrer
Generation prägte sie nachhaltig die gesellschafts-
politische Entwicklung unseres Landes. Vieles von
dem, was Eva Rühmkorf auf den Weg brachte, gilt
uns allen heute als selbstverständlich. Das ist es
aber erst seit wenigen Jahren.

Meine Damen und Herren, der Schleswig-Holstei-
nische Landtag gedenkt seines früheren Abgeordne-
ten Heinz-Wilhelm Fölster und seines ehemaligen
Flüchtlingsbeauftragten Wulf Jöhnk sowie der ein-
stigen Landesminister Dr. Franz Froschmaier und
Eva Rühmkorf in Dankbarkeit und voller Respekt.
Unsere große Anteilnahme gilt ihren Angehörigen.
Ich bitte Sie, den Verstorbenen in Stille zu geden-
ken.

- Sie haben sich zu Ehren von Heinz-Wilhelm Föl-
ster, Wulf Jöhnk, Dr. Franz Froschmaier und Eva
Rühmkorf erhoben. - Ich danke Ihnen.

Lassen Sie uns gemeinsam auf der Tribüne Schüle-
rinnen und Schüler der Friedrich-Junge-Gemein-
schaftsschule aus Kiel begrüßen. - Seien Sie uns
herzlich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, ich habe Ihnen eine
Aufstellung der im Ältestenrat vereinbarten Rede-
zeiten übermittelt. Der Ältestenrat hat sich verstän-
digt, die Tagesordnung in der ausgedruckten Rei-
henfolge mit folgenden Maßgaben zu behandeln:
Zu den Tagesordnungspunkten 4, 5, 9, 12, 24 und
26 ist eine Aussprache nicht geplant. Von der Ta-
gesordnung abgesetzt werden soll der Tagesord-
nungspunkt 25. Zur gemeinsamen Beratung vorge-
sehen sind die Tagesordnungspunkte 3 und 28 -
zweite Lesung des Gesetzentwurfs zum Haushalt
2013 sowie Bericht zum strukturellen Abbaupfad
bis 2020 - sowie die Punkte 6 und 8, Gesetzentwür-
fe zur Änderung des Sparkassengesetzes. Gemein-
sam beraten werden sollen auch die Punkte 14 und
22, Modellprojekt und Konzept für Familien- und

Nachbarschaftszentren. Anträge zu einer Fragestun-
de oder einer Aktuellen Stunde liegen nicht vor.
Wann die Tagesordnungspunkte voraussichtlich
aufgerufen werden, ergibt sich aus der Ihnen vorlie-
genden Übersicht über die Reihenfolge der Bera-
tung der 7. Tagung.

Es gibt eine Wortmeldung der parlamentarischen
Geschäftsführerin der SPD-Fraktion, Frau Herde-
jürgen, zur Festlegung der Tagesordnung:

Geschäftsordnungsantrag auf Änderung der
vorläufigen Tagesordnung - erste und zweite Le-
sung des Sparkassengesetzes in dieser Tagung

Birgit Herdejürgen [SPD]:

Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Es gibt in diesem Haus sehr unterschiedliche
Auffassungen, was die möglichen rechtlichen Kon-
sequenzen aus dem bestehenden Sparkassengesetz
angeht. Aus unserer Sicht ergibt sich für diese Sit-
zung eine besondere Eilbedürftigkeit im Umgang
mit den Gesetzentwürfen. Daher beantragen wir ab-
weichend von der vorliegenden Reihenfolge der
Beratung, die Tagesordnungspunkte 6 und 8, Ge-
setzentwürfe zur Änderung des Sparkassengesetzes,
zum einen in dieser Tagung in erster und zweiter
Lesung zu beraten. Um den Anforderungen nach
§ 25 Abs. 3 Geschäftsordnung zu entsprechen, sind
für die gemeinsame Sitzung von Finanz- sowie In-
nen- und Rechtsausschuss die kommunalen Spit-
zenverbände hinzugeladen.

Damit in erster und zweiter Lesung beraten werden
kann, gemäß § 27 Abs. 1 Geschäftsordnung, bean-
tragen wir zum anderen, die vorliegende Reihenfol-
ge wie folgt zu ändern: Mittwoch, nach der Haus-
haltsberatung, sollen die Tagesordnungspunkte 6
und 8 behandelt werden, danach folgt Tagesord-
nungspunkt 29. Donnerstag beginnt die Sitzung mit
dem Tagesordnungspunkt 7, Änderung des Hoch-
schulzulassungsgesetzes. Danach folgt der Tages-
ordnungspunkt 2, Glücksspiel. Die zweite Lesung
des Sparkassengesetzes könnte aus unserer Sicht
ohne Aussprache erfolgen; aber es besteht natürlich
die Option, eine zweite Aussprache am Freitag vor-
zusehen.

Ich gehe davon aus, dass die Opposition den Teil 1
unseres Antrages mit Abscheu und Empörung zu-
rückweisen wird. Über den zweiten Teil, was die
Reihenfolge der Tagesordnung angeht, gibt es aber
eine Verständigung. - Danke schön!
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Geschäftsordnungsbeitrag ertei-
le ich das Wort dem Herrn Oppositionsführer und
Vorsitzenden der CDU-Fraktion, dem Abgeordne-
ten Johannes Callsen.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Was wir
heute erleben, ist schon ein einmaliger Akt parla-
mentarischer Stillosigkeit.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN - Wider-
spruch SPD)

Es ist gute Praxis in diesem Haus, dass sich der Äl-
testenrat einvernehmlich über die Tagesordnung
und den zeitlichen Ablauf verständigt. Dabei sind
wir - ich will gern darauf hinweisen - am vergange-
nen Mittwoch einvernehmlich übereingekommen,
das Sparkassengesetz am Donnerstag um 10 Uhr
aufzurufen. Was auch immer sich zwischendurch
bei Ihnen, Herr Dr. Stegner, getan hat: Einen Tag
nach der Sitzung des Ältestenrates hat die Koalition
angekündigt, diesen Tagesordnungspunkt auf Mitt-
woch vorzuziehen und am Freitag die zweite Le-
sung durchzuführen.

Ich will auf die Kommentierung zur Geschäftsord-
nung des Landtages hinweisen. Dort heißt es zur
Reihenfolge der Tagesordnungspunkte:

„Grundlage ist die vom Präsidenten im Be-
nehmen mit dem Ältestenrat vorgeschlagene
Tagesordnung.“

(Beifall CDU und FDP)

Das sagt unsere Geschäftsordnung.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir können uns
Ältestenratssitzungen sparen, wenn solche Verein-
barungen einseitig aufgekündigt werden und Politik
mit der Brechstange gemacht werden soll.

(Beifall CDU und FDP)

Gerade bei der Situation der Sparkassen in diesem
Land sollten wir sorgfältig die rechtlichen und tat-
sächlichen Argumente abwägen. Dafür - aber auch
aus Gründen der Transparenz - ist eine vernünftige
Beratung auch im Ausschuss unerlässlich. Ihre
Pressekonferenz, Herr Dr. Stegner, die Sie gestern
gemeinsam mit Herrn Boll durchgeführt haben,
kann mitnichten eine solche Anhörung im Aus-
schuss ersetzen.

(Beifall CDU und FDP)

Dazu gehört - wie wir das übrigens 2010 sehr aus-
führlich praktiziert haben - auch eine Bewertung al-
ler - ich sage: aller! - Sparkassen im Land ebenso
wie eine Anhörung der kommunalen Spitzenver-
bände und der Wirtschaftsverbände.

Ich appelliere an die Abgeordneten der Koalition:
Nehmen Sie Ihr ständiges Gerede vom Dialog end-
lich ernst, oder sagen Sie endlich einmal ehrlich,
dass Ihnen der Dialog nichts wert ist und Sie Ihre
Ideologie mit der Brechstange hier durchsetzen
wollen.

(Beifall CDU und FDP)

Dass sich die Landesregierung beziehungsweise der
Innenminister öffentlich überhaupt noch nicht posi-
tioniert hat, ist schon bedenklich. Wir erwarten hier
ebenfalls eine Klärung auch zu der Frage, mit wel-
chen konkreten Maßnahmen die Landesregierung
denn den Sparkassen helfen will. Wir werden daher
Ihren Antrag auf Veränderung der Tagesordnung
ablehnen; denn wir wollen ein geordnetes parla-
mentarisches Verfahren.

Gestern Nachmittag haben sich sowohl die Haspa
als auch der UVNord mit sehr deutlichen Worten
geäußert. Die Haspa fühlt sich durch Ihr Vorgehen
aus Schleswig-Holstein herausgedrängt, und der
UVNord kritisiert das parlamentarische bezie-
hungsweise das unparlamentarische Verfahren der
Koalition. Es geht also um schwerwiegende Folgen
dieses Verfahrens für die Sparkassenlandschaft in
Schleswig-Holstein, da nicht auszuschließen ist,
dass die Haspa Ihr Vorgehen als komplette Ausla-
dung aus diesem Land versteht.

Es geht aber auch um das Ansehen des Schleswig-
Holsteinischen Landtages und das Vertrauen der
Menschen in ein geordnetes Gesetzgebungsverfah-
ren. Ich beantrage daher eine Sondersitzung des Äl-
testenrates noch vor dieser Abstimmung. - Herzli-
chen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen zur Geschäftsordnung lie-
gen mir nicht vor. - Meine Damen und Herren, las-
sen Sie mich Ihnen bitte Folgendes mitteilen: So-
eben wurde mir mitgeteilt, dass der Abgeordnete
Dr. Andreas Tietze und die Abgeordnete Marlies
Fritzen ebenfalls erkrankt sind. Wir wünschen ih-
nen auch von dieser Stelle aus gute Besserung. - Ich
begrüße auf der Tribüne auch noch unsere Minder-
heitenbeauftragte, Frau Renate Schnack.
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(Beifall)

Meine Damen und Herren, der Oppositionsführer
hat beantragt, vor der Abstimmung über die Ände-
rung der Tagesordnung eine Ältestenratssitzung
durchzuführen. Ich gehe davon aus, dass Sie damit
einverstanden sind, wir kurz unterbrechen und den
Ältestenrat einberufen. - Herr Dr. Stegner.

(Zuruf CDU)

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Solche Zwischenrufe ignorierend,
will ich darauf hinweisen, dass wir den Ablauf, den
die Kollegin Herdejürgen in Ihrem Antrag darge-
stellt hat, exakt und präzise im Ältestenrat gestern
so besprochen haben. Das war exakt der Vorschlag,
den ich dort unterbreitet habe. Dem ist nicht wider-
sprochen worden, was die Abläufe angeht. Wir sind
immer sehr präzise, was solche Dinge angeht. Inso-
fern können wir das zwar gern noch einmal wieder-
holen. Ich glaube aber, wir halten die Kolleginnen
und Kollegen nur auf, wenn wir das noch einmal
wiederholen. Es ist genau so abgesprochen gewesen
- unabhängig von der unterschiedlichen Bewertung
zu Punkt eins. Die Abläufe aber, wie Frau Herde-
jürgen sie vorgeschlagen hat, sind exakt von uns im
Ältestenrat gestern so angekündigt worden. Inso-
fern kann ich keinen Bedarf erkennen. Wenn wir
das noch einmal wiederholen wollen, gern; aber
Bedarf für eine Ältestenratssitzung sehen wir nicht.

Präsident Klaus Schlie:

Erst einmal zur Klarstellung der Geschäftslage:
Wenn es drei Ältestenratsmitglieder gibt, die eine
Ältestenratssitzung wollen, dann werden wir sie
durchführen. Ansonsten müssen wir auch über die
Frage der Einberufung der Ältestenratssitzung ab-
stimmen.

Zweite Bemerkung: Angekündigt war das gestern
in der Sitzung des Ältestenrates, besprochen nach
meiner Erinnerung aber nicht, Herr Dr. Stegner,
und abgesprochen auch nicht.

Jetzt hat sich erst einmal der Abgeordnete Lars
Harms zur Geschäftsordnung gemeldet, und dann
der Abgeordnete Dr. Breyer.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Wie es der Kollege Stegner gerade eben
auch schon einmal deutlich gemacht hat, steht einer
Ältestenratssitzung nichts im Weg.

(Beifall und Heiterkeit CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Dann danke ich Ihnen für die Hilfestellung, dass ich
die Wortmeldung von Herrn Dr. Stegner jetzt auch
richtig verstehe.

(Heiterkeit CDU)

Herr Dr. Breyer, Sie haben das Wort zur Geschäfts-
ordnung.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es freut mich, dass Herr Dr. Stegner so freimütig
aus der Ältestenratssitzung erzählt hat. Wir hätten
es gern auch formell in der Geschäftsordnung abge-
sichert, dass wir das dürfen. Im Übrigen schließe
ich mich aber der guten Ordnung halber dem An-
trag des Kollegen Callsen an, hierzu noch einmal
als Ältestenrat zusammenzutreten.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Somit haben wir genug Wortmeldungen, in denen
sich für eine Ältestenratssitzung ausgesprochen
wurde. - Ich unterbreche die Tagung und berufe
hiermit den Ältestenrat in mein Dienstzimmer ein.

(Unterbrechung 10:26 bis 10:50)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich eröff-
ne wieder die Sitzung. Bevor wir zur Abstimmung
kommen, erteile ich dem Abgeordneten Arp von
der CDU-Fraktion zur Geschäftsordnung das Wort.

Hans-Jörn Arp [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich möchte das Abstimmungsverhalten der
Union kurz erklären. Aufgrund der Erfahrung der
vergangenen Legislaturperiode, in der wir darunter
gelitten haben, dass es kein Pairing-Abkommen
mit den damaligen Oppositionsfraktionen gab, ha-
ben wir uns am Anfang der Legislaturperiode vor-
genommen, als Demokraten ein besseres Vorbild
für die Menschen außerhalb dieses Hauses zu sein.

Deshalb haben wir mit den Grünen ein Pairing-Ab-
kommen geschlossen. Nachdem ich heute Morgen
von meiner Kollegin Frau Bohn erfahren habe, dass
zwei Grüne krank sind - bei uns ist einer krank -,
haben wir gesagt, dass das Pairing heute über den
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ganzen Tag gilt. Deshalb werden bei uns nur
20 Kollegen abstimmen. Einer ist krank, und einer
wird nicht mit abstimmen. Ich bitte, dies zu respek-
tieren.

Noch einmal: Wir haben eine Vorbildfunktion als
Demokraten. In diesem Fall sollten wir uns nicht so
verhalten, wie das in der Vergangenheit der Fall
war. Vielmehr sollten wir zu unserem Wort stehen.
Dafür ist die Union bekannt. Deshalb werden wir
uns so verhalten, auch wenn es uns schwerfällt.

(Beifall CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Geschäftsordnungsbeitrag ertei-
le ich Herrn Abgeordneten Dr. Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich möchte gern darauf aufmerksam machen - weil
eben die Formulierung „der Opposition“ gebraucht
worden ist -, dass die Sozialdemokraten ein Pai-
ring-Abkommen mit der FDP haben. Wir halten es
in jeder Weise für unanständig, wenn Kranke in das
Parlament gebracht werden müssen. Deshalb haben
wir das Pairing-Abkommen weder infrage gestellt
noch können wir uns vorstellen, dass es umgekehrt
so ist. Ich wollte nur der verallgemeinernden Be-
merkung „die Opposition“ entgegentreten. Wir tei-
len die Auffassung des Kollegen Arp ausdrücklich.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Geschäftsordnungsbeitrag ertei-
le ich Frau Abgeordneter Dr. Bohn von der Frakti-
on BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Im Namen meiner Fraktion bedanke
ich mich ganz ausdrücklich bei der CDU-Fraktion.
Ich bin auch davon ausgegangen, dass das Wort ge-
nau so eingehalten wird. Eine Sache aber ist meiner
Fraktion und auch denjenigen, die Mitglieder der
letzten Fraktion gewesen sind, und auch mir per-
sönlich ganz wichtig: Wir haben bei schweren, tra-
gischen Familiensituationen und bei Krankheit auch
in der letzten Legislaturperiode immer das Pairing

gemacht. Diese Klarstellung ist mir ganz wichtig. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Zu einem weiteren Geschäftsordnungsbeitrag ertei-
le ich Herrn Abgeordneten Lars Harms vom SSW
das Wort.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Nicht, dass die PI-
RATEN das auch für sich in Anspruch neh-
men für die letzte Legislaturperiode!)

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Für den SSW gilt natürlich genau dasselbe.
Es war schon immer unsere Haltung in diesem Par-
lament, dass auch wir am Pairing-Abkommen teil-
nehmen. Das wird auch immer so bleiben. Das ist
unser demokratisches Grundverständnis. Ich bin
froh, dass es immer noch so ist, dass zumindest die
meisten in diesem Parlament dies auch so sehen.
Ich weiß, dass es die FDP auch so sieht. Insofern
gibt es sehr viele Parteien, die am Pairing-Abkom-
men teilnehmen wollen. Das ist auch gute demokra-
tische Praxis.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Zur Vervollständigung dieser Reihe erteile ich zur
Geschäftsordnung dem Fraktionsvorsitzenden der
FDP, Herrn Abgeordneten Wolfgang Kubicki, das
Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Es gab in Schleswig-Holstein schon Situationen -
ich bin ja, wie Sie wissen, Alterspräsident und seit
über 20 Jahren im Parlament -,

(Heiterkeit)

in denen tatsächlich Menschen aus dem Kranken-
haus zur Abstimmung in den Plenarsaal des Schles-
wig-Holsteinischen Landtages geschoben werden
mussten. Im Jahr 1992 haben wir zusammen mit
den Sozialdemokraten gesagt, dass wir das nie wie-
der erleben wollen. Deshalb gilt für uns immer -
daran haben wir uns 20 Jahre gehalten, Herr
Dr. Stegner, im Verhältnis SPD zu FDP -, dass wir
nicht wollen, dass Kranke hier erscheinen müssen,
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nur um ein Mehrheitsverhältnis herzustellen, das
die Wähler so gewollt haben. Sie können ganz si-
cher sein, dass wir uns auch künftig daran halten
werden.

(Beifall FDP, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Weitere Wortmeldungen zur Geschäftsordnung se-
he ich nicht.

Dann werden wir jetzt über den Geschäftsord-
nungsantrag der Abgeordneten Herdejürgen abstim-
men, die beantragt hat, die Tagesordnungspunkte 6
und 8, also die Gesetzentwürfe zum Sparkassenge-
setz, in erster und zweiter Lesung in dieser 7. Ta-
gung zu behandeln und nach den Haushaltsberatun-
gen aufzurufen. Heute soll die erste Lesung und am
Freitag dann die zweite Lesung stattfinden. Näheres
zur Tagesordnung werde ich gleich noch sagen.

Zuerst einmal stimmen wir jetzt über diesen Ge-
schäftsordnungsantrag ab. Wer dem zustimmt, den
bitte ich um das Handzeichen. - Das sind die Frak-
tionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
die Abgeordneten des SSW. Wer ist dagegen? - Das
sind die Fraktionen von FDP, CDU und PIRATEN.
Damit - ohne es aufgrund der Erklärungen nachzu-
zählen - ist dieser Geschäftsordnungsantrag mit den
Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW angenommen. Wir werden dann so ver-
fahren.

Wir fügen nach den Haushaltsberatungen die Punk-
te 6 und 8 in die Tagesordnung ein, gegebenenfalls
auch noch - das kommt auf den Verlauf der Bera-
tungen an - den Punkt 29. Ich erinnere Sie noch ein-
mal daran, dass wir in der Ältestenratssitzung am
Dienstag vereinbart hatten, möglichst um 18 Uhr
Schluss zu machen, weil der Ältestenrat heute
Abend eine Einladung ausgesprochen hat. Wir wer-
den dann morgen früh um 10 Uhr den Tagesord-
nungspunkt 2, Glücksspielstaatsvertrag, und danach
die Punkte 7 und 10 aufrufen. Das war das, was
eben kurz im Ältestenrat abgesprochen worden ist.
- Ich sehe Nicken. Dann werden wir so verfahren.

Wir werden heute und morgen jeweils unter Einbe-
ziehung einer zweistündigen Mittagspause läng-
stens bis 18 Uhr tagen. Am Freitag ist eine einstün-
dige Mittagspause von 13 bis 14 Uhr vorgesehen. -
Ich höre keinen Widerspruch, dann werden wir so
verfahren.

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 3 und 28 auf:

Gemeinsame Beratung

a) Zweite Lesung des Entwurfs eines Haushalts-
gesetzes zum Haushaltsplan 2013

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 18/220

b) Zweite Lesung des Entwurfs eines Haushalts-
begleitgesetzes 2013

Gesetzentwurf der Landesregierung
Drucksache 18/221

Bericht und Beschlussempfehlung des Finanz-
ausschusses
Drucksache 18/420

Änderungsantrag der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeord-
neten des SSW
Drucksache 18/456 (neu)

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/458

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/467

Änderungsantrag der Fraktion der CDU
Drucksache 18/468

Änderungsantrag der Fraktion der FDP
Drucksache 18/459

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/460

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/463

Änderungsantrag der Fraktion der PIRATEN
Drucksache 18/464

c) Struktureller Abbaupfad bis 2020

Bericht der Landesregierung
Drucksache 18/338

Ich erteile zunächst dem Herrn Berichterstatter des
Finanzausschusses, Herrn Abgeordneten Thomas
Rother, das Wort.
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Thomas Rother [SPD]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen
und Kollegen! Jetzt kommen wir tatsächlich zum
Haushalt. Der Regierungswechsel ist dafür ursäch-
lich, dass der Landtag erst im November des letzten
Jahres und heute in zweiter Lesung über den Lan-
deshaushalt 2013 beraten und beschließen wird.
Der politische Wechsel spiegelt sich in den Daten
des Haushalts natürlich wider. Die Oppositionsfrak-
tionen hätten sich wohl auch daher mehr Zeit für ei-
ne umfangreichere Beratung gewünscht. Dennoch
ist es richtig, Haushaltsbeschluss und Kalenderjah-
resbeginn nicht zu weit auseinanderklaffen zu las-
sen. Investitionen sollen getätigt werden, Zuwen-
dungspartner warten auf ihre Bescheide.

Ich möchte mich bei Ihnen, liebe Kolleginnen und
Kollegen des Finanzausschusses, für die konzen-
trierte Arbeit und das trotz aller Differenzen kolle-
giale Miteinander in den Beratungen bedanken. Da-
mit haben Sie mir als neuem Finanzausschussvor-
sitzenden die Arbeit erleichtert. Bedanken möchte
ich mich natürlich auch bei den Mitarbeiterinnen
und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung, die das,
was wir beraten haben, dokumentiert und transpor-
tiert haben. Ich hoffe, dass auch alle Unterlagen an-
gekommen sind. Insbesondere unserem Geschäfts-
führer, Herrn Schmidt - das wird sicherlich weiter-
getragen -, an dieser Stelle ein besonderes Lob und
ein besonderer Dank.

(Beifall SPD, CDU, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW)

Vielen Dank auch an die Landesregierung und ihre
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, insbesondere
auch an die des Finanzministeriums, die unsere vie-
len Fragen unter Zeitdruck beantwortet haben, und
den Landesrechnungshof, der die Politik kritisch
begleitet. - Herr Dr. Altmann, für Sie waren es die
letzten Haushaltsberatungen. Für Ihre engagierten
Beiträge, Herr Dr. Altmann, die naturgemäß nicht
allen gefallen und nicht allen gefallen können, für
die aber immer das Wohl des Landes maßgeblich
war, möchte ich mich von dieser Stelle ganz herz-
lich bedanken.

(Beifall)

Der Finanzausschuss führte das seit Langem prakti-
zierte Beratungsverfahren durch: Nachdem die
Fraktionen ihre Fragen eingereicht und die Ministe-
rien die Fragen beantwortet hatten, beriet er mit den
jeweils betroffenen Fachausschüssen die Einzelplä-
ne und konzentrierte sich dabei auf politische
Schwerpunkte. Die Ministerinnen und Minister
stellten ihre Haushalte und - soweit ich mich erin-

nern kann - erstmals sogar der Ministerpräsident
selbst den Haushalt der Staatskanzlei vor.

Im Zusammenhang mit dem Haushalt beschäftigten
uns auch der kommende Tarifabschluss im öffentli-
chen Dienst, die Verständigung zwischen Landesre-
gierung und Kommunen über die U-3-Betreuung,
der Stellenabbau, insbesondere die Entwicklung der
Zahl der Lehrerstellen - Herr Koch, wie ich gesehen
habe, sind die letzten Fragen auch beantwortet -,
die Einrichtung von Sondervermögen infolge der
Zinsersparnisse, das Programm PROFI, die Situati-
on der HSH Nordbank und viele andere Themen,
die sicherlich in der folgenden Debatte noch ange-
sprochen werden.

Das Hauptaugenmerk des Finanzausschusses liegt
natürlich auf der allgemeinen finanziellen Situati-
on des Landes und der Konsolidierung der Lan-
desfinanzen. Die Schuldenbremse und die Anfor-
derungen des Stabilitätsrats werden mit dem Haus-
halt 2013 eingehalten. Die Fraktionen und der Lan-
desrechnungshof stimmen gewiss überein, dass das
Ziel der Schuldenbremse nur durch eine Finanzpo-
litik der konsequenten Konsolidierung des Haus-
halts erreicht werden kann.

Zu der Frage, in welchen Schritten beziehungswei-
se mit welcher Geschwindigkeit das Haushaltsdefi-
zit zurückgeführt wird, gibt es naturgemäß unter-
schiedliche Auffassungen. Der Rechnungshof be-
stärkt und mahnt uns alle - Parlament und Regie-
rung -, in den Konsolidierungsanstrengungen nicht
nachzulassen, die Neuverschuldung zurückzufüh-
ren, das Gebot „alternativ statt additiv“ zu befolgen
und den Stellenabbau voranzutreiben. Gleichzeitig
gibt die Politik natürlich ihren Gestaltungsauftrag
nicht auf, und die Fraktionen suchen nach dem bes-
ten Weg, möglichst intelligent und nachhaltig zu
wirtschaften.

Nach der Steuerschätzung im Herbst 2012 brachte
die Landesregierung wie üblich noch Änderungs-
vorschläge zum Haushalt ein, die sogenannte Nach-
schiebeliste. Anfang Januar 2013 legten die Frak-
tionen - wie verabredet - ihre Änderungsanträge
vor.

Bei der Schlussabstimmung im Finanzausschuss am
letzten Donnerstag beantragte die CDU Einzelab-
stimmung über ihre Änderungsanträge. Daraufhin
tauschten die Fraktionen ihre unterschiedlichen
Auffassungen in den einzelnen Politikfeldern erneut
aus. Die Koalitionsfraktionen erklärten, dass sie die
Anträge der Oppositionsfraktionen geprüft, Teile
unterstützt beziehungsweise aufgegriffen hätten
und die Anträge der Einfachheit halber insgesamt
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ablehnten. Abstimmungen über einzelne Punkte
können heute noch im Rahmen der zweiten Lesung
stattfinden. - Wir haben auch noch zusätzliche An-
träge auf den Tisch bekommen. Ich glaube, es wer-
den auch immer noch welche nachgereicht.

Die Anträge der CDU wurden ebenso wie die An-
träge der beiden anderen Oppositionsfraktionen,
FDP und PIRATEN, und die Nachschiebeliste des
Landtags mit den Stimmen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW abgelehnt. Die Ände-
rungsvorschläge der Landesregierung sowie die
Anträge von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW wurden mit den Stimmen der Koalitions-
fraktionen gegen die Stimmen der Oppositionsfrak-
tionen angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Namen der
Mehrheit des Finanzausschusses bitte ich Sie, das
Haushaltsgesetz, das Haushaltsbegleitgesetz und
den Plan des Landeshaushalts für das Jahr 2013 in
der Fassung der Ihnen hoffentlich zugegangenen
und in Drucksache 18/420 vorliegenden Be-
schlussempfehlung anzunehmen. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Ich danke dem Herrn Berichterstatter. Gibt es
Wortmeldungen zu dem Bericht? - Das ist nicht der
Fall.

Gestatten Sie mir folgende geschäftsleitende Be-
merkungen hinsichtlich des Zeitmanagements. Die
Reihenfolge der Worterteilungen in der Debatte
zum Haushalt 2013 wird folgendermaßen festge-
legt: zunächst die Fraktionsvorsitzenden in der Rei-
henfolge der Stärke ihrer Fraktion für jeweils
20 Minuten, dann der Herr Ministerpräsident, dann
gegebenenfalls - wenn gewünscht - der Herr Oppo-
sitionsführer, wenn das der Fall ist, dann gegebe-
nenfalls die Fraktionsvorsitzenden in der Reihenfol-
ge der Stärke der Fraktionen.

Ich nehme an, dass wir dann die Mittagspause er-
reicht haben werden. Danach reden die finanzpoliti-
schen Sprecherinnen und Sprecher der Fraktionen
nach der Reihenfolge der Stärke ihrer Fraktionen,
dann die Finanzministerin für 15 Minuten, und
dann gibt es gegebenenfalls Kurzbeiträge, bevor
wir in die Abstimmung eintreten.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr
Oppositionsführer und Fraktionsvorsitzende der
CDU, Herr Abgeordneter Johannes Callsen.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Vor et-
was mehr als zwei Jahren haben wir in diesem Ho-
hen Haus zum ersten Mal einen Haushalt verab-
schiedet, mit dem die Ausgaben gegenüber den
Vorjahren tatsächlich reduziert wurden. Unser Ziel
als CDU war und ist ein ausgeglichener Haushalt
für Schleswig-Holstein. Ich kann Ihnen versichern:
Davon rücken wir auch als Opposition nicht ab.

(Beifall CDU)

Wir stehen nach wie vor zur Schuldenbremse und
zur Haushaltskonsolidierung. Wir wollen bereits
im Jahr 2017 die dauerhaften Ausgaben und die
dauerhaften Einnahmen zur Deckung bringen. Dar-
in liegt der Unterschied zwischen uns und den Re-
gierungsfraktionen. Wir schreiben schwarze Zah-
len, und Sie schreiben rote Zahlen.

(Beifall CDU)

Wir sorgen dafür, dass Schleswig-Holstein früher
aus der Schuldenfalle herauskommt, während Sie
weiterhin Gelder verteilen, die Schleswig-Holstein
eigentlich gar nicht zu verteilen hat. Sie machen lie-
ber mehr neue Schulden, um Ihre Wahlgeschenke
zu finanzieren und Ihre Klientel zu bedienen. Bes-
ser aber ist es, die knappen Landesmittel dort einzu-
setzen, wo sie für das ganze Land und für alle Men-
schen in Schleswig-Holstein einen Mehrwert brin-
gen.

Was Sie hier machen, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen der Koalitionsfraktionen, ist Klientelpoli-
tik - so hätten Sie es uns in der Vergangenheit vor-
geworfen, und nichts anderes. Das ist keine Politik
der neuen, sondern das ist eine Politik der begrenz-
ten Horizonte.

(Beifall CDU)

Diese Linkskoalition verlässt mit diesem Haushalt
den eingeschlagenen Kurs der Haushaltskonsolidie-
rung, weil ihr Weg kein gerader Weg ist, sondern
ihr Weg ist ein gepflasterter Umweg, und zwar ein
kostspieliger für dieses Land, dessen Ende unge-
wiss ist.

Anstatt heute schon mit einem Haushalt Risikovor-
sorge durch eine Reduzierung der Nettoneuver-
schuldung zu treffen, schieben Sie Ihre Verantwor-
tung auf die folgenden Jahre. Ihre Devise dabei ist:
abwarten, Tee trinken und viele neue Schulden für
andere Dinge machen. So geiht dat aver in Schles-
wig-Holstein nich!

(Beifall CDU)
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Mit dieser Politik kommen Sie der Schuldenbrem-
se keinen Schritt näher. Ihre „Küstennebelkoaliti-
on“ lebt auf Pump, bis nichts mehr geht, oder bis
sie von den Risiken überrollt wird. Die CDU will
hingegen mit ihrem Antrag - er liegt Ihnen vor:
„Reduzierung der Nettoneuverschuldung“ - insge-
samt 133 Millionen € weniger ausgeben; denn uns
ist klar: Schulden schaffen keine Zukunft, sondern
sie verbrauchen Zukunft. Sie aber vergrößern mit
Ihren Schulden die Hypothek für unsere Jugend.
Das ist alles andere als generationengerecht. Mit Ih-
rem neuen Ankurbeln der Schuldenspirale machen
Sie die notwendigen politischen Handlungsspiel-
räume für die Zukunft zunichte.

Herr Ministerpräsident, Sie und Ihre Regierungs-
mannschaft machen lieber neue Schulden, weil Ih-
nen schlichtweg das Rückgrat fehlt.

(Beifall CDU)

Ich will Ihnen gern drei prägnante Beispiele dafür
nennen.

Erstens Ihr Lieblingsprojekt PROFI: Das ist im
Grunde eine gute Idee, doch sind aus unserer Sicht
die insgesamt 50 Millionen € viel zu hoch ange-
setzt. Um das Projekt zu starten, schlagen wir zu-
nächst 10 Millionen € vor und wollen Aufwüchse
über die nächsten Jahre strecken. Im Ergebnis wer-
den wir durch energetische Sanierung nicht nur die
Umwelt schützen, sondern auch die Betriebskosten
senken.

Zweites Beispiel, die Bio-Informenta: Sie wollen
380.000 € in ein Projekt stecken, das - das ist allen
bekannt - schon im mecklenburgischen Nieklitz
krachend gescheitert ist.

(Volker Dornquast [CDU]: Skandal!)

Allein die Machbarkeitsstudie soll 130.000 € kosten
- viel zu viel, wie auch Experten schätzen.

Doch damit nicht genug: Einem von der CDU im
Finanzausschuss geforderten Haushaltsvermerk
stimmte diese Linkskoalition nicht zu, obwohl sie
doch in der Presse - und zwar SPD, Grüne und
SSW gleichermaßen - gesagt hat: Erst wollten sie
die Studie abwarten, dann prüfen und dann, erst
dann, gebe es den Rest - 250.000 € für den Ankauf
von diversen Ausstellungsgegenständen.

Wir fragen Sie: Weshalb haben Sie dem Sperrver-
merk dann nicht zugestimmt? Weshalb lassen Sie
Ihren Worten keine Taten folgen? Ist das die neue
Transparenz einer dialogorientierten Politik dieser
neuen Koalition in Schleswig-Holstein?

Man kann über die Sinnhaftigkeit der Bio-Infor-
menta trefflich streiten. Wir sind der Überzeugung,
dass es wichtigere Aufgaben in unserem Land gibt.
Aber es ist eben auch eine Frage der politischen
Glaubwürdigkeit, seinen Worten auch Taten folgen
zu lassen.

(Beifall CDU)

Das dritte Beispiel ist noch ein zusätzlicher Staats-
sekretär im Wirtschaftsressort, den eigentlich kei-
ner so wirklich braucht.

Das ist alles unnötig, wie bei so vielen Ihrer zusätz-
lichen Ausgaben, die wir in diesem Haushalt fin-
den. Wir haben festgestellt, dass rote, grüne und
auch die SSW-Politiker gern und viel Geld ausge-
ben, vorzugsweise natürlich das Geld anderer. Da-
mit aber nicht genug: Es darf aber - wie hier er-
kennbar - auch noch ein bisschen mehr sein. Anstatt
im Bundesrat dem Steuerabkommen mit der
Schweiz zuzustimmen und eine halbe Milliarde €
zusätzlicher Einnahmen nach Schleswig-Holstein
zu holen, blockieren Sie dieses Projekt aus wahltak-
tischen Gründen in der Bundespolitik.

(Beifall CDU und FDP)

Liebe Kollegen von der Koalition, Sie setzen lieber
auf Steuererhöhungen. Das ist Ihre einzige Hoff-
nung, um Ihre Ausgaben finanzieren zu können. Ei-
nes können wir den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern sowie den Unternehmen in diesem Land
schon jetzt versichern: Steuererhöhungen würden
kommen, wenn Rot-Grün ab September auch in
Berlin regieren dürfte. Aber dazu wird es Gott sei
Dank nicht kommen; seien Sie versichert! Wir wer-
den es nicht zulassen, dass Sie noch mehr Geld der
Steuerzahler ausgeben, das Sie nicht vorher eins zu
eins erwirtschaftet haben.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Das entscheiden die
Wähler, Herr Kollege!)

Meine Damen und Herren, verantwortungsvolle Po-
litik sorgt auch dafür, dass es der Wirtschaft in
Schleswig-Holstein gut geht, dass Arbeitsplätze ge-
schaffen werden, dass dadurch die Steuereinnah-
men fließen. Auch hier machen Sie genau das Ge-
genteil von dem, was vernünftig ist. Der Minister-
präsident predigt einmal mehr und immer wieder
salbungsvoll den Dialog mit den Menschen, und
die Regierungsfraktionen exekutieren auf der ande-
ren Seite knallhart ihre ideologische Politik. Sie tun
so, als ob Sie das Urteil der Menschen interessierte,
aber in Wahrheit steht das Ergebnis Ihres Dialoges
von vornherein fest.
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Wir haben hier über das Vorschaltgesetz zum
Schulgesetz ausreichend diskutiert.

Mit dem neuen Tariftreue- und Vergabegesetz
überziehen Sie unseren Mittelstand und das Hand-
werk mit einem Bündel an zusätzlichen Auflagen
und Forderungen, dass den Menschen angst und
bange wird. Die Anhörung im Wirtschaftsausschuss
hat ganz klar gezeigt: Ihr Gesetzentwurf wurde dort
in der Luft zerrissen, weil er zum Mühlstein unserer
Betriebe wird, weil er die Unternehmen belastet
und weil er Arbeitsplätze gefährdet.

(Beifall CDU und FDP)

Herr Ministerpräsident, auf dem Kieler IHK-Emp-
fang haben Sie gesagt, Sie wollten durch den Dia-
log von den Betroffenen lernen. Wenn diese Worte
auch nur einen Funken Wahrheit haben, dann zie-
hen Sie dieses Gesetz komplett umgehend zurück!

(Beifall CDU und FDP)

Herr Ministerpräsident, auf der NORLA im vergan-
genen Jahr haben Sie mit Blick auf die Fischer ge-
sagt, einen solch ehrlichen Beruf dürfe man nicht
mit Bürokratie ersticken. Nun kommt Ihr Umwelt-
minister und hat nichts Besseres zu tun, als für die
Küstenfischerei weiträumige Fangverbote zu ver-
hängen.

(Zurufe CDU: Unerhört!)

Die Fischer sind von Ihrer Dialogkultur nicht nur
enttäuscht, sie fürchten schlicht um ihre Existenz.
Auch hier gefährdet die „Küstennebelkoalition“
Existenzen, Arbeitsplätze und Steuereinnahmen.

(Beifall CDU und FDP)

Sie greifen aber nicht nur ideologisch in die Unter-
nehmen ein, Sie hängen mit Ihrer Infrastruktur-
verhinderungspolitik auch den Wirtschaftsstand-
ort Schleswig-Holstein insgesamt ab. Auch wenn
Sie noch so oft Beruhigungspillen zur A 20 und zur
westlichen Elbquerung finden - die Meinungsunter-
schiede in Ihrer Koalition sind doch überhaupt nicht
zu überhören. Herr Ministerpräsident, Sie und Ihr
Wirtschaftsminister verweisen in blumigen Worten
in jeder Rede immer wieder auf das Gaspedal.
Wirklich gefunden haben Sie das Gaspedal aller-
dings immer noch nicht.

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

Die Grünen dagegen wissen sehr genau, wo die
Bremse ist, und ich bin sicher, sie werden munter
davon Gebrauch machen. Die von Umweltminister
Habeck angekündigten neuen Untersuchungen zur
Fehmarnbelt-Querung waren doch nur ein Vorge-

schmack auf das, was uns bei der weiteren Planung
der A 20 und bei der Anmeldung zum Bundesver-
kehrswegeplan noch blühen wird.

Seit Sonntag kriegen die Grünen auch noch Ober-
wasser aus Niedersachsen.

(Zuruf)

Es wird doch niemand bezweifeln, dass der westli-
chen Elbquerung - -

- Ich habe den Zwischenruf wohl vernommen; wir
dokumentieren das gern.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Es wird doch niemand bezweifeln, dass der westli-
chen Elbquerung jetzt von beiden Seiten der Elbe
grüne Fesseln angelegt werden sollen. Der Wirt-
schaftsstandort Schleswig-Holstein würde dadurch
massiv abgehängt. Das dürfen wir nicht zulassen.

(Beifall CDU und FDP)

Denn mit dieser Politik verschlechtern Sie die
Chancen unserer Betriebe, Sie gefährden Arbeits-
plätze, und Sie verhindern weitere und höhere
Steuereinnahmen. Wir werden nicht zulassen, dass
Sie eine Politik zulasten unseres Mittelstands sowie
der fleißigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
machen.

(Beifall CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, für uns Christdemokra-
ten gehört es auch zur politischen Verantwortung,
die Neuverschuldung soweit wie möglich zu redu-
zieren, um die Schuldenbremse auf jeden Fall und
möglichst schon früher einzuhalten. In diesem Be-
wusstsein hat die CDU-Landtagsfraktion ihre Än-
derungsanträge zum Haushaltsentwurf der Landes-
regierung formuliert. Wir wollen die Neuverschul-
dung reduzieren und gleichzeitig Schwerpunkte
setzen, die dem ganzen Land zugute kommen.

Ich will wenige Bespiele nennen. Wir investieren in
ein Landärzte-Programm, einen Fonds für Barriere-
freiheit, ein Modellprojekt für Nachbarschaftszen-
tren und eine deutliche Aufstockung der Pflegeaus-
bildungsplätze. Das sind unsere Schwerpunkte in
den Bereichen Familien, Kinder und Senioren.

(Beifall CDU - Lachen SPD)

Wir machen Vorschläge zur Bekämpfung des Un-
terrichtsausfalls, und wir stellen zusätzliche Mittel
für die Verkehrsinfrastruktur bereit, wo Sie in Ih-
rem Haushalt verantwortungslos kürzen.
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Anders als im Haushaltsentwurf der Landesregie-
rung sind alle Mehrausgaben bei uns solide gegen-
finanziert. Das ist solide Finanzpolitik.

Mit unseren Änderungsanträgen sinkt die Nettoneu-
verschuldung von 460 Millionen auf 327 Millio-
nen €. Das sind rund 133 Millionen € weniger als
im Entwurf der Landesregierung. Weil wir weniger
Geld ausgeben wollen als die Landesregierung, spa-
ren wir auch Zinsen, die uns in der Zukunft sonst
belasten würden. Wir behalten damit Luft nicht nur
für Risiken, die möglicherweise vor uns liegen,
sondern auch für die Übertragung des Tarifab-
schlusses der Angestellten auf die Beamten. Wir
wollen den Tarifverhandlungen allerdings nicht mit
konkreten Beträgen vorgreifen, aber die Beamtin-
nen und Beamten sollen wissen - das hat die Debat-
te im Dezember 2012 hier im Haus gezeigt -: Die
CDU steht zur zeit- und wirkungsgleichen Über-
nahme des Tarifabschlusses. Dass die Koalition
hierzu in der letzen Landtagstagung ein klares Be-
kenntnis verweigerte, ist schon bemerkenswert.

(Beifall CDU)

Ich fordere die Landesregierung auf, im Sinne einer
soliden Finanzpolitik endlich damit aufzuhören,
Wahlgeschenke zu verteilen, sondern ihrer Verant-
wortung für unser gesamtes Land gerecht zu wer-
den. Wer das Land stärken will, muss bei der Haus-
haltspolitik anfangen. Gesunde Finanzen sind die
Grundvoraussetzung für die Zukunftsfähigkeit un-
seres Landes. Der vorliegende Haushalt zeigt, dass
diese Erkenntnis bei der Landesregierung und der
Regierungskoalition noch nicht angekommen ist.

Sehr geehrter Herr Albig, lassen Sie Ihren zahlrei-
chen blumigen Reden endlich Taten folgen! Land-
auf, landab betonen Sie, dass Sie ein starkes Schles-
wig-Holstein wollen, mit starken Menschen und si-
cherlich auch mit starken und guten Finanzen. Mit
diesem Haushalt stärken Sie unser Land nicht, Sie
vernichten wichtige Handlungsspielräume für die
Zukunft. Das hat Schleswig-Holstein nicht verdient.
- Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der Fraktionsvorsitzende
Dr. Ralf Stegner das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Haushaltsdebatten im Parlament verdienen mit
Recht eine besondere Aufmerksamkeit. Die Haus-

haltspolitik hat Auswirkungen auf nahezu alle Poli-
tikfelder und entscheidet über viele Fragen. Wie
geht es weiter mit den Schulen in unserem Land?
Was kostet die Energiewende? Was wird für die
Schwächsten in unserer Gesellschaft getan? Der
heutige Beschluss dieses Parlaments über den
Haushalt wird Antworten geben und ein wichtiges
Stück des von den Bürgerinnen und Bürgern ge-
wollten und gewählten Politikwechsels in Schles-
wig-Holstein beschreiben.

Der Haushalt 2013 ist geprägt von dem Bewusst-
sein um die soziale Verantwortung gegenüber den
Menschen in unserem Land. Das wurde schon im
Haushaltsentwurf der Landesregierung deutlich.
Mein Dank dafür gilt dem Regierungsteam von
Ministerpräsident Torsten Albig und an erster Stelle
unserer klugen Finanzministerin Monika Heinold.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dem gemeinsamen sozialen und nachhaltigen Poli-
tikverständnis dieser Koalition und der transparen-
ten und verantwortungsbewussten Regierungsarbeit
ist es zu verdanken, dass nur wenige Änderungen
des Entwurfs notwendig geworden sind, deutlich
weniger als in früheren Jahren.

Da, wo wir Änderungen vorgenommen haben, un-
terstreichen wir nochmals die von uns gesetzten
Schwerpunkte, nämlich Bildung, Energiewende,
soziale Gerechtigkeit. Mit diesem Haushalt bewei-
sen wir, dass wir neue Impulse, intelligente Investi-
tionen, soziale Verantwortung und die Einhaltung
der Schuldenbremse miteinander verbinden können.

Im Gegensatz zu unserer Vorgängerregierung -
Herr Callsen, in Ihrem Wortschatz würde das wohl
„Rechtskoalition“ heißen - tun wir dies, ohne das
Land kaputtzusparen.

(Christopher Vogt [FDP]: Mitte-Rechts-Ko-
alition!)

Ich habe es schon einmal gesagt und wiederhole es:
Eine Kürzungspolitik ohne Sinn und Verstand, oh-
ne soziale Verantwortung, ohne volkswirtschaftli-
che Logik, ohne Nachhaltigkeitsvernunft und ohne
Respekt vor den Betroffenen wird es in diesem
Land mit unserer Koalition nicht geben.

Diese Landesregierung wird keine Politik auf Kos-
ten von Kommunen, Verbänden und der Bürgerin-
nen und Bürger machen, sondern mit ihnen und für
sie. Wenn die Opposition in diesem Haus - Ihre Re-
de hat das einmal mehr gezeigt - das nicht verstan-
den hat und grundsätzlich anders sieht, unterstreicht
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sie nur die Klugheit des Wählervotums vom
6. Mai 2012.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Herr Kollege Callsen, die Katerstimmung nach der
Niedersachsenwahl war Ihnen in Ihren Worten an-
zumerken. Ich bin mir sicher, die werden in Hanno-
ver mit Stephan Weil eine genauso kluge Koaliti-
onsvereinbarung treffen wie wir. Wir bauen die
A 20 bis zur A 7. Ich fürchte, die Niedersachsen
machen das von der anderen Seite nicht bis dahin,
aber sie werden eine kluge Entscheidung treffen.
Da bin ich ganz sicher. Rot-Grün funktioniert in
Kiel und wird auch in Hannover funktionieren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Nur haben die den SSW nicht. Da sind wir noch ein
Stück besser, lieber Herr Kollege Harms. Anson-
sten aber klappt das gut.

Haushaltskonsolidierung macht dann Sinn, wenn
sie nachhaltig und gerecht ist. Haushaltskonsolidie-
rung macht dann Sinn, wenn nachfolgende Genera-
tionen künftig Freiräume erhalten, die sie nutzen
können. Haushaltskonsolidierung macht dann Sinn,
wenn wir unseren Kindern und Enkeln eine soziale
Gesellschaft in einem lebenswerten Land hinterlas-
sen.

Wir halten die Schuldenbremse ein und nutzen die
wenigen Spielräume, die wir zur politischen Gestal-
tung haben. Das dürfte keinen überraschen, denn
wir tun ja schlicht und einfach das, was wir vorher
gesagt haben. Kurz: Wir halten unsere Wahlver-
sprechen. Genau dafür haben uns die Menschen
auch gewählt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir stehen zu unserer Verantwortung. Deshalb be-
grüßen wir auch die Veränderungen im Aufsichts-
rat der HSH Nordbank. Mit dem neuen Aufsichts-
ratsvorsitzenden Thomas Mirow und unserem kom-
petenten Staatssekretär Thomas Losse-Müller über-
nimmt die Politik nämlich auch an dieser Stelle
wieder Verantwortung, wie sich das gehört. Wich-
tig für die HSH Nordbank ist allerdings die
Rückendeckung für ihre Neuaufstellung, die wir im
Landtag gemeinsam vornehmen sollten.

Beim Landtag stellen wir Mittel ein, um die Re-
form der Landesverfassung anzugehen: Deutsche
Einheit, neues Europa, digitale Welt, mehr Bürger-
beteiligung, viel ist in den letzten 20 Jahren anders

geworden. Ich will an dieser Stelle deutlich sagen,
dass es sich hierbei um eine gemeinsame Aufgabe
handelt, die es zu erfüllen gilt. Die Aufnahme der
Rechte von Sinti und Roma in die Landesverfas-
sung im vergangenen Jahr war dafür ein guter Aus-
gangspunkt.

Das hat übrigens deutlich gemacht, dass Schleswig-
Holstein ein weltzugewandtes und offenes Land ist.
Wir wollen ein stärkeres europäisches Bewusst-
sein deutlich machen. Dazu gehören auch interna-
tionale Kontakte und intensivierte Ostseekoopera-
tionen. Wir wollen das mit unseren Anträgen unter-
streichen. Die Krise in Europa zeigt, dass wir uns
darum auch vor Ort kümmern müssen.

Bei allen gemeinsamen Herausforderungen unter-
scheidet sich unser Haushalt deutlich von der
schwarz-gelben Politik der Vorjahre.

(Christopher Vogt [FDP]: Leider!)

Bestes Beispiel dafür - hören Sie gut zu, Herr Kol-
lege Vogt! -: Bildung ist in der Haushaltspolitik
dieser Koalition kein Akzent, sondern erste Priori-
tät. Ihre Irrlichterei in Sachen Bildungspolitik wur-
de abgewählt. Auch wenn Sie es nicht mehr hören
können oder wollen, ich sage es Ihnen noch einmal:
Wer an der Bildung spart, wird morgen für die Fol-
gekosten einen hohen Preis bezahlen müssen. Des-
wegen tun wir das nicht.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Deshalb haben wir einen umfangreichen Bildungs-
dialog begonnen. Ministerin Wende tut da deutlich
mehr als Sie, die Sie das nur einfordern. Wir wollen
mit allen Beteiligten ein gemeinsames Schulgesetz
erarbeiten, das Bestand haben wird und endlich
Verlässlichkeit für die Familien in unserem Land
bringt.

Wir haben die 300 strittigen Lehrerstellen in den
Haushalt zurückgeführt.

Um mehr Kindern ein Abitur zu ermöglichen, brau-
chen wir mehr Oberstufen. Wir sind froh, dass es
künftig ein vielfältiges und flächendeckendes An-
gebot geben wird - in acht Jahren an Gymnasien, in
neun Jahren an Gemeinschaftsschulen und an be-
ruflichen Schulen.

Die Mittel für die Schulsozialarbeit werden um
2,9 Millionen € aufgestockt.

Die Verpflichtung der Kreise, die Eltern an den
Schülerbeförderungskosten zu beteiligen, wird
rückgängig gemacht.
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Wir stellen zusätzlich 100.000 € für die Fortbil-
dungsoffensive der Lehrerinnen und Lehrer zur
Verfügung.

Die Mittel für die deutschen Schulen in Nordschles-
wig sind bedarfsgerecht erhöht worden. Die Förde-
rung für die öffentlichen Schulen der dänischen
Minderheit wird wieder auf 100 % gesetzt. Dass die
CDU hier wieder einschlägige Anträge einbringt,
zeigt ihre Unfähigkeit, aus eigenen Fehlern für die
Zukunft zu lernen.

(Beifall SPD)

Die „Anti-SSW-Wahlanfechtungen“ aus Ihren
Reihen und Ihre öffentlichen Einlassungen dazu
sind in der Sache peinlich und zeigen Sie nur als
schlechte Verlierer. Der SSW hat ein vollgültiges
politisches Mandat und ist ein starker Teil unserer
Regierungskoalition. Das ist und wird so bleiben.

(Jens-Christian Magnussen [CDU]: Was hat
das mit dem Haushalt zu tun?)

Eine Aufstockung der Hochschulmittel ist um rund
30 Millionen € vorgesehen und stellt im Gegensatz
zu unserer Vorgängerregierung weder Lübeck noch
andere Hochschulstandorte infrage. Wir verzichten
auf die Kürzungen für die staatlich anerkannte pri-
vate Fachhochschule Wedel. Auch wenn unsere
Verantwortung in erster Linie den Hochschulen in
der Trägerschaft des Landes gilt, wollen wir doch
dieses bewährte Bildungsangebot in der Pinneber-
ger Region in seinem Bestand sichern.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN und SSW)

Wir entwickeln Zukunftsperspektiven für das
UKSH, ohne - wie Sie - das Heil in Privatisierun-
gen zu suchen. Deshalb auch das klare Landesveto
gegen den geplanten Provinzial-Deal.

Wir haben uns auch auf einen Punkt verständigt,
der in den letzten Tagen - wie ich finde - unter
falscher Akzentsetzung negativ kommentiert wor-
den ist. Wenn wir heute vorschlagen, eine Mach-
barkeitsstudie über die mögliche Einrichtung einer
Bio-Informenta zu erstellen und dafür im Rahmen
des Exzellenz- und Strukturbudgets der Hoch-
schulen Startmittel einstellen, ist das nicht - wie Sie
behaupten - „Gefälligkeitspolitik“ gegenüber unse-
rem früheren Umweltminister Professor Dr. Heyde-
mann. Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Der Ton und
Stil der Opposition im Umgang mit einem seit Jahr-
zenten angesehen Wissenschaftler ist schlichtweg
unanständig.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ich erinnere an den Umweltpreis der Bundesstif-
tung Umwelt. Wir machen eine Machbarkeitsstu-
die. Wir werden über alles andere reden. Ich nehme
übrigens wahr, dass es im Kreis Herzogtum Lauen-
burg auch bei CDU und FDP ein parteiübergreifen-
des Interesse gibt, Herr Landtagspräsident, diese
Chance zu prüfen. Lassen Sie uns die nicht von
vornherein vergeben. Wir tun nicht mehr und nicht
weniger. Sie brauchen sich gar nicht so aufzuregen.

Meine Damen und Herren, im sozialen Bereich ist
es eine Politik kleiner Schritte, geringer Umschich-
tungen, mit denen wir mehr soziale Gerechtigkeit
schaffen.

Wir geben den Frauenhäusern und Frauenbera-
tungsstellen Planungssicherheit und stärken die
Mädchenarbeit beim Landesjugendring. Ich habe
gesehen, dass die FDP einen gegenteiligen Vor-
schlag macht. Unbelehrbar - kann ich da nur sa-
gen -, unbelehrbar!

(Beifall SPD)

Wir erhöhen das Blindengeld für Erwachsene wie-
der auf 300 €. Die Opposition will es bei 200 € be-
lassen. Unbelehrbar, meine sehr verehrten Damen
und Herren!

(Vereinzelter Beifall SPD)

Beim Kinderschutz wollen wir wieder an die frühe
Vorreiterrolle Schleswig-Holsteins anknüpfen.

Wir unterstützen die lesbisch-schwule Emanzipati-
onsarbeit und setzen die Gleichstellung eingetrage-
ner Lebenspartnerschaften im Beamtenrecht end-
lich vollständig um. Die Union ist auch in dieser
Frage fest im Vorgestern. Auch das zeichnet sie
aus.

Mit der Entwicklung eines Demenzplans wollen
wir dem demografischen Wandel Rechnung tragen
und Vorsorge treffen. Pflege muss bei einer altern-
den Bevölkerung im Mittelpunkt der sozialpoliti-
schen Debatte stehen.

(Zuruf Christopher Vogt [FDP])

- Sie sollten darüber keine Scherze machen. Das ist
ein sehr ernstes Thema, meine Damen und Herren.
Wir kümmern uns um die Menschen, die auf gute
Pflege angewiesen sind. Darüber sollten wir uns
hier im Hause eigentlich einig sein. Deshalb
200 Plätze mehr in der Altenpflegeausbildung. Wir
müssen junge Menschen dazu motivieren, diesen
gesellschaftlich wertvollen Job zu übernehmen. Da-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013 1125

(Dr. Ralf Stegner)



zu gehört, dass sie für ihre Ausbildung kein Schul-
geld bezahlen müssen. Das müssen wir ändern. Wir
versuchen, das mit unseren Anträgen voranzubrin-
gen.

Wir versuchen, eine Politik zu machen, die den Ti-
tel „Soziales“ wieder verdient. Für uns ist Sozialpo-
litik keine Pflichtübung, sondern Herzensangele-
genheit.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wir haben etwas geschafft, was die Vorgängerre-
gierung nicht geschafft hat. Sie wurden verklagt,
was die Kinderbetreuung - U 3 - angeht. Wir haben
mit den Kommunen für die Kita-Finanzierung eine
gemeinsame Lösung gefunden. Herzlichen Glück-
wunsch, Frau Sozialministerin! Das war eine sehr
gute Einigung.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir haben den Ausbau der Betreuung für Kinder
unter drei Jahren in Schleswig-Holstein langfristig
finanziell gesichert und die Kommunen dabei entla-
stet und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf
gestärkt. Wenn wir das nicht endlich aus den Sonn-
tagsreden in die Alltagspolitik bringen, versagen
wir vor unserer Verantwortung für die Zukunft. Das
ist ein ganz wesentliches Thema, um das wir uns
mit aller Entschiedenheit kümmern werden.

Man sieht an dieser Stelle die Unterschiede. Wir er-
kennen die zentralen Zukunftsfragen und erarbeiten
Lösungen. Wir tun das nicht gegen die
Kommunen, sondern gemeinsam mit ihnen.

Der Landesregierung ist es außerdem gelungen, mit
den Kommunen eine Einigung über die Kosten in
der Eingliederungshilfe zu vereinbaren. Die Um-
steuerung in den ambulanten Bereich wird durch
das, was dort begonnen hat, ein Stück erleichtert.

Um Menschen, die von Diskriminierung betroffen
sind, zu helfen, haben wir eine zusätzliche Stelle
bei der Bürgerbeauftragten eingerichtet, die übri-
gens woanders eingespart wird.

Eine weitere halbe Stelle ist beim Beauftragten für
Menschen mit Behinderung für das Monitoring
im Sinne der UN-Behindertenrechtskonvention vor-
gesehen. Auch hier muss ich sagen: Menschen mit
Behinderung gehören dazu - nicht nur in der
Schule, sondern überall. Sie haben auch das An-
recht darauf, dass wir so damit umgehen und das
nicht als ein Randthema behandeln.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen
und Kollegen, auch im Bereich der Innen- und Ju-
stizpolitik stehen wir für den Politikwechsel in die-
sem Land.

Der mangelnde Wohnraum ist ein großes Thema.
Um bezahlbare Wohnungen zu fördern, stellt die
Regierung ein Darlehen für 180 Millionen € zur
Verfügung. Das ist ein sozial wichtiges Thema,
nicht nur in den großen Städten. Es wird immer
wichtiger. Wir müssen uns darum kümmern. Es
kann nicht sein, dass Menschen nicht mehr anstän-
dig wohnen können, ihre Wohnung nicht mehr be-
zahlen können. Wir haben in unserem Land teilwei-
se Zustände! Auf Sylt wohnen kaum noch Einhei-
mische. Es ist irre, wie die Schere auseinandergeht.
Da müssen wir meiner Meinung nach ran.

(Vereinzelter Beifall SPD und Beifall
Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN])

Unsere Regierung hat auch eine Lösung für die von
Ihnen verschleppte Frage der Sicherungsverwah-
rung erarbeitet. Den Begriff „Lohnfortzahlung“,
den ich in diesem Zusammenhang in einer Zeitung
gelesen habe, finde ich übrigens skandalös. Es ist
ein notwendiger Punkt, der gemeinsam mit Ham-
burg geregelt worden ist. Man sieht: Zusammenar-
beit funktioniert, wenn es professionell gemacht
wird.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir unterstützen die Kommunen bei der Haus-
haltskonsolidierung mit zusätzlichen 15 Millio-
nen €, weil wir uns ihrer Situation bewusst sind.
Wir kennen ihre Lage und wissen: Es geht nur ge-
meinsam.

Bürgerbeteiligung nehmen wir ernst und intensi-
vieren sie. Dazu gehört die Absenkung des Wahlal-
ters auf 16 bei Landtagswahlen und das Gesetz zur
Stärkung der kommunalen Bürgerbeteiligung.

Polizeibeamtinnen und Polizeibeamte, die sehr viel
für unser Land leisten und sehr viele Überstunden
haben, aber auch der gesamte öffentliche Dienst
kann sich auf uns verlassen. Die FDP will jetzt
schon einmal 45 Millionen € für den Tarifabschluss
der Beamten einstellen. Die laufenden Tarifver-
handlungen werden dadurch jedoch nicht leichter,
Herr Kollege Garg. Ich kann nur wiederholen: Wir
treffen im Haushalt eine Vorsorge und warten das
Tarifergebnis ab, wie es sich gehört.

1126 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013

(Dr. Ralf Stegner)



(Zurufe FDP: Und dann?)

Flächendeckende Mindestlöhne zu Land, zu Wasser
und in der Luft zu bekämpfen, aber bei der Beam-
tenbesoldung auf Arbeitervertreter zu machen - die-
se Pose steht Ihnen denkbar schlecht, meine Damen
und Herren von Schwarz-Gelb.

(Christopher Vogt [FDP]: Schön abgelenkt!)

Wir stocken die Mittel zur Bekämpfung des
Rechtsextremismus auf und beschäftigen uns
gleichzeitig mit der Aufarbeitung der NS-Vergan-
genheit in Schleswig-Holstein. Das ist angesichts
der aktuellen Debatte über den Fremdenhass in
Deutschland ein gutes, ein wichtiges und ein not-
wendiges Signal.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN und SSW)

Durch Investitionen in die Abschiebehaftanstalt
werden wir die Lebensbedingungen der dort unter-
gebrachten Flüchtlinge verbessern. Dass das nötig
ist, hat die Würdigung zu Beginn dieser Sitzung un-
terstrichen. Das ist ein wichtiges Thema, um das
man sich kümmern muss. Das sind übrigens keine
Häftlinge, sondern das sind Menschen, die hierher
geflohen sind. Diese muss man ein Stück weit an-
ders behandeln, als das ansonsten gilt. Gelder für
Sprachkurse für Flüchtlinge sollen den Weg zur
Teilhabe verbessern. Auch hier haben wir einen
neuen Akzent gesetzt.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
SSW und Dr. Heiner Garg [FDP])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unseren
Vorschlägen stehen die Vorschläge der Opposition
gegenüber. Die CDU meint, die Ansätze für Migra-
tionssozialberatung könne man kürzen, man könn-
te diese lassen, es sei nicht nötig, hier etwas zu tun.
Das zeigt, dass Sie immer noch nichts dazugelernt
haben. Wir haben Ihre fatalen Kürzungen in diesem
Bereich rückgängig gemacht und sichern damit die
Strukturen. Im Übrigen ist alles, was der Integration
dient und sie fördert, vernünftig und dient dem so-
zialen Frieden. Es hilft Menschen aufzusteigen. Ein
Aufstieg muss für alle möglich sein. Daran arbeiten
wir in allen Bereichen, von der Schule bis hin zu
den anderen Gebieten. Das gilt auch hier, und das
sehen Sie in unseren Anträgen.

Wir sorgen für gute Arbeit. Sozial ist nicht, was Ar-
beit schafft, sondern sozial ist, was gute Arbeit
schafft, von der man leben kann. Dazu gehören die
Gesetze zur Mitbestimmung und zur Tariftreue,
die nicht nur gute Löhne und eine angemessene Al-
tersversorgung garantieren sollen, sondern die auch

Respekt vor der Lebens- und Arbeitsleistung der
Menschen in unserem Land spiegeln.

(Beifall SPD, SSW und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen sagen: Sie haben immer noch nicht
verstanden, dass es nichts mit Marktwirtschaft zu
tun hat, Dumpinglöhne mit Steuergeldern zu unter-
stützen. Das ist von gestern. Sie mögen das nicht
hören. Ich werde das so lange vortragen, bis das ge-
ändert ist und bis auch Sie das begriffen haben,
Herr Kollege Garg. Ich bin hier ganz zuversichtlich.

(Beifall SPD und SSW)

Die Vernunftbegabtheit der Menschen ist uner-
messlich, das gilt selbst für die FDP, Herrn Kollege
Garg. Ich bin guten Mutes, dass wir das hinkriegen.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist eine Büt-
tenrede!)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Fraktionsvorsitzender, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Garg?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wenn Sie die Uhr anhalten, dann gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Die Uhr halten wir an.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Herr Kollege Steg-
ner, das wird eine Zwischenbemerkung. Ich
lasse mir das von Ihnen gern zehn- oder
zwanzigmal erzählen. Würden Sie bitte im
Gegenzug zur Kenntnis nehmen, dass die
FDP Schleswig-Holstein längst eine Be-
schlusslage herbeigeführt hat, die besagt,
dass wir für Lohnuntergrenzen eintreten,
und zwar Lohnuntergrenzen, wie sie be-
schrieben wurden: Menschen, die an fünf Ta-
gen in der Woche acht Stunden am Tag ar-
beiten, müssen von ihrem Einkommen leben
können. Es hat nichts mit Marktwirtschaft zu
tun, wenn Steuerzahler dauerhaft Niedrigst-
löhne subventionieren. Würden Sie das
freundlicherweise zur Kenntnis nehmen? -
Sie sind intellektuell ja ganz gut aufgestellt:
Würden Sie hier bitte auch zwischen den Op-
positionsfraktionen differenzieren?

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013 1127

(Dr. Ralf Stegner)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2600&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2600&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d3060&format=WEBVOLLLANG


Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Ich nehme vor allem zur Kenntnis, dass der vom
Kollegen Kubicki so kraftvoll unterstützte Bundes-
vorsitzende der FDP in dieser Frage in der Bundes-
regierung eine ganz andere Haltung einnimmt. Die
Bundesregierung verhindert genau dies. Sie redet
zwar von Mindestlöhnen, aber diese stehen nur auf
dem Etikett, es sind keine drin. Die Menschen wis-
sen ganz genau: Das Etikett ist ganz gut. Wenn die
Flasche aber leer ist, dann taugt das beste Etikett
nichts.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Fraktionsvorsitzenden Kubicki?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Da die Kollegen ein bisschen Unterhaltung wün-
schen, wie ich das den Gesichtern ansehe, gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Stegner, darf ich Ihre Äußerungen so ver-
stehen, dass Sie jede Äußerung Ihres Spit-
zenkandidaten Peer Steinbrück zur Bundes-
tagswahl eins zu eins teilen?

(Beifall FDP und PIRATEN)

- Nein, das dürfen Sie so nicht verstehen. Es fällt
mir aber deutlich leichter, vieles von dem zu teilen,
was Peer Steinbrück vertritt, als das bei Ihnen mit
Herrn Rösler der Fall sein kann. Da bin ich ganz si-
cher.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Insofern ist es gut, dass wir das hier noch einmal
klargestellt haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, zu den
Gesetzen zur Tariftreue und zur Mitbestimmung
will ich sagen, dass wir nach der Anhörung natür-
lich in den Details gesprächsbereit sind. Ich sage
Ihnen für die Regierungskoalition aber auch ganz
deutlich: In der Substanz werden wir bei dem blei-
ben, was wir den Menschen vor der Wahl verspro-
chen haben, nämlich dass es in Schleswig-Holstein
keine Förderung von Dumpinglöhnen geben wird
und dass wir eine ordentliche Mitbestimmung wie-
derherstellen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Es ist schon kurios, dass Sie jetzt mit der Konnexi-
tät und allen möglichen Dingen im Zusammenhang

mit der Mitbestimmung ankommen, die Sie ver-
sucht haben einzuschränken. Hier ist nichts einge-
spart worden. Wir stellen den ordentlichen Umgang
mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wieder
her, und nun kommt die große Konnexitätskeule.
Das ist reichlich lächerlich. Wer im Übrigen etwas
über Mitbestimmung lernen möchte, der sollte viel-
leicht nicht nur den Landrat X oder Y fragen, son-
dern sich eher mit den Bürgerinnen und Bürgern,
die hier arbeiten, unterhalten.

Wir stärken mit unseren Anträgen die Tourismus-
agentur. Wir freuen uns, dass wir mit unserem
Wirtschaftsminister einen richtigen Tourismusfach-
mann haben, der jetzt auf diesem Stuhl sitzt. Das ist
ein angenehmer Unterschied zu anderen, die dieses
Amt schon ausgeübt haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir fördern mit dem Standortmarketing eine
wichtige Wirtschaftsbranche Schleswig-Holsteins.
Bei der Bäderregelung wird das Gleiche passieren
wie im Zusammenhang mit den Kitas: Das Land ist
verklagt worden, Sie sind verklagt worden. Gelöst
wird dieses Problem von unserer Regierung mit ei-
nem Kompromiss ohne die Einbeziehung von Ge-
richten. So wird das sein.

(Widerspruch bei der FDP)

Wirtschaftsminister Meyer wird das hinkriegen, da
gebe ich Ihnen Brief und Siegel. Ich freue mich
darauf, dass Sie das loben werden, wenn wir das
gemacht haben.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, unser
Programm PROFI leistet mit 50 Millionen € einen
Beitrag zur Haushaltskonsolidierung und unter-
stützt gleichzeitig die Wirtschaft vor Ort durch die
konsequente Umsetzung der Energiewende. Wer
immer noch nicht begriffen hat, dass Energieein-
sparungen die größte Energiequelle sind, dem ist
wirklich nicht zu helfen. Die Energiewende wollen,
ist das eine. Die Energiewende umsetzen können,
ist das andere. Sie wollen sie ein bisschen, wir kön-
nen sie richtig. Schauen Sie in unser Programm, das
ist die richtige Antwort darauf.

(Beifall SPD und SSW)

Wichtige infrasturkturelle Maßnahmen werden
vorangebracht, und der ÖPNV wird im Sinne einer
umfassenden Verkehrswende gestärkt. Die Tatsa-
che, dass es zukünftig fünf norddeutsche Regierun-
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gen geben wird, die von Sozialdemokraten in guten
Koalitionen mit den Grünen und dem SSW geführt
werden, wird dazu beitragen, dass wir gegenüber
dem Süden mehr Dinge durchsetzen können. Das
ist auch dringend notwendig. Das werden wir ma-
chen.

(Zuruf FDP: Schauen wir mal!)

- Hier werden Sie lange zugucken können. Mehr
bleibt Ihnen auch nicht übrig.

(Beifall SPD und SSW)

Im Umweltbereich haben wir die Mittel für das
Freiwillige Ökologische Jahr aufgestockt. Wir wer-
den dafür sorgen, dass mit den Trägern mehrjährige
Verträge geschlossen werden. Bei der Umweltbil-
dung wollen wir eine institutionelle Förderung. Es
kann nicht sein, dass wir das einzige Land sind, das
den Ökolandbau nicht mehr fördert, obwohl wir in
diesem Bereich mehr produzieren und obwohl mehr
Menschen Ökoprodukte wollen. Das wollen wir än-
dern, auch das ist ein Markenzeichen dieser Koaliti-
on. Es ist geradezu grotesk, dass das Saarland dies
fördert und wir nicht. Auch diesen Missstand been-
den wir.

(Beifall SPD)

An all dem kann man sehen, die Unterschiede zwi-
schen der schwarz-gelben Haushaltspolitik der ver-
gangenen Jahre und unserer sind wirklich deutlich.
Sie haben sich hier hingestellt und noch einmal für
das deutsch-schweizerische „Steuerhinterzieher-
begünstigungsabkommen“ geworben. Das zeigt
auch den Unterschied zu der Einschätzung dessen,
was normale Menschen denken. Arbeitnehmern
wird die Steuer vom Lohn abgezogen, und Sie hel-
fen denjenigen, die Steuern in Millionenhöhe hin-
terzogen haben. Das ist der Unterschied zwischen
Ihnen und uns. Wir sind gegen solche Abkommen.
Sie sind falsch.

(Beifall SPD und SSW - Widerspruch CDU
und FDP)

Herr Kollege, wenn ich die am Boden liegende füh-
rungslose CDU sehe, dann glaube ich, dass Küsten-
nebel eher woanders getrunken wird. Mein Ein-
druck ist, dass Sie sich vielleicht ein bisschen weni-
ger mit sich selbst und mehr mit den Problemen des
Landes beschäftigen sollten. Wir tun das jedenfalls.
Hören Sie auf, unnötig Ängste zu verbreiten. Die
Menschen in Schleswig-Holstein haben uns am
6. Mai 2012 ihr Vertrauen ausgesprochen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Mit einer Riesen-
mehrheit!)

Wir werden sie nicht enttäuschen, und wir werden
tun, was sie sagen. Ich kann Ihnen nur sagen: Eine
solide und soziale Haushaltspolitik ist zentraler Be-
standteil des Politikwechsels in Schleswig-Holstein.
Willy Brandt hat oft gesagt: Politik taugt nur etwas,
wenn sie das Leben der Menschen besser macht.
Dieser erste gemeinsame Haushalt von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW mit seinen
neuen Schwerpunkten und einer ganz anderen Hal-
tung von der Bildungs- bis zur Sozialpolitik macht
das Leben der Menschen in Schleswig-Holstein ein
wenig besser. Machen Sie mit, stimmen Sie zu. Sie
sind herzlich eingeladen. Das ist ein guter Haushalt.
Herzlichen Dank an die Landesregierung. Die Ko-
alition steht zusammen. Sie müssen fünf Jahre lang
mit uns rechnen. - Vielen Dank.

(Anhaltender Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, bitte begrüßen Sie mit
mir auf der Tribüne Schülerinnen und Schüler der
Friedrich-Junge-Gemeinschaftsschule in Kiel und
des Johann-Rist-Gymnasiums in Wedel. - Herzlich
willkommen im Schleswig-Holsteinischen Landtag!

(Beifall)

Das Wort hat jetzt die Fraktionsvorsitzende der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Frau Eka
von Kalben.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In der
vergangenen Woche war ich auf dem IHK-Neu-
jahrsempfang in Lübeck.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Bravo!)

- Sie hätten vielleicht dort hingehen sollen. Dann
hätten auch Sie das gehört, was wir gehört haben.
Der heute 14-jährige Felix Finkbeiner hat dort seine
Initiative „Plant-for-the-Planet“ vorgestellt. Ich
glaube, alle, die dort waren, auch die Oppositions-
angehörigen, waren sehr beeindruckt von dem, was
der junge Mann uns dort vorgestellt hat. Als er
neun Jahre alt war, hat er diese Initiative gegründet.
Seitdem hat er zusammen mit anderen Kindern
12 Milliarden Bäume gepflanzt. Bei seinem Vortrag
hat er allen, die ihm zugehört haben, den Spiegel
vorgehalten. Er hat gesagt: Ihr müsst Politik so ma-
chen, dass wir später mit den Folgen leben können.

(Beifall CDU und FDP - Christopher Vogt
[FDP]: Ja, deswegen weniger Schulden!)
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- Genau.

Dieser Gedanke der Nachhaltigkeit wurde uns vor-
gehalten. Nachhaltigkeit bedeutet, dass wir nicht
bei wichtigen Investitionen sparen dürfen; denn
das hätten spätere Generationen auszubaden. Das
gilt zum Beispiel für die folgenden Bereiche: Ver-
fall von Gebäuden und Kulturdenkmälern, Mangel
an gut ausgebildeten Menschen, langfristige Um-
weltschäden. Wir brauchen einen Perspektivwech-
sel. Wir brauchen eine Politik, die aus dem Blick
unserer Kinder und Enkel gemacht wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Heute ist ein guter Tag für Schleswig-Holstein;
denn mit der Verabschiedung des Haushalts 2013
wird unser Politikwechsel im Land, dieser Perspek-
tivwechsel, besiegelt und in Zahlen gegossen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Die Zahlen, über die wir hier sprechen, sind immer
noch rot. Aber Stück für Stück und mit harter Ar-
beit nähern wir uns der schwarzen Null.

(Lachen Dr. Heiner Garg [FDP])

So will es die Landesverfassung, und so will es
auch die Küstenkoalition. Wir müssen den Schul-
denberg abtragen, damit die Landespolitik hand-
lungsfähig wird, und damit wir wieder Luft zum
Atmen bekommen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Machen Sie es doch
einmal!)

Aber das Erreichen der schwarzen Null darf nicht
die einzige Priorität sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Aller Ehrgeiz von Schwarz-Gelb hat sich darauf
konzentriert, den allerspitzesten Rotstift zu haben.
Die wahre Herausforderung liegt aber darin, trotz
begrenzter Mittel des Landes Prioritäten zu setzen
und das Land zu gestalten.

(Christopher Vogt [FDP]: Und was machen
Sie nächstes Jahr?)

Die Prioritäten der Küstenkoalition sind von An-
fang an klar benannt worden - sie spannen sich wie
ein rot-grün-blauer Faden durch den Haushalt -:
bessere Bildung für alle und Klimaschutz. Das
sind die beiden zentralen Ziele, die wir in den Zei-
ten der Haushaltskonsolidierung nach vorne treiben
wollen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Damit kümmern wir uns um die Zukunftsherausfor-
derungen dieses Landes. Die eine Herausforderung
ist der Fachkräftemangel, der sich durch den de-
mografischen Wandel weiter verschärft. Wir kön-
nen uns eine schlecht ausgebildete Jugend nicht
leisten. Jedes Kind braucht eine Chance.

Die andere Herausforderung ist der Klimawandel.
Unser Land ist durch seine Küstenlage besonders
davon betroffen. Andererseits können wir durch un-
sere günstige Lage - Stichwort Windenergie - aber
auch Teil der Lösung sein.

Meine Damen und Herren, wir haben uns als Regie-
rungsfraktion intensiv mit dem Zahlenwerk be-
schäftigt; das haben wir auch schon in der Oppositi-
on gemacht. Wir haben die Einzelpläne durchgear-
beitet und uns durch die Stellenpläne gewühlt.
Schließlich sind die Haushaltsberatungen für das
Parlament gleichzeitig eine große Verantwortung
und eine Chance zur Gestaltung. Gemeinsam mit
SPD und SSW haben wir viele Anträge gestellt, die
vom Volumen her relativ bescheiden sind, aber
wichtige Akzente setzen.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Vom Inhalt her sehr
bescheiden!)

Im Bereich Bildung hat die Landesregierung einen
beachtlichen Aufschlag gemacht, insbesondere mit
den 300 Lehrerstellen, die im System verbleiben.
Damit wollen wir vor allem die Gemeinschafts-
schulen und den Bereich Inklusion stärken. Weil
Schule mehr ist als Unterricht, fließen künftig
3 Millionen € mehr in den Bereich der Schulsozial-
arbeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Die dänischen Schulen bekommen wieder die volle
Förderung und am Hamburger Rand können sich
die Kreise über eine verbesserte Gastschulregelung
freuen.

Während der Haushaltsberatungen hat sich auch im
Bereich frühkindliche Bildung viel getan: Wir
stellen das Verhältnis des Landes zu den Kommu-
nen endlich auf eine solidere und solidarischere Ba-
sis. Mit dem Kita-Kompromiss ist es uns gelungen,
den langen Streit mit den Kommunen endlich zu
überwinden. Dieser Verhandlungserfolg, liebe Op-
position, ist auch Teil des neuen Politikstils, den
Sie immer gern belächeln. Das ist auch ein Ergeb-
nis des intensiven Dialogs, der mit den Kommunen
geführt wurde.
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(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Der Kompromiss ist klug verhandelt. Die Kommu-
nen werden substantiell entlastet. Unsere Schwer-
punkte Bildung und Klimaschutz tragen wir mit ei-
nem Programm zur Sanierung von Kitas und
Schulen jetzt auch in die Kommunen. Damit wird
unser „PROFI“-Programm, unser Programm für
vorsorgende Finanzpolitik, heruntergebrochen auf
die kommunale Ebene.

Auch in den Bereichen Umweltschutz und Ener-
giewende hat die Landesregierung großartige Ar-
beit geleistet, die wir mit unseren Fraktionsanträgen
noch ergänzen.

Beispiel eins: Freiwilliges Ökologisches Jahr. Un-
sere Landesregierung sorgt dafür, dass endlich wie-
der deutlich mehr Mittel für dieses wichtige Pro-
gramm fließen. So werden nachhaltige, ehrenamtli-
che Projekte gefördert, und junge Leute bekommen
die Chance, sich zu beweisen. Die Fraktionen von
SPD, Grünen und SSW haben bewirkt, dass die
Träger der FÖJ in Zukunft mehr Planungssicherheit
bekommen, indem Verpflichtungserklärungen für
mehrjährige Verträge bereitgestellt werden.

Beispiel zwei: Verbraucher- und Verbraucherin-
nenschutz. Im Haushaltsentwurf wird der Zuschuss
an das Landeslabor deutlich erhöht, um eine effek-
tivere Lebensmittelüberwachung zu sichern. Die
Fraktionen machen das Paket komplett, indem sie
40.000 € zusätzlich an die Verbraucherzentralen ge-
ben. Diese Mittel sind an die Energieberatung ein-
kommensschwacher Haushalte gebunden. Wir ge-
stalten die Energiewende sozial.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das Programm PROFI habe ich bereits erwähnt.
Das Programm PROFI ist unsere Antwort auf den
Sanierungsstau, den uns die alten Regierungen hin-
terlassen haben.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist ja lächer-
lich!)

Es ist die Antwort auf steigende Betriebskosten bei
den Landesgebäuden, die unseren Haushalt belas-
ten, und es ist Teil der Antwort auf die Frage, wel-
chen Beitrag das Land zum Klimaschutz leisten
kann.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Abgeordneten Dr. Heiner Garg?

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Ja, gern.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Sehr geehrte Frau
Kollegin von Kalben, bei allem Respekt,
glauben Sie ernsthaft, dass der Sanierungs-
stau, den Sie zu Recht beklagen, in zweiein-
halb Jahren entstanden ist, oder könnte es
möglicherweise sein, dass der Sanierungsstau
auch in den vergangenen 20 Jahren, in denen
auch andere Verantwortung getragen haben,
entstanden ist?

- Lieber Herr Garg, wenn Sie diese Frage nicht
schon im Kopf gehabt hätten, sondern mir besser
zugehört hätten, hätten Sie gehört, dass ich gelesen
habe: „den die alten Regierungen uns hinterlassen
haben“.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Gelesen!)

Ich glaube, „die alten Regierungen“ schließt alle
Regierungen ein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
Dr. Heiner Garg [FDP] - Zuruf FDP)

- Wer besser zuhören muss oder wer sich besser
ausdrücken muss, das bleibt dahingestellt. Es tut
mir leid, Herr Garg, dass Sie mir nicht folgen konn-
ten. Ich werde jetzt deutlich und langsam sprechen,
damit auch Sie es verstehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Mit dem Programm PROFI schaffen wir auch Ar-
beit im Handwerk und das - Herr Callsen ist gerade
weg - ist konkrete Wirtschaftsförderung und kei-
ne Luftnummer wie Ihr Traum von einer westlichen
Elbquerung, die in ferner Zukunft vielleicht reali-
siert wird.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SSW)

Wir machen jetzt konkrete Wirtschaftsförderung für
den Mittelstand und für das Handwerk.

Dass alle Oppositionsfraktionen dieses Programm
wieder streichen oder massiv kürzen wollen - bei
den PIRATEN war das bis zum Schluss nicht ganz
sicher -, ist für mich schlicht unbegreiflich. Insbe-
sondere ist mir unbegreiflich, dass die CDU mit der
Radikalkürzung des Programms PROFI die Neu-
verschuldungsquote reduzieren will. Herr Koch, für
uns geht es hier um den Unterschied zwischen
strukturellen und einmaligen Ausgaben. Wir wollen
Geld bereitstellen, um strukturelle Kosten wie Kos-
ten für Heizung und Strom zu sparen. So entlastet
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man den Haushalt dauerhaft. Genau dieses vorsor-
gende Prinzip ist es, was uns von Ihnen unterschei-
det.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Die Schwerpunkte der Küstenkoalition sind Bil-
dung und Klimaschutz. Doch auch in anderen Be-
reichen gibt es viel zu tun. Hier folgen wir dem
Motto: kleine Beträge - große Wirkung. Wir
schichten kleinere Summen um und erreichen damit
schon viel: für Flüchtlinge und Migranten, für Frau-
en und Mädchen, für Schwule und Lesben, für Be-
hinderte und viele mehr.

Im Übrigen: Wenn man diese Politik für Menschen
in Schleswig-Holstein als Klientelpolitik bezeich-
net, bedeutet das, dass man glaubt, dass mindestens
95 % der Menschen, wenn nicht gar alle Schleswig-
Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner, zu unse-
rer Klientel gehören. Das ist doch wunderbar. Dar-
über freue ich mich!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Das schwarz-gelbe Motto der Haushaltspolitik war
das genaue Gegenteil: Es wurden kleine Beträge bei
sozialen Einrichtungen und Initiativen gestrichen,
was großen Schaden bewirkte. Für die Konsolidie-
rung hat das wenig gebracht. Ihr Image als gnaden-
lose Rotstiftschwinger hat das aber eindrucksvoll
unterstrichen. Hier eifern wir Ihnen ganz bestimmt
nicht nach, im Gegenteil. Ich bin stolz auf die
50.000 €, mit denen wir dieses Jahr in zwei Modell-
projekten Sprachkurse für Menschen ohne dauer-
haftes Bleiberecht fördern. Wir greifen dabei auf
positive Erfahrungen in Pilotprojekten zurück.
Flüchtlinge bekommen durch die Sprachkurse eine
reelle Möglichkeit zur Teilhabe in Deutschland und
verbessern ihre Chancen auf dem Arbeitsmarkt
spürbar.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Auch vor den Zuständen in der Abschiebehaft -
Herr Stegner hat es schon genannt - können wir die
Augen nicht verschließen. Erst kürzlich habe ich
die Abschiebehaftanstalt in Rendsburg besucht und
bin dort bewegenden Schicksalen begegnet. Die oft
traumatisierten Menschen, die dort leben, haben in
der Regel nichts verbrochen. Sie suchen hier Zu-
flucht und harren darauf, abgeschoben zu werden -
so wie der Afghane, den in Kabul die Todesstrafe
erwartete und der letzte Woche aus Norwegen ab-
geschoben wurde. Solche Schicksale warten dort in

der Abschiebehaft. Ich finde nicht, dass wir davor
die Augen verschließen können, sondern wir müs-
sen, solange wir keine rechtssichere Möglichkeit
haben, die Abschiebehaft abzuschaffen, wenigstens
die Bedingungen menschlicher gestalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Frauenhäuser und Mädchentreffs waren immer
ein Paradebeispiel für die unsolidarische schwarz-
gelbe Kürzungspolitik. Letztendlich geht es hier für
den Landeshaushalt um relativ wenig Geld. Für die
betroffenen Frauen aber geht es um Schutz in exi-
stenziellen Notlagen. Ich bin erleichtert, dass die
CDU-Fraktion das inzwischen eingesehen hat. Zu-
mindest haben Sie unsere Wiedererhöhung der Mit-
tel nicht infrage gestellt. Wir sollten uns aber nicht
auf Kosten der von Gewalt betroffenen Frauen als
Sparkommissare profilieren. Ich bin froh, dass die
Landesregierung die Beträge wieder erhöht hat. Wir
Fraktionen schichten im Sozialhaushalt noch ein-
mal so um, dass weitere 60.000 € für Frauen- und
Mädchenarbeit dazu kommen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, wir müssen uns in Zei-
ten der Schuldenbremse von alten politischen Ge-
wohnheiten verabschieden. Der Tag, an dem früher
der Landeshaushalt beschlossen wurde, war ein
Tag, an dem viele große Versprechungen der jewei-
ligen Regierungskoalition eingelöst wurden. Nicht
alle davon waren unsinnig.

(Zuruf Dr. Heiner Garg [FDP])

- Das galt für alle Regierungen, Herr Garg. - Sie
wurden aber eben aus einem großen Schulden-
säckel bezahlt. Heute müssen wir auch bei kleine-
ren Versprechen, die wir umsetzen wollen, eine so-
lide Gegenfinanzierung finden.

Wir müssen und wollen die Schuldenbremse ein-
halten. Das bedeutet aber nicht das Ende der gestal-
tenden Politik, im Gegenteil. Der Landeshaushalt
für das Jahr 2013 beweist, dass es gerade in Zeiten
von Haushaltskonsolidierung einen riesigen Unter-
schied macht, wer am Ruder steht, ob das Land
konzeptlos kaputt gespart wird, wie es die Vorgän-
gerregierung vorhatte, oder ob neben den soliden
Finanzen auch die Zukunftsbereiche Klimaschutz -
erstens - und Bildung - zweitens - gestaltet werden.

Aber auch mit der besten Haushaltspolitik haben
wir als Landesparlament und Landesregierung nur
einen relativ kurzen Hebel in der Hand, wenn wir
die Schulden wirklich abtragen wollen. Dafür
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braucht es - ich höre schon Ihre Zwischenrufe -
Steuermehreinnahmen.

(Zurufe CDU)

- Sehen Sie! Man kann auf den Knopf drücken! -
Diese Entscheidungen werden auf Bundesebene ge-
troffen. Wir setzen uns seit Langem für eine Ver-
mögensabgabe und dafür ein, den Solidaritätsbei-
trag in einen Altschuldenfonds umzuleiten.

Die Sanierung des Landeshaushalts hängt also nicht
nur mit der Weisheit unserer Finanzministerin Mo-
nika Heinold und der sie stützenden Regierungs-
fraktionen zusammen, sondern auch mit den Mehr-
heitsverhältnissen im Bundestag. Die müssen wir
ändern, und das wird im September geschehen. -
Vielen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat der Herr Abgeordnete
Dr. Heiner Garg das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Herr Kollege Stegner, ob diese
Koalition fünf Jahre oder möglicherweise nur noch
fünf Monate regiert, werden wir gemeinsam in aller
Ruhe abwarten. Ich habe mich jedenfalls bei Ihrem
Referat beziehungsweise bei dem, was Sie vorge-
tragen haben, gefragt, über was Sie eigentlich re-
den. Reden Sie wirklich über den vorgelegten
Haushalt und über die Ziele, die Sie mit diesem
Haushalt verbinden? Ich habe die jedenfalls nicht
wiedergefunden. Oder versuchen Sie hier noch ein-
mal, sich selber Mut zu machen, weil Sie jetzt
schon wissen, dass es im September mit einem Re-
gierungswechsel in Berlin - jedenfalls so, wie Sie
sich heute hier dargestellt haben - mit Sicherheit
gar nichts werden kann?

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Liebe
Kolleginnen und Kollegen, der von Ihnen vorgeleg-
te Haushalt ist bedauerlicherweise genau das Ge-
genteil dessen, was Sie uns glauben machen wollen.
Er ist vielmehr ein Dokument der Mutlosigkeit, des
Scheiterns und des finanzpolitischen Versagens Ih-
rer Regierungskoalition, Herr Dr. Stegner. Ihre Ko-
alition scheitert bereits im ersten Regierungsjahr
mit dem Anspruch, solide Finanzpolitik für dieses
Land betreiben zu wollen.

Sehr geehrte Frau Finanzministerin, es ist auch Ihr
ganz persönliches Versagen; denn der wahre Fi-
nanzminister dieser Regierung sind nicht Sie, son-
dern der heißt Ralf Stegner. Frau Heinold, Sie dür-
fen froh sein, dass Sie gerade noch die Schecks ab-
zeichnen dürfen.

(Zurufe SPD)

- Nein, der wahre Finanzminister dieser Regie-
rung heißt Ralf Stegner, und Sie dürfen gerade noch
die Schecks abzeichnen, die Ihnen die sozialdemo-
kratische Ausgabenpolitik beschert.

(Beifall FDP und CDU - Zuruf Rasmus An-
dresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Kollege Andresen, Sie müssen gar nicht so
empfindlich reagieren. Auf Sie komme ich später
noch zu sprechen.

(Heiterkeit FDP)

Herr Andresen, Sie haben am Ende des Jahres 2012
Hilferufe an die Opposition ausgesandt, weil Sie
das Land schon vor einem finanzpolitischen GAU
sahen. So stelle ich mir in der Tat die Funktion des
finanzpolitischen Sprechers einer der die Regierung
tragenden Fraktionen vor. Er sendet Hilferufe an
die Opposition aus, weil Sie selber keine Idee ha-
ben.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, wir halten jetzt auch
die Redezeit an, wenn Sie die Frage des Abgeord-
neten Dr. Stegner hören wollen.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Aber selbstverständlich. Ich freue mich jedes Mal.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Ich unterbreche so
eindrucksvolle Redebeiträge nur extrem un-
gern; aber ich möchte fragen, ob Sie viel-
leicht zur Kenntnis genommen haben, Herr
Kollege Dr. Garg, dass das Volumen der
Umschichtungsanträge aus dem Parlament
und aus den Parlamentsfraktionen gegenüber
dem vorzüglichen Entwurf der Landesregie-
rung beziehungsweise der Finanzministerin
deutlich kleiner ist, als das in den vorange-
gangenen Jahren beziehungsweise Legisla-
turperioden der Fall war. Haben Sie das zur
Kenntnis genommen?

- Herr Kollege Stegner, ich habe zur Kenntnis ge-
nommen, dass jedenfalls Teile der die Regierung
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tragenden Fraktionen ganz offensichtlich ihren Ge-
staltungsanspruch schon aufgegeben haben.

(Zurufe Serpil Midyatli [SPD])

- Auch habe ich zur Kenntnis genommen, Frau Kol-
legin Midyatli, dass sie ganz offensichtlich - außer
dass Sie das, was die Vorgängerregierung erwirt-
schaftet hat, wieder ausgeben wollen - null Vorstel-
lung davon haben, wie sie in Zukunft die Haushalte
dieses Landes gestalten wollen.

(Beifall FDP und CDU)

Sie haben - da nutzen bedauerlicherweise auch kei-
ne Zwischenfragen oder vermeintlichen Scherze -
keine Vorstellung; Sie haben null Ahnung, wie Sie
den Weg der Haushaltskonsolidierung weitergehen
wollen. Das bestätigen Sie mit Ihrem Bericht zum
strukturellen Abbaupfad bis 2020, den wir heute
mitberaten, sehr eindrucksvoll. Dieses Dokument,
meine Damen und Herren, ist ein Ausweis der Hilf-
losigkeit, der Ideenlosigkeit und der Verantwor-
tungslosigkeit. Antworten darauf, wie Sie den aus-
zufüllenden Handlungsbedarf, also die notwendigen
Einsparungen, in Zukunft erbringen wollen - bei-
spielsweise bis zum Jahr 2016 - geben Sie schlicht
und ergreifend nicht, Frau Finanzministerin, son-
dern das, was Sie hier abgeliefert haben, grenzt
schon an Arbeitsverweigerung. Sie lassen es zu,
dass die Ausgaben munter erhöht werden, obwohl
Sie ganz genau wissen, dass wir auf konjunkturell
schwierigere Zeiten zusteuern. Das ist verantwor-
tungslos, es hat mit solider Finanzpolitik nicht das
Geringste zu tun.

(Beifall FDP und CDU)

Die Hinweise, dass weitere Ausgabensteigerungen
gegenfinanziert werden müssen, sind richtig. Sie
verweisen darauf, dass sich möglicherweise die
Mehrheitsverhältnisse im Deutschen Bundestag än-
dern könnten und dann ein wahres Paradies an
Steuererhöhungen über uns hereinbricht. Das al-
lerdings wird - das wissen Sie und alle Finanzpoli-
tiker ganz genau - null dazu beitragen, unsere Haus-
halte in Ordnung zu bringen, weil wir unsere Haus-
aufgaben hier selber machen müssen, Frau von Kal-
ben. Wenn Sie sagen, dass all das, was vorher unter
der Regierung von CDU und FDP gemacht wurde,
nichts gebracht hat, frage ich Sie: Mit was finanzie-
ren Sie eigentlich gerade Ihre Wahlgeschenke?
Doch genau mit den Ergebnissen der Vorgängerre-
gierung.

(Beifall FDP und CDU)

Also tun Sie doch hier nicht so, als ob die Vorgän-
gerregierung Ihnen nicht das Fundament dafür ge-

liefert hat, dass Sie in diesem Jahr fröhlich Ausga-
ben veranstalten können.

Dann höre ich immer die Aussage, die Vorgänger-
regierung habe das Land kaputtgespart. Meine Da-
men und Herren, kann ich dann davon ausgehen,
dass die Vorgängerregierungen, insbesondere die
Vorgängerregierung unter Rot-Grün mit einem Fi-
nanzminister Ralf Stegner, das Land reich verschul-
det haben, oder wie habe ich das zu verstehen?
Wenn Sie hier von Kaputtsparen reden, dann sage
ich Ihnen: Sie sind mit Ihrer Finanzpolitik gerade
dabei, den jungen Menschen beziehungsweise kom-
menden Generationen ihre Zukunftsperspektive ka-
putt zu machen, weil Sie zusätzliche Schulden ma-
chen, die die junge Generation in Zukunft bezahlen
muss, und zwar doppelt und dreifach.

(Beifall FDP und CDU)

Dass seriöse und solide Haushaltspolitik kein
Steckenpferd dieser Koalition ist, insbesondere
nicht von deren Spitze, hat der Ministerpräsident
bereits in seinem vorherigen Amt als Kieler Ober-
bürgermeister sehr eindrucksvoll bewiesen. Der
Tarifabschluss für die öffentlichen Bediensteten
des Bundes und der Kommunen vom Frühjahr
2012 hat nämlich - ich darf einmal daran erinnern -
in den Kieler Haushalt tiefe Löcher gerissen, und
zwar deswegen, weil der Oberbürgermeister - er
hieß Torsten Albig; das hat vor ihm übrigens noch
niemand im Amt des Oberbürgermeisters oder der
Oberbürgermeisterin der Stadt Kiel hinbekommen -
im Haushalt 2012 für die Landeshauptstadt Kiel
null Euro Vorsorge für Tariferhöhungen getroffen
hat, obwohl er genau wusste, dass diese Tariferhö-
hungen auf ihn zukommen. Meine sehr geehrten
Damen und Herren, angesichts einer solchen fi-
nanzpolitischen Verantwortungslosigkeit und eines
solchen finanzpolitischen Dilettantismus an der
Spitze einer Regierung darf man sich nicht wun-
dern, wenn es mit Schleswig-Holstein bedauerli-
cherweise bergab geht.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Albig, Fehler zu machen, ist nicht schlimm.
Aber sie zu wiederholen, ist schlimm. Damit lassen
Sie mich auf Ihre sozial ausgewogene Tarifpolitik
zurückkommen. Sie treffen ja in Sonntagsreden und
in manchen Fernsehauftritten gern die Aussage:
gleicher Lohn für gleiche Arbeit.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP]: Bundes-
weit!)

Das ist richtig; das finden wir auch. Die Vorgänger-
regierung hat dazu übrigens auch einen Antrag ver-
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abschiedet. Wenn Sie es nachlesen möchten: Sie
finden ihn in der Drucksache 17/1324.

Aber wer in der freien Wirtschaft gleichen Lohn für
gleiche Arbeit fordert, der darf anschließend den
Beamten nicht schlechter bezahlen als seinen ihm
gegenübersitzenden angestellten Kollegen; das sage
ich in aller Deutlichkeit.

(Beifall FDP und CDU)

An der Stelle werden wir Sie auch nicht aus der
Pflicht entlassen. Wer Gleichstellung fordert, der
muss sie zuallererst selbst erfüllen. Ansonsten, Herr
Albig, macht man sich unglaubwürdig.

(Beifall FDP)

Menschen wie die Polizeibeamten, die jeden Tag
zu jeder Uhrzeit für unsere Sicherheit sorgen, oder
die Lehrerinnen und Lehrer, die jeden Tag - zum
Teil unter schwierigsten Bedingungen - versuchen,
den Kindern in sozialen Brennpunkten Bildung zu
vermitteln, damit niemand bereits im Kindesalter
abgehängt wird, haben es nicht verdient, mit Almo-
sen abgespeist zu werden, so wie Sie sich das mög-
licherweise vorstellen, Herr Ministerpräsident. Statt
allen Beschäftigten des Landes eine angemessene
Bezahlung zukommen zu lassen, wollen Sie lieber
einigen wenigen Privilegien verschaffen. Das, Frau
von Kalben, was Sie hier gerade veranstalten, ist
unsoziale Klientelpolitik, und zwar unsozial par ex-
cellence.

(Beifall FDP)

Der Deutsche Gewerkschaftsbund Nord hat in
seiner Pressekonferenz in der letzten Woche auf die
bereits heute bestehenden Unterschiede zwischen
der Bezahlung im öffentlichen Dienst und im verar-
beitenden Gewerbe hingewiesen. Wenn Sie mit Ih-
rer Tarifpolitik ernst machen, Herr Albig, dann
wird der öffentliche Dienst zum Arbeitgeber zwei-
ter Klasse, und zwar mit gravierenden Folgen für
das Land. Wir haben im Moment eine exzellente
Verwaltung, und das liegt nach wie vor an den
hochmotivierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.
Die zeit- und wirkungsgleiche Übertragung ist
ein historisch gewachsenes und bewährtes System
hier im Land. Die zeit- und wirkungsgleiche Über-
tragung von Tarifverträgen im öffentlichen Dienst,
auch die von Tarifabschlüssen, darf nicht infrage
gestellt werden, nicht durch Ihre Koalition und
auch nicht in der schwierigen Haushaltssituation,
vor der wir stehen.

Wir werden zu diesem Punkt eine namentliche Ab-
stimmung beantragen. Jeder von Ihnen wird an die-
ser Stelle Farbe bekennen müssen. Die FDP-Frakti-

on hat einen entsprechenden Änderungsantrag ein-
gebracht. Im Gegensatz zu Ihnen, Frau von Kalben,
haben wir den auch finanziell unterfüttert.

Ich warne davor, Tarifübertragungen nur auf aktive
Beamte, also auf Beamte im Dienst anzuwenden,
und die Beamten im Ruhestand sowie deren Hinter-
bliebene zu hintergehen. Es wäre ein Paradigmen-
wechsel im öffentlichen Dienst, Menschen, die
nicht mehr im Erwerbsleben stehen, von Steigerun-
gen auszunehmen. Ich sage Ihnen ganz deutlich:
Das wäre eine Unverfrorenheit und hat mit sozialer
Gerechtigkeit nicht das Geringste zu tun.

(Beifall FDP)

Frau von Kalben, Sie haben vom Fachkräftemangel
gesprochen. Ich würde Ihnen raten, einmal genau
dort zu beginnen, wo Sie unmittelbare Einwir-
kungsmöglichkeiten haben, nämlich im öffentlichen
Dienst.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Wenn Sie weder der oppositionellen FDP noch dem
Landesrechnungshof oder den Gewerkschaften
Glauben schenken, dann nehmen Sie doch einmal
die Ausgabe Nummer 52 des Amtsblatts Schles-
wig-Holstein zur Hand. In diesem Amtsblatt vom
27. Dezember 2012 schreibt der Ministerpräsident
Torsten Albig zum Jahreswechsel folgende Worte
an die Bediensteten des Landes - ich zitiere -:

„Regierungen sind nur so stark wie die Men-
schen, die für sie arbeiten. Ich freue mich,
dass Sie sich alle an meiner Seite für die
Menschen in unserem tollen Land einsetzen.
Miteinander können wir auch 2013 zu einem
erfolgreichen Jahr machen. Es liegt allein an
uns. Möge 2013 für Sie und Ihre Familien
ein Jahr werden, auf das Sie später mit einem
Lächeln zurückschauen.“

(Vereinzelter Beifall SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Lächeln
schenken, aber Lohnerhöhungen verweigern - wer
da noch sagt, er möchte die besten Mitarbeiter für
den öffentlichen Dienst gewinnen, dem kann man
nur noch ein müdes Lächeln entgegenbringen.

(Beifall FDP und CDU)

Herr Albig, ich würde Ihnen einfach den freund-
schaftlichen Rat geben: Hören Sie endlich auf zu
betonen, wie stolz Sie darauf sind, dieses Land re-
gieren zu dürfen. Sie sind Ministerpräsident dieses
Landes und nicht Klassensprecher einer Grund-
schulklasse. Fangen Sie endlich an zu regieren, da-
mit das Land stolz auf die Leistungen dieser Regie-
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rung sein kann. Sie predigen in Ihren Sonntagsre-
den davon, dass wir ein starkes Land, starke
Schulen und eine starke Wirtschaft brauchen. Was
dieses Land zur Verwirklichung all dieser starken
Ziele aber tatsächlich braucht, genau das tun Sie
und Ihre Regierung bedauerlicherweise nicht. Sie
lassen es zu, dass dieses Land weiter in den finanz-
politischen Abgrund schaut, anstatt dafür zu sorgen,
dass dieses Land auf einem soliden finanzpoliti-
schen Pfad weitergeführt wird, damit künftige Ge-
nerationen wieder eigene Handlungsspielräume ha-
ben.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, gestatten sie eine
Zwischenfrage des Abgeordneten Dr. Stegner?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Aber immer gern, auch die zweite.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Könnte es sein,
Herr Kollege Dr. Garg - ich habe Sie jetzt
mehrere Minuten lang darüber reden hören,
dass die Regierungskoalition angeblich Men-
schen benachteiligt und Tarifabschlüsse nicht
anwendet -, dass Ihnen entgangen ist, dass
die Tarifverhandlungen noch nicht einmal
begonnen haben, und könnte das vielleicht
Ausweis dafür sein, dass der eigentliche
Fachkräftemangel auf den Oppositionsbän-
ken sitzt?

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

- Sehr geehrter Herr Kollege Stegner, ich stelle vor
allem fest, dass diese Landesregierung in völlig un-
zureichender Höhe Tarifverstärkungsmittel in die-
sem Haushalt bereitgestellt hat. Aber Sie verstärken
Ihre Landesregierung tüchtig, indem Sie einen zu-
sätzlichen Staatssekretär eingestellt haben, der
nach B 9 besoldet wird, anders übrigens als die
Vorgängerregierung, die mit einem Staatssekretär
weniger ausgekommen ist. Ich gehe einfach einmal
davon aus, dass Ihre Aussage„guter Lohn für gute
Arbeit“ daran zu messen ist, dass Sie einem ver-
dienten Sozialdemokraten eine besonders hohe Be-
soldung zukommen lassen wollen.

(Zuruf SPD: Wie wurden denn Ihre Staatsse-
kretäre besoldet?)

- Unsere Staatssekretäre wurden auch nach B 9 be-
soldet. Allerdings haben wir insgesamt einen

Staatssekretär weniger gebraucht. Wer durch das
Land läuft und so oft sagt, man wolle zuerst bei
sich selbst sparen, dann aber als Erstes einen zu-
sätzlichen Staatssekretär einstellt, der ist auch nicht
gerade besonders glaubwürdig, Frau Kollegin Trau-
ernicht.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Die FDP hat in der ersten Lesung mehrere gravie-
rende Risiken des Haushaltsentwurfs 2013 aufge-
zeigt. Kaum eines davon ist beseitigt worden. Die
kritische Lage der HSH Nordbank muss eigentlich
langsam jedem hier im Haus bewusst geworden
sein. Der ursprüngliche Schaden, der auf die hohen
Kreditengagements der Bank zurückzuführen ist,
stammt aus den Jahren vor 2008. In diesen Jahren,
Herr Dr. Stegner, waren Sie Mitglied des Aufsichts-
rates, wie vielleicht nicht jeder in diesem Hohen
Haus weiß.

Im Untersuchungsausschuss zur HSH Nordbank
erklärten Sie als langjähriges Mitglieds des Auf-
sichtsrats der Bank am 26. April 2010 öffentlich:

„So viel Arroganz, ohne das entsprechende
Fachwissen zu haben, habe ich nicht, dass
man so argumentieren könnte, sondern wir
haben festgestellt: Die Ergebnisse waren bes-
ser als die Prognosen.“

Das heißt im Klartext: Uns fehlte das Fachwissen.
Wir waren von den vorgestellten Zahlen und Po-
werPoint-Präsentationen, die an die Wand projiziert
wurden, so beeindruckt, dass wir nebenbei die Kon-
trolle der Bank sich selbst überlassen haben.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Meine Damen und Herren, deutlicher kann man das
eigene Versagen eigentlich gar nicht dokumentie-
ren.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Dr. Garg, gestatten Sie eine weitere Zwischen-
frage beziehungsweise Bemerkung des Abgeordne-
ten Dr. Stegner?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Aber selbstverständlich.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Herr Kollege
Dr. Garg, ich kenne die Methode, aus dem
Zusammenhang gerissen zu zitieren.
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(Lachen FDP)

- Ich wende diese Methode nicht an, aber ich
kenne das von Ihnen.

Ich finde es äußerst unanständig, aus einem
Protokoll zu zitieren, das in einem völlig an-
deren Kontext stand. Der Kontext war näm-
lich, dass ich bei dieser Aussage darauf hin-
gewiesen habe, dass der Aufsichtsrat von den
besten Wirtschaftsprüfungsgesellschaften,
von den Ratingagenturen und von der Bun-
desanstalt für Finanzaufsicht über Bilanzzah-
len unterrichtet worden ist, die nicht den lei-
sesten Hinweis darauf gegeben haben, dass
die Entwicklung so ist. Es ist aber mitnichten
das der Fall, was Sie geschlussfolgert haben.

Für solche Behauptungen sollten Sie sich
entschuldigen. Lesen Sie das nach und zitie-
ren Sie nicht aus dem Zusammenhang her-
aus! Das ist unanständig. Im Übrigen spricht
es eher für die Schwäche der eigenen Argu-
mente, wenn man so etwas nötig hat, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Vereinzelter Beifall SPD)

- Herr Dr. Stegner, ich kenne auch Ihre Methode,
all das, was die Opposition vorwirft, grundsätzlich
als unanständig zu bezeichnen. Außerdem darf ich
Sie daran erinnern, dass Sie eine Aufgabe als Mit-
glied des Aufsichtsrats gehabt haben. Ich stelle hier
schlicht und ergreifend fest - es ist Ihr gutes Recht,
dem zu widersprechen -, dass jedenfalls meine
Fraktion der Auffassung ist, dass Sie dieser Aufga-
be nicht gerecht geworden sind.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Herr Ministerpräsident, ich empfehle Ihnen, sich
einmal die komplexe Lage der HSH Nordbank
näher erklären zu lassen. In einem Interview gegen-
über dem „Flensburger Tageblatt“ vom 30. Dezem-
ber 2012 haben Sie öffentlich gefordert, dass die
HSH Nordbank doch einmal im Kundensegment
der Sparkassen herumwildern sollte. Herr Albig,
ist Ihnen eigentlich bewusst, dass die HSH Nord-
bank über kein eigenes Einlagengeschäft verfügt
und existenziell vom Einlagengeschäft der Sparkas-
sen abhängig ist? Ist Ihnen eigentlich bewusst, dass
die Sparkassen ein kaum vorstellbares Druckmittel
gegen die HSH Nordbank in der Hand hätten? Soll-
ten die Sparkassen die Einlagen bei der HSH Nord-
bank abziehen, droht der Bank mit der vorhandenen
Fristentransformation innerhalb kürzester Zeit das
Ende. So unsinnig kann man sich doch gar nicht äu-
ßern, Herr Albig.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Im selben Interview toppen Sie das noch einmal. Im
selben Interview haben Sie nämlich gefragt, ob man
nicht etwa mit Kleinanzeigen nach einem dauer-
haften Investor hätte suchen sollen. Das zeigt bei-
spielhaft und ganz offen, wie erschreckend unwis-
send und provinziell Sie die Lage der HSH Nord-
bank wahrgenommen haben. Hat man den Einstieg
der US-Investorengruppe um Christopher Flowers
seit 2006 bei der HSH Nordbank eigentlich mittels
Kleinanzeigen eingeworben, oder wie haben Sie
sich das vorgestellt?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wahrscheinlich! -
Christopher Vogt [FDP]: Ebay-Kleinanzei-
gen!)

Ich muss Ihnen wirklich sagen: So viel Naivität -
oder was auch immer das gewesen sein mag - ist er-
schreckend. Und Sie stehen dieser Landesregierung
vor!

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie auf das
letzte große Risiko hinweisen, weil - jetzt wollte ich
gerade „Oppositionsführer“ sagen, aber da bin ich
meiner Zeit schon voraus, Herr Stegner - Sie als
Vorsitzender der größten regierungstragenden Frak-
tion darauf hingewiesen haben. Dies betrifft den
Bereich der Eingliederungshilfe. Herr Stegner, Sie
haben überhaupt kein Recht, sich mit stolz ge-
schwellter Brust hier hinzustellen und zu behaup-
ten, Sie hätten an dieser Stelle irgendetwas in Ord-
nung gebracht. 22 Jahre sozialdemokratisch regier-
tes Sozialministerium: 22 Jahre lang ist im Bereich
der Eingliederungshilfe Chaos veranstaltet worden.
Sie haben einen Trümmerhaufen und ein finanzpo-
litisches Desaster hinterlassen. Erst die Vorgänger-
regierung aus FDP

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Mit dem tüchtigen
Sozialminister Garg!)

und CDU hat begonnen, dieses Chaos zu beseiti-
gen. Um sich Ihren Haushalt irgendwie schön zu
rechnen, setzen Sie die Kosten der Eingliederungs-
hilfe mit 10 Millionen € zu gering an. Das fällt Ih-
nen beim Haushaltsvollzug auf die Füße, meine
sehr geehrten Damen und Herren. Das ist schlicht
und ergreifend verantwortungslos.

(Beifall FDP)

Was die Regierung schlecht vorgelegt hat, das ha-
ben die regierungstragenden Fraktionen mit ih-
ren Haushaltsanträgen noch schlechter gemacht.
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Sehr geehrter Herr Kollege Andresen, jetzt komme
ich mit großer Freude auf Sie zu sprechen. Vorhin
konnten Sie es gar nicht erwarten, dass man endlich
etwas zu Ihnen sagt. Ihren Twitter-Meldungen zu-
folge haben Sie für diese Haushaltsänderungsanträ-
ge - -

(Zuruf FDP)

- Ich kann das verstehen. Er ist noch jung und
möchte ein bisschen Aufmerksamkeit.

Ihren Twitter-Meldungen zufolge haben Sie für Ih-
re Haushaltsberatungen 14 Stunden benötigt. Ich
frage mich, was Sie eigentlich in diesen 14 Stunden
getan haben. Haben Sie ganz mutig die SPD von
weiteren Ausgabewünschen abgehalten? Haben Sie
für einen solchen Änderungsantrag, wie Sie ihn
präsentiert haben, 14 Stunden gebraucht, weil Sie
irgendwie dokumentieren wollten, dass Sie viel Zeit
miteinander verbringen? Inhaltlich kann ich bei Ih-
ren Haushaltsänderungsanträgen lediglich erken-
nen, dass Sie 14 Stunden lang fröhlich zusammen-
gesessen und Schnittchen gegessen haben und be-
dauerlicherweise nur das weiter verfrühstückt ha-
ben, was die Vorgängerregierung hart erarbeitet
hat.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Wolfgang
Kubicki [FDP]: Stegner hat zehn Stunden ge-
redet!)

Herr Andresen, weil wir gerade bei Ihnen sind,
möchte ich noch auf Folgendes hinweisen. Ihr poli-
tischer Hilferuf vom 29. Dezember vergangenen
Jahres - -

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Dieser ging ganz offensichtlich an die Opposition.
Möglicherweise ging er an die Union, möglicher-
weise auch an die PIRATEN, aber das kann ich
nicht wissen. Sein Hilferuf - den haben nicht Sie
abgesandt, sondern den hat Herr Kollege Andresen
abgesandt - an die Opposition, dass das Land vor
einem finanzpolitischen Gau stehe, ist schon inter-
essant. Herr Andresen, wenn das so wäre, dann dür-
fen Sie heute nicht Ihre Hand für diesen Haushalt
heben, sondern dann müssen Sie dagegen stimmen,
damit dieser finanzpolitische Gau abgewendet wird.

(Beifall FDP und CDU - Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Raffinierte
Strategie!)

Herr Andresen, Sie sind doch nur Ihrem Gewissen
verpflichtet. Oder habe ich da etwas falsch verstan-
den? Wenn Sie öffentlich vor einem finanzpoliti-
schen Gau warnen, dann müssen Sie mit Ihrer ge-

samten Manneskraft alles dafür tun, dass dieser
Gau abgewandt wird.

(Beifall FDP - Zuruf Dr. Kai Dolgner [SPD])

- Selbstverständlich gibt es auch Frauenkraft, Herr
Dolgner. Das ist gar keine Frage.

Es gab mit Sicherheit bei den Grünen zu Oppositi-
onszeiten engagiertere Finanzpolitikerinnen als
heute engagierte Finanzpolitiker in den Reihen der
Grünen sitzen. Bedauerlicherweise haben Sie dieses
Engagement als Finanzministerin völlig aufgege-
ben.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, statt Steu-
ererhöhungen anzustreben, sollten Sie vielleicht
einmal die strukturellen Schwächen dieses Lan-
des angehen und endlich dafür sorgen, dass diese
beseitigt werden, indem Sie nämlich die Grundvor-
aussetzungen für mehr wirtschaftliches Wachstum
schaffen. Stattdessen tun Sie genau das Gegenteil.
Man kann nicht Investoren ins Land locken, indem
man für eine halbe Million € Anzeigen schaltet und
Hochglanzbroschüren druckt. Vielmehr müssen Sie
versuchen, die Rahmenbedingungen zu verbessern.

Sie machen aber genau das Gegenteil. Ihr soge-
nanntes und von Herrn Stegner hoch gelobtes Ver-
gabegesetz ist nichts anderes als bürokratischer
Unsinn und übelster Pfusch, was Ihnen jeder in der
Anhörung der vergangenen Woche bescheinigt hat.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Wolfgang
Baasch [SPD]: Das stimmt doch nicht!)

Anstatt diesen Müll vom Tisch zu nehmen und dem
schleswig-holsteinischen Handwerk und Mittel-
stand diesen Unsinn zu ersparen,

(Wolfgang Baasch [SPD]: Quatsch!)

fabulieren Sie davon, dass Sie nachbessern wollen.
Herrgott noch einmal, wenn Sie es wirklich ernst
meinen damit, dass Sie dieses Land voranbringen
wollen, dann beginnen Sie doch einmal damit. Da
müssen Sie auch gar nicht viel tun, Sie müssen nur
Ihren Gesetzentwurf in den Papierkorb werfen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU - Serpil
Midyatli [SPD]: Herr Kubicki, bitte wech-
seln!)

- Liebe Frau Midyatli, ich erinnere Sie bei Gelegen-
heit daran, dass Sie solche Sehnsucht nach Herrn
Kubicki haben. Das freut mich. Ich hoffe, das gilt
auch noch, wenn er tatsächlich redet.

Lassen Sie mich abschließend noch ein paar Worte
zu Ihren Änderungsanträgen zur sogenannten Bio-
Informenta sagen. Herr Kollege Stegner, jetzt mag
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es ja sein, dass es von gutem Benehmen zeugt, dass
man verdienten ehemaligen Ministern einer Regie-
rung, der die Sozialdemokraten vorstanden, einen
Gefallen erweist - dann aber doch bitte nicht mit
Steuergeldern, meine sehr geehrten Damen und
Herren!

(Beifall FDP und CDU)

Mit dem Heydemann-Projekt Bio-Informenta wol-
len Sie ernsthaft ein Projekt nach Schleswig-Hol-
stein holen, das gerade einmal 30 km südöstlich -
Luftlinie etwas mehr als 20 km - in Mecklenburg-
Vorpommern grandios gescheitert ist.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, erlauben Sie mir, Sie
darauf hinzuweisen, dass die vereinbarten 20 Minu-
ten in der ersten Runde jetzt zu Ende sind. Sie wür-
den sonst das Kontingent der zweiten Runde mit
anknabbern, was ja möglich wäre.

(Burkhard Peters [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wäre ganz bitter!)

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Zwischen meinem Fraktionsvorsit-
zenden und mir gibt es eine Vereinbarung, dass er
mit der verbleibenden Redezeit vorlieb nimmt.

(Zurufe: Oh!)

Präsident Klaus Schlie:

Wenn das so ist, dann respektiere ich das selbstver-
ständlich auch.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ja, Herr Dr. Stegner, die FDP macht so weiter.

(Zurufe von der SPD: Oh!)

Das Heydemann-Projekt ist - wie eben ausgeführt
wurde - südöstlich der Grenze grandios gescheitert.
Ich gebe gern zu, dass es am Beginn gelobt wurde.
Über die Jahre hat es jedoch die Erwartungen an
Zuschauerzahlen weder erfüllt noch wird es sie je-
mals erfüllen. Genauso sind die Erwartungen an die
wissenschaftlichen Erkenntnisse grandios geschei-
tert. Wenn Sie sich vor Augen führen, dass das
Land Mecklenburg-Vorpommern zehn Jahre lang,
nämlich zwischen 1998 und 2008, knapp 6,9 Mil-
lionen € in dieses Projekt investiert hat; wenn Sie
nun allen Ernstes vorhaben, dem Land Schleswig-
Holstein mit 380.000 € genau dieses Projekt zumu-

ten zu wollen, Herr Kollege Dr. Stegner, dann soll-
ten Sie über den Begriff Klientelpolitik noch einmal
ganz in Ruhe nachdenken.

(Beifall FDP)

Ich halte es für eine Unverfrorenheit, dass Sie noch
nicht einmal bereit waren, den von der Unionsfrak-
tion vorgeschlagenen Sperrvermerk im Haushalt zu
akzeptieren. Sie wollen über dieses Projekt im Aus-
schuss nicht mehr reden. Sie wollen darüber nicht
mehr diskutieren. Das ist Ihre wahre Dialogpolitik.
Sie machen hier die ganze Zeit bei allen Themen,
die für dieses Land von existentieller Bedeutung
sind, und bei Themen, bei denen Sie ausschließlich
Ihre Freundschaft bedienen, Politik mit der Brech-
stange. Das hat mit Dialogkultur nicht das Gering-
ste zu tun.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Das hat mit Dialogkultur und mit neuer Politik
nicht das Geringste zu tun.

Bedauerlicherweise hat diese Regierungskoalition
aus SPD, Grünen und SSW mit diesem vorgelegten
Haushaltsentwurf sehr eindrucksvoll bewiesen, dass
sie versucht, sich über ein Haushaltsjahr zu retten
und in dem zurechtzufindet, was die Vorgängerre-
gierung mühsamst erarbeitet hat. Sie können sicher
sein, Herr Dr. Stegner, dass niemand der Kollegin-
nen und Kollegen aus voller Freude bestimmte
Leistungen gekürzt hat, sondern weil es schlicht
und ergreifend notwendig war, um diesem Land
wieder die politische Gestaltungsfähigkeit für die
Zukunft zurückzugeben.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Sie müssen überhaupt kein Mitleid haben.

Wir sind nach wie vor stolz darauf, dass es die Vor-
gängerregierung zum ersten Mal seit vielen Jahr-
zehnten geschafft hat, einen Haushalt vorzulegen,
der das Land wirklich auf den Konsolidierungspfad
gebracht hat,

(Zurufe Serpil Midyatli [SPD] und Dr. Ralf
Stegner [SPD])

der dem Land tatsächlich die Perspektive eröffnet
hat, in Zukunft wieder eigene politische Verantwor-
tung wahrnehmen zu können. Sie verabschieden
sich mit dem heutigen Haushalt genau von diesem
Weg.

(Vereinzelter Beifall FDP - Zuruf Dr. Ralf
Stegner [SPD])

- Herr Dr. Stegner, Sie wissen ganz genau, dass Sie
keine Ahnung und keine blasse Vorstellung davon
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haben, wie Sie die Haushalte in den kommenden
Jahren fahren wollen. Sie haben heute das Funda-
ment dafür gelegt, dass es Schleswig-Holstein am
Ende Ihrer Legislaturperiode schlechter geht als zu
Beginn. Das ist verantwortungslose Finanzpolitik,
und das ist auch verantwortungslose Sozial- und
Gesellschaftspolitik. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneten Dr. Garg, gestatten Sie eine
Zwischenfrage oder -bemerkung von Frau Abge-
ordneter Dr. Bohn?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Selbstverständlich.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sehr geehrter Herr Kollege Garg, sind
Sie als Ex-Sozialminister auch stolz auf die
Kürzung bei den Frauenhäusern und Frau-
enberatungsstellen und stolz darauf, dass
Sie diesen politischen Fehler offensichtlich
beibehalten wollen?

(Beifall Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN], Lars Harms [SSW] - Chri-
stopher Vogt [FDP]: Anderes Ressort! - Zu-
ruf: Pflege!)

- Der Zwischenruf Pflege ist die glatte Unwahrheit.
Sie wissen, dass wir für den Bereich Pflege mehr
ausgegeben haben als in der Vergangenheit.

(Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir sind bei den Frauenhäusern!)

- Ich beantworte Ihre Frage gleich. - Ich würde mit
solchen Unwahrheiten schlicht und ergreifend sehr
vorsichtig sein.

Frau Kollegin Bohn, ich bin stolz darauf, dass jedes
Kabinettsmitglied in dem von ihm zu verantworten-
den Haushalt die Verantwortung übernommen hat,
auch schmerzhafte Kürzungen vorzunehmen, um
insgesamt dem Land wieder eine Perspektive zu er-
öffnen und in Zukunft insbesondere den jungen
Menschen wieder die Möglichkeit zu geben, ihre
eigenen politischen Entscheidungen treffen zu kön-
nen. Ja, Frau Kollegin, darauf bin ich stolz.

(Beifall FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Garg, gestatten Sie eine
zweite Zischenfrage von Frau Abgeordneter
Dr. Bohn?

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Wenn es denn der weiteren Erhellung dient, selbst-
verständlich.

Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gilt das denn auch für die jungen
Menschen, die Opfer von Gewalt geworden
sind und in den Frauenhäusern Zuflucht ge-
sucht haben?

- Frau Kollegin Bohn, ich kann mich an keinen ein-
zigen Fall erinnern,

(Christopher Vogt [FDP]: Die jungen Bio-
bauern! - Dr. Marret Bohn [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN]: Vorsicht, Christopher!)

in dem Menschen, die auf dringende Hilfe angewie-
sen waren, auch in den vergangenen knapp drei
Jahren, diese Hilfe verweigert wurde. Insofern wäre
auch ich - weil Sie gerade den Kollegen Vogt ge-
mahnt haben - vorsichtig mit solchen subtilen Un-
terstellungen, von denen ich annehme, dass Sie sie
so mit Sicherheit nicht gemeint haben wollen.

(Beifall FDP und CDU - Dr. Marret Bohn
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das war
keine subtile Unterstellung!)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion der PIRATEN erteile ich deren
Vorsitzendem, Herrn Abgeordneten Dr. Patrick
Breyer, das Wort.

(Zuruf)

- Oh, Entschuldigung. Das ist bei mir falsch ange-
kommen. Dann hat Herr Abgeordneter Torge
Schmidt das Wort. Das liegt nur an der Aufzeich-
nung. Es ist hier selbstverständlich alles rechtens
angekommen.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sie werden von Herrn Breyer aber trotzdem nicht
verschont bleiben. Sie werden ihn wahrscheinlich
hinterher noch hören.

(Zuruf)

- Ich kenne Sie. Ich weiß, dass Sie darauf bestimmt
schon sehnsüchtig warten.
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Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Mit der heutigen Abstimmung zum
Haushalt endet für die Piratenfraktion unsere erste
Haushaltsberatung hier im Kieler Landtag. Ich be-
danke mich bei allen Bürgerinnen und Bürgern, die
sich über unsere Plattform Kassensturz-SH an den
Haushaltsberatungen beteiligt, Konzepte hinterfragt
und Ideen entwickelt haben. Ebenso bedanke ich
mich bei allen anderen, die uns bei dieser schweren
Aufgabe, die Haushaltsberatung zum ersten Mal zu
meistern, geholfen haben, wie es zum Beispiel dem
Finanzministerium, das noch kurzfristig Fragen be-
antwortet hat, dem Landesrechnungshof und auch
jeder anderen Fraktion, die uns auf Arbeitsebene
immer mit Rat und Tat zur Verfügung standen.

(Beifall PIRATEN, SPD und SSW)

Wir PIRATEN haben es uns zur Aufgabe gemacht,
bei den sozialen Fragen genau hinzuschauen. Wir
treten für eine Stärkung des mündigen Bürgers in
allen Altersstufen und Lebenslagen ein, angefangen
bei der politischen Bildung von Jugendlichen über
die Verbraucherzentralen bis hin zum Datenschutz.

Beim Verbraucherschutz treten wir PIRATEN da-
für ein, dass die Verbraucherzentralen gerade an
der Westküste erhalten bleiben sollen, und vor al-
lem müssen sie dauerhaft gestärkt werden.

(Beifall PIRATEN)

Aufklärung und Transparenz sind elementare Be-
standteile einer modernen Wissengesellschaft. Die
Verbraucherzentralen Schleswig-Holsteins klären
über den Schutz unserer Daten bei der Nutzung so-
zialer Netzwerke auf, beugen der Überschuldung
von Schülern vor und klären Senioren über unseri-
öse Gewinnspiele und Kaffeefahrten auf. Dieses
breite und gerade auch für wirtschaftlich schwache
Menschen einzigartige und wichtige Informations-
und Beratungsangebot muss in der Fläche erhalten
bleiben.

(Beifall PIRATEN und vereinzelt SPD)

Wir können hier noch einmal der schwarz-gelben
Landesregierung aus der letzten Legislaturperiode
„danken“. Sie haben wunderbar gezeigt, wie wich-
tig Ihnen Prävention und Aufklärung sind. Dank Ih-
rer Kürzung damals stehen die Beratungsstellen in
Heide und Norderstedt vor dem Aus. Prävention
und Aufklärung sind der Grundgedanke einer libe-
ralen Politik. Liebe FDP, warum haben sie das da-
mals mit sich machen lassen?

(Beifall PIRATEN und vereinzelt SPD - Hei-
ner Rickers [CDU]: Gute Idee!)

Wir PIRATEN wollen die Förderung des Verbrau-
cherschutzes dauerhaft um 70.000 € erhöhen. Im-
merhin teilen die Mehrheitsfraktionen unsere Auf-
fassung, dass der Verbraucherschutz wichtig ist.
Die 40.000 € mehr sind schon ein Schritt in die
richtige Richtung. Allerdings frage ich mich,
warum Sie nicht so konsequent sind und auch die
Verpflichtungsermächtigung für die nächsten Jahre
erhöhen.

(Beifall PIRATEN)

Müssen wir genau die gleiche Diskussion nächstes
Jahr noch einmal führen? - Vielleicht überlegen Sie
es sich noch einmal und tragen unseren Änderungs-
antrag, den wir hier im Plenum eingebracht haben,
doch noch mit. Mich würde das sehr freuen. Anson-
sten werden wir wahrscheinlich die Diskussionen
im nächsten Jahr noch einmal führen.

Kommen wir zu einem ganz anderen Thema, den
Frauenhäusern. Das Schauspiel, das wir hier dazu
in den letzten Wochen erleben durften, war schon
sehr beeindruckend und der Sache nun wirklich
nicht dienlich. Wir PIRATEN hatten von vornher-
ein deutlich gemacht, dass die Kürzung unter der
schwarz-gelben Regierung an dieser Stelle ein
schwerer Fehler war. Darüber konnte auch die An-
hebung der Platzpauschale nicht hinwegtäuschen,
denn eben dadurch wurden Plätze im Land abge-
baut. Die Kriseneinrichtungen - das sind Frauen-
häuser nun einmal - waren und sind dringend auf
die Beibehaltung der Platzzahl angewiesen.

(Beifall PIRATEN, SSW und Lars Winter
[SPD])

Wir können hier auch dem Landesrechnungshof
nicht folgen. Frauenhäuser sind keine Hotels und
können nicht nur nach wirtschaftlichen Bele-
gungszahlen bewertet werden. Hier zählt nur ein
Bewertungskriterium: Es muss jeder Frau geholfen
werden, die Hilfe benötigt.

(Beifall PIRATEN, SPD, SSW und verein-
zelt BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Darum haben wir gefordert, auf zusätzliche Mo-
dellprojekte zu verzichten, solange diese auf Kos-
ten der bestehenden Frauenhäuser finanziert werden
müssen.

(Beifall PIRATEN)

Immer wieder haben wir das in den beteiligten Aus-
schüssen thematisiert, immer wieder wurden unsere
Bedenken in den Wind geschlagen. Im Sozialaus-
schuss vom 17. Januar dieses Jahres gab die Minis-
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terin nun bekannt, dass die Modellversuche zu-
nächst vom Tisch seien.

(Beifall PIRATEN)

Angebote für traumatisierte Frauen und neue sys-
temische Ansätze lassen sich nicht ohne zusätzli-
ches Geld realisieren. Wieso lassen Sie den Finanz-
ausschuss nur wenige Stunden zuvor über das Bud-
get der Frauenhäuser abstimmen, ohne diese grund-
legende Änderung mitzuteilen?

(Beifall PIRATEN)

Wir begrüßen das Ergebnis. Der Weg dorthin kann
nicht unsere Zustimmung finden.

(Beifall PIRATEN)

Der Landtag hat sich erst kürzlich - auf Vorschlag
der PIRATEN - mit einer breiten Mehrheit für ein
Wahlrecht ab 16 Jahre ausgesprochen.

(Beifall PIRATEN)

Die Beratungen zu dem Thema laufen noch im
Ausschuss. Uns ist das ein wichtiges Thema. Wahl-
recht ab 16 Jahre ist schön und gut, wir müssen nun
auch den nächsten Schritt gehen. Wir Piraten for-
dern deshalb zur Stärkung der demokratischen Ju-
gendbildung, die Förderung außerschulischer po-
litischer Jugendbildung um 300.000 € zu erhöhen.

(Beifall PIRATEN)

Es ist von besonderer Bedeutung, dass Kinder und
Jugendliche demokratische Prinzipien und Werte
kennen und schätzen lernen,

(Beifall PIRATEN)

auch damit sie kritischer mit extremistischem Ge-
dankengut umgehen können.

(Beifall PIRATEN)

Wir finden es sehr gut, dass die Arbeit gegen
Rechts im Land gestärkt wird. Das kann aber die
gezielte Aufklärungsarbeit in den Jugendverbänden
nicht ersetzten. Dort hat man einen anderen Zugang
zur Jugend. Dort spricht man die Sprache der jun-
gen Leute. Mit unseren Anträgen versetzen wir den
Landesjugendring in den finanziellen Stand von vor
drei Jahren und fordern eine deutlich ausgeweitete
Aufgabenbewältigung von ihm.

Das ist nicht so viel, wie wir gern tun würden, aber
es ist mehr, als alle anderen hier machen werden.

(Beifall PIRATEN)

Ich hätte mir wenigstens an dieser Stelle, die poli-
tisch unstreitig sein müsste, mehr Zustimmung von

den anderen Fraktionen gewünscht. Dies ist ausge-
blieben, und das ist schade. Wir haben diesen Punkt
aber noch einmal zur Abstimmung gestellt.

(Beifall PIRATEN)

Darum ergänze ich an dieser Stelle: Auch der Zu-
schuss für die Mädchenarbeit in der Jugendver-
bandsarbeit soll um 70.000 € erhöht werden, wenn
es darum geht, regelmäßige Treffen zu ermöglichen
und den Teilnehmerinnen und den Ausführenden,
den Koordinatorinnen, wenigstens Fahrtkosten oder
Ähnliches erstatten zu können. Wir wollen, dass die
LAG Mädchen im Landesjugendring das in die Jah-
re gekommene Konzept für die geschlechterspezifi-
sche Arbeit überarbeiten kann. Nach fast 15 Jahren
wird das höchste Zeit.

(Beifall PIRATEN)

Die Rahmenbedingungen für Politik ändern sich.
Diese Veränderungen finden sich auch in den
Schulen wieder. Vieles, was die Regierung hier
macht, finden wir gut. Das galt auch für die Schul-
sozialarbeit. Was hat die Regierung sich hier nicht
gebrüstet! - Ein ganz großer Schwerpunkt sollte es
sein, die Schulsozialarbeit zu stärken und zu verste-
tigen. 4,6 Millionen € sollte der Topf dafür umfas-
sen. Wir hatten schon in der ersten Lesung darauf
hingewiesen, dass der FDP-Bildungsminister der
letzten Legislaturperiode, Herr Klug, schon im vo-
rigen Frühjahr eine Aufstockung der Mittel auf 4,7
Millionen € angekündigt hatte. Den großen Wurf
konnten wir daher nicht sehen, aber allein, dass es
diesen ansehnlichen Topf für die Schulsozialarbeit
geben würde, fand unsere Zustimmung.

Jetzt kommen die Koalitionäre und versehen die
Mittel mit einem Vermerk: „schwerpunktmäßig für
die Grundschulen zum Ausbau der verlässlichen
Grundschule“. Ausführungen dazu, wie die Mittel
genau aufgeteilt werden sollen, gab es dazu nicht.
Lapidar wurde uns auf Nachfrage im Finanzaus-
schuss erklärt, wer Interesse an den Details habe,
solle dies im Bildungsausschuss klären lassen. Be-
gründet hatte zum Beispiel Lars Harms das Ganze
damit, dass es schwierig sein werde, für Schulen
ausreichend Schulsozialarbeiter zu finden, und die-
ses bei den Grundschulen deutlich einfacher sein
werde.

Die Frage, die ich mir dabei stelle, ist: Warum steht
das nicht genau so in diesem Vermerk? Wir haben
uns die Mühe gemacht, die andere sich anscheinend
nicht machen wollten, und haben noch einmal in
den Richtlinien für die Schulsozialarbeit nachgele-
sen. Es geht da in der Tat auch um die Gestaltung
eines Ganztagskonzepts, allerdings immer im Kon-
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text der Zusammenarbeit und Verflechtung von
Schule und Jugendhilfe für alle Schulen. Uns ist
schleierhaft, wie man aus der kalten Hose einfach
so einen Bestimmungszweck abwandelt in sicherer
Kenntnis darüber, wie viele Erwartungen man bei
allen durch den Schwerpunkt „Schulsozialarbeit“
geweckt hat.

(Beifall PIRATEN)

Aber, da muss man ganz ehrlich sagen, das ist ein
Problem dieser Koalition. Das müssen Sie nun den
Leuten erklären. Und Sie wissen, dass diese sehr
konsequent nachfragen werden. Wir lassen Sie da
auch nicht aus der Verantwortung.

Das Gleiche gilt für die Hochschulen. Die Landes-
regierung bleibt dabei: Entweder das Kooperati-
onsverbot fällt ganz oder gar nicht. Im letzten Jahr
haben Sie genau mit dieser Haltung Beträge in
zweistelliger Millionenhöhe für die Hochschulen
verhindert.

(Beifall Heike Franzen [CDU])

Dass die Bundesbildungsministerin sich auch hier
bewegen sollte, um möglichst viele Mittel - dann
auch für die Schulen - freizugeben, ist unbestritten.
Wenn die Kasse aber leer ist, dann ist ein bisschen
doch besser als gar nichts.

(Beifall PIRATEN)

Meine Damen und Herren, wenn Sie damals in Ma-
the aufgepasst haben, dann wissen Sie: Ein
bisschen ist deutlich mehr als nichts. Wir haben im
letzten Bildungsausschuss nachgefragt. Der Staats-
sekretär hat deutlich gemacht, dass die Landesre-
gierung an ihrer Alles-oder-Nichts-Haltung festhal-
ten wird, wenn es in neue Beratungsrunden auf
Bundesebene gehen wird. Dafür - das sage ich hier
ganz deutlich - haben wir PIRATEN kein Verständ-
nis.

(Beifall PIRATEN und Heike Franzen
[CDU])

Wie Sie mit einmalig 50 Millionen € unsere Hoch-
schulen auf Vordermann bringen wollen, bleibt Ihr
Geheimnis. Daran haben auch die Haushaltsbera-
tungen in den Ausschüssen nichts geändert. In An-
betracht der Lage - die Berichte der Hochschulen
zur Halbzeitbilanz der Zielvereinbarungsumsetzung
haben dies unterstrichen - brauchen die Hoch-
schulen insgesamt mehr Geld. Sie brauchen es in
verschiedenen Bereichen - für Professorinnen und
Professoren, für den akademischen Mittelbau, sie
brauchen etwas für den Hochschulbau. Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, wir reden hier nicht nur von

Verschönerungsmaßnahmen, wir reden von Tief-
bau- und Hochbaumaßnahmen. Da muss mehr
her, als Sie vorgelegt haben. Da müssen regelmäßig
Gelder bereitgestellt werden, da muss kontinuier-
lich gearbeitet werden. Genau das haben die Vor-
gängerregierungen nicht getan, das tun Sie nicht,
und darum behalten wir den Salat, der unseren
Hochschulen so schwer im Magen liegt.

(Beifall PIRATEN)

Wie Sie wissen, liegt uns PIRATEN der Daten-
schutz sehr am Herzen und ist ein Grund dafür,
warum sich die PIRATEN gegründet haben. Das
ULD tritt für den Schutz der persönlichen Daten al-
ler Bürger in einer digitalen Gesellschaft ein und ist
über die Ländergrenzen hinweg für seine Arbeit be-
kannt. Es ist für uns nicht länger hinnehmbar, dass
dauerhaft befristete Verträge geschlossen werden
müssen, weil der Haushaltsplan die Einnahmen
durch die Gebühren und sonstige Entgelte unvoll-
ständig abbildet. Allein die Korrektur der Darstel-
lung würde eine Erhöhung des Stellenplans um ei-
ne Stelle E 12 und zwei Stellen E 13 ermöglichen,
ohne den Haushalt zu belasten. Was spricht für eine
Mehrheitsfraktion dagegen, ihrem eigenen Koaliti-
onsvertrag nachzukommen und das ULD zu stär-
ken? Stattdessen kürzen Sie sogar noch die Stellen-
anzahl beim ULD um eine halbe Stelle E 12, auch
wenn Sie den Haushaltsvermerk bei der Stelle E 13
„darf nur zur Hälfte besetzt werden“ wieder entfal-
len lassen. Warum werden hierfür die Mittel dann
im Haushalt nicht auch angepasst?

(Beifall PIRATEN)

Ist das Ihre Vorstellung davon, wie Sie das ULD
stärken wollen?

Ich möchte betonen, dass alle - wirklich alle - unse-
re Änderungsanträge gegenfinanziert sind.

(Beifall PIRATEN)

Was durften wir uns im Wahlkampf alles anhören?
- „Das, was ihr fordert, kann man alles nicht bezah-
len!“ - Wie gesagt, ich hoffe, wir belehren Sie hier
eines Besseren.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Ihr fordert ja auch weniger als
im Wahlkampf! - Christopher Vogt [FDP]:
Ihr ja auch!)

- Ihr auch. Erstens das, da muss ich Herrn Vogt
Recht geben.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])
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Zweitens sind solche perspektivischen Gedanken
wie das BGE langfristige Konzepte und haben in
den Haushaltsberatungen hier im Plenum nichts zu
suchen. Das haben wir auch immer so gesagt.

(Beifall PIRATEN)

Daran müssen wir über die nächsten Jahre hinweg
einfach arbeiten.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Ich hoffe, wir belehren Sie hier eines Besseren,
dass wir zumindest in Haushaltsberatungen konse-
quent und konstruktiv mitarbeiten.

Wir passen zum Beispiel die bewusst zu hoch ange-
setzten Personalkosten im Innenministerium, die
Sie auf Nachfrage sogar bestätigt haben, an den tat-
sächlich zu erwartenden Betrag an.

Eine Notwendigkeit externer Gutachten zur Bewer-
tung der Mautgebühren im Herrentunnel sehen wir
nicht als gegeben.

(Beifall PIRATEN)

Die Kompetenz des Wirtschaftsministeriums über-
trifft die Anforderungen bei Weitem.

Die Übertragung der Zuverlässigkeitsprüfung nach
dem Luftsicherheitsgesetz an die Freie und Hanse-
stadt Hamburg muss dazu führen, dass die bisher
hier gebundene Stelle um den Aufgabenumfang ge-
kürzt wird.

(Beifall PIRATEN)

Es gilt der Satz der Gewerkschaften: Eine Perso-
nalreduktion ist nur mit einer Aufgabenreduktion
machbar.

Wir streichen auch das Projekt Standortmarketing
des Wirtschaftsministeriums mit einem Volumen
von 500.000 €. Auf Nachfrage hat die Landesregie-
rung kein überzeugendes Konzept vorstellen kön-
nen, wie eine einheitliche Dachmarke Schleswig-
Holstein geschaffen werden soll, die einen Mehr-
wert gegenüber dem bisherigen Wirtschaftsförde-
rungsmodell darstellt.

(Beifall PIRATEN)

Unterm Strich entlasten wir - auch ohne die Kür-
zung beim Projekt PROFI, zu dem wir gleich kom-
men werden - den Landeshaushalt damit bereits
um 683.000 €. Wie Sie sehen können, beschäftigen
wir uns mit den Problemen des Landes und bringen
konkrete Änderungsvorschläge ein.

(Beifall PIRATEN)

Die Wirtschaftlichkeitsprüfung scheint ein gene-
relles Problem dieser Regierung zu sein, auch wenn
diese in der Landeshaushaltsordnung und dem
Haushaltsgrundsätzegesetz vorgeschrieben ist. Bis
heute konnten uns keine - keine! - Zahlen vorgelegt
werden, die die einzelnen Sanierungsmaßnahmen
auflisten, geschweige denn die Rentabilität des Pro-
jekts PROFI belegen. Ein reiner Verweis auf den
allgemeinen Sanierungsbedarf reicht uns nicht.

(Beifall PIRATEN)

Ihnen deswegen einen Blankoscheck in Höhe von
50 Millionen € auszustellen, können wir nicht ver-
antworten.

(Beifall PIRATEN)

Wir wären vielleicht einer Verpflichtungsermächti-
gung gegenüber nicht abgeneigt, wenn Sie die
rechtlichen Grundlagen mit einer ordentlichen
Wirtschaftlichkeitsprüfung und detaillierter Umset-
zungsplanung dafür schaffen würden. Ich zitiere
einmal Lars Harms, der im Finanzausschuss am
17. Januar 2013 sagte: Wir wissen nicht, ob wir das
Geld in einem oder in zwei Jahren ausgeben. - Das
zeigt wunderbar, dass Sie selbst anscheinend nicht
über diese Kenntnisse verfügen.

(Beifall PIRATEN - Zuruf Rasmus Andresen
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Im Allgemeinen war die Finanzausschusssitzung
sehr interessant.

Wie gesagt, dies alles geschieht in einem schwieri-
gen finanziellen Umfeld. Obwohl einige Kernauf-
gaben des Haushalts wie die Hochschulsanierung
bereits durch ein Sondervermögen abgewickelt und
über den Landeshaushalt von 2012 finanziert und
ausgelagert wurden, erhöht die Landesregierung die
Neuverschuldung munter weiter auf 460 Millio-
nen €. Das strukturelle Defizit liegt mit 784 Millio-
nen € nur noch 9 Millionen € unter der maximalen
Ausgabegrenze für das Jahr 2013. Dies entspricht
einem Spielraum von gerade einmal 0,096 % der
gesamten bereinigten Ausgaben. Wie sich bei die-
ser engen Kalkulation eine zeitnahe und wirkungs-
gleiche Übertragung des Tarifvertrags auf Beamte
finanzieren lassen soll, interessiert nicht nur die Pi-
ratenfraktion. Oder haben Sie daran kein Interesse?

(Beifall PIRATEN - Uli König [PIRATEN]:
Das wird spannend!)

- Ja.

Verschärfend kommt hinzu, dass die Landesregie-
rung anscheinend bewusst die Haushaltswahrheit
umgeht. Ihnen sind bereits jetzt weitere Ausgaben
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in Höhe von 1,4 Millionen € im Bereich des Digi-
talfunks bekannt, die Sie im Haushalt nicht ange-
ben. Die angestrebte Entnahme aus einer Rücklage
zur Finanzierung dieses Postens ist im Haushalt ab-
zubilden. In unserem Änderungsantrag zum Haus-
halt haben wir versucht, Ihnen da Nachhilfe zu ge-
ben. Das haben Sie leider nicht aufgenommen. Wie
Sie wissen, sind alle Ausgaben für die Ausgaben-
grenze relevant. Jede Ausgabe, auch wenn sie durch
Einnahmen aus Rücklagen finanziert wird, ver-
schlechtert den Finanzierungssaldo und kann zum
Übersteigen der Defizitobergrenze führen. Der
Spielraum für außerplanmäßige Ausgaben reduziert
sich somit um weitere 1,4 Millionen €.

(Beifall PIRATEN)

Ein weiteres Schauspiel bieten die Mehrheitsfrak-
tionen mit ihrem Änderungsantrag zur Finanzierung
des vor fünf Wochen beschlossenen Sondervermö-
gens „Energetische Sanierung von Schulen und
Kindertageseinrichtungen“ in Höhe von
11,5 Millionen €. Dieses sei nun doch nicht ausrei-
chend hoch, sodass die Zinserträge den Aufwand
der Investitionsbank deckten und somit keine Ver-
wendung der Mittel stattfinden könne. Mich würde
ernsthaft interessieren, was für Kontoführungsge-
bühren für so ein Sondervermögen anfallen. Dar-
über können wir einmal im Ausschuss reden. Wir
sollen jetzt also zustimmen, dass Geld, das für den
Kita-Ausbau gedacht war, aus dem alten Sonder-
vermögen für die energetische Sanierung zweckent-
fremdet wird.

Ich freue mich ausdrücklich für die FDP, die an-
scheinend entgegen des Bundestrends ihr soziales
Gewissen wiedergefunden hat. Sie stellen sich
nicht nur an die Spitze einer Bewegung der gerech-
ten Beamtenbesoldung. Dabei können wir Sie nur
unterstützen. Inwieweit sich allerdings eine Kür-
zung der Mittel für die Migrationsförderung und
-beratung mit diesem sozialem Gewissen vereinba-
ren lässt, können Sie mir bestimmt noch erklären,
Herr Kubicki.

(Beifall PIRATEN)

Interessant finde ich auch, dass Sie die Mittel zur
Bekämpfung von Rechtsextremismus in Höhe von
120.000 € streichen wollen.

Wir müssen in dieser Haushaltsdebatte auch über
die langfristige Finanzplanung des Landes reden.
Die Landesregierung hat unser vollstes Verständ-
nis, dass sie natürlich im zeitlichen Vollzug ist und
noch keine detaillierte Auflistung aller Daten für
den Zeitraum bis 2020 offenlegen kann. Dass Sie
aber anscheinend schon seit September 2012 einen

Stellenabbaupfad im Finanzministerium vorliegen
haben und diesen mit dem Vermerk „interne Vorla-
ge“ den Oppositionsfraktionen erst einen Tag vor
den Haushaltsberatungen zugänglich machen, kann
keineswegs unsere Zustimmung finden.

(Beifall Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Ich würde gern noch einmal Frau von Kalben in
Anlehnung an ihr Interview mit RTL Nord vom
9. Januar 2013 daran erinnern, dass die Einhaltung
der Schuldenbremse mitnichten zu einem Abbau
des Schuldenbergs führt.

(Beifall PIRATEN)

Sie reduzieren lediglich den Zuwachs an weiteren
Schulden, wobei Sie sich mit Ihrem jetzigen Haus-
haltsentwurf selbst dabei nicht sehr große Mühe ge-
ben.

Der Abbaupfad sieht eine Rückführung des struk-
turellen Defizits bis 2020 auf null vor. Selbst wenn
das Land ab dann jedes Jahr 100 Millionen € Schul-
den tilgen würde, würde es über 270 Jahre dauern,
bis der Berg komplett abgetragen wäre. Die zusätz-
liche Verschuldung bis 2020 ist dabei nicht einmal
eingerechnet.

Mit der HSH Nordbank stehen wir voraussichtlich
vor einer weiteren finanziellen Großbaustelle in der
langfristigen Haushaltsplanung. Uns ist bereits be-
kannt, dass es zu einer Zweitverlustgarantie in Hö-
he von 1,3 Milliarden € kommen wird. Gerade des-
wegen sollten wir auch heute schon verantwor-
tungsvoll und nachhaltig planen.

Unsere Änderungsanträge zeigen, dass wir auf ei-
nem guten und richtigen Weg sind. Weder hand-
werklich noch inhaltlich müssen wir uns hinter den
anderen Fraktionen verstecken. Gelebte Demokra-
tie, Bürgerrechte und soziale Gerechtigkeit sind
Grundwerte der PIRATEN und werden weiterhin
Maßstab unserer Politik sein.

(Beifall PIRATEN)

Im Ausschuss wurden alle unsere Änderungsanträ-
ge abgelehnt. Wir haben uns das Schauspiel ge-
spart, jetzt noch einmal jeden einzelnen Antrag hier
zur Abstimmung zu stellen. Nur da, wo wir über-
haupt nicht verstehen können, dass Sie, liebe Koali-
tionsfraktionen, nicht mit uns gehen, stellen wir die
Anträge noch einmal zur Abstimmung, sei es zu der
politischen Jugendbildung, über die wir hoffentlich
noch einmal reden können, oder auch den Verbrau-
cherzentralen, damit wir die Diskussion nächstes
Jahr nicht noch einmal führen müssen. Ich hoffe,
wir können darüber abstimmen.
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Nichtsdestotrotz zu der Frage, wie wir gleich in den
Einzelpunkten abstimmen werden: Für mich und
den Großteil meiner Fraktion kann ich sagen, dass
wir dem Haushalt im Gesamtpaket nicht zustimmen
können. - Vielen Dank.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Abgeordneten des SSW hat Herr Abgeord-
neter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Die rot-grün-blaue Koalition wird heute
einen Haushalt beschließen, der auf den Grund-
prinzipien beruhen wird, die wir in unserem Koali-
tionsvertrag beschlossen haben. Wir haben dort
festgelegt, dass Bildung, soziale Gerechtigkeit und
nachhaltige Entwicklung die Hauptthemen dieser
neuen Regierung sein werden, und dies setzen wir
jetzt auch um. Hinzu kommt, dass wir uns vorge-
nommen haben, die Schuldenbremse einzuhalten,
und auch das setzen wir um. Alle gegenteiligen Be-
hauptungen entbehren jeder Grundlage.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Das Einhalten der Schuldenbremse ist Verfassungs-
auftrag und damit nicht infrage zu stellen. Jede Re-
gierung muss die Schuldenbremse einhalten, und
wir tun dies auch. Das kann man dem vorliegenden
Haushalt so entnehmen. Wer also behauptet, diese
Koalition verlasse den Schuldenabbaupfad, der be-
hauptet schlicht Unsinn. Im Gegenteil, der Stabili-
tätsrat hat kürzlich bestätigt, dass unsere Koalition
den mit dem Stabilitätsrat vereinbarten Schuldenab-
baupfad einhält. Das bezieht sich nicht nur auf das
reine Zahlenwerk, sondern auch auf die veränderten
politischen Prioritäten, die auch dem Stabilitätsrat
mitgeteilt worden sind. Meine Damen und Herren,
wir setzen also das um, wofür wir von den Bürge-
rinnen und Bürgern am 6. Mai 2012 das Mandat be-
kommen haben.

(Beifall SSW und SPD - Unruhe)

Wer spart, der schafft finanzielle Freiräume für
kommende Generationen. Das ist richtig, aber das
ist nur die eine Seite der Medaille. Die andere Seite
ist, dass jede sinnvolle Maßnahme, die jetzt nicht
umgesetzt wird, kommenden Generationen zusätzli-
che Belastungen beschert. Deshalb muss man beide
Seiten der Medaille nicht nur betrachten, sondern
auch beachten. Die Einsparvorgaben beachten wir,

indem wir erstens die Schuldenbremse einhalten
und indem wir zweitens am Jahresende auftretende
Haushaltsverbesserungen für nachhaltige Investitio-
nen nutzen. So tun wir dieses zum Beispiel, indem
wir Einsparungen bei den Zinszahlungen des ver-
gangenen Jahres für die Kita-Förderung nutzen.
Das ist nachhaltig und entlastet nicht nur kommen-
de Generationen, sondern wirkt sehr schnell auch
schon jetzt zum Vorteil für die Bürgerinnen und
Bürger unseres Landes. Das ist die eigentliche Auf-
gabe einer Koalition.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Sinnvolle Maßnahmen setzen wir aber schon jetzt
um, indem wir vorhandene Spielräume nutzen.
Wir nutzen die vorhandenen Spielräume zum Bei-
spiel für eine Einigung mit den Kommunen über
die Kita-Finanzierung. Damit gehen wir nicht nur
einer Klage aus dem Weg, in die die alte Regierung
blindlings reingerannt wäre, sondern wir sorgen
auch dafür, dass die Kinderbetreuung in Schleswig-
Holstein bessere Grundlagen bekommt. Gleichzei-
tig entlasten wir die Kommunen bei dieser Aufga-
be. Wer sagt, dass die Nutzung finanzieller Spiel-
räume der falsche Weg ist, der stellt auch die Ver-
besserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf
und eine bessere Kinderbetreuung infrage. Wenn
man es ganz genau hinsieht, stellt man sogar den
Rechtsanspruch auf einen Betreuungsplatz an sich
infrage. Wir tun dies nicht, sondern handeln so,
dass dieser Anspruch auch erfüllt werden kann und
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf verbessert
wird. Das ist nachhaltige Politik, die auch kommen-
den Generationen dienen wird.

(Vereinzelter Beifall SSW, SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ähnliches gilt natürlich auch für die Maßnahmen,
die wir in der Schulpolitik veranlassen. Wir erhö-
hen die Zahl der von der alten Regierung geplanten
Lehrerstellen. Wir machen das, weil wir die Quali-
tät der Bildung erhöhen wollen. Stichworte sind
Verringerung des Unterrichtsausfalls, Integration
von behinderten Kindern und Jugendlichen und
Qualitätserhöhung durch ungeteilten Unterricht.
Wir bleiben nicht nur bei den öffentlichen Schulen
stehen, sondern unterstützen auch die Schulen in
freier Trägerschaft stärker, um hier ein Zeichen zu
setzen. Wir haben als Land nämlich nicht nur eine
Verantwortung für die Schülerinnen und Schüler,
die öffentliche Schulen besuchen, sondern wir ha-
ben diese Verantwortung für alle Schülerinnen und
Schüler in unserem Land.

1146 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013

(Torge Schmidt)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG


(Beifall SSW)

Deshalb ist es eine Selbstverständlichkeit, dass die
Schulen des dänischen Schulvereins als Regel-
schulen der dänischen Minderheit wieder mit den
anderen Schulen gleichgestellt werden. Es ist auch
richtig, dass die anderen Schulen in freier Träger-
schaft wesentlich stärker gefördert werden als bis-
her. So erhöhen wir die Bildungschancen in unse-
rem Land nicht nur im öffentlichen Schulsystem,
sondern in allen Schulsystemen. Das ist vor dem
Hintergrund der Gleichbehandlung der richtige
Weg.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Ob nun Kita, Schule oder Hochschule - wir haben
den Anspruch, unser Bildungssystem auf solide Fü-
ße zu stellen und moderner zu gestalten. Wir sehen
Investitionen in Bildung als unverzichtbare Investi-
tion in unser aller Zukunft. Ich denke, diese Priori-
tätensetzung wird nicht zuletzt durch das Sonder-
vermögen Hochschulsanierung deutlich. Mit die-
ser Maßnahme wollen wir die Leistungsfähigkeit
der Universitäten spürbar erhöhen. Wir brauchen
diese Investitionen, um einen wirklich attraktiven
Studienstandort mit einer modernen und zukunfts-
fähigen Infrastruktur zu schaffen, denn leider haben
unsere Vorgänger hier deutlich zu wenig getan.

Wer dagegen nicht will, dass sich die Bildungs-
chancen der Kinder, Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen spürbar verbessern, der trägt den soge-
nannten Sparzwang wie ein Mantra vor sich her.
Wer aber an kommende Generationen denkt und
sich darüber Gedanken macht, welche Chancen un-
sere Kinder - und damit unser Land - in der Zukunft
haben sollen, der nutzt die Spielräume, die da sind,
um diese Chancen zu gewähren. Das nicht zu tun,
käme einer Versündigung gegenüber den kommen-
den Generationen gleich. Wer es trotzdem sinnvol-
ler findet, in Sachen Bildung nichts oder nur das
Nötigste zu tun, sollte dringend darüber nachden-
ken, was uns die schwarze Null im Jahr 2020 nüt-
zen soll, wenn die Bildungslandschaft in der Zwi-
schenzeit brachliegt.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wie Sie sehen, halten wir es also nicht nur für an-
gemessen, sondern sogar für zwingend notwendig,
die sich bietenden Spielräume für nachhaltige Maß-
nahmen zu nutzen. Dies tun wir übrigens auch bei
der Sanierung von Gebäuden des Landes. Wir set-
zen ein Programm für vorsorgende Finanzpolitik
- kurz: PROFI - um, welches zu Energie- und Be-

triebskosteneinsparungen für das Land und bei den
Kommunen führen wird und damit zukünftige
Haushalte strukturell entlastet. Finanziert werden
vor allem investive Maßnahmen zur Umsetzung der
Energiewende, insbesondere zur Steigerung der
Energieeffizienz in öffentlichen Gebäuden, und in-
vestive Maßnahmen, die die Effizienz der Landes-
verwaltung erhöhen. Die geförderten Maßnahmen
müssen einen direkten und substanziellen Beitrag
zur Haushaltskonsolidierung leisten. Besser kann
man den Anspruch auf Nachhaltigkeit nicht umset-
zen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wir investieren zusätzlich einen hohen Millionen-
betrag, um Kosten für die kommenden Generatio-
nen zu senken und dabei gleichzeitig Klimaschutz
zu betreiben. Auch dafür lohnt es sich, Spielräume
auszunutzen.

Neben diesen großen Linien in unserer Politik gilt
es aber auch, darauf zu achten, dass der gesell-
schaftliche Zusammenhalt und die soziale Balan-
ce gewahrt bleiben. Deshalb haben wir in einer
Vielzahl von Bereichen Schwerpunkte gesetzt.
Schon in der ersten Lesung zum Haushalt haben
wir deutlich gemacht, wo die Unterschiede liegen.
Deshalb möchte ich mich überwiegend auf die Än-
derungen beschränken, die nach der ersten Lesung
noch eingeflossen sind.

Aus Sicht des SSW ist zuerst die Minderheitenpo-
litik zu nennen. Hier wird ein eindeutiger Schwer-
punkt gesetzt. Ich bin schon kurz auf die dänischen
Schulen eingegangen. Ich möchte noch einmal dar-
auf hinweisen, dass die Minderheitenpolitik auf
dem Grundsatz der Gleichbehandlung von Mehrheit
und Minderheit aufbauen muss. Das Beispiel der
dänischen Schulen hat überdeutlich gemacht, was
es bedeutet, wenn man diesen Grundsatz verletzt.
Schade, dass die FDP in ihren Haushaltsvorschlä-
gen immer noch an der Ungleichbehandlung fest-
hält - anders die CDU, die zwar ursprünglich die
Zuschüsse ähnlich wie die FDP kürzen wollte, aber
dabei von Soll-Ansätzen und nicht von den Ist-Zah-
len des Jahres 2012 ausgegangen ist. Die Differenz
betrug 2,7 Millionen €. Wendet man die Ist-Zahlen
in der Hochrechnung auf 2013 an, dann kommt
man genau auf die Zahlen, die wir im Haushalt ver-
anschlagt haben. Die CDU nimmt nun also Abstand
von ihren ursprünglichen Kürzungsvorschlägen.

Das ist aber eigentlich nicht der Kern dessen, was
ich deutlich machen wollte. Die Kollegen Callsen
und Koch haben zu ihren Haushaltsanträgen im Fi-
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nanzausschuss eine Pressemitteilung herausgege-
ben, in der sie zu den dänischen Schulen unter an-
derem Folgendes ausführen haben:

„Mit der von der CDU-Fraktion vorgesehe-
nen Kürzung der Mittel für die Schulen der
dänischen Minderheit“

- damals vorgesehen -

„werde die 100-%-Finanzierung nicht infrage
gestellt.“

Das heißt, die CDU kommt zum Grundsatz der
Gleichbehandlung zurück. Diese Wende in ihrer
Politik nehmen wir anerkennend zur Kenntnis. Sie
spiegelt sich heute in den Anträgen der CDU zum
Haushalt wieder.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Harms, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage oder Zwischenbemerkung des Herrn
Abgeordneten Callsen?

Lars Harms [SSW]:

Sehr gerne.

Johannes Callsen [CDU]: Kollege Harms,
weil Sie uns unterstellt haben, wir hätten die
Berechnung aufgrund der Ist-Zahlen vorge-
nommen, würde ich Sie gern darauf hinwei-
sen: Wir haben unseren Berechnungen die
von der schleswig-holsteinischen Landesre-
gierung für das Jahr 2012 bekanntgegebenen
Schülerkostensätze plus eines Inflationsaus-
gleiches zugrunde gelegt, multipliziert um
die amtliche Zahl der für 2013 an den däni-
schen Schulen beschulten Kinder. Insofern
gehen wir davon aus, dass unsere Rechnung
richtig ist.

(Zurufe SPD: Das hat er gesagt!)

- Lieber Kollege Callsen, eigentlich wollte ich Sie
loben. Ich habe Sie auch gelobt. Wir hatten eine an-
dere Vermutung, wie Sie das berechnet haben. Das
für mich Entscheidende - das ist gerade in diesem
Hohen Hause wichtig - ist, dass Sie von der Hal-
tung abgegangen sind - so jedenfalls nehme ich es
wahr -, dass es eine Gleichstellung der dänischen
Mehrheit mit der Mehrheitsbevölkerung im Schul-
bereich nicht geben sollte. Dafür zolle ich Ihnen
meine Anerkennung. Ich finde es sehr gut, dass Sie
diesen Schritt wagen. Das unterscheidet Sie von

den Kolleginnen und Kollegen der FDP. Deswegen
sage ich ganz deutlich, dass das ein ganz wichtiger
Schritt ist und dieser Schritt dazu führen kann, dass
wir wieder zu einem Konsens in der Minderheiten-
politik zurückkommen können, der unser Parlament
einmal geprägt hat. Das ist von Ihrer Seite ein
Schritt, den Sie auf uns zugehen. Das nehme ich an-
erkennend zur Kenntnis und zolle Ihnen gegenüber
meinen Respekt.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn es aber um Gleichbehandlung geht, dann
muss man auch sagen, dass dies ein ständiger und
fortwährender Prozess ist. Im Rahmen dieses Pro-
zesses haben wir als ersten Schritt die Bezuschus-
sung für die Einrichtungen und Institutionen der
Minderheiten wieder auf den ursprünglichen Stand
erhöht. Dies betrifft die dänische Kulturarbeit, die
friesische Kulturarbeit, das Nordfriisk Instituut, den
Friesenrat, das dänische Bibliothekswesen und die
Kulturarbeit der Sinti und Roma. Zusätzlich fördern
wir als Land Schleswig-Holstein zum ersten Mal
die Arbeit der Jugend Europäischer Volksgruppen
mit 10.000 €. Diese ökonomische Unterstützung
der Minderheiten ist die Grundlage dafür, dass sich
die Kulturarbeit der Minderheiten überhaupt entfal-
ten kann. Diese finanziellen Grundlagen müssen
ständig dahin gehend überprüft werden, ob sie noch
ausreichend sind. Wir werden das mit Sicherheit
tun.

Man darf aber auch nicht vergessen, dass Gleichbe-
handlung nicht nur finanzielle Gleichbehandlung
bedeutet, sondern auch die Chance, auf gleichem
Niveau wie die Mehrheitsbevölkerung die eigene
Minderheitenkultur leben zu können. Hier sind
wir oft noch sehr weit von einer Gleichbehandlung
entfernt. Gerade hier werden wir in den nächsten
Jahren Akzente setzen. Die dänische und die friesi-
sche Sprache müssen beispielsweise wesentlich
mehr Entfaltungsmöglichkeiten im öffentlichen
Raum bekommen. Der Friesischunterricht muss
rechtlich abgesichert und ausgebaut werden, wozu
die Einrichtung einer Friesischprofessur in Flens-
burg gehört. Auch die Minderheit der Sinti und Ro-
ma muss eine Grundlage erhalten, um die eigene
Kultur besser leben zu können. Diese Form der
Gleichstellung oder Gleichbehandlung ist eine der
Richtschnüre unserer Politik, und das unterscheidet
unsere Politik in der Tat markant von der der Vor-
gängerkoalition.

Es ist mir beim Thema Kultur wichtig zu betonen:
Sie ist für diese Koalition nicht nur mit Blick auf
die Minderheiten von großer Bedeutung. Wir haben
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bereits im Koalitionsvertrag festgelegt, dass das
Kulturbudget nicht noch weiter gekürzt werden
soll. Statt es bei dem alten und zu niedrigen Ansatz
zu belassen, haben wir eine spürbare Steigerung ge-
genüber dem Soll von 2012 vorgenommen. Dies
tun wir vor allem deshalb, weil wir das kulturelle
Erbe unseres Landes nachhaltig sichern wollen. Da-
zu gehört die Sanierung von Kulturdenkmälern
ebenso wie der Erhalt des schriftlichen Kulturguts.
Gerade für den letztgenannten Bereich stellen wir
daher mehr Mittel bereit als unsere Vorgänger.

Als weitere kulturpolitische Stichworte will ich die
Ostseekooperation - und hier insbesondere die Ko-
operation grenznaher schleswig-holsteinischer und
süddänischer Kreise und Kommunen im Rahmen
der Kulturregion - nennen. Wir sind fest davon
überzeugt, dass sich hier neben neuen Aufgaben
vor allem große Chancen für unser Land ergeben.
Last, but not least wollen wir mit der verstärkten
Förderung der kulturellen Kinder- und Jugendbil-
dung substanzielle Verbesserungen bei der Schnitt-
stellenproblematik zwischen Kultur und Schule er-
reichen.

Ich habe es schon kurz erwähnt: Die Wahrung des
sozialen Gleichgewichts hat für diese Koalition
einen besonders hohen Stellenwert. Wir stehen zu
unserer Verantwortung für die Hilfebedürftigen und
die Schwächsten in unserem Land. Dieser Verant-
wortung wollen wir gerecht werden, statt - wie
manch einer von uns hier in diesem Hohen Hause -
vor bestehenden Problemen die Augen zu ver-
schließen oder diese durch ungerechte Kürzungs-
maßnahmen sogar noch zu verschärfen. Ganz kon-
kret bedeutet das: Wir gehen nicht nur längst über-
fällige Themen wie eine Sozialstaffelregelung im
Kita-Bereich an, sondern wir haben bereits viele
andere Missstände im Sozialbereich ausgeräumt. So
haben wir zum Beispiel das Blindengeld wieder er-
höht und durch Umschichtungen eine zusätzliche
Stelle bei der Bürgerbeauftragten geschaffen, damit
Menschen, die von Diskriminierung betroffen sind,
schneller Hilfe bekommen können.

Den Frauenhäusern und Frauenberatungsstellen
geben wir wieder die Planungssicherheit, die sie
brauchen, um sich effektiv um Frauen in Not küm-
mern zu können. Ich glaube, das ist ein ganz wichti-
ger Punkt. Es geht nicht darum, dass man vor dem
Hintergrund einer bestimmten Anzahl von Hilfesu-
chenden gerade noch einmal Hilfe leisten konnte.
Vielmehr geht es darum, eine Infrastruktur bereit-
zustellen, die in harten Zeiten Bestand hat und bei
der diese Beratungsstellen die Chance haben, sich
selbst weiterzuentwickeln. Es geht nicht darum, nur

den Status quo zu erhalten. Es geht darum, nicht
nur quantitativ, sondern auch qualitativ eine Wei-
terentwicklung in diesem Bereich hinzukriegen. In
diesem Haushalt kann man jetzt schon sehr gut se-
hen, dass genau das unser Ziel ist.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Wir stellen Geld für Sprachkurse für Migranten
zur Verfügung, um auch hier einen wichtigen Bei-
trag dazu zu leisten, dass Menschen, die bei uns
bleiben, auch hier ankommen können. Wir werden
später bei einem anderen Tagesordnungspunkt noch
auf dieses Thema eingehen. Ich glaube, es ist ganz
wichtig: Wenn wir das Wort Integration im Mund
führen, dann ist es auch wichtig, dass wir auf allen
Ebenen handeln. Das bedeutet auch, dass Flüchtlin-
ge, von denen wir wissen, dass sie zu einem sehr
großen Teil bei uns bleiben werden, Sprachkurse
angeboten bekommen, damit diese Menschen die
Chance haben, sich hier in Schleswig-Holstein eine
Zukunft aufzubauen.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dazu zählen auch die lesbisch-schwule Emanzipati-
onsarbeit sowie die Mädchenarbeit, die wir in dem
Maß unterstützen, wie sie es verdienen.

(Beifall SSW und vereinzelt PIRATEN)

Auch die Verbraucherzentrale erhält mehr Geld
für die Energieberatung für einkommensschwache
Familien. Bei steigenden Energiepreisen, die beson-
ders die Menschen mit geringem Einkommen tref-
fen, ist auch das ein wichtiges sozialpolitisches Pro-
jekt. Ganz nebenbei erhalten wir damit die Ver-
braucherzentrale an den Standorten in Heide und
Norderstedt und sichern so die Beratung in der Flä-
che. Das ist ein sehr guter Nebeneffekt, den wir da-
durch erreichen.

(Beifall SSW, vereinzelt SPD und PIRA-
TEN)

Darüber hinaus nehmen wir auch die Menschen, die
in Zukunft verstärkt auf Hilfe angewiesen sind, mit
in den Blick: Durch die Entwicklung eines De-
menzplans wollen wir dem demografischen Wan-
del Rechnung tragen und Vorsorge treffen, denn
wir sind an einem Punkt, an dem es nicht mehr
reicht, nur auf die Einzelprobleme der Demenzbe-
treuung zu schauen. Wir brauchen ein Gesamtkon-
zept, verbunden mit dem übergeordneten Ziel, die
Lebensqualität von Demenzkranken und ihren An-
gehörigen zu verbessern. All dies tun wir, weil es
unser Anspruch ist, möglichst alle Menschen mitzu-
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nehmen und dafür zu sorgen, dass auch die leisen
Stimmen in unserer Gesellschaft wieder gehört
werden.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Diese Koalition hat nicht nur ein Ohr für die
Schwachen und Hilfebedürftigen im Land. Mit dem
vorliegenden Haushalt wollen wir auch die Grund-
lagen dafür schaffen, dass sich das Land weiterent-
wickeln kann. Deshalb setzen wir nicht zuletzt im
Bereich Tourismus Schwerpunkte, denn uns ist
klar: Zielgerichtete Investitionen in diesem Feld
sind Investitionen in die Zukunft unseres Landes,
und zwar in der gesamten Breite. Es ist kein Ge-
heimnis: Schleswig-Holstein ist ein Tourismusland
mit vielen touristischen Hochburgen. Diese stehen
nicht nur in Konkurrenz zueinander, sondern sie
stehen auch in Konkurrenz zu nationalen und inter-
nationalen touristischen Hochburgen.

Damit der Tourismusstandort Schleswig-Holstein
in diesem Konkurrenzkampf besteht und Marktan-
teile zurückerobern kann, wollen wir den Touris-
mus im Land stärken und weiterentwickeln. Wir se-
hen die Notwendigkeit, die Strukturen im Land den
Gegebenheiten anzupassen und dem Land nach au-
ßen ein einheitliches Gesicht zu geben. Das soll
heißen: Schleswig-Holstein braucht eine Plattform,
mit der sich der Tourismus einheitlich nach außen
darstellt. Daher werden wir Mittel für eine Dach-
markenkonzeption zur Verfügung stellen. Sie ist
hierbei ein wichtiger Mosaikstein. Das Land muss
sich einheitlich nach außen präsentieren. Die Dach-
marke wird diese Plattform sein, auf der mit allem
geworben werden kann, was das Land zu bieten
hat. Die dafür bereitgestellten Mittel sind gut ange-
legtes Geld und werden den Tourismus, aber auch
andere Wirtschaftszweige hier im Land, stärken.
Das ist das eindeutige Ziel unserer Landesregie-
rung.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Wenn wir über die Stärken der Wirtschaft reden: Es
ist dringend notwendig, dass wir ein Tariftreuege-
setz bekommen.

(Beifall SSW und SPD)

Nicht nur unsere soziale Verantwortung verlangt
dies. Jemand, der 38,5, 39 oder 40 Stunden in der
Woche arbeitet, der hat nach meiner Auffassung ein
Recht darauf, vernünftig bezahlt zu werden und da-
von nicht nur sich, sondern auch seine kleine Fami-
lie ernähren zu können. Das ist ein Anspruch, den

wir als Politiker wirklich niemals aus den Augen
verlieren dürfen.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN - Zurufe von CDU und FDP)

Wie so viele gute Gesetze, die wir noch auf den
Weg bringen werden,

(Zuruf Johannes Callsen [CDU]: Nicht noch
mehr Drohungen!)

ist auch dieses Gesetz dazu geeignet, unseren Un-
ternehmen in der Region zu helfen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von CDU und FDP, wir wollen,
dass unsere Unternehmen wieder gleiche Wettbe-
werbsbedingungen vorfinden und dass kein Unter-
nehmen - egal ob es aus Schleswig-Holstein, aus
der Bundesrepublik Deutschland oder aus einem
anderen Staat kommt - mit Dumpinglöhnen in
Schleswig-Holstein Arbeitsplätze vernichten kann.
Auch das ist eine Verantwortung, die eine Regie-
rung hat. Auch das ist ein Thema, das wir an-
packen, und das ist gut so für die Menschen in un-
serem Land.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine Damen und Herren, all diese und viele ande-
re Beispiele machen deutlich, dass wir eine neue
Politik machen. Wir als SSW nehmen aus der Sicht
der Minderheiten und mit unserem skandinavischen
Politikverständnis bewusst an diesem Politikwech-
sel teil. Die rot-grün-blaue Koalition löst Wahlver-
sprechen ein und schafft gute Grundlagen dafür,
dass sich unser Land weiterentwickeln kann. Das
ist unser Ziel, und das ist auch unser Anspruch, an
dem wir uns messen lassen. Diesen Anspruch erfül-
len wir heute mit unserem Haushalt für 2013. Ich
bin sehr dankbar für die hervorragende Zusammen-
arbeit in unserer Koalition und für die Zusammen-
arbeit mit der Landesregierung. Das hat hervorra-
gend geklappt, und ich freue mich schon auf die
nächsten fünf Jahre und auf viele Jahre darüber hin-
aus.

(Beifall SSW, SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und vereinzelt PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine Damen und Herren, in Übereinstimmung mit
der Landesregierung und nach Abstimmung mit
den Parlamentarischen Geschäftsführern treten wir
jetzt in die Mittagspause ein. Die Sitzung wird um
15 Uhr wieder eröffnet.

(Unterbrechung 13:09 bis 15:02 Uhr)
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Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich eröff-
ne wieder unsere Sitzung und erteile das Wort für
die Landesregierung dem Ministerpräsidenten Tor-
sten Albig.

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten
Damen und Herren! Ein Haushaltsentwurf ist mehr
als ein bloßes Zahlengerüst. Wer sich - wir haben
das heute Vormittag gesehen - mit einem großen
öffentlichen Haushalt befasst, der bekommt, wenn
er es gut macht, ein Gefühl dafür, welche Möglich-
keiten und welche Grenzen wir haben, innerhalb
derer wir unser Gemeinwohl gestalten können.

Ein guter Haushalt erzählt immer auch eine Ge-
schichte. Unser Haushalt ist gut; er erzählt von Zu-
versicht, von Solidarität und von Aufbruch. Die-
ser Haushalt, unser erster rot-grün-blauer Haushalt,
schaut nach vorne. Mit großer Entschlossenheit ma-
chen wir uns auf, gemeinsam mit den Menschen
unser Land gerechter, zukunftssicherer und stärker
zu machen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Dieser Haushalt ist ein Schritt, um die Stärken
Schleswig-Holsteins auszubauen, unser Land vor-
anzubringen, es nicht kleiner, es nicht ärmer, es
nicht schwächer zu machen, sondern es da zu stär-
ken, wo es zu stärken ist. Niemand, auch niemand
in meiner Regierung behauptet, bei uns in Schles-
wig-Holstein stünde bereits alles zum Besten. Wie
könnte das auch sein?

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Lieber Herr Kubicki, wenn ich mich recht entsin-
ne, lag eine kurze Periode, innerhalb derer Sie und
die Union Verantwortung trugen, dazwischen. Viel-
leicht sollten wir irgendwann einmal den Punkt fin-
den, an dem bei Ihnen der Phantomschmerz, nicht
mehr in der Regierung zu sein, nachlässt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Es wirkt anders!)

- Herr Garg sagt: Es wirkt anders. Gestatten Sie mir
den freundschaftlichen Hinweis, dass Sie in jeder
Sitzung den Eindruck erwecken, dass Sie es nur
schwer ertragen können, nicht mehr in der Regie-
rung zu sein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Ich kann Ihre Re-
de nicht ertragen!)

Lieber Herr Kubicki, ich sage doch gar nicht, dass
Sie für all das verantwortlich sind. Ich sage nur,
dass wir Schwächen vorfinden und gemeinsam mit
diesen Schwächen umgehen müssen. Ja, an diesen
Schwächen werden wir arbeiten. Das macht gutes
Regierungshandeln aus. Das tun wir.

Wer sich aber allein mit den Schwächen unseres
Landes beschäftigt, wer sie großredet und die Stär-
ken übersieht - das ist unser zentraler Vorwurf an
Sie, aber auch der Vorwurf der Wählerinnen und
Wähler an Sie -, der schürt nichts anderes als Ver-
druss und Verzagtheit in Schleswig-Holstein, der
redet Menschen und Land klein. Das hat Schles-
wig-Holstein nicht verdient. Deswegen tun wir das
auch nicht. Deswegen legen wir einen Haushalt vor,
der geeignet ist, diesem Land Mut zu machen, nach
vorne zu schauen, der geeignet ist, Schleswig-Hol-
stein noch stärker zu machen.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Jeder gute Haushalt muss von Wachstum reden. Je-
der gute Haushalt muss die Wachstumskerne, die
ein Land hat, identifizieren und freisetzen. Das tut
auch dieser Haushalt.

Wir wissen, dass dieses Land exzellente wirtschaft-
liche Voraussetzungen hat, dass es sich in einer ex-
zellenten Lage befindet. Wir haben dynamische
Nachbarn an beiden Seiten, Dänemark und Skandi-
navien auf der einen Seite, Hamburg auf der ande-
ren. Wir liegen dazwischen: ein attraktiver Stand-
ort mit viel guter Fläche und viel Know-how, or-
dentlicher Infrastruktur und gut ausgebildeten Men-
schen. Unsere Nachbarn schätzen das. Unsere
Nachbarn wollen das nutzen. Wir wollen das auch
nutzen, auch gern mit Ihnen zusammen. Es ist unse-
re Aufgabe als Landesregierung und Ihre Aufgabe
als Parlament, etwas aus dieser Konstellation zu
machen. Wir wollen uns immer enger mit unseren
Nachbarn vernetzen.

Wir wollen Arbeitsplätze, Menschen und Steuer-
aufkommen zu uns ziehen. Wir wissen, dass Steuer-
mehreinnahmen im Kern nicht über Steuererhöhun-
gen zu generieren sind. Im Kern geht es um
Wachstum. Wir wollen gemeinsam wachsen, ge-
meinsam mit den Regionen um uns herum. Wir
wollen gemeinsam stark werden. Wir befinden uns
in Europa nicht mehr in einer Randlage, sondern
wir sind in der Mitte Nordeuropas. In dieser Mitte
wollen wir uns als ein starker, auch ökonomisch
starker Mitspieler aufstellen. Dafür schafft dieser
Haushalt die Voraussetzungen.
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Ich beteilige mich nicht an Debatten, in denen es
darum geht, Schleswig-Holstein schlechtzureden.
Was noch nicht gut ist, das wollen wir besser ma-
chen. Was heute schon gut ist, das wollen wir zu-
kunftsfest machen. Ja, wir haben dafür einen sehr
geringen Finanzspielraum. Das ist uns bewusst. Das
ist die Ausgangslage. Deshalb setzen wir auf einen
wachstumsorientierten Konsolidierungskurs. Um
Wohlstand und Einnahmen in der Zukunft zu gene-
rieren, müssen und werden wir dort, wo es klug ist,
in Vorleistung gehen, und zwar mit klugen Investi-
tionen für unser Land. Dafür steht unser Haushalt.

Natürlich - die Debatte haben wir vorhin geführt -
wäre eine klügere Steuerpolitik in Berlin auch für
unseren Haushalt ein Segen, eine klügere Steuerpo-
litik, die mehr darauf achtet, dass die starken Schul-
tern etwas mehr tragen können, auch um den Weg
aus der Verschuldung schneller gehen zu können.
Niemand bestreitet das - bis auf die, die in Berlin
im Augenblick die Verantwortung tragen.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Sonst finden das
alle gut?)

Aber wir können uns nicht darauf verlassen, dass
Berlin uns mit Geld überhäufen wird. Wir können
uns nicht darauf verlassen, dass das morgen pas-
siert. Wir werden selber schauen: An welchen Stell-
schrauben können wir drehen, um für mehr Wachs-
tum in Schleswig-Holstein zu sorgen? Wo hat
Schleswig-Holstein eigene Handlungsmöglichkei-
ten?

Unsere zentralen Handlungsmöglichkeiten, unsere
zentralen Stellschrauben liegen in den Bereichen
Bildung, Infrastruktur und Zusammenhalt der
Gesellschaft. Diese drei Dinge braucht man, um
ein Land stärker zu machen, um es voranzubringen
und um Wachstum zu generieren.

Wir wollen, dass Schleswig-Holstein stärker wächst
als in der Vergangenheit. Wir lagen in den letzten
Jahrzehnten immer unter dem bundesdeutschen
Durchschnitt. 0,5 Prozentpunkte Wachstum - das
ist das, was wir erwarten. Nehmen wir einmal an,
wir erreichen den Mittelwert Deutschlands, das,
was Rheinland-Pfalz schafft.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist doch mein
reden die ganze Zeit!)

- Nicht alles, was Sie sagen, ist falsch, Herr Ku-
bicki. Nicht alles ist falsch. - Wir nehmen uns vor,
diesen Mittelwert - 1,1 % im ersten Halbjahr des
letzten Jahres - zu erreichen. Das ist der Bundes-
durchschnitt. Das ist nichts Magisches.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Dann handeln
Sie doch einmal!)

Dann hätten wir dauerhaft 300 Millionen € mehr an
Steuereinnahmen im Haushalt. Wenn es uns ge-
lingt, diesen Pfad, auf dem andere schon sind, ein-
zuschlagen, dann haben wir 300 Millionen € dauer-
hafte Steuereinnahmen mehr.

Dann bekäme die von Ihnen kleinteilig geführte
Debatte über die Schuldenbremse ein ganz anderes
Gesicht.

(Lachen FDP - Zuruf FDP: Weil die 300 Mil-
lionen € immer noch fehlen!)

- Dass Sie lachen, zeigt, dass Sie die Wirkungswei-
se der Schuldenbremse noch nicht wirklich durch-
drungen haben. Das werfe ich Ihnen nicht vor. Da-
für war Ihre Regierungszeit offensichtlich zu kurz.

(Oliver Kumbartzky [FDP]: Ihre wird noch
kürzer!)

Aber wenn Sie denn glauben - und Sie glauben es
zutiefst, das zeigen Ihre Beiträge -, Sie bringen ein
Land voran, indem Sie bei Blinden, Frauenhäusern
und bei kleinen sozialen Projekten kürzen und in-
dem Sie weniger Lehrerinnen und Lehrer haben als
dieses Land braucht, dann werden Sie erleben, was
Sie jetzt auch erlebt haben, dass die Bürgerinnen
und Bürger - wie Sie es auch in Hannover gesagt
haben - sagen: Mit denen geht keine Zukunft, mit
denen wollen wir nicht weitermachen, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Unser Land hat alle Voraussetzungen dafür, einen
solchen Wachstumskurs zu gehen. Hier wächst -
von vielen noch unbeobachtet - ein großes volks-
wirtschaftliches Potenzial heran. Noch schlummert
es, aber tatsächlich kann es epochale Wirkungen
haben, meine Damen und Herren. Bisher glaubten
viele von Ihnen, wir seien nur eine landwirtschaft-
liche Gunstregion. Auch mein Amtsvorgänger hat
das so gesehen. Wir erleben tatsächlich, dass wir in
eine andere Gunstsituation hineinwachsen.

Wir sind einer der privilegiertesten Standorte für
erneuerbare Energien und damit für sauberes und
nachhaltiges Wachstum in Deutschland. Mit dem
Abschalten der schleswig-holsteinischen Atom-
kraftwerke verlagert sich Wertschöpfung für Ener-
gie immer stärker nach Schleswig-Holstein. Die
AKW-Betreiber haben ihre Körperschaftssteuer,
meine Damen und Herren, stets in Hamburg be-
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zahlt. Das Risiko war hier, die Erträge waren dort.
Damit ist Schluss.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Energiewende, meine Damen und Herren,
führt dazu, dass Einnahmen hier bei uns generiert
werden. Die Windmühler verdienen und versteuern
in Schleswig-Holstein; sie verfolgen ehrgeizige
Ausbaupläne, die Milliardeninvestitionen in unser
Land bringen. Rechnet man allein die Mittel aus
dem EEG hinzu, die in Schleswig-Holstein eine be-
achtliche Wachstumskette Energie auslösen, dann
kommt man zu dem Betrag von 1,1 Milliarden €,
die jährlich nach Schleswig-Holstein fließen -
1,1 Milliarden € Zufluss in unser Land. Damit sind
wir nach Bayern die Region, die am meisten von
dem Mittelzufluss aus erneuerbaren Energien profi-
tiert. Das ist mehr als das Zehnfache dessen, was
wir im Länderfinanzausgleich bekommen - aus der
Stärke und nicht aus der Schwäche unseres Landes.

(Zuruf CDU: Das haben Sie gemacht?)

- Das sagt doch gar keiner, dass wir das gemacht
haben, Herr Kollege, aber wir finden es vor. Wäh-
rend Sie es nicht begriffen haben, wollen wir damit
unser Land voranbringen, und wir wollen, aufbau-
end auf solchen volkswirtschaftlichen Fakten,
Schleswig-Holstein zu einem Wachstumsland und
nicht nur zu einem Einsparland machen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Christopher Vogt [FDP]: Glauben
Sie selbst nicht!)

Sie glauben, dass jede Investition in dieses Land
warten muss, bis wir es uns irgendwann einmal
leisten können und Sie es fleißig, wie der Kämme-
rer im Kleingarten, erspart haben. Wir sagen Ihnen:
So funktioniert noch nicht einmal der Kleingarten,
schon gar keine komplexe Volkswirtschaft, meine
Damen und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Christopher Vogt [FDP]: Das ist
doch einfach Unsinn!)

Diese 1,1 Milliarden € fließen verlässlich. Sie wer-
den sich verdoppeln, wenn die Effekte aus der Er-
weiterung der Flächen für Wind sich erst einmal
auszahlen. Hier ergießt sich eine Finanzkraft nach
Schleswig-Holstein - und dort insbesondere an die
Westküste -, wie wir es im Norden noch nicht er-
lebt haben.

Wenn es uns gelingt, dieses Geld wieder in die Re-
gion zu reinvestieren, und wenn es uns gelingt,

den entscheidenden Zündfunken zu setzen, dann
können wir enorme Mittel für Wachstum in unser
Land Schleswig-Holstein freisetzen. Wenn wir es
als Bürgergesellschaft fertigbringen, dieses Geld
hier zu reinvestieren und nicht an irgendwelche an-
onymen Kapitalfonds zu geben, dann entstehen
überall im Land kleine neue Wachstumskerne oh-
ne große Player, die das abführen, direkt bei den
Menschen hier vor Ort, bei Bürgerinnen und Bür-
gern, in landwirtschaftlichen Strukturen, die neue
Visionen für Schleswig-Holstein eröffnen, die eben
mehr sind als im kleinen Karo Schleswig-Holstein
zurechtzurechnen.

Wir können in dieser Gunstregion ganz neue
Fruchtfolgen organisieren, wir müssen es nur schaf-
fen, diese Türen aufzustoßen. Wo die Ideen von
Bürgerinnen und Bürgern auf das Geld von Bürge-
rinnen und Bürgern stoßen, dort wird sich neue Dy-
namik entfalten. Public Private Partnership kriegt
eine ganz neue Bedeutung.

Beispiel Breitband in privater Hand: Wir können
das in Schleswig-Holstein schaffen. Im südlichen
Nordfriesland haben sich 600 Bürgerinnen und
Bürger, Firmen und Gemeinden auf den Weg zur
BürgerBreitbandNetz GmbH gemacht. Die warten
eben nicht mehr auf die Telekom, die nehmen den
Breitbandausbau jetzt selbst in die Hand.

Diese Initiative, meine Damen und Herren, ist ein
Vorbild für unser Land, ein Vorbild für meine Re-
gierung. Davon brauchen wir mehr. Die müssen wir
unterstützen, auch mit unserer Politik unterstützen.
Denen müssen wir die Türen öffnen. Das tut auch
dieser Haushalt. Denn diese Initiativen brauchen
vor allem eines: gut ausgebildete Menschen, gute
Infrastruktur und sozialen Zusammenhalt. Das wer-
den wir fördern, und darauf setzt dieser kluge,
nachhaltige Haushalt, meine sehr geehrten Damen
und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wer Geld in einen Haushalt einstellt, um solche
volkswirtschaftlichen Entwicklungen zu begleiten
und anzustoßen, der handelt nicht maßlos, er han-
delt vorausschauend. Wir müssen anfangen, Fi-
nanzpolitik wieder in volkswirtschaftlichen Zu-
sammenhängen zu begreifen.

Wir müssen sehen, dass Investitionen in ein Ar-
beitsmarktprogramm - wie die 82 Millionen €, die
wir einsetzen, um Fachkräfte zu fördern - ein In-
vest in unser Land sind. Wenn wir Fachkräfte bes-
ser ausbilden durch Weiterbildung, dann werden sie
wertvoller für die Unternehmen. Die Unternehmen
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werden mit solchen Fachkräften erfolgreicher sein.
Erfolgreiche Unternehmen werden eine größere
Anziehungskraft am Markt haben. Ihr Standort wird
attraktiver. Dieser attraktive Standort zieht wieder
neue Unternehmen und Fachkräfte an. Für Sie sind
diese Mittel konsumtive Ausgaben. Für uns sind es
Investitionen in unser Land. Das ist der Unterschied
zwischen Ihnen und uns, meine sehr geehrten Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Diese volkswirtschaftliche Rationalität zieht sich
durch den gesamten Haushaltsentwurf. Wir inves-
tieren vorausschauend in die Zukunftsfelder unseres
Landes, vor allem in die Bereiche Bildung und Kli-
maschutz. Das, was Sie von den Bänken der Oppo-
sition zu einem Projekt wie PROFI gesagt haben,
zeigt, wie sehr Sie im Karo verhaftet sind und wie
wenig Sie begreifen, was es heißt, nachhaltige Fi-
nanzpolitik zu machen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

PROFI verbindet die Kraft, die wir heute haben,
mit der Kraft, die wir in der Zukunft brauchen. Es
ist klug von der Finanzministerin, ein solches Pro-
jekt auf den Weg zu bringen, mit dem wir morgen
Energiekosten vermeiden, weil wir uns klug aufge-
stellt haben. Es verbindet - da wir es vor allem für
Bildungsgebäude nutzen - auch auf eine geradezu
geniale Art und Weise Bildung und energetische
Sanierung. - Herzlichen Dank für dieses Projekt, es
ist ein kluges Projekt!

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir treffen heute Entscheidungen, meine Damen
und Herren, die morgen wirken. Das beste Beispiel
- Sie haben es in allen Beiträgen, positiv wie nega-
tiv, angesprochen - sind unsere Anstrengungen im
Bereich Bildung. Was wir jetzt für Bildung ausge-
ben, spart Geld in der Zukunft.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Dann schauen wir
mal!)

- Ich hoffe, Sie werden es schauen, und ich hoffe,
Sie werden es nach und nach auch ein wenig stärker
verinnerlichen, Herr Kollege. Ich nehme mit Freude
wahr, dass Sie all meine Reden hören und all meine
Texte lesen. Verstehen tun Sie sie noch nicht; aber
das mag ja noch kommen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir investieren auf der gesamten Bildungsstrecke -
von der Krippe bis zur Uni, vom Lesenlernen bis
zum Master, an der dänischen Schule genauso wie
an der Gemeinschaftsschule, an dem Gymnasium
und allen anderen öffentlichen Schulen.

Uns sind alle Schulen gleich viel wert. Wir wissen,
dass Lehrerinnen und Lehrer kein beliebiger Kos-
tenblock im Haushalt sind. Lehrerinnen und Lehrer
sind die Zukunftsbauer unseres Landes. Deswegen
investieren wir in sie, und deswegen stellen wir
mehr ein, als Sie eingestellt hätten. Das unterschei-
det unsere von Ihrer Haushaltspolitik, meine Da-
men und Herren.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Aus dem Bildungsnutzer wird ein Steuerzahler.
Kluge und selbstbewusste Kindern finden gute Ar-
beit. Diese Chance wollen wir jedem in diesem
Land eröffnen. Bildung ist Zukunft. Was diese Re-
gierung in gute Bildung investiert, das investiert sie
in eine gute Zukunft. Das gilt gerade für die, die
uns hier heute zuhören.

Wer aus der Energiewende tatsächlich ökonomi-
schen Erfolg erzielen will, der braucht gut ausgebil-
dete und nicht billigst ausgebildete junge Men-
schen. Wir werden das tun.

Präsident Klaus Schlie:

Herr Ministerpräsident, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage und Bemerkung der Abgeordneten Fran-
zen?

Torsten Albig, Ministerpräsident:

Gern.

Heike Franzen [CDU]: Herr Ministerpräsi-
dent, Sie haben gerade erläutert, dass Sie
mehr in Bildung investieren wollen, als wir
es getan haben. Wie erklären Sie sich dann
die Vorschläge Ihrer Finanzministerin, in den
Jahren 2014 und 2015 jeweils 100 Planstel-
len mehr einzusparen, als wir vorgeschlagen
haben?

- Liebe Frau Kollegin, Sie sehen, wie dieser Haus-
halt auf den Weg gebracht wird. Sie sehen, dass wir
300 Stellen zurückgeben. Wir werden diesen Weg
kontinuierlich fortsetzen. Dass es für Sie schwer ist,
das zu begreifen, sehe ich. Aber es fällt mir schwer,
Ihnen zu erklären, wie man gute Politik macht. Sie
haben sie ja nicht gemacht. Wir gehen diesen Weg.
Wir gehen ihn mit unseren Schulen. Wir gehen ihn
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für die Schülerinnen und Schüler. Wir gehen ihn für
die Stärke Schleswig-Holsteins.

(Zuruf CDU: Sie haben die Frage nicht be-
antwortet!)

Wir unterstützen nicht nur die Lehrerinnen und
Lehrer, sondern wir unterstützen auch die Kommu-
nen - das ist angesprochen worden - bei den Be-
triebskosten der U-3-Kita-Plätze im Jahre 2013 mit
15 Millionen €. Auch das stößt auf das Unverständ-
nis der Opposition; ich sehe das. Dies ist ein
Kraftakt der Solidarität, mit dem wir die Kommu-
nen befähigen, das zu tun, was wir alle von ihnen
verlangen: gute Krippen für unsere Kinder auf den
Weg zu bringen. Das reicht noch lange nicht aus.
Aber im Unterschied zur jetzigen Opposition tragen
wir Diskussionen nicht vor Gerichten aus, sondern
wir einigen uns mit denen, mit denen wir es ge-
meinsam schaffen wollen.

Bei unseren Hochschulen leisten wir die Kofinan-
zierung der Mittel für die Exzellenzinitiative. Wir
finanzieren die Tarif- und Besoldungssteigerungen.
Wir werden Extrahilfen für dringend überfällige
Hochschulsanierungen auf den Weg bringen. Das
alles sind Investitionen in die Zukunft unseres Lan-
des.

Die außeruniversitären Forschungseinrich-
tungen erhalten für den Pakt für Forschung und In-
novation stetig 5 % mehr. Wir stärken den Bil-
dungsbereich und damit die Zukunft unseres Lan-
des.

Wir beweisen mit den Umschichtungen in den
Einzeletats, dass wir auch mit wenig Geld dieses
Land modern und weltoffen gestalten können, dass
wir auch auf die Schwachen aufpassen, indem wir
zum Beispiel gut umgehen mit unseren blinden
Mitbürgerinnen und Mitbürgern, indem wir gut um-
gehen mit denen, die in Frauenhäusern und Mäd-
chentreffs Unterstützung und Begleitung brauchen,
indem wir nicht glauben, dass wir sie wegsparen
könnten, sondern ihnen die Hand reichen und sie
mitnehmen.

(Beifall Dr. Ralf Stegner [SPD])

Unsere Politik hilft bei der Gesundung unserer Lan-
desfinanzen, weil sie sich eben langfristig mehrfach
rentiert. Dieser Haushalt ist eine gelungene Kombi-
nation aus finanzieller Stabilität und politischen
Schwerpunkten. Ja, er dokumentiert einen Politik-
wechsel, meine Damen und Herren. Das soll er
auch tun. Dafür sind wir auch gewählt. Wir wollen
eine Haushaltskonsolidierung, die nachhaltig und
gerecht ist. Uns reicht Ihr kleines Karo nicht aus.

Wir haben eine Vorstellung davon, wo dieses Land
hin soll. Wir haben ein Bild von Schleswig-Hol-
stein. Sie haben nur ein Rechenblatt vor Ihren Au-
gen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Oliver Kumbartzky [FDP]: Mein
Gott!)

Wir machen deutlich, dass wir alle Menschen auf
diesem Weg mitnehmen, dass auch die leisen Stim-
men in unserer Gesellschaft wieder gehört werden.
Wenn sie allerdings so leise sind wie die von Herrn
Garg, kann ich nicht dafür garantieren, dass man sie
hört. Aber allen anderen reichen wir die Hand, den
Starken wie den Schwachen. Wir sagen: Lasst uns
gemeinsam dieses Land gestalten. Dieser Haushalt
liefert die Zahlen für die Geschichte, die es jetzt zu
erzählen gilt. Wir sind bereit und willens, sie zu er-
zählen. Ich kann Sie nur auffordern: Kommen Sie
aus Ihrer Schmollecke der Wahlverlierer heraus.
Machen Sie mit beim Aufbau dieses Landes. Wenn
nicht, machen wir das allein. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Mit Hinweis auf § 52 Abs. 4 unserer Geschäftsord-
nung erteile ich dem Herrn Oppositionsführer, dem
Abgeordneten Callsen, das Wort.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Ministerpräsident, ich danke Ihnen herzlich für die-
ses Grußwort;

(Heiterkeit und Beifall CDU und FDP)

denn ich habe all die Bausteine, die Sie hier eben
vorgetragen haben, in den letzten Tagen auf den
verschiedensten Neujahrsempfängen schon einmal
gehört. Zum eigentlichen Thema, zum Haushalt,
haben Sie so gut wie nichts gesagt.

(Beifall CDU und FDP - Oliver Kumbartzky
[FDP]: Recycling!)

Gleichwohl will ich feststellen - ich habe nicht ge-
nau mitgerechnet, aber es war mein Eindruck -, der
Applaus beim Kollegen Dr. Stegner war einen Tick
länger als bei Ihnen. Das korrespondiert möglicher-
weise mit dem inhaltlichen Gehalt der jeweiligen
Reden. Es macht auf jeden Fall die eigentliche Ge-
wichtsverteilung in dieser Koalition deutlich. Es
passt zur Arbeitsteilung: Der Ministerpräsident hält
die blumigen Reden und predigt den Dialog, und
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die Koalitionsfraktionen machen die Inhalte. Alle
strittigen Gesetze dieser Koalition werden von den
Fraktionen vorgelegt. Das hat aus Ihrer Sicht den
Vorteil: Sie ersparen sich die Kabinettsanhörung,
und Sie ersparen sich den Dialog mit den Betroffe-
nen.

Herr Kollege Stegner, Sie haben heute Morgen ge-
sagt: Wir tun, was wir sagen. - Ich deute das einmal
so um: Wir machen, was wir wollen. - Wir machen,
was wir wollen, das ist Ihre Auffassung davon, wie
man regiert, egal, zu welchem Ergebnis der Dialog
kommt.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Sie beantragen ja auch, was Sie
wollen!)

Frau Kollegin von Kalben, Sie haben freundlicher-
weise das Thema westliche Elbquerung angespro-
chen, haben von Träumereien gesprochen. Ich bin
dankbar für diese Klarstellung auch aus Sicht der
Grünen. Damit haben wir das auch deutlich im Pro-
tokoll. Noch schöner ist ja, dass damit auch Herr
Ministerpräsident Albig und der Wirtschaftsminis-
ter Meyer, die sich ja immer sehr für die westliche
Elbquerung einsetzen, aus Ihrer Sicht offenbar am
Ende auch Träumer sind.

Herr Ministerpräsident, allerdings dürfen die blumi-
gen Worte, die Sie auch hier wieder gefunden ha-
ben, nicht über die Fakten hinwegtäuschen. Die
Fakten sind, dass Sie verantwortungslos die Schul-
den in diesem Land erhöhen. Sie reden von Wachs-
tum. Aber unter dem Strich ist das einzige Wachs-
tum, das Sie mit diesem Haushalt erreichen, ein
Schuldenwachstum. Das einzige Wachstum ist
Schuldenwachstum.

(Beifall CDU)

Wir haben historisch hohe Steuereinnahmen. Sie
nutzen in dieser Situation nicht die Chance, die
Neuverschuldung massiv zu senken. Sie reden von
Wirtschaftswachstum. Ich habe heute Morgen
schon gesagt, welche Auflagen und Bedrängnisse
Sie der mittelständischen Wirtschaft mit Ihren Ge-
setzesvorhaben auferlegen. Die kleinen Wachs-
tumskerne, von denen Sie eben gesprochen haben,
sind genau die kleinen Wachstumskerne, die Sie
mit Ihrer Regulierungspolitik von oben treffen.
Das wird zur Folge haben, dass Sie kein Wachstum
und keine zusätzlichen Arbeitsplätze schaffen.

(Beifall CDU)

Ein letztes Wort. Ich hätte mir schon gewünscht,
nein, ich hätte erwartet, dass der Ministerpräsident
des Landes Schleswig-Holstein heute bei der Ein-

bringung und Verabschiedung dieses Haushalts
auch ein Wort zur Stellungnahme des Landes-
rechnungshofs zu Ihrem Haushaltsentwurf findet.
Der Bericht des Landesrechnungshofs ist uns im
Dezember 2012 zugegangen. Er übt vernichtende
Kritik an Ihrer Haushaltspolitik. Ich finde schon, es
gehört auch zur Redlichkeit, sich mit dieser Kritik
des Landesrechnungshofs auseinanderzusetzen.

(Beifall CDU und FDP)

Herr Ministerpräsident, Ihre Politik macht Schles-
wig-Holstein nicht stark. Allenfalls ist sie eine star-
ke Fahrt in die Sackgasse. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU und FDP)

Präsident Klaus Schlie:

Ebenfalls unter Hinweis auf § 52 Abs. 4 unserer
Geschäftsordnung erteile ich dem Fraktionsvorsit-
zenden der SPD, dem Abgeordneten Dr. Ralf Steg-
ner, das Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Als der Kollege Callsen sich zu Wort gemeldet hat
und die Geschäftsordnung für sich in Anspruch ge-
nommen hat, dachte ich, wir kriegen jetzt vom Op-
positionsführer einmal etwas zu hören, nachdem er
heute Morgen zwar geredet, aber nichts gesagt hat.
Wenn wir wirklich eine Krise haben und ich mir
Sorgen um unsere Landesregierung mache, dann
nur in einem Punkt, nämlich ob wir die Leistungen
bei kompletter Abwesenheit von Opposition in die-
sem Haus so aufrechterhalten können; das muss ich
Ihnen wirklich sagen. Das, was Sie hier bieten, ist
nicht nur keinerlei Alternative in der Sache; das
ginge ja noch. Sie verstehen auch nicht - das wurde
aus Ihren Bemerkungen eben sehr deutlich -, dass
dieses Parlament der Haushaltsgesetzgeber ist und
dass die Bürgerinnen und Bürger dieses Landes ei-
ne Mehrheit gewählt haben, die nicht die Ihre ist
und die eine andere Politik in diesem Land machen
will. Und die machen wir, das ist das, was hier ge-
schieht.

(Beifall SPD und SSW)

Ich habe - wie soll ich sagen? - kollegiale Anteil-
nahme an dem, was sich in der Union in Schleswig-
Holstein tut. Ich verstehe das. Man ist mal oben,
mal unten. Sie sind im Augenblick relativ weit un-
ten.

Herr Kollege Callsen, es geht aber nicht, sich auf
Dauer darauf zu beschränken, die Satzbausteine
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vorzutragen, die Ihnen Ihre Mitarbeiter schon seit
Jahren aufschreiben, mit immer schwächer werden-
den Bildern, aber nicht mit einem einzigen Argu-
ment.

Dann muss ich Ihnen sagen: Wissen Sie, ich kann
relativ gut frei reden. Ich kann auch Argumente
austauschen. Ich warte auf Ihre Argumente in der
Sache, damit man sich einmal mit Ihnen auseinan-
dersetzen kann. Dabei haben Sie aber gar nichts zu
bieten.

Das Experiment, das der eigentliche Oppositions-
führer nicht redet, sondern Herrn Garg reden lässt,
ist auch ein bisschen danebengegangen. Es tut mir
leid, Herr Garg. Sie sind zwar ein netter Kerl, sub-
stanziell haben Sie hier aber nichts geboten.

Der Punkt ist doch: Sie regen sich auf, dass diese
Koalition, die Sie gern mit relativ billigem Kla-
mauk gegeneinander auszuspielen versuchen, ruhig
bleibt und in der Sache das tut, was wir den Wähle-
rinnen und Wählern versprochen haben. Das ist das,
was wir machen.

Der Punkt, der Sie so richtig fuchst - das konnte
man auch am Wochenende merken -, ist, dass Sie
immer noch glauben, dass Sie mit alten schwarz-
gelben Rezepten in Deutschland Mehrheiten gewin-
nen können. Was passiert aber in Wirklichkeit? -
Überall dort, wo Schwarz-Gelb zur Wahl antritt,
wird Schwarz-Gelb abgewählt, weil die Menschen
Gemeinsinn wollen und nicht Egoismus, weil sie
Investitionen in Bildung wollen und Arbeit, von der
man leben kann, weil sie eine Energiewende wol-
len, die auch funktioniert, weil sie eine professio-
nell arbeitende Regierung wollen, wie wir hier eine
zu sehen bekommen, die auch mit den Bürgerinnen
und Bürgern spricht und das umsetzt, was beschlos-
sen worden ist. All das unterscheidet sich von Ihrer
Regierungszeit.

Wenn ich einen Wunsch äußern darf: Nutzen Sie
bitte die Ihnen zur Verfügung stehende Redezeit,
um hin und wieder auch ein Argument vorzutragen!
Das wäre wirklich schön.

Auf der Tribüne sitzen Menschen - im Augenblick
junge Menschen -, die sich anhören, was Sie zu bie-
ten haben, und die sagen: In einer Demokratie ist
eine starke Regierung, wie wir sie haben, gut. Eine
starke Opposition wäre aber auch einmal etwas. Es
könnte ja einmal sein, dass man eine Alternative
braucht.

Was Sie hier heute bieten, ist schwach und schwä-
cher. Herr Callsen, es tut mir leid, aber damit wer-

den Sie nichts werden. Wir sind sehr zufrieden mit
diesem Haushaltsentwurf.

Ich sage Ihnen noch etwas: Wir werden mit unserer
Mehrheit heute den Politikwechsel beschließen. -
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN)

Präsident Klaus Schlie:

In der Runde der Fraktionsvorsitzenden spricht nun
Herr Kubicki als Fraktionsvorsitzender der FDP.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Herr Ministerpräsident, ich bin erstaunt, dass ich
seit mehreren Monaten in Ihren Reden immer wie-
der die gleichen drei Begrifflichkeiten wiederfinde,
nämlich Größe, Kraft - nicht Hannelore Kraft, son-
dern Kraft - und Stärke. Sie sagen: Wir wollen ein
starkes Land mit starken Menschen, das in völliger
Größe zu seiner eigentlichen Stärke aufläuft.

Herr Kollege Stegner, ich habe in 20 Jahren Parla-
mentszugehörigkeit selten eine so sinnleere Rede
gehört wie die heutige von Ministerpräsident Albig.

(Beifall FDP und CDU)

Was das Land braucht, ist zunächst ein starker
Ministerpräsident. Ich habe mich die ganze Zeit
über gefragt, ob ich mich nun nach Ralf Stegner
sehne, mit dem ich in der Sache zwar selten einer
Meinung bin, der aber wenigstens inhaltlich etwas
sagt.

(Christopher Vogt [FDP]: Oder nach Peer
Steinbrück!)

- Oder nach Peer Steinbrück. Das wäre wahrschein-
lich insgesamt besser.

Ich möchte einige Punkte festhalten, die man bei
den Auseinandersetzungen nicht außer Acht lassen
sollte. Der Mehrheit des Parlaments ist es selbstver-
ständlich unbenommen, ihren politischen Willen,
für den sie gewählt worden ist, parlamentarisch und
auch haushalterisch umzusetzen. Das steht über-
haupt nicht infrage. Aber so zu tun, als hätte die
Vorgängerregierung - mich eingeschlossen - den
Menschen teilweise Geld weggenommen - was sehr
schmerzhaft war -, weil wir das wollten - -

(Zuruf Wolfgang Baasch [SPD])
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- Ich komme gleich darauf zu sprechen, Herr
Baasch. Dass Sie das nicht verstehen, weiß ich,
seitdem ich weiß, dass Sie AWO-Vorsitzender sind.

(Heiterkeit und Beifall FDP)

Wir wollten das nicht. Die spannende Frage war:
Wie schaffen wir es, in einer Situation, in der wir
ein strukturelles Defizit von 1,3 Milliarden € ha-
ben, das abgebaut werden muss, zunächst einmal
die Ausgaben so zu reduzieren, dass wir einen Pfad
einschlagen können, der zum Erfolg führt. Ich kann
mich erinnern, wie der damalige Fraktionsvorsit-
zende der Grünen, der heute hier an anderer Stelle
sitzt, aufgestanden ist und gesagt hat, das sei un-
möglich, und man werde im Jahr 2020 mit 500 Mil-
lionen € im Minus bleiben.

Jetzt erklärt die heutige Regierung in Person von
Monika Heinold, das sei doch möglich. Das war
nur möglich - bitte erlauben Sie mir diese Anmer-
kung -, weil wir massiv auf die Bremse getreten
sind, und zwar massiver, als wir es hätten tun müs-
sen, weil der Einstieg immer das Schwierigste ist.
Alles Weitere findet sich von selbst.

Herr Stegner, wenn Sie ehrlich sind, müssen Sie
einräumen, dass Sie gegenwärtig - das werfe ich Ih-
nen nicht vor, weil Sie dafür auch gewählt worden
sind - einen Teil der Erträge verarbeiten, die zusätz-
lich erwirtschaftet worden sind. Das ist so.

(Beifall FDP und CDU)

Als ich gefragt habe, was es nützt, wenn wir bereits
im Jahr 2017 bei einer Neuverschuldung von Null
angelangt sind, dafür aber die Menschen gegen uns
aufbringen, hat Rainer Wiegard gesagt, dass wir in
der Verantwortung stehen, so schnell wie möglich
aus der Schuldenfalle herauszukommen. Ich habe
hingegen immer gesagt, dass es reicht, wenn wir im
Jahr 2020 bei null ankommen.

Auch diesen Konflikt gab es bei uns. Deshalb werfe
ich Ihnen nicht vor, dass Sie sich anders verhalten.
Tun Sie aber doch bitte nicht so, als würden Sie mit
Ihrer Finanzpolitik einen neuen Weg einschlagen.
Sie leben auch von den Erträgen der vorherigen Re-
gierung. Das gehört zur Ehrlichkeit auch dazu. Herr
Albig, ebenso wenig werfe ich Ihnen vor, dass Sie
für die 28 Milliarden € Schulden verantwortlich
sind; denn dafür sind alle politischen Entschei-
dungsträger verantwortlich - dabei schließe ich uns
mit ein -, die glaubten, auf Dauer mehr Geld ausge-
ben zu können als man erwirtschaftet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe mit
Freude vernommen, dass nicht nur die Union meine
Reden klaut, sondern auch der Ministerpräsident.

Seit Jahren habe ich nicht nur im Landtag, sondern
auch auf Wahlveranstaltungen gesagt, dass wir mit
Sparen allein das Problem nicht lösen werden. Wir
brauchen wirtschaftliches Wachstum. Einige von
den Grünen - nicht der Kollege Andresen, dafür ist
er noch zu jung - haben daraufhin gesagt: Wirt-
schaftliches Wachstum? Pfui Teufel! Das ist gegen
die Nachhaltigkeit. Das zerstört unsere Lebens-
grundlagen. Wir wollen null Wachstum. - Die Glei-
chen wollen jetzt Wachstum.

Jetzt frage ich Sie, was die Bedingungen für
Wachstum sind, Herr Oberbürgermeister. Ist eine
Bedingung für Wachstum, keine Straßen mehr zu
bauen und keine Infrastruktur mehr zu errichten?
Was ist die Bedingung für Wachstum? Wenn wir
wirtschaftliches Wachstum wollen, was sich in den
vergangenen 20 Jahren in Schleswig-Holstein un-
terdurchschnittlich entwickelt hat, dann müssen wir
die Voraussetzungen dafür schaffen. Gehen Sie
doch einmal zu Peer Steinbrück und lassen Sie sich
das von ihm erklären. Er hat hier gesagt, Frau Si-
monis mache Politik auf Pepita-Niveau. Das waren
nicht wir, sondern das waren Sozialdemokraten, die
das gesagt haben.

Das setzen Sie nun fort. Sie geben blumige Erklä-
rungen ab, ohne den Menschen zu sagen, wie es
weitergehen soll. Schließen Sie die Läden am
Sonntag: Das ist gut für Wachstum. Bauen Sie kei-
ne Straßen: Das ist gut für Wachstum. Treiben Sie
Unternehmen aus dem Land: Das ist gut für Wachs-
tum. Sie glauben doch tatsächlich, dass es für das
Wachstum wichtig ist, wenn wir Anlagen errichten,
die wir bezahlen müssen, obwohl sie keinen Strom
einspeisen können. Das glauben Sie.

Lassen Sie uns doch einmal als Ökonomen mitein-
ander diskutieren. Vollmundig erklären Sie hier ein
Szenario, das ich für vernünftig halte, aber ohne die
Bedingungen dafür zu nennen.

(Beifall FDP)

In Ihrer praktischen Politik negieren Sie aber we-
sentliche Tatbestände, um eine solche Politik über-
haupt auf das richtige Maß setzen zu können.

Sie wissen vielleicht auch, dass Steuerpolitik unter
Umständen auch Auswirkungen auf das Wachstum
haben kann. Machen Sie weiter mit der Erhöhung
der Vermögensteuer. Der BFH hat darauf hinge-
wiesen, dass man nicht zwischen betrieblichem und
nicht betrieblichem Vermögen differenzieren kann.
Passen Sie aber auf, was passiert, wenn Sie die Ver-
mögensteuer wieder einführen und die betrieblichen
Vermögen besteuert werden. Das sorgt für Wachs-
tum. Das kann ich Ihnen sagen, und zwar für

1158 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013

(Wolfgang Kubicki)



Wachstum der Ausreisewilligen. Erhöhen Sie die
Erbschaftsteuer. Ich kann Ihnen sagen, was pas-
sieren wird. Das wissen Sie als Ökonom doch auch.
Dann werden die Leute weniger sparen, weil die
Leute das Gefühl haben, dass Sparen keinen Sinn
macht, wenn man nicht für seine Kinder und Kin-
deskinder vorsorgen kann.

(Zuruf Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Dass Sie nichts davon verstehen, Frau von Kal-
ben, ist mir klar.

Sie können deshalb nicht vorsorgen, weil sie nicht
wollen, dass am Schluss der Staat 30 %, 40 % oder
50 % davon nimmt.

Wenn die Sparquote sinkt - das dürfte Ihnen be-
kannt sein -, dann sinkt auch die Investitionsquote
der Volkswirtschaft. Das lässt sich eins zu eins um-
setzen, und das ist vollkommen realistisch.

Versuchen Sie also nicht, so zu tun, als wäre das,
was Sie propagieren, kompatibel, nämlich Wachs-
tumspolitik zu betreiben und gleichzeitig diese
Maßnahmen zu ergreifen. Das ist nicht der Fall.
Wir warten nicht auf so vollmundige Worte und Er-
klärungen, sondern auf die Umsetzung einer Poli-
tik, die Schleswig-Holstein nach vorn bringt. Das
schauen wir uns in den nächsten Jahren an. Ich
glaube nicht, dass Sie mit diesem Einstieg im Land
reüssieren werden.

Herr Kollege Stegner, das ist schon fast wie
Glücksspiel. Wer sich heute darüber freut, dass 334
Stimmen darüber entschieden haben, dass in Nie-
dersachsen Rot-Grün statt Schwarz-Gelb regiert,
und wer uns noch vor einigen Wochen gesagt hat,
wie flächendeckend angeblich die Menschen Rot-
Grün wollen, der sollte vielleicht etwas bescheide-
ner sein. Das Wahlergebnis hätte bis 22:30 Uhr ge-
nauso gut umgekehrt ausfallen können. Das ist ähn-
lich wie in Schleswig-Holstein.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Würde! Könnte!)

Sie sind nicht mit Macht von einer breiten Welle
getragen worden, Herr Stegner. Wir haben interes-
santerweise in drei Wahlen deutlich bessere Ergeb-
nisse in Relation zur Geschichte der jeweiligen
Länder erzielt als die SPD.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Das sollte Ihnen vielleicht zu denken geben. Sie
werden sehen, dass es bei der Bundestagswahl ge-
nau anders laufen wird. Darauf gebe ich Ihnen mein
Wort. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Präsident Klaus Schlie:

Für die Fraktion der PIRATEN erteile ich deren
Vorsitzendem, Herrn Abgeordneten Dr. Patrik
Breyer, das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Dass die heutige Haushaltsdebatte eine parlamenta-
rische Sternstunde ist, kann - glaube ich - keiner
von uns behaupten.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Doch! - Weitere
Zurufe)

Ich bedaure, dass es hier sehr unsachlich abläuft,
aber ich will einmal versuchen, ein bisschen Sach-
lichkeit in die Haushaltsdebatte hineinzubringen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Na! - Zuruf SPD:
Gott sei Dank!)

Die erste Frage, die wir uns beim Landeshaushalt
stellen müssen, ist natürlich, welches Volumen die-
ser Landeshaushalt haben soll. Wie viel Geld neh-
men wir in die Hand? Wie viel wollen wir ausge-
ben? Einerseits haben wir vom Fraktionsvorsitzen-
den der SPD heute gehört, dass die letzte Landesre-
gierung ein Kaputtsparen betrieben habe, und vom
Ministerpräsidenten, dass sie Schleswig-Holstein
zum Einsparland gemacht habe. Andererseits spielt
sich Herr Garg von der FDP als Sparkommissar
auf.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist ja unsach-
lich!)

All das muss man zurechtrücken. Fakt ist erst ein-
mal, dass dieser Haushaltsplan vorsieht, fast ebenso
viele Schulden neu aufzunehmen, wie es verfas-
sungsrechtlich gerade noch möglich und zulässig
ist, und das in Zeiten sprudelnder Steuereinnahmen
und niedrigster Zinsen. Bei dieser Sachlage ist ei-
nes klar: Sobald sich eine Bedingung verändert, das
kann noch dieses Jahr passieren - ich will gar nicht
auf die HSH Nordbank anspielen, es kann auch eine
Zinsänderung reichen -, droht dieser Haushalt, wie
ein Kartenhaus zusammenzufallen.

Allerspätestens zum nächsten Jahr, wenn es um den
Landeshaushalt 2014 geht, wird ein großes Heulen
und Zähneklappern durch das Land gehen. Das
kann ich jetzt schon sagen. Da werden Sie Ein-
schnitte vornehmen müssen, die so extrem ausfal-
len, weil ganz viele Sachen zusammenkommen
werden: erstmals der Einstieg in die Konsolidie-

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013 1159

(Wolfgang Kubicki)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8898&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=R%3D8898&format=WEBVOLLLANG


rung, dann geringere Steuereinnahmen, dann viel-
leicht höhere Zinsen. Das wird eine Anstrengung
erfordern, die wir den Menschen nicht zumuten
wollen. Das Schlimmste daran ist, dass das vor dem
Hintergrund laufender Wahlen geschieht. Man will
hier offensichtlich die Kommunalwahlen und die
Bundestagswahl überbrücken und in der Zeit nicht
die notwendigen Konsolidierungsanstrengungen
entfalten, obwohl die Bedingungen dafür optimal
wären. Das ist der Koalition vorzuwerfen.

(Beifall PIRATEN)

Vor diesem Hintergrund der letzten Landesregie-
rung einfach das Wort des Kaputtsparens an den
Kopf zu werfen, ist platte Polemik.

(Beifall PIRATEN und CDU)

Es kommt doch darauf an, an welchen Punkten
wirklich konsolidiert wird. Von Sparen kann schon
keine Rede sein, wenn man Geld nicht ausgibt, das
man nicht hat. Das ist kein Sparen.

Der Vater unserer sozialen Marktwirtschaft, Lud-
wig Erhard, hat einmal ganz klar gesagt: Nur ein
Lump gibt mehr, als er hat. Ich glaube, das kann je-
der Bürger verstehen. Dagegen verstoßen wir leider
permanent.

Herr Ministerpräsident, Sie haben das alte Konzept
der staatsfinanzierten Investitionen wieder ins
Spiel gebracht. Das ist doch schon während der
SPD-Regierungen in den 70er-Jahren gescheitert
und hat sich als Irrweg herausgestellt.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Das Ergebnis war: keine Auswirkungen auf Kon-
junktur und Wirtschaft, aber ein riesiger Schulden-
berg, der sich damals aufgebaut hat. Da wurde Key-
nes völlig missverstanden, das, was man damals be-
trieben hat, ist inzwischen als falsch erkannt wor-
den. Das kann nicht funktionieren.

(Christopher Vogt [FDP]: Sie verstehen das
ja prima!)

Unredlich ist es auch, Wohltaten für Witwen und
Waisen zu versprechen und dann mit dem Argu-
ment einzeln darüber abstimmen zu lassen: Sind Sie
etwa dagegen, diesen und jenen Gruppen zu helfen?
Das ist unredlich, weil es doch darum geht, wie Sie
das bezahlen wollen. Keiner will Fördermittel ab-
lehnen, die natürlich gut und wichtig wären. Die
Frage ist doch, um welchen Preis und wie es be-
zahlt wird. Deswegen ist es extrem schlecht, dass
hier verschiedene Haushaltsanträge einzeln abge-
stimmt werden sollen, die dadurch aus dem Zusam-
menhang gerissen werden. Wir werden uns nicht

darauf einlassen, das gegeneinander ausspielen und
uns darstellen zu lassen, als ob wir gegen sinnvolle
Maßnahmen sind, obwohl wir nur gegen die Finan-
zierung dieser Maßnahmen sind.

Ich glaube, dass die Menschen in diesem Land die-
ses Spiel längst durchschaut haben und sich nicht
mehr von Wohltaten und Wahlgeschenken blenden
lassen. Eine Umfrage im April des letzten Jahres
zeigt, dass 61 % der Schleswig-Holsteinerinnen und
Schleswig-Holsteiner gesagt haben, dass neue Ein-
nahmen zum Schuldenabbau genutzt werden sol-
len und eben nicht für weitere Ausgaben. Die Men-
schen verstehen das. Eine weitere Einnahme ist,
dass sich zum Beispiel die Zinsausgaben reduziert
haben. Warum werden die auch wieder neu ausge-
geben? Wir sollten stattdessen das tun, was die
Mehrheit der Menschen inzwischen als richtig er-
kannt hat, nämlich für unsere Zukunft daran zu ar-
beiten, dass dieser Haushalt wegen immer steigen-
der Zinszahlungen nicht versteinert, sondern für die
Zukunft Bewegungsspielräume erhalten bleiben.

Genauso unglaubwürdig ist es allerdings, wenn sich
die FDP als Sparkommission aufführt. Der Blick
nach Berlin genügt, um zu sehen, was Schwarz-
Gelb als Bundeshaushalt für 2013 aufgetischt hat.
Eine Neuverschuldung von 17 Milliarden € ist ge-
plant, keine Konsolidierung, sondern ungefähr die-
selbe Höhe, die seit 2010 vorhanden ist.

(Christopher Vogt [FDP]: Leider werden Sie
nie in den Bundestag kommen!)

Es ist keine Rede von Konsolidierungspfaden, und
das trotz Rekorden bei den Steuereinnahmen,
trotz rekordverdächtigt niedriger Zinsen, und das
alles wegen völlig unsinniger bis sogar schädlicher
Wahlgeschenke, Straßenbauprogrammen oder so-
gar Betreuungsgeld aka Herdprämie. Das zeigt, wie
unglaubwürdig Sie sind, wenn Sie hier Sparen pre-
digen und das Gegenteil in einem Wahljahr tun.

(Beifall PIRATEN)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Dr. Breyer, gestatten Sie eine
Zwischenfrage von Frau Abgeordneter von Kalben?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Gern.

Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Herr Breyer, bei Ihren Ausführungen
ist mir eines überhaupt nicht klar geworden.
Wenn Sie selber, was ich ja begrüße, eine
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bessere Ausstattung der Frauenhäuser bean-
tragen und andererseits sagen, alle Mehrein-
nahmen, alle Sparmöglichkeiten sollen ge-
nutzt werden, um die Schuldenverpflichtung
zu senken, dann verstehe ich nicht, warum
Sie uns Unglaubwürdigkeit vorwerfen und
selber für sich in Anspruch nehmen, dass Sie
glaubwürdige Haushaltspolitik machen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

- Liebe Frau von Kalben, Ihnen ist sicherlich be-
kannt, wenn Sie unsere Haushaltsanträge gelesen
haben, dass wir alle unsere Vorschläge und auch
die beabsichtigte Stärkung der Frauenhäuser ge-
genfinanziert haben. Uns geht es nicht darum, zu-
sätzliche Einnahmen gleich wieder auszugeben,
sondern dass wir die Ausgaben, die wir ohnehin
vorhaben, anders organisieren wollen, zum Beispiel
indem wir unsinnige IT-Projekte oder auch nicht
konzeptionierte Marketingprojekte streichen wol-
len, ebenso Baumaßnahmen und Energiesparmaß-
nahmen, bei denen der Bedarf nicht ermittelt ist.
Wir haben alles gegenfinanziert. Deswegen ist es
durchaus glaubwürdig, wenn wir argumentieren,
dass sich mit einer guten Zielerreichung eine trotz-
dem deutlich geringere Neuverschuldung hätte er-
reichen lassen.

(Beifall PIRATEN und Barbara Ostmeier
[CDU])

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneten Dr. Breyer, gestatten Sie eine
weitere Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten
Kubicki?

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Auch das gern.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Herr Kollege
Dr. Breyer, habe ich Sie dahin gehend richtig
verstanden, dass Sie der FDP des Schleswig-
Holsteinischen Landtags vorwerfen, dass wir
im Deutschen Bundestag bestimmte Sachen
nicht verhindert haben. Habe ich Sie da rich-
tig verstanden? Wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, nehmen Sie zur Kenntnis, dass ich
dem Bundestag noch nicht angehöre, dass
sich das aber ändern wird.

(Heiterkeit - Christopher Vogt [FDP]: Zweit-
stimme FDP!)

- Verehrter Herr Kollege Kubicki, ich habe darauf
angespielt, dass Sie sich nicht nur auf Landesebene,
sondern auch auf Bundesebene als Sparkommissar
darstellen, sowohl die FDP, als auch Sie persönlich.
Es ist unglaubwürdig, wenn man auf Bundesebene,
wo man wirklich an der Regierung ist, und dort
sind Sie es, solche Wahlversprechen macht - in Zei-
ten, wo man wirklich hätte konsolidieren können -
und auf diesem Weg überhaupt nicht vorankommt.
Wer so eine Politik macht, der kann nicht glaub-
würdig in den Ländern, in denen man keine Verant-
wortung trägt, das Gegenteil sagen.

(Christopher Vogt [FDP]: Das machen wir
auf Bundesebene!)

- Das habe ich ja dargestellt.

Ich gehe noch kurz auf Einzelpunkte ein: Herr
Ministerpräsident, Sie haben zu dem Projekt PROFI
gesagt, es ginge darum, morgen Investitionskosten
zu vermeiden. Das Problem ist doch: Selbst wenn
wir durch diese Investitionen einsparen können,
fließen diese Einsparungen nicht in die Tilgung die-
ser Projekte zurück. Das ist der Unterschied zu
dem, was ein Unternehmer machen würde. Er wür-
de Energie einsparen, aber er würde auch die ent-
sprechenden Kredite tilgen. Das ist bei uns nicht
der Fall.

Herr Stegner, Sie haben davon gesprochen, dass mit
dem Tariftreue- und Vergabegesetz gegen Dum-
pinglöhne vorgegangen werden soll. Das ist richtig,
das wollen wir auch. Es geht doch aber bei diesem
Gesetz um viel mehr. Da steckt doch noch viel
mehr darin, nämlich die sogenannten vergabefrem-
den Aspekte, bei denen von Unternehmern Be-
scheinigungen abgefordert werden, die kaum mehr
wert sind als ein Stück Papier. Das schafft unnötige
Bürokratie, bei der sogar unser Wirtschaftsminister
vor einem Bürokratiemonster warnt. Das Tarift-
reue- und Vergabegesetz, das Sie vorgelegt haben,
geht so weit über die Vermeidung von Dum-
pinglöhnen hinaus, dass es sich damit nicht mehr
rechtfertigen lässt.

(Beifall CDU und vereinzelt FDP)

Herr Dr. Stegner, Sie haben gesagt, dass der öffent-
liche Personennahverkehr gestärkt werden soll.
Genau das haben Sie aber nicht getan, wenn es um
den Bau von Verkehrswegen geht. Sie haben pro
forma 5 Millionen € für den Radwegebau ausge-
wiesen, die schon vorher in dieser Größenordnung
dafür ausgegeben worden sind. Sie haben sich kei-
nen Schritt in Richtung dessen bewegt, was im Ko-
alitionsvertrag groß angekündigt wurde, dass man
künftig Schienenwege ausbauen will, statt Straßen-
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wege auszubauen. Sie haben nur diese Symbolik
getan. Das ist keine Stärkung des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs, so wie wir sie anstreben oder so-
gar so visionär, wie wir PIRATEN das wollen,
nämlich Projekte eines fahrscheinlosen Nahver-
kehrs zu evaluieren.

(Beifall PIRATEN und Barbara Ostmeier
[CDU])

Verehrte Kollegin von Kalben, Sie haben davon ge-
sprochen, dass die Lebensmittelüberwachung ge-
stärkt werden soll. Ich frage mich, was eine ver-
stärkte Lebensmittelüberwachung bringt, wenn
die Bürger überhaupt nicht erfahren, was die Ergeb-
nisse dieser Überwachung sind. Wir haben bis heu-
te in Schleswig-Holstein keine Veröffentlichung
der Ergebnisse von Lebensmittelkontrollen, obwohl
es in anderen Ländern wie zum Beispiel Berlin
schon lange im Internet nachlesbar ist, wie ein Re-
staurant getestet worden ist. Warum stecken wir
keine Mittel in Internetportale, durch die endlich
einmal die Ergebnisse dieser Überwachung für
alle Bürger nachlesbar sind, zumal dort, wo Kon-
trollen Mängel ergeben haben und Gefahren für die
Gesundheit der Verbraucher vorhanden sind.

(Lars Harms [SSW]: Das macht richtig Ar-
beit!)

Liebe Kollegen von der Koalition, Sie haben ge-
sagt, Ihre Haushaltsschwerpunkte seien Bildung
und Klimaschutz. Das ist gut und wichtig, aber das
reicht uns PIRATEN nicht. Uns fehlen verschiede-
ne Punkte. Uns fehlt, Mitbestimmung der Bürger zu
gewährleisten, zum Beispiel durch einen Bürger-
haushalt, in dem die Bürger mitgestalten können,
wie sie das Land haushaltsmäßig aufstellen wollen.
Da sind noch gar keine Schritte eingeleitet worden.
Wir haben mit unserem Kassensturz-Portal damit
angefangen. Ich würde mir wünschen, dass sich die
Landesregierung so etwas zu eigen macht und wir
den nächsten Haushalt zusammen mit den Bürge-
rinnen und Bürgern aufstellen können.

(Beifall PIRATEN)

Uns fehlt ein Signal in Richtung Transparenz, ge-
rade was den Haushalt angeht. Kein Mensch in die-
sem Land kann diesen Haushaltsplan verstehen.
Wir haben einen Antrag eingereicht, wenigstens die
Haushaltsdaten öffentlich verfügbar zu machen. Ich
würde mir wünschen, dass man das visualisiert,
dass man sich so einen Haushalt einmal vor Augen
führen kann, um die einzelnen Verhältnisse zuein-
ander einordnen zu können, wofür wie viel ausge-
geben wird. Ich glaube, das brauchen wir, um den

Bürgern überhaupt verständlich zu machen, wor-
über wir heute reden.

(Beifall PIRATEN)

Uns fehlt ein Signal in Richtung Bürgerrechte.
Wir wollen eine unabhängige Untersuchungskom-
mission, zum Beispiel bei Problemen mit der Poli-
zei, aber auch bei Problemen der Polizei. Sie haben
im Koalitionsvertrag angekündigt, einen Polizeibe-
auftragten zu schaffen. Was sehen wir davon im
Haushalt? - Nichts. Dafür ist kein Ansatz vorhan-
den.

(Zuruf Lars Winter [SPD])

Da frage ich mich schon, wie dieser Haushalt für
uns zustimmungsfähig sein soll, wenn er an so zen-
tralen Kernforderungen von uns vorbeigeht. Wir
haben das Menschenbild eines selbstbestimmten
Menschen, der fit ist für die Wissensgesellschaft
des 21. Jahrhunderts. Diese Vision findet sich in
diesem Haushaltsentwurf nicht wieder. Deshalb
können wir ihm nicht zustimmen.

(Beifall PIRATEN - Zuruf SPD: Macht
nichts! - Heiterkeit)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, begrüßen
Sie gemeinsam mit mir auf der Tribüne Schülerin-
nen und Schüler der Humboldt-Schule Kiel und der
Schule für Berufe mit Zukunft in Lübeck. - Seien
Sie uns herzlich im Schleswig-Holsteinischen
Landtag willkommen.

(Beifall)

Lassen Sie mich, weil es Nachfragen gegeben hat,
noch einmal darauf hinweisen, dass in unserer Ge-
schäftsordnung in § 52 Abs. 4 geregelt ist, dass
nach dem Herrn Ministerpräsidenten der Oppositi-
onsführer das Wort ergreifen kann, und dass da-
nach, wenn gewünscht, noch einmal die Runde der
Fraktionsvorsitzenden in der Reihenfolge der Stär-
ke der Fraktionen eröffnet ist. Dabei sind wir jetzt
gerade. Der Letzte, der sich dazu gemeldet hat, ist
der Vorsitzende des SSW im Schleswig-Holsteini-
schen Landtag, Lars Harms, dem ich gleich das
Wort erteile. Danach eröffnen wir dann die Runde,
soweit noch Redezeit vorhanden ist.

(Unruhe)

- Ich würde es gern auch für diejenigen erklären,
die jetzt meinen, sie müssten es untereinander erör-
tern. Danach kommt dann die Runde der finanzpo-
litischen Sprecher und danach die Dreiminutenbei-
träge, die schon angemeldet wurden.
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Jetzt hat als Letzter in der Runde der Fraktionsvor-
sitzenden Herr Abgeordneter Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Der Ministerpräsident hat gerade eben
noch einmal deutlich gemacht, dass es sich bei dem
Haushalt eben nicht nur um einen reinen Sparhaus-
halt handelt, sondern dass es auch darum geht, wie
man Wachstum hier im Land Schleswig-Holstein
generieren kann. Wir haben gerade eben auch von
der Opposition gehört, dass man der Auffassung ist,
davon eigentlich nichts gehört zu haben. Das ist na-
türlich eine völlig irrige Auffassung.

(Johannes Callsen [CDU]: Schön, dass du
das noch einmal erklärst!)

- Lieber Kollege Callsen, ich will Ihnen das gern
erklären. Wir haben jetzt ein Energiewendeministe-
rium eingerichtet, weil wir gesagt haben, dass die
Energiewende das Schlüsselthema für uns ist. Das
unterscheidet uns natürlich auch von den Vorgän-
gern. Es geht darum, dass wir jetzt den Netzausbau
hinbekommen, damit unsere Windenergieanlagen,
aber auch andere erneuerbare Energien an das Netz
angeschlossen werden können, damit überhaupt die
Möglichkeit besteht, Wachstum in dem Bereich zu
generieren. Das bedeutet auch, dass wir uns natür-
lich mit unseren norddeutschen Nachbarn zusam-
mensetzen und gerade auch unsere norddeutschen
Interessen vertreten müssen. Wenn wir jetzt sehen,
was in der Vergangenheit in dem Bereich geleistet
worden ist, dass inzwischen auch die Bundeskanz-
lerin deutlich sagt, dass Windenergie nach Norden
gehört und eben nicht nach Süden, dann ist das
auch der Lobbyarbeit geschuldet, die gerade die
norddeutschen Länder gemacht haben. Das ist eben
auch ein Grund, warum das Land Schleswig-Hol-
stein zusammen mit den anderen norddeutschen
Bundesländern gute Arbeit geleistet hat.

(Beifall Jette Waldinger-Thiering [SSW] und
Dr. Patrick Breyer [PIRATEN])

Wir haben auch den Bereich des Tourismus. Ich
habe vorhin schon angesprochen, dass wir eine
große Marketingaktion durchführen. Wir stützen
die TASH. Sie wollten sie abwickeln. Also auch
das noch einmal gesagt: Die zentrale Tourismusver-
marktungsorganisation, die für dieses Land eigent-
lich überlebenswichtig ist, die stützen wir wieder,
die fördern wir wieder in alter gewohnter Weise.
Schwarz-Gelb wollte sie abwickeln.

Wir werden eine Bäderregelung bekommen. Es ist
nicht so, dass die Landesregierung gesagt hat, wir
wollten nun eine neue Bäderregelung haben und
diese müsse restriktiver sein als die alte, sondern
wir stehen vor einer Klage der Kirchen. Wir haben
nur zwei Möglichkeiten: Entweder, wir reden mit
ihnen, oder wir werden möglicherweise vor Gericht
verlieren und hätten gar keine Bäderregelung. Be-
vor wir das zulassen, ist es vernünftig, dass eine
Landesregierung, dass ein Wirtschaftsministerium
das Heft in die Hand nimmt und tatsächlich ver-
sucht zu verhandeln. Ich bin davon überzeugt, dass
das natürlich von Erfolg gekrönt sein wird.

(Beifall SSW, SPD und vereinzelt BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Natürlich wird es so sein, dass weiterhin Projekte
gefördert werden. Da bin ich mir ziemlich sicher,
dass es möglich sein wird, touristische Projekte -
sowohl, was die Infrastruktur angeht, als auch ein-
zelne Projekte in den jeweiligen Orten - zu fördern.

Auch das kann man im Haushalt sehen: Es geht
nicht nur darum, beispielsweise die Hochschulen,
die Baumaßnahmen und energetischen Maßnahmen
zu fördern, sondern wir haben gesagt, dass das na-
türlich auch ein Wirtschaftsförderprogramm ist.
Wir setzen 50 Millionen € dafür ein, die Bauten tat-
sächlich zu renovieren. Das werden natürlich auch
Firmen sein, die hier beheimatet sind, die dann
auch diese Aufträge bekommen. Damit erhalten wir
nicht nur Arbeitsplätze, sondern wir schaffen sogar
Arbeitsplätze.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das geht nach
Vergaberecht gar nicht!)

- Natürlich wird es da eine normale Vergabe geben,
aber glauben Sie mir: Unsere schleswig-holsteini-
schen Unternehmen sind so gut, dass sie da einen
Auftrag bekommen können. Ich glaube, es ist genau
der richtige Weg - bevor man am Jahresende dieses
alles wegspart -, dass man sagt: Im Rahmen dessen,
was uns erlaubt ist, versuchen wir, da einen Impuls
zu setzen. Der Impuls von 50 Millionen € ist kein
kleiner Impuls. Das ist genau die richtige Politik,
und die schafft eben Arbeitsplätze, Einkommen und
Wachstum.

(Beifall SSW und vereinzelt SPD)

Das Gleiche gilt natürlich auch für den Kita-Aus-
bau. Da läuft es genauso. Auch da haben wir ge-
sagt, dass wir uns nicht verklagen lassen wollen.
Wir wissen auch nicht, was am Ende herauskommt,
sondern wir handeln jetzt. Wir handeln das mit den
Kommunen aus, damit die Kommunen Planungssi-
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cherheit haben, damit Kindertagesstättenplätze ge-
schaffen werden. Das ist gut für die Kinder, das ist
gut für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf,
das ist aber auch gut für die Unternehmen, die na-
türlich auch da wieder Aufträge generieren können.

Wenn wir über das Tariftreuegesetz reden, ist es
so: Wir schaffen Wettbewerbsgleichheit für die
Unternehmen. Das ist zum Vorteil der Unterneh-
men. Wir schaffen aber auch mehr Einkommen für
die Beschäftigten, die endlich einen vernünftigen
Lohn bekommen, den sie dann auch vernünftig
konsumieren können. Auch das ist wichtig. Wir
sparen Sozialkosten bei den Kommunen, die auf
einmal nicht mehr so hohe Leistungen für Auf-
stocker bezahlen müssen, weil die Leute jetzt einen
vernünftigen Lohn bekommen. Ich glaube nicht,
dass das unbedingt gegen die Wirtschaft und gegen
das Wachstum gerichtet ist, sondern auch das Ta-
riftreuegesetz wird dazu führen, dass wir mehr
Wachstum bekommen werden.

Ein weiterer Punkt ist - das ist vorhin angesprochen
worden - der Ökolandbau: Ihr macht irgendetwas
für Ökolandbau, und das ist eure große Politik. - Es
geht auch da um Chancengleichheit. Alle anderen
Bundesländer fördern den Ökolandbau. Das einzige
Land, das das in den letzten Jahren nicht getan hat,
waren wir. Das bedeutet, dass wir einem Wirt-
schaftszweig, der durchaus prosperierend ist, weil
dem Ökolandbau tatsächlich eine tolle Zukunft vor-
hergesagt wird, in unserem Land schlechtere Start-
chancen geben, als er in anderen Bundesländern
hat.

Das kann keine Landesregierung in irgendeiner Art
und Weise verantworten. Deswegen werden wir
dies ändern. Das ist gut so, das ist keine Klientelpo-
litik, sondern richtige, echte Wirtschaftspolitik.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Genau!)

Bei alldem, was wir da tun, können wir nie am En-
de sein, sondern wir müssen natürlich auch auf
Bundesebene gucken, dass wir Steuermehrein-
nahmen bekommen. Wir haben im Land Schles-
wig-Holstein wenige Möglichkeiten dafür. Es sind
schon die Vermögensteuer, Einkommensteuer und
Erbschaftsteuer angesprochen worden. Selbstver-
ständlich muss da etwas geschehen. Niemand soll
sich Sorgen machen, dass wir das hohe Niveau der
Regierung Kohl jemals erreichen werden. Da gab
es wirklich hohe Sätze und hohe Einnahmen. Sol-
che Forderungen gibt es von uns gar nicht. Aber
dass etwas getan werden muss, damit die starken
Schultern dazu beitragen, dass der Staat angemes-

sen arbeiten kann und in der Lage ist, den sozial
schwachen zu helfen und ausgleichend tätig zu
sein, sollte eigentlich eine Selbstverständlichkeit
und unser Staatsverständnis sein. Zumindest ist das
mein Staatsverständnis; dafür haben wir den Staat,
dass er einen solchen Ausgleich schafft.

Meine Damen und Herren, ein Letztes zu diesem
Thema: Steuerhinterzieher einfach so laufen zu
lassen, auch mit dem Hinweis, dann hätten wir viel-
leicht kurzfristig ein paar Einnahmen, ist der
falsche Weg. Wenn jemand Steuern hinterzieht, ist
er zu verfolgen, dann hat er seine Steuern hier zu
entrichten. Nichts anderes darf die Maßgabe sein.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das machen wir
schon seit 40 Jahren!)

Denn jeder normale kleine Handwerker, jeder nor-
male kleine Angestellte, jeder normale kleine Ar-
beiter kann es nicht verstehen, dass bei ihm die
Knete abgezogen wird, aber dass, je mehr Kohle
man hat, man es desto leichter hat mit dem Staat,
sich einen auszuhökern, um Steuern zu sparen. Das
kann nicht die Botschaft eines Staates sein. Deswe-
gen muss das geändert werden.

(Beifall SSW und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Wolfgang Kubicki [FDP]: Blödsinn!)

Meine Damen und Herren, die von CDU und FDP
vorgetragene Kritik an unserem Haushalt als un-
sachlich darzustellen, wäre gewiss nicht fair. Aber
ich habe den Eindruck, dass sich Schwarz-Gelb wie
zu Regierungszeiten eher mit dem Taschenrechner
auseinandergesetzt hat als mit den Inhalten.

(Beifall SSW)

Präsident Klaus Schlie:

Herr Abgeordneter Harms, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Kubicki?

Lars Harms [SSW]:

Aber selbstverständlich.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Eine Zwischen-
bemerkung und eine Zwischenfrage, Lars
Harms, weil ich nicht will, dass etwas falsch
stehen bleibt. - Mit dem deutsch-schweizeri-
schen Steuerabkommen ist vorgesehen,
dass die Schweizer Banken bei deutschen
Steuerpflichtigen per se die Erträge nach
deutschem Steuerrecht abziehen, einbehalten
und abführen, etwas, was es bisher nicht gibt.
Sind wir uns vielleicht einig, dass wir in den
letzten 50 Jahren alle dafür werben und Sor-

1164 Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013

(Lars Harms)

http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2931&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG
http://lissh.lvn.parlanet.de/cgi-bin/starfinder/0?path=samtflmore.txt&id=fastlink&pass=&search=ID%3d2910&format=WEBVOLLLANG


ge tragen, dass Steuerhinterziehung verfolgt
wird, und die Erfolgsquote bisher vergleichs-
weise gering gewesen ist und das neue Ab-
zugssystem vielleicht ein besseres System
wäre, um tatsächlich Erträge zu erzielen, die
man sonst nicht bekommt?

- Darüber sind wir uns nicht einig, weil ich an dem
Grundsatz festhalte, dass der Staat diejenigen, die
Steuern in der Bundesrepublik Deutschland hinter-
ziehen, nach geltendem Recht verfolgen muss.

(Vereinzelter Beifall SPD)

Das kann nicht anders sein, auch wenn es sich nach
Ihrer Rechnung möglicherweise besser darstellt und
der Staat Mehreinnahmen hat. Es kann nicht sein,
dass ein Reicher anders behandelt wird als der, der
nicht so viel hat.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wird er doch gar
nicht!)

- Das ist nicht mein Verständnis, Herr Kubicki, da
sind wir definitiv auseinander.

(Beifall SSW und SPD)

Der Kollege Callsen will ja eine schwarze Haus-
haltsnull. Das hat er vorhin erklärt. Das ist natür-
lich auch toll, das wollen auch wir. Aber Herr Call-
sen will sie sofort, und zwar um jeden Preis. Das ist
der Unterschied, und das verdeutlicht, dass er die
Botschaft der Wähler noch nicht begriffen hat. Dass
er das früher gesagt hat, ist okay, damit kann ich le-
ben, aber wenn der Wähler gesprochen hat, hätte er
eigentlich begreifen müssen, was der Wähler davon
denkt. Denn genau mit dieser Taschenrechnermen-
talität hat es die Vorgängerregierung in kürzester
Zeit geschafft, wichtige Bereiche kaputtzusparen.
Sie hat minderheitenpolitisches und damit auch in-
ternationales Porzellan zerschlagen, und sie hat das
Land mit sozialer und kultureller Kälte überzogen.
Das ist so. Der Schuldenabbau wurde vorzugsweise
auf dem Rücken der schwächsten Glieder unserer
Gesellschaft ausgetragen: bei Blinden, bei Frauen
in Not, bei den nationalen Minderheiten, Kulturver-
einen und auch bei Schülern und Studenten. Kurz
gesagt: Ihr Konsolidierungswahn hat einen „sozia-
len Schuldenturm“ geschaffen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das gucken wir
uns mal in einem Jahr an!)

Diesen Schuldenturm, der sich nicht mit dem Ta-
schenrechner abbilden lässt, sondern sich in den
Lebensbedingungen der Menschen in Schleswig-
Holstein abbildet, wollen wir einreißen, damit unser
Land wieder gerechter wird, damit wir wieder

nachhaltig für alle Menschen arbeiten und nicht nur
für eine bestimmte Klientel. Dafür wurden wir ge-
wählt, und genau das setzen wir jetzt mit dem vor-
liegenden Haushalt um, unter Einhaltung der Schul-
denbremse selbstverständlich.

Meine Damen und Herren, Geld zu sparen ist nicht
alles, wenn man für fast 3 Millionen Bürger in die-
sem Land Verantwortung hat. Das war die Bot-
schaft, die die Wählerinnen und Wähler bei der
letzten Landtagswahl 2012 ausgesprochen haben.
Wir haben diese Botschaft verstanden.

Deshalb ist der vorliegende Haushalt ein guter
Haushalt, der sich an den Bedürfnissen der Men-
schen im Land orientiert und nicht an irgendwel-
chen Taschenrechnerspielchen. Ich bin froh, dass
wir als Koalition endlich anders arbeiten als die
Vorgängerregierung.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Präsident Klaus Schlie:

Meine sehr geehrten Damen und Herren, lassen Sie
mich bitte eine geschäftsleitende Bemerkung ma-
chen, weil es Nachfragen gegeben hat. Wir haben
jetzt nach den Worten des Oppositionsführers ent-
sprechend unserer Geschäftsordnung noch einmal
eine Runde der Fraktionsvorsitzenden eingeleitet.
Es geht immer noch um die Gesamtredezeit von
30 Minuten, die wir für jede Fraktion vereinbart ha-
ben. Das wird natürlich auf die Gesamtredezeit an-
gerechnet. Wir eröffnen jetzt die Runde der finanz-
politischen Sprecher, und es steht die dann noch je-
weils verfügbare Redezeit pro Fraktion auf 30 Mi-
nuten hochgerechnet zur Verfügung. Selbstver-
ständlich ist die Finanzministerin am Ende der Run-
de der finanzpolitischen Sprecherinnen und Spre-
cher dran. Dann gilt das, was nach unserer Ge-
schäftsordnung immer gilt: Falls die Finanzministe-
rin die Gesamtredezeit überziehen sollte, geht es
wieder von vorn los. Dreiminutenbeiträge sind so-
wieso möglich.

Gestatten Sie mir, weil ich das Präsidium gleich an
den Vizepräsidenten abgebe, noch den Hinweis,
dass ich um 18 Uhr zu dem Empfang des Ältesten-
rats gehen werde. Wir haben heute mehrheitlich
miteinander beschlossen, dass nach den Haushalts-
beratungen und Abstimmungen, die einige Zeit
dauern werden, noch das Sparkassengesetz disku-
tiert wird. Ich sage das extra an dieser Stelle, um
das der Öffentlichkeit klarzumachen. - Vielen
Dank, Herr Stegner, für den Hinweis. Das ist dann
eben so, wie es ist. Die Parlamentsarbeit geht vor.
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Sie werden sicherlich Verständnis dafür haben, dass
zumindest ich als Vertreter des Ältestenrats schon
einmal hinübergehe und den Versuch unternehme,
den gesamten Ältestenrat dort zu repräsentieren.

Jetzt hat in der Runde der finanzpolitischen Spre-
cher Tobias Koch das Wort.

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Bei den Ausführungen des Herrn Minister-
präsidenten - auch wenn er den Saal gerade verlässt
- habe ich mich vorhin gefragt: Herr Albig, was ha-
ben Ihre sozialdemokratischen Vorgänger Björn
Engholm und Heide Simonis und der damalige Fi-
nanzminister Ralf Stegner bloß falsch gemacht?
Wieso ist diese angeblich so kluge sozialdemokrati-
sche Politik in 17 Jahren SPD-geführter Landesre-
gierung so grandios gescheitert? Das Ergebnis Ihrer
Politik war nicht mehr Wachstum, das Ergebnis
war weniger Wachstum, mehr Arbeitslose, schlech-
tere Bildung und vor allen Dingen mehr Schulden.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Warum sollte der Aufguss dieser erfolglosen Poli-
tik, die der Ministerpräsident hier heute erneut prä-
sentiert hat, jetzt im zweiten Anlauf besser funktio-
nieren?

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns von dem
rosaroten Wolkenkuckucksheim des Herrn Minis-
terpräsidenten zur Haushaltsrealität zurückkom-
men. Der Landeshaushalt hat ein Volumen von
über 12 Milliarden €, Herr Dr. Breyer. Die Ände-
rungsvorschläge der Regierungsfraktionen belau-
fen sich auf wenige 100.000 €. Trotz dieser über-
schaubaren Größe der Änderungsanträge ist es Ih-
nen, Frau von Kalben, nicht gelungen, den An-
spruch einer soliden Gegenfinanzierung zu erfüllen.
Sie kürzen bei der Beihilfe unserer Landesbedien-
steten. Das ist Ihr Deckungsvorschlag. Genau die-
se Position hat die Landesregierung zuvor mit ihrer
Nachschiebeliste erhöht, mit der Begründung: An-
passung an den Bedarf. Entweder hat die Landesre-
gierung den Landtag falsch informiert, was das Er-
fordernis und den Bedarf an dieser Haushaltsstelle
anbelangt, oder Sie kürzen in unzulässiger Weise
bei gesetzlichen Pflichtausgaben, die sich jeder po-
litischen Einflussnahme entziehen. Noch nicht ein-
mal bei dieser Kleinigkeit von wenigen 100.000 €
gelingt es Ihnen, eine seriöse Gegenfinanzierung zu
liefern.

Zweites Beispiel: Die unverhofften Umsatzsteuer-
rückerstattungen bei der GMSH wurden von der

Landesregierung im Haushalt nicht veranschlagt,
sondern mit der Nachschiebeliste zum Haushaltsbe-
gleitgesetz im Text versteckt - versteckt wahr-
scheinlich nicht für uns, sondern eher vor den Be-
gehrlichkeiten Ihrer eigenen Regierungsfraktionen.

(Heiterkeit CDU)

Wir haben es trotzdem gemerkt und angesprochen.
Der Herr Staatssekretär erläuterte: Mittel, die über
die vorgesehenen Brandschutzmaßnahmen hinaus-
gingen, würden für eine Rückführung der Neuver-
schuldung eingesetzt. Genau das haben wir bean-
tragt. Was machen Ihre Finanzpolitiker im Aus-
schuss? Sie lehnen diesen Antrag ab und erklären
sogar ganz frank und frei und offenherzig, sie woll-
ten sich die Flexibilität und Freiheit erhalten, dieses
Geld auch auszugeben. Das ist es, was Sie wohl
meinen, wenn Sie sagen, Sie könnten mit Geld um-
gehen. Sie können Geld ausgeben. Das scheint Ihre
Politik zu sein.

Ich bin ja heilfroh, dass Sie sich eines Besseren be-
sonnen haben und mit Ihrem nach der Sitzung prä-
sentierten Änderungsantrag die zusätzliche unver-
hoffte Mehreinnahme bei der GMSH doch dazu
verwenden, die Neuverschuldung zurückzuführen.
Das hätten Sie auch gleich haben können, wenn Sie
einmal einem unserer Anträge zugestimmt hätten.
Wer auch immer sich in der Koalition durchgesetzt
hat - immerhin hat an dieser Stelle die Vernunft ge-
siegt.

Drittes Beispiel: Stellenabbau. Da gab es einen
Landtagsspitzenkanditaten und jetzigen Minister-
präsidenten, der durch das Land zog und sagte, er
könne 25 % der Aufgaben und 25 % der Mitarbeiter
abbauen, wenn man ihn nur machen ließe.

(Anita Klahn [FDP]: Genau! Was ist bisher
passiert?)

Jetzt kann er machen. Was sagt er bei der ersten
Kleinigkeit, bei der er auf eine neue Aufgabe stößt?
- Ich brauche neue Mitarbeiter, neue Staatssekretä-
re, neue Stellen in der Staatskanzlei. Der Mann hat
es nicht verstanden. Ein Stellenabbaupfad be-
schreibt nicht nur das Ziel, bei dem wir 2020 sein
sollen, ein Stellenabbaupfad beschreibt auch den
Weg dorthin. Neue Stellen waren da nicht vorgese-
hen. Frau Finanzministerin, wie konnte Ihnen so et-
was durchgehen? Vier neue Stellen entgegen dem
Stellenabbaupfad! Da haben Sie noch einiges zu
tun.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Das ist eine Investi-
tion!)
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Nun mag Ihnen das alles viel zu kleinteilig sein.
Taschenrechner sind bei Haushaltsberatungen auch
nur hinderlich, haben wir schon gehört. Das ist alles
viel zu kleinteilig. Herr Tietze würde das „Buchhal-
terniveau“ nennen, wenn er heute hier wäre. Ich
finde, dieser Begriff ist für einen Haushaltspolitiker
durchaus ein Lob.

Kommen wir zu den großen Positionen. In allem
Ernst: Da reichen wir Ihnen die Hand. Da gehen
wir auf Sie zu und sagen: Wir als Opposition sind
bereit, uns dem größten Risiko zu stellen, das die-
sem Landeshaushalt droht. Wir als Opposition
scheuen uns nicht der Verantwortung und werden
anders als Grüne und SSW damals uns nicht ver-
weigern

(Zuruf: Und die FDP heute!)

- und die FDP immer noch -, wenn es darum geht,
eine notwendige Garantieaufstockung bei der
HSH Nordbank vorzunehmen, wenn die Landesre-
gierung die Augen vor diesen Risiken nicht ver-
schließt und ihre Haushaltspläne darauf einstellt.
Was machen Sie mit dieser ausgestreckten Hand?
Auch Ihre Hand schnellt vor, aber nicht, um unsere
Hand zu ergreifen, sondern um uns ins Gesicht zu
schlagen.

(Beifall Hans Hinrich Neve [CDU] - Lachen
SPD)

Bis heute haben Sie unser Gesprächs- und Verhand-
lungsangebot zu diesem Thema nicht angenommen.

(Wortmeldung Dr. Ralf Stegner [SPD])

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter - -

Tobias Koch [CDU]:

Ich würde meinen Gedanken gern zu Ende führen,
Herr Präsident. - Wir unterbreiten einen Vorschlag,
wie wir kurzfristig, bereits im Haushalt 2013, die
Neuverschuldung so niedrig wie möglich ansetzen
wollen - als ersten Schritt, um die schwarze Null
möglichst schon 2017 zu erreichen. Diese Reduzie-
rung der Neuverschuldung greift noch nicht einmal
in rot-grün-blaue Inhalte ein, sondern dient nur da-
zu, maximale Vorsorge zu treffen, im Haushalt
einen maximalen Sicherheitsabstand zu den gesetz-
lichen Obergrenzen aufzubauen. Und was machen
Sie in bester Oppositionsmanier, kaum dass unsere
Vorschläge auf dem Tisch liegen? Sie werden von
Ihnen in Bausch und Bogen abgelehnt und als Fun-

damentalismus diffamiert. So gehen Sie mit Koope-
rationsangeboten der Opposition um.

(Eka von Kalben [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Vergiftete Angebote!)

- Was war denn daran vergiftet? - Noch einmal: Sie
sagen, Sie kalkulierten Zinseinnahmen und Steuern
konservativ und hätten Vorsorge eingebaut. Die
größte Vorsorge, die Sie betreiben können, ist, die
Neuverschuldung so niedrig wie möglich anzuset-
zen. Das haben wir vorgeschlagen. Dadurch wird
nichts von ihrer Politik konterkariert. Das wäre zu-
stimmungsfähig gewesen, wenn Sie ein klein wenig
nachgedacht und gesagt hätten: Das ist vertretbar,
das können wir machen. Das ließe Ihnen auch in
der Zukunft alle Möglichkeiten, mit eigener Mehr-
heit einen Nachtrag zu verabschieden, mit eigener
Mehrheit im Laufe des Jahres das Sondervermögen
PROFI einzurichten. Das war die eine Bedingung,
die wir bei diesen Haushaltsberatungen hatten. Sie
lehnen diese ausgestreckte Hand ab. Das ist die Ar-
roganz der Macht, von der der Kollege Garg in an-
derem Zusammenhang vollkommen zu Recht ge-
sprochen hat.

Meine Damen und Herren, Sie fahren diesen Haus-
halt an die Wand. Unter günstigsten Voraussetzun-
gen sind Sie nicht in der Lage, einen seriösen Haus-
halt aufzustellen. Wir haben einen Haushalt überge-
ben, der 2012 nahezu ausgeglichen abschließen
wird. Sie haben glückliche Begleitumstände wie
15 Millionen € zusätzliche Umsatzsteuereinnahmen
bei der GMSH. Trotzdem schaffen Sie es nicht, die-
sen Haushalt seriös aufzustellen, seriös gegenzufi-
nanzieren und Risikovorsorge zu betreiben. Sie
kriegen es 2013 nicht hin. Wie wollen Sie es 2014
und in den Folgejahren schaffen, wenn Sie es jetzt,
unter günstigsten Rahmenbedingungen, nicht hin-
bekommen?

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter Koch, erlauben Sie jetzt eine
Zwischenfrage?

Tobias Koch [CDU]:

Ja, jetzt bin ich mit meinem Gedanken am Ende.

Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr verehrter Herr
Kollege Koch, ganz abgesehen davon, dass
es uns ganz extrem fernliegt, jemandem ins
Gesicht zu schlagen, auch nicht der ehren-
werten Opposition - insofern weiß ich gar
nicht, wo Sie Ihre Bilder hernehmen - finde
ich vor dem Hintergrund, dass wir hier ge-
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meinschaftlich in einer schwierigen Aktion
die Garantieerhöhung für die HSH-Nord-
bank beschlossen haben und der Finanzmini-
ster von 2005 bis 2012, Rainer Wiegard, Mit-
glied Ihrer Fraktion ist, nicht, dass Sie das in
einen Kontext bringen sollten, als sei das
Ausdruck besonderer Großzügigkeit. Das ist
für mich das Mindestmaß an Verantwortung,
Herr Kollege Koch. Ich unterstelle Ihrer
Fraktion selbstverständlich, dass sie sie
wahrnimmt. Das hat überhaupt nichts mit
den sehr kleinteiligen Punkten zu tun, die Sie
hier aufgeführt haben. Ich gehe davon aus,
dass die Union - anders als die FDP - ihre
Verantwortung wahrnimmt, die wir gemein-
schaftlich getragen haben, und dass das auch
für die Zukunft gilt. So wie ich den Kollegen
Wiegard kenne, gehe ich davon aus, dass das
immer noch gilt.

(Beifall SPD und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

- Herr Kollege Dr. Stegner, ich würde auf Ihre An-
merkung gern antworten. Ich kann mich gut daran
erinnern, wie damals in der Großen Koalition die
HSH-Rettung gemeinsam beschlossen wurde. Im
Vorfeld haben Sie uns eine Forderung, eine Resolu-
tion nach der anderen präsentiert und gesagt, nur
unter diesen Bedingungen sei die SPD bereit zuzu-
stimmen. Darauf haben wir uns gemeinsam verstän-
digt. Genau so haben wir jetzt eine einzige Bedin-
gung formuliert. Wir haben nämlich gesagt, die Ri-
siken, die absehbar auf uns zukommen, müssen
Niederschlag in unserer Haushaltsplanung finden.
Das war unsere einzige Bedingung. Bei Ihnen war
es ein langer Katalog. Wir nennen eine Bedingung.
Und wir müssen feststellen, dass diese Regierungs-
mehrheit, die auf einer einzigen Stimme beruht,
nicht bereit ist, auf diesen Wunsch, auf diese Forde-
rung der Opposition einzugehen, nicht einmal Ge-
spräche dazu zu führen.

Damit gibt es keine Gemeinschaft zwischen Regie-
rungsfraktionen und Oppositionen. Sie nutzen unser
Angebot nicht. Wir haben Ihnen signalisiert, wir
wären unter dieser Voraussetzung bereit dazu. Sie
haben die Chance vertan. Sie sagen: Wir beschlie-
ßen mit unserer Mehrheit einen Haushalt, wir leh-
nen alle Oppositionsanträge ab, soll doch die Oppo-
sition fordern, was sie will, wir haben ja mit einer
Stimme die Mehrheit, wir machen das jetzt so, und
das war’s, soll doch die Opposition sehen, wo sie
bleibt. - Das meine ich, wenn ich sage: Sie schlagen
uns ins Gesicht, wenn wir auf Sie zugehen und Sie
so antworten. - Vielen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die SPD-Fraktion hat der finanzpolitische Spre-
cher, Herr Abgeordneter Lars Winter, das Wort.

Lars Winter [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Herr Koch, als Sie Ihre Rede begonnen ha-
ben, habe ich gleich angefangen, mir Notizen zu
machen, weil ich auf den einen oder anderen Punkt
eingehen wollte. Aber es kam so viel Unsinn dabei
heraus, dass ich meine fünf Minuten Redezeit ver-
schwenden würde, würde ich das tun.

Zur Handreichung mit der HSH Nordbank will ich
Ihnen nur sagen: Wir haben in den verschiedenen
Finanzausschusssitzungen darüber gesprochen und
gesagt, für 2013 sind keine Einplanungen für die
HSH-Absicherung zu machen. So viel dazu!

Wehrte Kolleginnen und Kollegen - ich muss ein
bisschen durchrasen -, wir beraten heute in zweiter
Lesung den Landeshaushalt 2013.

(Rainer Wiegard [CDU]: Das wussten wir
schon!)

Es ist der erste Haushalt, den ich als Mitglied dieses
Hauses mitverantworten darf. Ich bin mit dem Er-
gebnis sehr zufrieden. Mein Fraktionsvorsitzender
Dr. Ralf Stegner hat unsere Schwerpunkte heute
Vormittag klar umrissen: Wir setzen Akzente. Uns
fällt zum Thema Konsolidierung mehr ein als ein
Wettbewerb um Sparfleißpunkte. Schleswig-Hol-
stein setzt unter der Regierung von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und SSW einen deutlichen
Schwerpunkt in Sachen Bildung und soziale Ge-
rechtigkeit. Das wurde schon mehrfach gesagt. Die
zweite gute Nachricht ist: Wir bleiben verlässlicher
Partner in Sachen Schuldenbremse. Sie unterstel-
len hier immer, wir seien das nicht. Genau das Ge-
genteil ist der Fall. Natürlich unterscheiden sich die
Ansätze von Koalitionsfraktionen und Opposition.
Es wäre doch verwunderlich, wenn es anders wäre.
Es gibt verschiedene Wege, die Schuldenbremse
einzuhalten. Akzeptieren Sie das doch. Es wird Sie
nicht verwundern, dass ich davon überzeugt bin,
dass der Weg richtig ist, den wir jetzt heute ein-
schlagen und mit dem Haushalt beschließen wer-
den.

Ich sage aber auch deutlich, Herr Kollege Koch und
Kollegen von der Opposition: Auch der Weg der
Vorgängerregierung war legal. Wir teilen allerdings
nicht ihre Auffassung, wie und mit welchen Priori-
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täten die Schuldenbremse umgesetzt und die Haus-
haltskonsolidierung betrieben werden soll.

Wenig hilfreich ist, dass CDU und FDP so tun, als
verabschiede sich Schleswig-Holstein unter der
neuen Landesregierung vom Konsolidierungspfad.
Das stimmt nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen,
und das wissen Sie auch.

(Widerspruch CDU)

- Doch, doch, Sie wissen das. Sie wollen das nur
nicht zugeben. - Im Mai letzten Jahres wurde auch
die Haushaltspolitik, die Sie vertreten haben, abge-
wählt. Sie haben offenbar bis heute nicht verstan-
den, dass die Form der Haushaltspolitik, die Sie in
der Zeit von 2009 bis 2012 an den Tag gelegt ha-
ben, nicht die ist, die die Mehrheit der Schleswig-
Holsteinerinnen und Schleswig-Holsteiner haben
wollte.

(Beifall SPD)

Sie wollen nicht, dass die Haushaltsansätze ohne
Beteiligung der Vereine und Verbände und ohne
die Beteiligung der Betroffenen mit der Rasenmä-
hermethode gekürzt werden. Sie wollen Partizipati-
on. Ich meine damit nicht Sie, sondern die Schles-
wig-Holsteinerinnen und Schleswig-Holstein.

(Zuruf CDU: Wir auch!)

Sie wollen beteiligt werden, und sie wollen mitre-
den. Das ist das, was sie heute auch tun.

Der Kollege Garg und der Kollege Kubicki haben
heute Morgen beziehungsweise gerade eben ausge-
führt, dass die rot-grün-blaue Koalition das verfrüh-
stückte, was Schwarz-Gelb in den letzten zwei Jah-
ren erwirtschaftet habe. Nein, wir heilen mit diesen
Mitteln, was Sie in Ihrer Regierungszeit zerstört ha-
ben. In Ihrer Regierungszeit haben Sie begonnen,
gut gewachsene Strukturen und aufgebautes Ver-
trauen zu zerstören.

(Widerspruch Wolfgang Kubicki [FDP])

So ist das.

(Beifall SPD und SSW)

Die Änderungsanträge, die die Kollegen von der
FDP in den Finanzausschuss eingebracht haben,
umfassen Kürzungen in Millionenhöhe. Ihre alleini-
ge Begründung lautete: zur Einhaltung des Konsoli-
dierungspfades. - Ich lasse keine Zwischenfragen
zu.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es reicht doch
nicht, nur zu sagen: zur Einhaltung des Konsolidie-
rungspfades. Wenn Sie im Migrationsbereich mas-

siv kürzen wollen, oder wenn Sie bei den dänischen
Schulen, bei den Frauenhäusern oder bei der ener-
getischen Sanierung massiv kürzen wollen, dann ist
das kein kompetenter Beitrag für ein Schleswig-
Holstein von morgen. Wenn Sie tatsächlich meinen,
dass ein Sparen an Gerechtigkeit und Nachhal-
tigkeit gut für die Zukunft unserer Gesellschaft sei,
dann sage ich: Zum Glück wurde auch diese Auf-
fassung im Mai 2012 abgewählt.

Meine Damen und Herren von der FDP, Ihr ge-
meinsames Beharren mit der CDU, das Freiwillige
Ökologische Jahr oder das Freiwillige Soziale Jahr
mit weniger Mitteln auszustatten, beziehungsweise
Ihre fehlende Bereitschaft, diese Mittel aufzu-
stocken, sind ein Schlag in das Gesicht derjenigen
jungen Menschen, die sich für ein soziales und öko-
logisches Umfeld engagieren möchten.

(Christopher Vogt [FDP]: Bundesdurch-
schnitt!)

- Die Lampe blinkt und zeigt mir meine restliche
Redezeit. Daher kann ich meine Rede nicht fortfüh-
ren.

(Vereinzelter Beifall CDU)

Ich kann Ihnen das aber nicht ersparen, ich gebe
das zu Protokoll. Wichtiger als Ihre Verfehlungen
hier aufzuführen, ist mir, mich für die gute Zusam-
menarbeit im Finanzausschuss zu bedanken. Auch
wenn wir anderer Meinung waren und uns hin und
wieder gestritten haben, so geschah dies in der Sa-
che. Ich möchte mich bei Ministerin Heinold und
beim Finanzministerium sowie bei der Landtags-
verwaltung bedanken. Haushalt mag eine ernste
Angelegenheit sein, das ist ohne Zweifel so. Mit Ih-
nen aber macht Haushalt Spaß. - Ich danke für die
Aufmerksamkeit und freue mich nachher auf die
Beschlüsse.

(Beifall SPD und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das war der finanzpolitische Sprecher der SPD-
Fraktion, Lars Winter, der sicherlich in einem Drei-
minutenbeitrag noch einige Ergänzungen haben
wird. Das war dann auch die Antwort auf die Frage.
- Jetzt hat Herr Rasmus Andresen von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Mein Vorteil ist, dass ich ein bisschen mehr Rede-
zeit habe als der Kollege. - Oh, ich habe sogar
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16 Minuten. Die werde ich nicht ausreizen. Viel-
leicht bleiben am Schluss noch ein paar Minuten
für die SPD-Fraktion übrig.

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Frage ist jetzt, was man
zu diesem Zeitpunkt in der Debatte noch sagt. Frau
von Kalben hat heute Morgen für die grünen Frakti-
on die Schwerpunkte sehr deutlich gemacht. Sie hat
sehr deutlich gemacht, warum wir diesem Haus-
haltsentwurf einschließlich der Änderungen, die
von uns als Fraktion noch vorgenommen wurden,
nachher geschlossen zustimmen werden.

Jetzt bleibt nur noch, sich mit den Dingen auseinan-
derzusetzen, die im Rahmen der letzten Stunden
von der Opposition als Vorwürfe an uns herangetra-
gen wurden. Hier gibt es vieles zu sagen. Zum
einen sind sie nicht sonderlich konsistent. Sie lau-
fen zum Großteil ins Leere, und sie können unter
dem Stichwort Tricksereien abgetan werden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - La-
chen FDP)

Herr Koch und Herr Garg, ich kann das teilweise
verstehen. Irgendetwas muss man als Opposition
kritisieren.

(Christopher Vogt [FDP]: Eigentlich ist alles
toll!)

Wenn man immer wieder merkt, dass bestimmte
Ansätze, wie zum Beispiel bei der HSH-Vorsorge,
worauf ich gleich noch zu sprechen komme, oder
beim FDP-Vorstoß vor einigen Monaten, ins Leere
laufen, dann muss man sich neue Kritikpunkte aus-
denken. Ich möchte zumindest auf einige eingehen.

Bevor ich das aber tue, möchte ich die CDU-Frakti-
on in zwei Punkten loben und in einem dritten
Punkt im Zusammenhang mit der Abstimmung eine
Aufforderung damit verbinden. Lars Harms hat es
auch getan: Ich möchte Sie beim Thema Gleichstel-
lung der dänischen Schulen loben. Lars Harms hat
vorhin schon deutlich gemacht, dass Sie inzwischen
wieder bei 100 % gelandet sind. Das ist ein gutes
Signal. Es ist nach den Abstimmungen zu der Frage
der Aufnahme der Sinti und Roma in die Landes-
verfassung ein weiteres Signal in der Minderheiten-
politik, das wir sehr ernst nehmen. Ich glaube, dies
wird dazu führen, dass wir in der Minderheitenpoli-
tik in den nächsten Jahren noch viel gemeinsam
machen können.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Ich nehme auch zur Kenntnis, dass Sie noch vor ei-
ner Woche im Zusammenhang mit dem Struktur-
budget der Hochschulen Kürzungen vornehmen
wollten und diese direkt auf die Hochschulen umle-
gen wollten. Nachdem wir im Finanzausschuss Be-
ratungen zu der Sinnhaftigkeit von einigen Projek-
ten, beispielsweise zur Europa-Universität in Flens-
burg, aber auch im Zusammenhang mit der Stär-
kung des Lehramtes, durchgeführt hatten, haben Sie
Ihre Anträge zurückgezogen. Sie wollen jetzt in
diesen Bereichen nur noch minimal kürzen. Der
Großteil soll bleiben. Auch das ist ein gutes Signal
in der Hochschulpolitik.

Es gibt einen dritten Punkt, den ich mit Freude zur
Kenntnis nehme: Die Junge Union hat Sie heute per
Pressemitteilung dazu aufgefordert, beim Thema
eingetragene Lebensgemeinschaften Ihre konser-
vative Politik zu beenden und gemeinsam mit allen
anderen Parteien den Weg in die Moderne zu ge-
hen. Das können Sie in dieser Landtagstagung bei
genau zwei Punkten beweisen. Sie können es heute
beweisen, wenn wir gleich in Einzelabstimmungen,
die wir als Koalitionsfraktionen beantragt haben,
zum Thema Familienzuschlag abstimmen werden.
Sie können es auch am Freitag beweisen, wenn der
Antrag der FDP-Fraktion zum Thema steuerrechtli-
che Gleichstellung bei eingetragenen Lebenspart-
nerschaften, dem wir anderen uns angeschlossen
haben, beschlossen werden soll. Zeigen Sie, auf
welcher Seite Sie in der innerparteilichen Debatte
stehen und modernisieren Sie Ihre Partei ein Stück
weit, so wie die Junge Union es von Ihnen erwartet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und vereinzelt PIRATEN)

In vielen anderen Punkten aber beweisen Sie, dass
Sie in der Finanzpolitik zwar hohe Ansprüche for-
mulieren, was man unter dem Stichwort „Schulden-
bremsenfundamentalismus“ zusammenfassen kann,
Ihren eigenen Ansprüchen aber nicht gerecht wer-
den. Wenn Sie Ihren eigenen Vorstoß zum Thema
Schuldenbremse bis 2017 einhalten würden, dann
müssten Sie im Laufe der nächsten Jahre über
300 Millionen € mehr einsparen oder kürzen, als
wir es nach der Verfassung eh schon tun müssten.

Herr Koch, natürlich hat dies Auswirkungen auf die
politischen Gestaltungsspielräume des Landtags
und auf die Haushaltsberatungen der nächsten Jah-
re. Sie bleiben den Nachweis schuldig, wie Sie das
machen wollen. Das, was Sie vorlegen, wird dem
Ganzen nicht gerecht. Im Prinzip machen Sie Luft-
buchungen an den Stellen, an denen wir Puffer ein-
gebaut haben. Sie rechnen damit, dass das Zinsni-
veau, das jetzt schon sehr sportlich und sehr niedrig
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ist, erst einmal so bleibt. Kein Mensch weiß, ob das
so sein wird, aber Sie arbeiten damit. Das ist fi-
nanzpolitisch nicht nachhaltig. Es ist sogar das Ge-
genteil, es ist sehr fahrlässig.

(Wortmeldung Tobias Koch [CDU])

- Ich glaube, hier gibt es eine Frage.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge des Herrn Abgeordneten Koch?

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja.

(Heiterkeit)

Tobias Koch [CDU]: Vielen Dank, Herr
Kollege Andresen. Vielen Dank, Herr Präsi-
dent, für die Aufmerksamkeit.

(Heiterkeit)

Herr Kollege Andresen, Sie haben gerade er-
läutert, dass wir in den nächsten Jahren ein
um 300 Millionen € größeres strukturelles
Defizit abbauen müssten, als sonst bis 2020
vorgesehen ist.

Würden Sie mir recht geben, dass Sie uns
immer vorgeworfen haben, dass wir immer
mehr kürzten als notwendig sei, sodass wir
das strukturelle Haushaltsdefizit schon 2012
deutlich stärker abgesenkt hatten, als es 2012
zulässig und notwendig gewesen wäre. Statt
900 Millionen € werden wir bei einem struk-
turellen Defizit von 600 bis 700 Millionen €
landen. Diese 300 Millionen € haben wir
schon erbracht. Sie machen das leider wieder
rückgängig; vielleicht nicht in voller Höhe,
aber in großen Teilen. Sie machen dies wie-
der rückgängig, indem Sie den gegenteiligen
Weg einschlagen. Sie müssten nur unseren
Weg fortsetzen und den eingeschlagenen
Kurs fortführen, dann wäre dies bis 2017 oh-
ne Weiteres möglich.

- Den eingeschlagenen Weg zu beenden, ist genau
der Grund, warum wir gewählt wurden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Abgesehen davon zeigt Ihr eigener Wortbeitrag
nach dem Einwurf der Finanzministerin, dass Ihre
Rechnung nicht so ganz stimmt.

Ich sage Ihnen, warum Ihre Rechnung bei diesem
Haushalt nicht aufgeht: Ich habe eben schon gesagt,
dass Sie bei der Zinslast etwas tricksen. Sie rech-
nen mit Zinsen, mit denen seriöse Finanzpolitiker
nie rechnen würden. Bei den Steuermindereinnah-
men ist das ähnlich. Warum planen wir denn bei
den Steuermindereinnahmen - anders als Sie - einen
um 10 Millionen € größeren Puffer ein? Weil wir
damit rechnen können, dass kurz vor der Bundes-
tagswahl - vielleicht auch in Bezug auf Bayern -,
sozusagen kurz vor Toresschluss, mal wieder ir-
gendwelche Wählergeschenke von Schwarz-Gelb
verteilt werden. Deswegen müssen wir jetzt erst
einmal mit diesem Puffer planen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie noch eine Frage
des Abgeordneten Koch?

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ja, grundsätzlich schon.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bitte schön.

Tobias Koch [CDU]: Herzlichen Dank, Herr
Kollege. Können Sie uns erläutern, was wir
mit dieser Trickserei Ihrer Meinung nach ma-
chen? Was machen wir mit diesem Geld?
Was machen wir mit den höheren Zinsauf-
wendungen, die Sie eingestellt haben, und
der globalen Steuermindereinnahme? Was
machen wir damit?

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Ich kann Ihnen sagen, was Sie damit machen: Sie
täuschen damit vor, dass Sie eine seriösere Haus-
haltspolitik machen als wir, was de facto aber nicht
zutrifft, weil der Sachverhalt so ist, wie ich es gera-
de eben ausgeführt habe.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, SPD und SSW)

Sowohl bei den Steuermindereinnahmen wie bei
der Zinslast sind das zwar elegante Rechentricks,
aber sie sind doch sehr auffällig, und sie helfen
haushaltspolitisch de facto überhaupt nicht.

Ich wurde vorhin von unterschiedlichen Personen
auf einen Zeitungsartikel, der zwischen den Feier-
tagen erschienen ist, angesprochen. Da er von den
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Kollegen der Opposition nicht ganz richtig verstan-
den worden ist, will ich hier Folgendes noch einmal
deutlich machen: Natürlich ist die finanzpolitische
Situation nicht rosig - das überrascht keinen -, und
natürlich müssen wir in den nächsten Jahren ziem-
lich viel leisten, um die Schuldenbremse einhalten
zu können. Ich habe aber nicht die Befürchtung,
dass unsere Koalition an diesem Ziel scheitern
wird. Allerdings gilt natürlich auch - darauf habe
ich lediglich hingewiesen -, dass die Bundestags-
wahl in der Frage der Steuerpolitik einen erhebli-
chen Einfluss darauf hat, wie die Länder in den
nächsten Jahren auf der Einnahmeseite aufgestellt
sein werden. Das haben wir schon in der Oppositi-
on gesagt. Das ist nach wie vor unsere Position. Es
geht auch darum, ein gerechteres Steuersystem auf
Bundesebene zu schaffen, was zu Mehreinnahmen
für die Länder führt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Als wir noch in der Opposition waren und als wir
im Wahlkampf waren, haben Sie immer dieselbe
Schallplatte aufgelegt. Mit dieser Bemerkung will
ich neun Minuten vor dem eigentlichen Ende
schließen, lieber Lars Winter. Sie haben immer ge-
sagt: Wenn Rot-Grün-Blau kommt, dann wird die
Schuldenbremse gerissen, dann wird eine unseriöse
Haushaltspolitik betrieben, dann gibt es gar keine
Sicherheitspuffer mehr, dann steht das Land kurz
vor dem Chaos, weil Rot-Grün-Blau regiert. Jetzt
haben Sie festgestellt, dass Rot-Grün-Blau die
Schuldenbremse doch einhält. Ich kann verstehen,
dass das bei Ihnen die Frage aufwirft: Was machen
wir? Die FDP sagt dann: Das ist alles auf Kante ge-
näht; warten wir einmal ab, wie lange das hält. Die
CDU sagt dann: Eigentlich müsste die Schulden-
bremse noch viel intensiver ausgereizt werden. Man
findet sozusagen immer wieder neue Parameter, um
diese Koalition zu kritisieren. Darauf fallen wir
nicht herein. Wir machen eine gute Haushaltspoli-
tik. Wir haben im Rahmen der Haushaltskonsolidie-
rung klar Schwerpunkte gesetzt. So wird das wei-
tergehen. Wenn wir eine Bundesregierung haben,
die endlich einmal eine gute Steuerpolitik macht,
dann hilft uns das; aber wir sind davon nicht abhän-
gig. - Schönen Dank.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt steht der FDP-Fraktion eine Restredezeit zur
Verfügung. - Herr Abgeordneter Dr. Garg, Sie ha-
ben das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Winter, ich fand es bemerkenswert,
wie Sie hier den Vorwurf von sich gewiesen haben,
Sie würden das, was die Vorgängerregierung er-
wirtschaftet hat, verfrühstücken. Sie haben gesagt,
dass Sie das nicht verfrühstücken, sondern angebli-
che Verfehlungen heilen würden. Nehmen wir ein-
mal an, Sie verändern etwas, was ausgabenwirksam
ist. Es ist ja Ihr gutes Recht, andere Schwerpunkte
zu setzen. Können Sie dem geschätzten Haus erklä-
ren, mit welchen Mitteln Sie diese Veränderungen,
die Sie hier vorgestellt haben, finanzieren?

(Zuruf Lars Winter [SPD])

- Sie können das eben nicht darstellen, weil Sie ge-
nau das verbrauchen, was die Vorgängerregierung
Ihnen hinterlassen hat, um Ihre Wahlgeschenke zu
finanzieren. Sie wären mitnichten in der Lage, ir-
gendetwas auszugeben, wenn wir nicht zuvor dafür
gesorgt hätten, dass etwas vorhanden ist, was Sie
jetzt ausgeben können. Wenn wir denselben finanz-
politischen Kurs gefahren wären, den Sie jetzt fah-
ren, was würden Sie dann heute machen? Was für
einen Haushalt würden Sie dann vorlegen? Das
sollten Sie dem Hohen Haus in Ihrem nächsten Re-
debeitrag einmal erklären.

Weil sich hier der eine oder andere darüber lustig
gemacht hat, dass wir bei den Tarifverstärkungs-
mitteln eine ganz konkrete Summe zur Gegenfi-
nanzierung in den Haushalt eingestellt haben,
möchte ich auf einen Artikel in der „Süddeutschen
Zeitung“ vom 23. Januar 2013, also von heute, mit
der Überschrift „Öffentlicher Dienst steht vor har-
tem Konflikt“ hinweisen. Ich zitiere:

„Bereits jetzt verdienen viele Beschäftigte
bei den Ländern weniger als ihre Kollegen
bei Bund und Kommunen. Gemäß einer in-
ternen Aufstellung von ver.di erhält eine
Krankenschwester an einer Uniklinik - also
einem Landeskrankenhaus - im Monat 61 €
weniger als die Schwester an einem Kreis-
krankenhaus. Nach der nächsten, für August
vereinbarten Erhöhung wird die Differenz
sogar 101 € betragen. Bei Straßenwärtern
und Bühnenhandwerkern sind die Unter-
schiede ähnlich groß, in der IT-Administrati-
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on beträgt die Differenz jetzt 86 €, von Au-
gust an sogar 138 €.“

Genau das ist der Grund, warum wir die zeit- und
wirkungsgleiche Übertragung eines Tarifab-
schlusses im öffentlichen Dienst fordern, übrigens
auch finanziell hinterlegt. Wir wollen nicht, dass
das Land ein billiger Arbeitgeber wird. Wir wollen,
dass „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“ auch für die
Landesbeamten gilt. Wenn Sie dasselbe wollen,
wenn Sie diesen Missstand beseitigen wollen, dann
müssen Sie nachher Farbe bekennen, dann müssen
Sie nachher dem FDP-Antrag in namentlicher Ab-
stimmung zustimmen. Ich jedenfalls gehe davon
aus, dass das bisher Politik der Sozialdemokratie
gewesen ist.

Ein Letztes, Herr Kollege Breyer: Ich habe über-
haupt kein Problem damit, dass die regierungstra-
genden Fraktionen die eine oder andere Einzelab-
stimmung zu dem einen oder anderen Änderungs-
antrag der FDP oder der Koalitionsfraktionen for-
dern. Ich habe kein Problem damit, den Sparkurs
der vergangenen zweieinhalb Jahre hier zu verteidi-
gen. Ich stehe dazu, genauso wie die gesamte FDP-
Fraktion. Das schließt ausdrücklich auch unpopulä-
re Maßnahmen, über die Sie nachher abstimmen
lassen wollen, ein. Wir haben das nicht aus Jux und
Tollerei getan oder um irgendjemandem wehzutun,
sondern weil wir der Auffassung waren, dass das
der einzige mögliche Weg war, um auf einen Kon-
solidierungspfad zu kommen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Kollege, kommen Sie bitte zum Schluss.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Ich formuliere meinen letzten Satz, Herr Präsident.
- Ich bin erstaunt darüber, dass sich der eine oder
andere von diesem Sparkurs offensichtlich zumin-
dest partiell verabschieden möchte. - Herzlichen
Dank.

(Beifall FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Jetzt habe ich noch eine Restredezeit für die Abge-
ordneten des SSW. - Ich erteile dem Abgeordneten
Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ich möchte trotz der fortgeschrittenen

Stunde die Gelegenheit nutzen, noch einmal deut-
lich zu machen, warum es für den SSW so wichtig
ist, dass wir den Haushalt in der Form verabschie-
den, wie er heute vorliegt.

Wir werden hinsichtlich der Energiewende wesent-
liche Fortschritte erreichen. Wir werden den Tou-
rismus stärken, und wir werden insbesondere durch
diesen Haushalt und die politischen Entschlüsse,
die wir in der letzten Zeit getroffen haben, den
ÖPNV im ländlichen Bereich stärken. Sie ahnen es:
Das sind alles Punkte, die im Norden Schleswig-
Holsteins eine besondere Relevanz haben, die gera-
de bei mir, an der Westküste, in Nordfriesland, sehr
wichtig sind. Allein das ist ein sehr wichtiger
Grund für den SSW, sich im Rahmen der Haus-
haltsberatungen sehr dafür einzusetzen.

Dass wir bei uns im SSW soziale Gerechtigkeit
sehr großschreiben und sich das natürlich auch im
Haushaltsentwurf widerspiegelt, ist etwas, worauf
ich, glaube ich, nicht länger eingehen muss.

Zum Thema Bildung möchte ich Folgendes sagen -
das ist noch nicht gesagt worden; ich finde aber,
dass es wichtig ist, dass man das sagt -: Wir stärken
die Gemeinschaftsschulen. Man könnte auch sagen:
Dass man das macht, zeigt, dass das eine sehr dä-
nisch orientierte Politik ist. Dass wir bei dieser Po-
litik dabei sein dürfen, finden wir ausgezeichnet.

Zu guter Letzt: Wir ändern endlich die Minderhei-
tenpolitik. Wir glauben, dass das ohne unsere Be-
teiligung nicht so möglich gewesen wäre. Auch das
ist ein wichtiger Grund, warum wir diesen Haushalt
so gut finden. Der Haushalt ist gut. Er ist in sich
konsistent, und - das ist für uns ganz wichtig - er
ist auch ein bisschen skandinavisch, nicht nur we-
gen uns, aber auch wegen uns. Damit kann der
SSW gut leben. Er freut sich schon auf die nächsten
Haushalte, die möglicherweise auch ein bisschen
skandinavisch sein werden, weil wir - hoffentlich
nicht nur die nächsten fünf Jahre, sondern auch dar-
über hinaus - mit dabei sein werden.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort für den ersten Dreiminutenbeitrag hat
Frau Abgeordnete Heike Franzen. - Es gibt offen-
sichtlich eine besondere Vereinbarung, dass zum
Haushalt zunächst einmal die Ministerin abschlie-
ßend redet und dass die Dreiminutenbeiträge - wir
haben mehrere davon - dann auf jeden Fall noch ge-
liefert werden. - Frau Finanzministerin, Sie haben
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das Wort zum Haushalt. Sie sollen nicht länger un-
ruhig da sitzen, sondern jetzt wirklich einmal los-
werden können, was Sie sagen möchten.

Monika Heinold, Finanzministerin:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin
die Ruhe selbst, und ich habe großen Respekt da-
vor, dass ich als Finanzministerin in diesem Parla-
ment zum Haushalt reden darf.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, ich möchte mich zuerst
bei all denjenigen bedanken, die es möglich ge-
macht haben, dass der Haushalt heute verabschiedet
wird: bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der
Landesregierung beziehungsweise des Finanzminis-
teriums, aber auch der anderen Ressorts, bei den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsver-
waltung und der Fraktionen; bei allen Abgeordne-
ten in den Fachausschüssen, insbesondere aber auch
im Finanzausschuss, sowie auch beim Vorsitzenden
des Finanzausschusses. - Ihnen allen herzlichen
Dank für Ihr Engagement beziehungsweise die ge-
leistete Arbeit.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, der Haushaltsentwurf
der Landesregierung hat sich seit der ersten Lesung
nur geringfügig verändert.

Die Oktober-Steuerschätzung geht gegenüber der
Schätzung vom Mai von rund 45 Millionen € kon-
junkturbedingten Steuermindereinnahmen aus.
Das bedeutet: Der Abstand zwischen Trendsteuer-
einnahmen und prognostizierter Steuereinnahme
verringert sich konjunkturbedingt um circa 45 Mil-
lionen €. Die Kreditermächtigung steigt dement-
sprechend auf 461 Millionen €. Das hat nichts mit
zusätzlichen Ausgaben zu tun, sondern ist ein Auto-
matismus, der in der Planung nach der sogenannten
Landesmethode angelegt ist. Wer immer fordert,
dass eine bessere Steuerschätzung zu einer geringe-
ren Neuverschuldung führen muss, versteht sicher
auch, dass umgekehrt nichts anderes gilt.

Auf die Einhaltung der Schuldenbremse hat das
keine Auswirkungen. Wir bleiben mit unserem
Haushaltsentwurf innerhalb der Vorgaben der Lan-
desverfassung. Darauf hatten wir uns 2010 sehr
breit fraktionsübergreifend verständigt. Die CDU
schert jetzt aus. Das ist zu akzeptieren, Herr Koch
und Herr Callsen. Wichtig für Sie: Wenn Sie heute
sagen, dass Sie 2017 bei einer strukturellen - nicht

bei einer konjunkturbedingten - Null sein wollen,
erwarten wir, dass Sie uns einen Haushaltsentwurf
2017 vorlegen, der bei den Ausgaben strukturell um
340 Millionen € unter unserem Haushalt liegt. Dar-
auf bin ich gespannt. Daran werden wir Sie messen,
meine Damen und Herren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Zuruf Heike Franzen [CDU])

- Ja, so ist es, Frau Franzen. Sie mögen nicht ver-
standen haben, was Ihre Kollegen fordern; aber lei-
der ist es so.

Meine Damen und Herren, in 2013 besteht zu der
Bundesvorgabe ein Puffer von 537 Millionen €.
Die Auszahlung der Konsolidierungshilfe von
80 Millionen € ist also gesichert.

Immer wieder hören wir, dass es aufgrund der ge-
stiegenen Steuereinnahmen doch gar keine Neu-
verschuldung mehr geben dürfte. Dabei handelt es
sich aber um eine Scheinlogik, die auch durch stän-
diges Wiederholen nicht richtig wird; denn in einer
wachsenden Wirtschaft gehen wachsende Steuer-
einnahmen Hand in Hand mit steigenden Löhnen
und steigenden Preisen - und damit eben auch mit
höheren Kosten bei den Ausgaben des Staates.

Einen ausgeglichenen Haushalt erreicht man in
solch einem wirtschaftlichen Umfeld, indem man
dafür sorgt, dass die Ausgaben dennoch dauerhaft
weniger ansteigen als die Einnahmen. Das sieht un-
sere Finanzplanung auch vor.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Meine Damen und Herren, die Änderungsvorschlä-
ge der Nachschiebeliste der Landesregierung sind
zurückhaltend ausgefallen. Das dokumentiert den
Sparwillen der Landesregierung. Trotzdem setzen
wir mit der Nachschiebeliste politisch wichtige Ak-
zente, insbesondere - das wurde erwähnt - bei der
Minderheitenpolitik und bei der Bildung. Dabei
handelt es sich zwar jeweils nur um vergleichswei-
se geringe Beträge; aber auch kleine Änderungen
können große Wirkung entfalten.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Angesichts der zuletzt recht vollmundigen Erklä-
rungen aus den Reihen von CDU und FDP war ich
zugegebenermaßen auf die angekündigten kon-
struktiven Vorschläge zum Haushalt sehr gespannt.
Umso größer war die Enttäuschung, als die Ände-
rungsanträge auf dem Tisch lagen. Das gilt insbe-
sondere für die Anträge der CDU, deren drei we-
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sentliche Vorschläge wie folgt lauten: Erstens. Re-
duzierung der Zinsausgaben. Zweitens. Reduzie-
rung des Risikopuffers bei den Steuereinnahmen.
Drittens. Weitgehende Streichung des PROFI-Pro-
gramms. Meine Damen und Herren, kein einziger
dieser drei Vorschläge würde dazu führen, dass
mittelfristig mehr eingespart werden würde als von
der Landesregierung vorgesehen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Im Gegenteil, die PROFI-Investitionen zu verrin-
gern, ist klimapolitisch verantwortungslos und öko-
nomisch unklug. Energie, die durch undichte Fen-
ster entschwindet, ist hinausgeworfenes Geld. Lan-
desvermögen, das nicht regelmäßig gepflegt wird,
muss morgen teuer repariert werden. Würden wir
diesen Vorschlag aufnehmen, könnten wir uns zwar
einmalig mit geringeren Ausgaben brüsten, auf
Dauer hätten wir aber mit höheren Betriebskosten
zu tun. Meine Damen und Herren, so stellt sich das
Land nicht zukunftsfähig auf.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Nun zu Ihrem Vorschlag, den Ansatz für Zinsen
und Steuermindereinnahmen zu reduzieren. Es
ist richtig, der Haushalt 2013 ist ein Haushalt mit
Netz und doppeltem Boden. Wir haben einen Puf-
fer für globale Mindereinnahmen vorgesehen, und
wir haben einen konservativen Ansatz bei den Zins-
kalkulationen; denn es ist besser, vorsichtig zu kal-
kulieren, als das Reißen der Ausgabenlatte zu ris-
kieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Der Haushaltsentwurf 2012 sah Zinsausgaben von
1,06 Milliarden € vor. Der Entwurf 2013 reduziert
die Zinsausgaben auf 975 Millionen €. Wir haben
also den Puffer - 150 Millionen € waren übrig - um
ein Stückchen vergrößert.

(Zuruf Tobias Koch [CDU])

- Herr Koch, das ist nun einmal so. - Wir haben die
Zinsausgaben also um ein Stückchen reduziert.
Sollten die Zinsausgaben weiter günstig sein, wer-
den wir mit dem Haushalt 2014 die bisher geplan-
ten Zinsausgaben in der Mittelfristigen Finanzpla-
nung weiter nach unten anpassen.

Meine Damen und Herren, in der November-Debat-
te hat uns die Opposition vorgeworfen, dem Land
drohe großer Schaden, weil im Haushalt kein aus-
reichender Puffer vorgesehen sei. Heute werfen Sie

uns vor, der Puffer sei zu groß. Orientierungslosig-
keit statt starker Oppositionspolitik, meine lieben
Kolleginnen und Kollegen oder sehr geehrte Da-
men und Herren, insbesondere von CDU, ist für uns
kein Grund, unseren Kurs infrage zu stellen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Auch der Vorwurf der FDP, nicht vorsichtig genug
zu planen und schon mit der zweiten Lesung die
Latte der Verfassungsgrenze zu reißen, läuft ins
Leere. Die Schuldengrenze wird nicht nur eingehal-
ten, sondern der Abstand bis zur Verfassungsgrenze
hat sich auf jetzt 19 Millionen € erhöht. Es gibt also
keinen Grund für schlaflose Nächte. Der Haushalts-
abschluss 2013 wird positiv werden. Er wird auch
deshalb positiv, weil wir nicht, wie von der FDP
beantragt, 18 Millionen € Einnahmen aus dem
Glücksspielgesetz einplanen - ein Betrag, den kei-
ner meiner Haushaltsexperten auch nur annähe-
rungsweise nachvollziehen kann.

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
spekuliert nicht mit dem Haushalt. Wir machen se-
riöse Haushaltspolitik nach dem Vorsichtsprinzip
der hanseatischen Kauffrau.

Die Schuldenbremse führt dazu, dass das alte Kli-
schee vom angeblich sparsamen schwarz-gelben
Lager und vom verschwenderischen Rest nicht
mehr funktioniert. Alle Parteien haben sich dem ge-
meinsam beschlossenen Konsolidierungspfad ver-
pflichtet, und nur dieser ist Maßstab bei der Frage,
ob eine Landesregierung solide wirtschaftet. Alles
andere sind Scheingefechte. Das ist schade für Sie.
Aber so ist es nun einmal mit der Schuldenbremse.
Auch das ist Teil der Schuldenbremse.

Meine Damen und Herren, das größte finanzielle
Risiko für den Landeshaushalt ist die Entwicklung
der HSH Nordbank. Seit vergangenem Herbst
müssen wir davon ausgehen, dass die Bank die
Zweitverlustgarantie in den kommenden Jahren tat-
sächlich in Anspruch nehmen wird. Dabei wissen
wir: Höhe und Zeitpunkt der Inanspruchnahme
können zwar prognostiziert werden. Endgültig
planbar sind sie aber angesichts der dynamischen
Entwicklung nicht.

Im Handelsrecht ist für solche Fälle die Bildung ei-
ner Rückstellung vorgesehen. Genau das wird auch
die Länderanstalt tun, die 2009 für die Garantie ge-
gründet worden ist. Ab 2013 wird die Anstalt Droh-
verlustrückstellungen bilden. Dazu soll die Garan-
tiegebühr eingesetzt werden, die zurzeit in Höhe
von 280 Millionen € jährlich von der Bank an die
Anstalt fließt. Darüber hinausgehende Risiken bil-
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den wir in der Finanzplanung in den Jahren ab, in
denen sie nach der derzeitigen Prognose voraus-
sichtlich anfallen werden. Damit setzen wir das um,
was 2009 von der damaligen Landesregierung im
Staatsvertrag zur Errichtung des Finanzfonds gere-
gelt wurde. Die Einnahmen aus der Garantie sollen
auch zur Erfüllung der damit verbundenen Ver-
pflichtungen dienen.

Entscheidender ist zurzeit aber eine andere Frage:
Wie kann es gelingen, die Bank so zu
stabilisieren, dass sie trotz Schifffahrtskrise über
ausreichend Kernkapital verfügt und ihr Vertrauen
in den Markt zurückgewinnt? Die Ratingagentur
Moody’s hat letzte Woche dokumentiert, wie wich-
tig ihr das Vertrauen der Länder in die Bank ist, wie
entscheidend die Bereitschaft der Anteilseigner ist,
die Wiedererhöhung der Garantie mit Nachdruck
auf den Weg zu bringen. Darauf müssen wir uns
jetzt konzentrieren, und es wäre ein starkes Signal,
wenn es im Parlament dafür eine breite Mehrheit
gäbe. Meine Damen und Herren von der CDU, Sie
tragen Verantwortung für den Weg, der damals ein-
geschlagen wurde. Ich hoffe, dass Sie auch die Fol-
gen Ihres damals eingeschlagenen Weges mittragen
und sich nicht in die Büsche schlagen.

Die FDP hat die Landesregierung aufgefordert dar-
zulegen, mit welchen konkreten Maßnahmen das
strukturelle Defizit bis 2020 abgebaut werden soll.
Der Finanzplan, der Stabilitätsbericht und der Be-
richt über die Umsetzung des Konsolidierungspro-
gramms zeigen den Weg für den strukturellen Ab-
baupfad bis 2020 auf. Zur Begrenzung des Perso-
nalbudgets halten wir daran fest, bis 2020 circa
5.300 Stellen abzubauen, von denen bis Ende 2013
circa 980 Stellen geschafft sein werden. Die end-
gültige Festlegung des Abbaupfades wird voraus-
sichtlich zur Beschlussfassung über den Haushalts-
entwurf 2014 erfolgen.

Erfreut habe ich zur Kenntnis genommen, dass we-
der CDU noch FDP die Streichung der von uns zu-
sätzlich eingebrachten 300 Lehrerstellen beantragt
haben.

(Christopher Vogt [FDP]: Nur Zahlentrickse-
rei!)

- Sie haben keinen Antrag gestellt, der darauf zielt,
die 300 Stellen wieder herauszunehmen.

Das heißt im Umkehrschluss, jetzt sind alle Fraktio-
nen in der Verantwortung, alternative Vorschläge
auch für diesen Teil des Personalaufbaupfades zu
machen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

- Dass Sie das nicht möchten, kann ich verstehen.
Es ist aber so.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Damit Sie uns an-
schließend wieder beschimpfen können!)

- Es geht noch weiter! - Die gemeinsame Verant-
wortung dafür, eine Gegenfinanzierung zu finden,
gilt auch für die Finanzierung der Kindertagesstät-
ten. Das Land lässt die Kommunen bei der Kinder-
betreuung nicht länger im Regen stehen und betei-
ligt sich kräftig an der Finanzierung der U 3-Plätze.
Auch dies ist inzwischen ein breit getragener Kom-
promiss; denn niemand von Ihnen hat heute per
Haushaltsantrag diese Einigung infrage gestellt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
SPD)

Meine Damen und Herren, das zeigt, Sozialministe-
rin Alheit hat mit den Kommunen eine gute und
tragfähige Lösung gefunden. - Vielen Dank dafür!

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Diese finanzielle Zusage gegenüber den Kommu-
nen ist ein enormer Kraftakt. Sie führt auch dazu,
dass wir in dem Budget für Zuweisungen und Zu-
schüsse bis 2017 noch eine Lücke von circa
300 Millionen € haben. Dazu wird die Landesregie-
rung mit dem Haushalt 2014 weitere Vorschläge
machen, auch im Rahmen der Mittelfristigen Fi-
nanzplanung. Sie werden sehen, es wird uns gelin-
gen, Stück für Stück den Konsolidierungspfad wei-
terzugehen.

Noch ist nicht alles geschafft. Aber in den ersten
Monaten haben wir schon einiges auf den Weg ge-
bracht. Das Projekt „Zukunft Steuerverwaltung
2020“ ist beschlossen.

(Zuruf CDU)

- Ja, Sie haben es nicht beschlossen.

Der Bildungs- und Sozialdialog hat begonnen. Der
Landesrahmenvertrag zur Eingliederungshilfe wur-
de geschlossen. Bezüglich des Kommunalhaus-
haltskonsolidierungsgesetzes wurde Einvernehmen
mit den Kommunen erzielt. Der Zuwendungsver-
trag mit dem Bund Deutscher Nordschleswiger
wurde unterzeichnet. Bei der Sicherungsverwah-
rung wurde eine dauerhafte Lösung mit Hamburg
gefunden.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Sehr
gut!)
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Meine Damen und Herren, diese Landesregierung
arbeitet liegengebliebene Entscheidungen ab und
bringt eigene Projekte auf den Weg: Konsolidie-
rung, Investition in Bildung und Klimaschutz und
soziale Verantwortung. Der Haushaltsentwurf 2013
macht unser Land fit für die Zukunft. Ich lade Sie
ein, diesem Haushaltsentwurf zuzustimmen.

(Lebhafter Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SPD und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, die vereinbarte Redezeit
wurde von der Landesregierung um 5 Minuten
17 Sekunden überzogen. Diese Redezeit steht nun
allen Fraktionen zur Verfügung.

Meine Damen und Herren, begrüßen Sie mit mir
auf der Besuchertribüne die Postsenioren aus Kiel
und die Stipendiaten der Konrad-Adenauer-Stiftung
der Christian-Albrechts-Universität in Kiel. - Herz-
lich willkommen im Schleswig-Holsteinischen
Landtag!

(Beifall)

Zunächst kommen wir zu den Dreiminutenbeiträ-
gen. Das Wort hat nun die Frau Abgeordnete Heike
Franzen von der CDU-Fraktion. Frau Abgeordnete,
ich entschuldige mich noch einmal. Aber die Ab-
sprache war dem Ältestenrat so nicht bekannt. - Sie
haben das Wort!

Heike Franzen [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Frau von Kalben, Sie haben gesagt, wir
könnten uns eine schlecht ausgebildete Jugend
nicht leisten. Da haben Sie völlig Recht. Sie laufen
ja auch durchs Land und erzählen überall, Sie hät-
ten 300 zusätzliche Lehrerplanstellen geschaffen.
Wir haben im letzten Jahren mehrfach durch Kleine
Anfragen herauszufinden versucht, wo denn diese
Lehrerplanstellen tatsächlich sind. Das ist uns nie
beantwortet worden; das muss man einmal ganz
deutlich sagen. In diesem Jahr schaffen Sie tatsäch-
lich 120 Lehrerplanstellen im Haushalt. Im August
jedoch werden 213 wieder abgebaut. Das heißt, un-
ter dem Strich bleiben 87 Lehrerplanstellen übrig.
Man kann sagen, das ist die erste Luftbuchung, die
Sie in diesem Haushalt getätigt haben.

(Beifall CDU und FDP)

Meine Damen und Herren, ich verweise gern auf
den Umdruck 18/620.

(Zuruf von der SPD: Wir hätten nie 213 ge-
schrieben! Das steht da nicht drin!)

- Nein, das steht da nicht drin. Gucken Sie einmal
in Ihren Haushaltsentwurf. Da steht ganz klar drin,
dass es 87 Planstellen sind. Der Umdruck 18/620,
auf den ich gerade verwiesen habe, weist sehr deut-
lich aus, dass es 87 Planstellen in diesem Jahr sind.
Der Haushaltsentwurf sieht vor, 213 Planstellen im
Sommer zu streichen.

Meine Damen und Herren, Sie gehen sogar noch
darüber hinaus. Das ist das, Herr Ministerpräsident,
wonach ich Sie gefragt habe. An der Stelle wissen
Sie offensichtlich nicht, was Ihr Finanzministerium
tut.

Die Finanzministerin hat einen weiteren Ab-
baupfad von Planstellen vorgeschlagen. Danach
sollen im Jahr 2014 365 Lehrerplanstellen abgebaut
werden. Unser Abbaupfad sah 255 Lehrerplanstel-
len vor. Im Jahre 2015 sollen wiederum 365 Leh-
rerplanstellen abgebaut werden. Unser Abbaupfad
sah 276 Lehrerplanstellen vor. Sie gehen noch dar-
über hinaus, indem Sie bis 2020 im Bereich der Re-
ferendariate 475 Referendariatsstellen abbauen
wollen. Von uns waren 275 vorgesehen.

Das ist eine Drucksache, die Ihre Ministerin ange-
fertigt hat.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge?

Heike Franzen [CDU]:

Nein. Ich habe nur noch wenig Zeit, und ich gestat-
te keine Zwischenfrage.

Meine Damen und Herren, ich will gern noch ein-
mal darauf hinweisen, was Sie hier im Zusammen-
hang mit dem Vertretungsfonds zum Thema Unter-
richtsausfall abliefern.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das war ja billig!)

Meine Damen und Herren, der Unterrichtsausfall
an unseren Schulen wird in den nächsten Jahren
wahrscheinlich deutlich größer ausfallen, als dies
bisher der Fall war. Sie stellen keine weiteren Mit-
tel für den Vertretungsfonds zur Verfügung. Das
wird dazu führen, dass das, was wir zu unserer Re-
gierungszeit den Schulen zugebilligt haben - -

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Zugemutet haben
Sie den Schulen viel!)
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- Herr Dr. Stegner, halten Sie sich doch da raus!
Davon haben Sie doch nun wirklich keine Ahnung.

(Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Keine Frage beantworten!)

Darf ich meine Rede bitte fortsetzen?

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Sie können Ihre Rede fortsetzen. Allerdings haben
Sie die Redezeit von 3 Minuten bereits etwas über-
schritten.

Heike Franzen [CDU]:

Ich möchte darauf hinweisen, dass der Vertretungs-
fonds, von dem immer wieder behauptet wird, die
Mittel würden nicht ausgeschöpft, in diesem Jahr
mit 3 Millionen € überzeichnet ist. Deshalb haben
wir gesagt, dass 15 Millionen € in den Vertretungs-
fonds einbezahlt werden müssen, damit kein weite-
rer Unterrichtsausfall stattfinden kann.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat Frau Abgeordnete Katja Rathje-Hoffmann.

Katja Rathje-Hoffmann [CDU]:

Sehr geehrtes Präsidium! Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte die sozialpolitischen Aspekte un-
seres Änderungsantrags zum Haushalt beleuchten;
denn diese sind heute ein bisschen untergegangen.
Sie erwecken immer den Eindruck, als engagierten
wir uns sozialpolitisch nicht, als seien wir die reine
sozialpolitische Kälte. Das möchte ich widerlegen.

(Beifall CDU)

Wir haben uns überlegt, ein Landarztprogramm
aufzulegen. Das haben Sie selbst beklatscht, aller-
dings auch ein bisschen belächelt. Wir wollen ein
Landarztprogramm für die Regionen Schleswig-
Holsteins auflegen, in denen die ärztliche Versor-
gung schon in naher Zukunft nicht mehr gewähr-
leistet werden kann.

Wir wollen eine Fördersumme auskehren und jun-
gen Ärztinnen und Ärzten zur Verfügung stellen,
damit sich diese in ländlichen Bereichen ansiedeln
können, damit sie die ersten Investitionsbarrieren
gut bewältigen können. So können wir die Versor-
gung der Bevölkerung im ländlichen Raum sicher-
stellen.

Einige von Ihnen schütteln schon wieder den Kopf.
Das gibt es aber bereits in Baden-Württemberg, in
Sachsen, in Rheinland-Pfalz und in Bayern. Be-
kanntlich können es die Bayern immer besser.

Außerdem möchte ich noch auf die 400 Ausbil-
dungsplätze eingehen, die wir sofort schaffen wol-
len. Wir finden es gut, dass die Koalition dies nun
auch so sieht. In unserer Haushaltsplanung hatten
wir nicht so viele Mittel hierfür vorgesehen. Wir
wollen 400 Ausbildungsplätze zusätzlich für Alten-
pflegeausbildungswillige schaffen.

(Zurufe SPD)

- Das steht in unserem Antrag. Wir dürfen doch
wohl eine Alternative bieten. Wir halten es für sinn-
voll, diese 400 Plätze jetzt schon einzurichten und
sich Gedanken darüber zu machen, wo diese Plätze
angesiedelt sein sollen. Es kann nicht sein, dass es
in Kiel nur eine Schule gibt, die geförderte Ausbil-
dungsplätze anbieten kann. Dabei wollen wir Ver-
änderungen. Das sind unsere Alternativen, meine
Damen und Herren.

(Beifall CDU - Zuruf Birte Pauls [SPD])

- Sie können sich ja melden, Frau Pauls.

Außerdem haben wir uns Gedanken über den
Fonds für Barrierefreiheit gemacht. Wir möchten
Menschen mit Behinderung bessere Lebensbedin-
gungen bieten. Wir sind für bessere Lebensbedin-
gungen für Menschen mit Behinderung. Wir sind
für Investitionen im öffentlichen Raum. Wir sind
für neue Behindertenleitsysteme für hör- und seh-
geschädigte Menschen.

Meine Damen und Herren, das ist konkrete Hilfe
vor Ort, die ankommt und die abgerufen werden
kann. Auch barrierefreie Internetzugänge sind eine
gute Alternative für die Menschen vor Ort.

Das möchte ich Ihnen näherbringen. Deshalb ist es
auch Wert, dass Sie zuhören. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag
hat die Frau Abgeordnete Anke Erdmann.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich
möchte noch ganz kurz auf Frau Franzen eingehen.
Frau Franzen, Sie können es wenden, wie Sie wol-
len: Am Ende dieses Jahres wird die Unterrichts-
versorgung in den Schulen 300 Stellen besser sein
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als zu Ihrer Regierungszeit. Das können Sie auch
nicht wegdiskutieren.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Sie haben gesagt, Sie wüssten gern, wo die Plan-
stellen bisher waren. Wir haben lange darüber dis-
kutiert, ob wir einen Nachtragshaushalt aufstellen
wollen oder nicht. Für die Schulen war es jedoch
wichtig, dass sie Verfügungsmittel haben, um Leute
einstellen zu können. So weit es möglich war, ist
dies an den Schulen auch schon passiert. Zum
1. Februar 2013 werden feste, unbefristete Planstel-
len eingerichtet. Das konnte man zu Ihrer Regie-
rungszeit in der Form nicht erwarten.

Jetzt möchte ich noch einmal auf den Vertretungs-
fonds eingehen, den Sie angesprochen haben. Sie
müssen feststellen, dass wir auch in diesem Bereich
draufgesattelt haben im Gegensatz zu dem, was Sie
als CDU-Regierung lange als auskömmlich be-
zeichnet haben.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Draufgesattelt?)

- Ich habe mit Frau Franzen gesprochen. Bei die-
sem Ansatz, der unter Rot-Schwarz und später un-
ter Schwarz-Gelb jahrelang eine Rolle gespielt hat,
haben wir draufgesattelt. Erst im Wahlkampf sind
Sie auf die Idee gekommen, dass die Vertretungs-
fondsmittel nicht auskömmlich sind. Dann haben
Sie aufgestockt. Jetzt haben wir auf 15 Millionen €
aufgestockt. Sie haben einen Änderungsantrag ge-
stellt, mit dem Sie die Mittel auf 18 Millionen € er-
höhen wollen. Ich erkenne das Problem insofern
überhaupt nicht.

Insgesamt kann man sagen, dass wir im Bereich der
Bildung an ganz vielen Stellen im Vergleich zu Ih-
nen draufgesattelt haben. Das gilt für die Kitas, für
die Hochschulen und so weiter. Wir haben Wort ge-
halten. Das mit den 300 Planstellen haben wir hier
schon rauf und runter diskutiert. Das müsste inzwi-
schen auch Ihnen klar geworden sein.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Der Abgeordnete Koch hat sich zu Wort gemeldet.
- Bitte schön, Sie haben das Wort.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Es krönt die Debat-
te, wenn Sie zum Schluss reden!)

Sie können eine Redezeit von 5 Minuten 17 Sekun-
den ausschöpfen. Das ist die Restredezeit. - Ent-

schuldigung, ich höre gerade, dass Sie noch eine
Redezeit von 9 Minuten haben.

Tobias Koch [CDU]:

Ich werde meine Redezeit von 9 Minuten nicht
vollständig ausschöpfen.

(Dr. Ralf Stegner [SPD]: Keine Drohung bit-
te!)

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die
Ministerin hat heute eingeräumt, dass die Zinsaus-
gaben im Haushalt zu hoch veranschlagt sind. Sie
sagten, Sie hätten einen Puffer eingebaut. Da mag
man fragen, ob das mit den Grundsätzen der Haus-
haltsklarheit und der Haushaltswahrheit verein-
bar ist.

Der Vergleich mit dem Jahresabschluss 2012 trifft
natürlich mitnichten zu; denn den damaligen Haus-
haltsansatz für die Zinsausgaben haben wir Ende
Dezember 2010 festgelegt. Damals konnte niemand
wissen, wie niedrig die Zinssituation im Jahr 2012
sein wird. Jetzt stellen Sie in Kenntnis des Zinsni-
veaus einen überholten Ansatz ein.

Bei den globalen Steuermindereinnahmen, die
Sie einstellen, ist der Begründungstatbestand entfal-
len. Mit dem Scheitern des Jahressteuergesetzes
2013 im Bundesrat und im Bundestag gibt es keine
Steuermindereinnahme, die im laufenden Jahr zu
erwarten ist. Deshalb muss man sich fragen, warum
Sie diese beiden überhöhten Positionen einstellen:
überhöhte Zinsausgaben und globale Steuerminder-
ausgaben.

Das hatte der Kollege Harms im Ausschuss auch
schon einmal deutlich gemacht. Das machen Sie,
um die Flexibilität zu erhalten, dieses Geld auszu-
geben. Das ist das Risiko. Das ist keine Vorsorge,
die Sie betreiben. Das ist ein Risiko für Mehraus-
gaben, weil Sie ohne eine weitere Parlamentsbefas-
sung darauf zugreifen und diese Mittel als
Deckungsvorschlag für jede x-beliebige Mehraus-
gabe heranziehen können, die Sie gern tätigen
möchten.

Was ist der Unterschied zu uns? - Wir treffen diese
Vorsorge, aber rechtlich abgesichert, indem wir von
vornherein per Landtagsbeschluss die Neuver-
schuldung reduzieren. Dann ist es nur im Wege ei-
nes Nachtragshaushalts möglich, auf diese Sicher-
heitspuffer zuzugreifen. Dann steht das nicht im al-
leinigen Ermessen der Landesregierung, sondern
dann ist der Beschluss dieses Hauses notwendig.
Das sollte doch unser aller Parlamentsverständnis
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sein. Die Haushaltshoheit sollte nicht allein bei der
Regierung, sondern beim Parlament liegen.

(Beifall CDU - Dr. Ralf Stegner [SPD]: Da
haben Sie recht!)

- Dann können Sie auch klatschen, Herr Dr. Steg-
ner.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Ich bin dabei.

(Christopher Vogt [FDP]: Ein bisschen kla-
maukiger! Das mag er lieber!)

- Das werde ich nicht hinbekommen.

Nun zu den Lehrerstellen. Wir konnten mittlerwei-
le nachvollziehen, dass Sie im Laufe der Jahre ge-
nauso viele, wenn nicht sogar noch mehr Lehrer-
stellen abbauen werden, wie wir es vorgesehen ha-
ben. Insofern ist es ein kurzzeitiges Strohfeuer, das
Sie mit Ihren 300 Lehrerstellen entfachen. Insofern
steht dem auch nichts entgegen. Der Stellenab-
baupfad bis zum Jahr 2020 wird von Ihnen einge-
halten. Sie bauen sogar noch mehr Lehrerstellen ab,
als wir vorgesehen hatten. Insofern gibt es keinen
Grund für uns, gegen den Abbau von 300 Lehrer-
stellen zu stimmen.

Beim Vertretungsfonds, Frau Kollegin Erdmann,
ist es anders.

(Zuruf Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN])

- Ja, genau, das wird Ihnen gerade erklärt. Ich er-
kläre es Ihnen von hier vorn auch gern noch einmal.

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich habe mich nur auf Ihren Antrag
bezogen, Herr Koch!)

- Ja, da werden Sie sehen, dass wir den Vertre-
tungsfonds auf 15 Millionen € aufstocken, orientiert
an dem - -

(Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Auf 18 Millionen €!)

- Um 3 Millionen € aufstocken, entsprechend den
tatsächlichen Abflüssen des Jahres 2012! Wir ha-
ben geguckt, in welchem Umfang er in Anspruch
genommen worden ist und wie groß der Bedarf
war. Diese Mittel möchten wir auch 2013 zur Ver-
fügung stellen. Sie halten einfach stur an den alten
Haushaltsansätzen fest, ohne die Realitäten zur
Kenntnis zu nehmen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischenfra-
ge der Frau Abgeordneten Erdmann?

Tobias Koch [CDU]:

Wenn sie mit mir sprechen möchte, ja, sehr gern.

Anke Erdmann [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Immer gern. - Herr Koch, ich möchte
zwei Punkte anmerken. Doch, wir setzen na-
türlich drauf. Der Vertretungsfonds war lan-
ge Zeit bei 13 Millionen €. Es gab nur eine
Ausnahme. Wir haben ihn aufgestockt. Ich
habe vor zwei, drei Sitzungen hier im Parla-
ment auch schon einmal über die Zahlen ge-
sprochen. Er ist unter anderem deshalb so
massiv in Anspruch genommen worden, weil
Sie im Sommer angefangen haben, 300 Leh-
rerstellen herauszunehmen. Deshalb haben
wir eine ganz andere Grundlage. Er ist ein
bisschen aufgestockt, weil wir auch gemerkt
haben, an welchen Stellen mehr herausfließt.
Das können Sie aber nicht wegdiskutieren.

- Doch, Frau Kollegin, das kann man wegdiskutie-
ren, weil es nicht stimmt. Ihre Haushaltsansätze
sind identisch mit dem Soll des Jahres 2012. Sie
stocken nicht auf, wenn Sie die gleichen Zahlen
übernehmen. Wir stocken auf. Das zeige ich Ihnen
gern gleich noch im Haushalt. Das ist eindeutig
nachzuvollziehen. Sie stocken nicht auf. Deswegen
haben wir ja unseren Antrag eingebracht, den Sie
im Ausschuss leider abgelehnt haben.

Meine Damen und Herren, ich hätte immer noch
über 5 Minuten Redezeit. Vielleicht komme ich
darauf zurück. Das hängt von Ihren weiteren Rede-
beiträgen ab. Jetzt bin ich erst einmal fertig. - Herz-
lichen Dank.

(Vereinzelter Beifall CDU, FDP und PIRA-
TEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr Abgeordneter
Rainer Wiegard das Wort.

Rainer Wiegard [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Herr
Ministerpräsident, ich schicke einmal voraus, dass
dies wohl die unverschämteste Rede eines Regie-
rungschefs war, die ich in meiner Zeit als Abgeord-
neter hier gehört habe.

(Vereinzelter Beifall CDU und PIRATEN)
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Es ist schon ziemlich unerhört, dass Sie jede Abge-
ordnete und jeden Abgeordneten hier für zu däm-
lich halten, Ihre hehren Absichten zu erkennen.

(Zuruf Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN])

Sie sollten vielleicht noch einmal den Originaltext
im Protokoll nachlesen und dann den Versuch ma-
chen, sich bei den Abgeordneten, die Sie - wie ich
finde - unflätig beschimpft haben - was Ihnen nicht
zusteht -, zu entschuldigen.

(Vereinzelter Beifall CDU und FDP - Dr. Kai
Dolgner [SPD]: Das müssen Sie gerade sa-
gen! Steht das im Protokoll?)

Wenn man manche Äußerungen rot-grüner Abge-
ordneter und von der Regierungsbank hier ver-
nimmt, dann ist man doch versucht, den Vergleich
zu der ersten rot-grünen Regierung, die es ja hier
gegeben hat und die 2005 mit dem größten Finanz-
desaster, das unser Land je erlebt hat, beendet wur-
de, anzustellen.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Genau!)

Herr Andresen, in Bezug auf das, was Sie kürzlich
geschrieben haben, sollten Sie vielleicht einmal et-
was weiter in die Geschichte zurückgehen.

(Beifall FDP und vereinzelt CDU)

Viele, viele Parallelen bei den Äußerungen und po-
litischen Absichten, die man heute zu dem erkennt,
was 1996 und auf dem Weg bis 2005 ebenfalls
dann auf den Weg gebracht wurde: die allerhöch-
sten Steuereinnahmen - alle weg -, die allerhöch-
sten Zuwendungen anderer Länder im Länderfi-
nanzausgleich - alle weg -, neue Schulden auf höch-
stem zulässigen Niveau, genau wie in den 90er-Jah-
ren und Anfang dieses Jahrhunderts, Stillstand beim
Ausbau der Infrastruktur. Ich wundere mich, dass
Sie heute immer von Wachstum und Ausbau der In-
frastruktur geredet haben.

Sie legen mit diesem Haushalt die niedrigsten aus
Landesmitteln finanzierten Investitionen seit mehr
als 25 Jahren vor. Meine Unterlagen reichen leider
nur bis 1987. Niemals in diesen 25 Jahren hat es so
niedrige Investitionen aus Landesmitteln gegeben.
Sie reden vom Ausbau der Infrastruktur, kürzen
aber bei den Kommunen die Infrastrukturmittel,
halbieren die Mittel für den Ausbau der Landesstra-
ßen und stellen alle großen Projekte infrage. Da fra-
ge ich, wo hier der Ausbau der Infrastruktur ist. Ich
sehe überall Stillstand.

Sie erhöhen die Konsumausgaben von 2012 auf
2013 um sage und schreibe 500 Millionen €!

500 Millionen € - dafür habe ich zwei Koalitionen
gebraucht, mehr als fünf Jahre, um die Konsumaus-
gaben um 500 Millionen € zu steigern. Sie schaffen
das locker in einem Jahr und reden davon, dass dies
für die Zukunft unseres Landes notwendig sei.

Bei der Zukunft unseres Landes nennen Sie vor al-
len Dingen PROFI. Wenn Sie den Menschen in
Schleswig-Holstein vor der Wahl gesagt hätten, Sie
wollen die Zukunft Schleswig-Holsteins retten, in-
dem Sie die Ministerien des Landes mit Isolierwol-
le umwickeln, würden Sie jetzt nicht hier auf die-
sem Stuhl sitzen. Das ist doch Ihr Programm.

(Zuruf Dr. Ralf Stegner [SPD])

- Herr Kollege Stegner, hätten Sie mal im Bundes-
rat dem Programm der Bundesregierung, steuerli-
che Förderung von energetischen Sanierungsmaß-
nahmen bei Wohngebäuden, zugestimmt, dann hät-
te das etwas gebracht.

(Beifall CDU und FDP)

Das ist doch Käse. Das ist doch kein Zukunftspro-
gramm für Schleswig-Holstein. Man fragt sich:
Woher kommt eigentlich dies, was Sie uns hier er-
zählen? Wir haben ja einen kleinen Briefwechsel
über Ihre Regierungserklärung gehabt. Ich hatte Sie
nachdrücklich gebeten, noch einmal zu überlegen,
ob Sie das wirklich so stehen lassen wollen, wie Sie
das gesagt und geschrieben haben. Sie haben mir
geantwortet: Nein, das ist richtig. Sie betonen das
noch einmal ausdrücklich. Deshalb sage ich hier
noch einmal, was für einen Unsinn Sie diesem Land
hier erklären wollen.

Wir werden die Schuldenbremse einhalten, haben
Sie gesagt, und das kann man nachlesen, haben Sie
geschrieben. Das heißt, Sie wollen das strukturelle
Defizit auf null reduzieren. Zwei Sätze später sagen
Sie doch tatsächlich: Niemand in diesem Land hat
auch nur eine Ahnung davon, wie man das struktu-
relle Defizit auf null reduzieren kann, ohne dieses
Land in Schutt und Asche zu legen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, Sie haben Ihre Redezeit schon
um 1 Minute überschritten. Wir beraten gerade dar-
über, ob wir Ihnen die Restredezeit zuschreiben,
wenn die Fraktion einverstanden ist. Dann könnten
Sie noch 4 Minuten weitersprechen. - Ich sehe
Kopfnicken. Herr Abgeordneter, Sie haben also das
Wort. Wir lassen die Uhr noch einmal etwas zu-
rücklaufen.
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Rainer Wiegard [CDU]:

Wer einen solchen Unsinn verzapft, Herr Minister-
präsident, der sollte nicht mit so hohen hehren An-
sprüchen, wie Sie es mit Ihrer Rede vorhin getan
haben, auftreten.

(Beifall CDU und FDP)

Sie haben vor diesem Landtag einen Eid abgelegt,
den Nutzen des Landes zu mehren und Schaden
von ihm zu wenden. Sie sind dabei, beides zu be-
schädigen.

(Beifall CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich
schließe die Beratung.

Bevor wir die Abstimmung zum Haushaltsentwurf
2013 beginnen, stelle ich zunächst fest, dass der Ta-
gesordnungspunkt 28, Struktureller Abbaupfad bis
2020, mit der Berichterstattung der Landesregie-
rung seine Erledigung gefunden hat.

Weiter weise ich darauf hin, dass sich der Ältesten-
rat darauf verständigt hat, zunächst die Änderungs-
anträge nach Stärke der Oppositionsfraktionen und
dann die der Koalitionsfraktionen aufzurufen.

Wir treten jetzt in die Abstimmung zum Haushalts-
gesetz, zum Haushaltsplan 2013, Drucksache 18/
220, sowie dem Haushaltsbegleitgesetz zum Haus-
haltsplan 2013, Drucksache 18/221, Bericht und
Beschlussempfehlung des Finanzausschusses,
Drucksache 18/420, Änderungsantrag der Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/456
(neu), Änderungsanträge der Fraktion der CDU,
Drucksachen 18/458, 18/467 und 18/468, Ände-
rungsantrag der Fraktion der FDP, Drucksache
18/459, Änderungsanträge der Fraktion der PIRA-
TEN, Drucksachen 18/460, 18/463 und 18/464, ein.

Wir treten jetzt in die Abstimmung zu dem Gesetz-
entwurf der Landesregierung, Haushaltsbegleitge-
setz, Drucksache 18/221, in der durch den Finanz-
ausschuss empfohlenen Fassung, Drucksache 18/
420, ein.

Ich rufe zunächst die Änderungsanträge der Frakti-
on der FDP aus der Drucksache 18/459 auf. Die
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und die Abgeordneten des SSW haben Einzelab-
stimmung über die Nummer 1 des Änderungsan-
trags, Änderung des Landesblindengesetzes, bean-
tragt. Wer dem Änderungsantrag zustimmen will,
den bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -

Enthaltungen? - Dann ist das mit den Stimmen der
CDU gegen die Stimmen der Fraktionen von PIRA-
TEN, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeord-
neten des SSW und der Fraktion der SPD abge-
lehnt - -

(Zuruf FDP - Wolfgang Kubicki [FDP]: Wir
haben abgestimmt! Das war unser Antrag!)

- Und der FDP! Entschuldigung. Das ist ja klar. Das
hatte ich fast vorausgesetzt. Aber das gehört zum
vollen Programm; ich muss das protokollieren. Ent-
halten hatte sich niemand? Hatte sich eine Einzel-
person enthalten, die ich übersehen habe? - Nein.
Gut. Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt.

Dann kommen wir auf Antrag der Fraktion der
CDU zur Einzelabstimmung über die Nummer 4
des Änderungsantrags - Streichung des Gesetzes
über die Errichtung eines Sondervermögens energe-
tische Sanierung. Wer diesem Antrag der CDU zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist dieser
Antrag mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und der
Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen der
Fraktionen von CDU und FDP abgelehnt.

Dann kommen wir zu weiteren Änderungsanträgen
der Fraktion der FDP aus der Drucksache 18/459,
Nummern 2 und 3 - Änderung des Schulgesetzes.
Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Das ist die Fraktion der FDP. Ge-
genstimmen? - Enthaltungen? - Dann ist dieser An-
trag der FDP-Fraktion mit den Stimmen der Frak-
tionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PI-
RATEN, der Abgeordneten des SSW und der
CDU-Fraktion abgelehnt.

(Zurufe)

- Enthaltungen habe ich keine gesehen. Gibt es eine
Enthaltung? - Entschuldigung, es gibt eine Enthal-
tung bei den PIRATEN. Sie haben mich dadurch et-
was aus dem Konzept gebracht, es war vorher so
schön glatt.

(Heiterkeit)

Dann rufe ich die Änderungsanträge der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten des SSW aus der Drucksache 18/456
(neu) auf. Das sind alles Einzelpositionen.

Ich lasse zunächst über die Änderung des Artikel 7
- Änderungen des Schulgesetzes - abstimmen. Wer
den Änderungen zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen der
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Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der Abgeordneten des SSW, der Fraktionen
von PIRATEN und CDU gegen die Stimmen der
FDP-Fraktion angenommen. Das war ein Antrag
der Koalition.

Dann kommen wir jetzt zum nächsten Antrag. Die
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und die Abgeordneten des SSW haben Einzelab-
stimmung über Artikel 10 - Gesetz zur Gleichstel-
lung der eingetragenen Lebenspartnerschaften mit
der Ehe - beantragt. Wer dem zustimmen will, den
bitte jetzt ich um das Handzeichen. - Gibt es Ge-
genstimmen? - Gibt es Enthaltungen? - Das ist ein-
stimmig beschlossen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN,
PIRATEN, SSW und Oliver Kumbartzky
[FDP] - Zurufe)

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ent-
wurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2013. Wer dem
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache
18/221 in der vom Finanzausschuss empfohlenen
Fassung, geändert durch den soeben angenomme-
nen Antrag aus der Drucksache 18/456 (neu), zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist dieser An-
trag mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten
des SSW und einem Abgeordneten der Piratenfrak-
tion gegen die Stimmen der restlichen Mitglieder
der Piratenfraktion, der CDU-Fraktion und der
FDP-Fraktion angenommen.

Ich rufe Einzelplan 01 - Landtag - auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus Drucksache 18/467, laufende Nummern 8
und 9, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann sind diese Anträge der Fraktion der CDU mit
den Stimmen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der Abgeordneten des SSW, den Abgeordne-
ten der Fraktion der PIRATEN bei Enthaltung der
FDP abgelehnt.

Ich rufe auf die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus Drucksache 18/459, die laufenden Num-
mern 1 bis 4, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Das ist die Fraktion der
FDP. Gegenstimmen? - Das sind die Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN
und die Abgeordneten des SSW. Jetzt kommen wir
zu den Enthaltungen. - Enthalten hat sich die CDU-
Fraktion. Damit ist der Antrag abgelehnt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
aus der Drucksache 18/456 (neu) zu Titel
0101-526 01, Gerichts- und ähnliche Kosten. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist das bei
den Gegenstimmen von zwei Abgeordneten der PI-
RATEN fast einstimmig angenommen.

(Zurufe)

- Drei. Waren das drei? Entschuldigung, bitte. - Es
waren drei Gegenstimmen der Fraktion der PIRA-
TEN. Damit ist der Änderungsantrag trotzdem an-
genommen.

Wir kommen jetzt zu den Änderungsanträgen der
FDP-Fraktion zum Stellenplan des Einzelplans 01
aus der Drucksache 18/459. Wer den Änderungen
zu den Titeln 0102-428 01 und 0105–428 01 zu-
stimmen will, den bitte ich jetzt um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Dann ist die-
ser Antrag der Fraktion der FDP mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der Abgeordneten des SSW, der Piratenfrak-
tion und der CDU-Fraktion gegen die Stimmen der
FDP abgelehnt.

Wer dem Einzelplan 01 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung einschließlich des soeben ange-
nommenen Änderungsantrages zustimmen will, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Dann ist dieser Antrag ge-
gen die Stimmen der Fraktion der PIRATEN von
allen anderen Fraktionen und den Abgeordneten
des SSW so angenommen worden.

Damit kommen wir jetzt zum Einzelplan 02 - Lan-
desrechnungshof.

Wer dem Einzelplan 02 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Das ist einstimmig so beschlossen. Das ist
schön.

Jetzt rufe ich Einzelplan 03 - Ministerpräsident,
Staatskanzlei - auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mern 10 bis 12, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Dann ist dieser Antrag mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, der Abgeordneten des SSW und vier Mitglie-
dern der Piratenfraktion gegen die Stimmen von
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1 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 1 bei

zwei Mitgliedern der Piratenfraktion sowie der
Fraktionen von CDU und FDP abgelehnt.

Wir kommen jetzt zu dem Änderungsantrag der
Fraktion der FDP aus der Drucksache 18/459, lau-
fende Nummern 5 und 6. Wer zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW und drei
Abgeordneten der PIRATEN gegen die Stimmen
der Fraktion der FDP bei Enthaltung der Fraktion
der CDU und drei Abgeordneten der PIRATEN ab-
gelehnt.

Wer dem Einzelplan 03 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Damit ist der
Einzelplan 03 mit den Stimmen der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abge-
ordneten des SSW gegen die Stimmen der Fraktio-
nen von PIRATEN, CDU und FDP angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 04 - Innenministerium -
auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mern 13 bis 17, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Dann sind diese Anträge mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und der Abgeordneten des
SSW gegen die Stimmen der Fraktionen von CDU
und FDP abgelehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459 auf. Zur laufenden
Nummer 9 - Titel 0405-685 61, Institutionelle För-
derung Landesfeuerwehrschule - ist namentliche
Abstimmung beantragt worden. Nach § 63 Abs. 2
Satz 1 der Geschäftsordnung des Landtags muss ei-
ne namentliche Abstimmung stattfinden, wenn sie
von 18 Abgeordneten oder zwei Fraktionen ver-
langt wird. Wer den Antrag auf namentliche Ab-
stimmung unterstützen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? -
Eine namentliche Abstimmung ist bei einer Gegen-
stimme und drei Enthaltungen beschlossen. Ich bit-
te jetzt die Schriftführungen, mit der namentlichen
Abstimmung zu beginnen.

(Namentliche Abstimmung)1

Das Ergebnis ist Folgendes: Der Antrag der Frakti-
on der FDP ist von sieben Abgeordneten angenom-

men und von 35 Abgeordneten abgelehnt worden;
enthalten haben sich 23 Abgeordnete. Damit ist der
Antrag abgelehnt.

(Zurufe)

Ich rufe die weiteren Änderungsanträge der Frakti-
on der FDP aus der Drucksache 18/459, laufende
Nummern 7 und 8 sowie 10 bis 13, auf. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe! - Enthaltungen? - Damit sind diese
Änderungsanträge mit den Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und der
Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen der
Fraktion der FDP bei Enthaltung der CDU-Fraktion
abgelehnt.

Wer dem Einzelplan 04 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist der Einzelplan 04 mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von PIRATEN, CDU und FDP an-
genommen.

Ich rufe den Einzelplan 05 - Finanzministerium -
auf.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mer 18, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von CDU und FDP angenommen.

(Beifall Tobias Koch [CDU] - Zurufe: Abge-
lehnt!)

- Abgelehnt! - Entschuldigung.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459, laufende Num-
mern 14 bis 17, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dieser Änderungsantrag ist mit den
Stimmen der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW - -

(Johannes Callsen [CDU]: Wir haben uns
enthalten, Herr Präsident!)

- Ich wiederhole das Abstimmungsergebnis: Dieser
Antrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeord-
neten des SSW bei Enthaltung der Fraktion der
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2 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 2 bei

CDU gegen die Stimmen der Fraktionen von FDP
und PIRATEN abgelehnt.

Wer dem Einzelplan 05 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Einzelplan 05 mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW gegen die
Stimmen der Fraktionen von PIRATEN, CDU und
FDP angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 06 - Ministerium für Wirt-
schaft, Arbeit, Verkehr und Technologie - auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mern 1, 19 bis 22, auf. Wer zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Dann ist dieser Antrag mit den
Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und der Abgeordne-
ten des SSW gegen die Stimmen der Fraktionen
von CDU und FDP abgelehnt.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der FDP
aus der Drucksache 18/459, laufende Nummern 18
bis 28, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Der Antrag ist bei Enthaltung der Fraktion der
CDU mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN und der
Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen der
FDP-Fraktion abgelehnt.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der PI-
RATEN, Drucksache 18/460, auf. Wer zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Dieser Antrag der
Fraktion der PIRATEN ist mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von PIRATEN, CDU und FDP ab-
gelehnt.

Wir kommen dann zur Abstimmung über den Än-
derungsantrag der Fraktion der PIRATEN, Druck-
sache 18/463. Wer zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Dieser Antrag ist mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU, SPD, FDP, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW ge-
gen die Stimmen der Piratenfraktion abgelehnt.

Wir kommen jetzt zum Änderungsantrag der FDP-
Fraktion zum Stellenplan des Einzelplans 06 aus
der Drucksache 18/459. Wer der Änderung des Ti-
tels 0601-422 01 zustimmen will, den bitte ich um

das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten des SSW, vier Abgeordnete der PI-
RATEN gegen zwei Abgeordnete der PIRATEN -

(Zurufe)

- waren das Enthaltungen? -, Entschuldigung, bei
zwei Enthaltungen der Piratenfraktion gegen die
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP abge-
lehnt.

Wir kommen jetzt zum Einzelplan 06 selbst. Wer
dem Einzelplan 06 in der vom Ausschuss empfoh-
lenen Fassung zustimmen will, den bitte ich jetzt
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Damit ist der Einzelplan 06 mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW angenom-
men.

Ich rufe den Einzelplan 07 - Bildung und Wissen-
schaft - auf.

Die Fraktionen von CDU und FDP haben mit ihren
Änderungsanträgen jeweils zu Titel 0720-685 20,
Exzellenz- und Strukturbudget, namentliche Ab-
stimmung beantragt. Nach § 63 Abs. 2 Satz 1 der
Geschäftsordnung des Landtages muss eine na-
mentliche Abstimmung stattfinden, wenn sie von
18 Abgeordneten oder zwei Fraktionen verlangt
wird. Die Fraktionen haben gegenseitig Unterstüt-
zung für ihre Anträge auf namentliche Abstimmung
erklärt. Das erforderliche Quorum ist damit gege-
ben. Ich lasse dennoch abstimmen. Ich bitte um Zu-
stimmung für eine namentliche Abstimmung. - Das
Quorum ist geblieben. Dann ist es so, wie ich sagte.
Ich bitte die Schriftführer, mit der namentlichen
Abstimmung zu beginnen.

(Namentliche Abstimmung)2

Das Ergebnis lautet: 32 Jastimmen und 33 Nein-
stimmen. Damit ist der Antrag abgelehnt. Enthal-
tungen gab es nicht.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mer 2, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um
sein Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dieser Antrag ist mit den Stimmen der Fraktionen
von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der
Abgeordneten des SSW sowie fünf Abgeordneten
der Piratenfraktion bei Enthaltung eines Abgeord-
neten der Fraktion der PIRATEN und der Abgeord-
neten der FDP gegen die Stimmen der CDU und

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013 1185

(Vizepräsident Bernd Heinemann)



den anderen Abgeordneten der Fraktion der PIRA-
TEN abgelehnt.

Bitte, Herr Dr. Breyer, Sie haben das Wort.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Ich bin irrtümlich davon ausgegangen, dass es um
die Frage geht, ob wir namentlich über diesen An-
trag abstimmen wollen, und nicht um die Sachab-
stimmung. Daher bitte ich höflich darum, diese Ab-
stimmung noch einmal aufzurufen. Ich wollte an-
ders abstimmen.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Okay. Wenn kein Proteststurm aufbrandet, dann
wollen wir das der vorgerückten Stunde geschuldet
so machen. Ich wiederhole also diese Abstimmung.
Es geht um den Antrag der Fraktion der CDU aus
der Drucksache 18/467, laufende Nummer 2.

Wer diesem Antrag der CDU seine Zustimmung
geben will, den bitte ich um sein Handzeichen. -
Wer ist dagegen? - Wer enthält sich? - Das Ergeb-
nis ist deutlich einfacher auszuzählen. Dieser An-
trag ist mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordne-
ten des SSW gegen die Stimmen der Fraktionen
von CDU und PIRATEN bei Enthaltung der FDP-
Fraktion abgelehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459 auf. Auf Antrag
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW erfolgt zu-
nächst eine Einzelabstimmung über Nummer 31
des Änderungsantrags, Zuschüsse an die Schulen
der dänischen Minderheit. Wer dem Einzelpunkt 31
des Antrags der FDP seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um sein Handzeichen. - Gegenstim-
men? - Enthaltungen? - Diesem Antrag hat die FDP
zugestimmt, und er wird auch von allen anderen
Oppositionsfraktionen befürwortet. Der Rest des
Parlaments hat diesen Einzelpunkt 31, Zuschüsse
an die Schulen der dänischen Minderheit, abge-
lehnt.

Wir kommen zu weiteren Änderungsanträgen der
Fraktion der FDP aus der Drucksache 18/459, lau-
fende Nummern 29, 30 sowie 32 und 33. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um sein Handzeichen. -
Das ist die Fraktion der FDP. Gegenstimmen? - Das
sind die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN und die Abgeordneten des
SSW. Stimmenthaltungen? - Die CDU-Fraktion.
Dieser Antrag ist so abgelehnt.

Es gibt eine Wortmeldung des Herrn Abgeordneten
Dr. Garg? - Herr Abgeordneter Dr. Garg, Sie haben
das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]:

Herr Präsident, ich möchte zum Abstimmungsver-
halten meiner Fraktion über den Antrag, über den
jetzt abgestimmt werden soll, zu Protokoll geben,
dass wir dem Antrag zustimmen, weil wir grund-
sätzlich damit einverstanden sind. Wir sind aber mit
der Verteilung der Lehrerstellen nicht einverstan-
den. Ich bitte, dass dies zu Protokoll genommen
wird.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Sie unterscheiden also. Sie akzeptieren den finanzi-
ellen Aspekt, aber Sie wollen politisch zum Aus-
druck bringen, dass Sie das Geld anders verwenden
wollen? - Okay. Das ist vom Parlament so wahrge-
nommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die von SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN beantragte Ver-
anschlagung von 300 Lehrerstellen in den Stellen-
plankapiteln 0711 bis 0716 insgesamt.

Wer zustimmen will, den bitte ich um sein Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Das ist einstimmig be-
schlossen.

(Zurufe)

- Gibt es Enthaltungen? - Es gibt zwei Enthaltungen
aus den Reihen der Fraktion der PIRATEN. Ent-
schuldigung, ich war so überwältigt, dass ich das
nicht gesehen habe. Damit sind alle Änderungen
abgearbeitet.

Wer dem Einzelplan 07 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltun-
gen? - Dann ist der Einzelplan 07 mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW in der vom
Ausschuss empfohlenen Fassung angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 09 - Ministerium für Justiz,
Kultur und Europa - auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/467, laufende Num-
mern 23 und 24, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW sowie drei
Abgeordneten der Piratenfraktion gegen die Stim-
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men von zwei Abgeordneten der Piratenfraktion,
der Abgeordneten der Fraktionen von CDU und
FDP bei einer Enthaltung aus der Piratenfraktion
abgelehnt.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Die FDP-Fraktion
hat den Antrag abgelehnt, und zwar ge-
schlossen!)

- Abgelehnt. Ich korrigiere das eben Verkündete
und rufe aus, dass die FDP-Fraktion mit zu den Ab-
lehnenden gehört. Damit haben wir also nur zwei
Abgeordnete der PIRATEN und die CDU-Fraktion
als zustimmend zu registrieren.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459, laufende Num-
mern 35 bis 46, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich jetzt um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Enthaltungen? - Dann ist der Antrag der FDP-Frak-
tion mit den Stimmen der FDP-Fraktion und von
drei Abgeordneten der Piratenfraktion gegen die
Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW,
den Stimmen von drei weiteren PIRATEN bei Ent-
haltung der CDU-Fraktion abgelehnt.

Die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und die Abgeordneten des SSW haben Einzel-
abstimmung über Titel 0309-511 01, Geschäftsbe-
darf und Kommunikation - Abschiebehaftanstalt
Rendsburg, beantragt. Wer zustimmen will, den bit-
te ich jetzt um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Gibt es Enthaltungen? - Dann ist dieser Antrag mit
den Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW
und den Abgeordneten der FDP-Fraktion bei Ent-
haltung der CDU-Fraktion abgelehnt.

(Zuruf PIRATEN)

- Das Problem waren die PIRATEN. Ich habe mich
zu sehr ablenken lassen. Ich muss das wiederholen.
Ich werde mich jetzt einmal voll auf die PIRATEN
konzentrieren.

(Heiterkeit und Beifall PIRATEN)

Das ist in der Tat schwierig, zumal manche Hand
ein wenig später gehoben wird. Dadurch komme
ich aus dem Konzept. Ich werde das jetzt genau
verfolgen. Entschuldigung!

Ich wiederhole die Abstimmung zu dieser Einzel-
position zur Ausstattung der Abschiebehaftanstalt
Rendsburg. Wer diesem Antrag seine Zustimmung
geben will, den bitte ich jetzt um das Handzeichen.
- Da hat sich jetzt etwas verändert. - Gegenprobe! -
Das ist eine klare Aussage. - Dann ist dieser Antrag

mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten des
SSW, der Fraktionen von PIRATEN - vielen Dank!
- und FDP gegen die Stimmen der CDU-Fraktion
so angenommen.

Wer dem Einzelplan 09 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich
jetzt um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthal-
tungen? - Dann ist dieser Einzelplan 09 mit den
Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
gegen die Stimmen der Fraktionen von PIRATEN,
CDU und FDP angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 10 - Ministerium für So-
ziales, Gesundheit, Familie und Gleichstellung -
auf.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion CDU
aus der Drucksache 18/467 auf. Von den Fraktio-
nen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
den Abgeordneten des SSW ist Einzelabstimmung
über die laufende Nummer 33 des Änderungsantra-
ges, Landesblindengeld, beantragt. Wer zustimmen
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
probe! - Enthaltungen? - Dann ist dieser Antrag der
CDU-Fraktion mit den Stimmen der Fraktionen von
CDU, FDP und von einem Abgeordneten der Pira-
tenfraktion gegen die Stimmen der anderen Abge-
ordneten der Piratenfraktion, der Abgeordneten des
SSW und der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN abgelehnt.

Ich rufe die weiteren Änderungsanträge der Frakti-
on der CDU aus der Drucksache 18/467, die laufen-
den Nummern 3 bis 6, 25 bis 32 sowie 34 und 35,
auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist dieser Antrag bei Enthaltung der FDP-
Fraktion mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, PIRATEN der Ab-
geordneten des SSW gegen die Stimmen der an-
tragstellenden CDU-Fraktion abgelehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459, laufende Num-
mern 47 bis 61, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag mit den Stim-
men der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, PIRATEN, der Abgeordneten des SSW
bei Enthaltung der CDU-Fraktion und Zustimmung
der FDP-Fraktion abgelehnt. Damit sind die Ände-
rungsanträge abgelehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der PI-
RATEN aus der Drucksache 18/464 zum Einzel-
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plan 10, Kapitel 12 auf. Wer zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag der Piratenfrak-
tion mit den Stimmen aller anderen Fraktionen des
Hauses und der Abgeordneten des SSW abgelehnt.

Wer dem Einzelplan 10 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Enthaltungen? -
Dann ist der Einzelplan 10 mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von PIRATEN, CDU und FDP an-
genommen.

Ich rufe den Einzelplan 11 - Allgemeine Finanz-
verwaltung - auf.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der
CDU, Drucksache 18/458 Nr. 2, Beihilfen für Ver-
sorgungsempfänger, auf. Wer zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Ent-
haltungen? - Dann ist dieser Antrag der CDU-Frak-
tion mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten
des SSW und der Fraktion der PIRATEN bei Ent-
haltung der FDP-Fraktion abgelehnt. - Die Piraten-
fraktion hat sich wem angeschlossen? -

(Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]: Wir sind
falsch ausgezählt worden!)

- Habe ich eine Hand übersehen? Ich wiederhole
die Abstimmung gern. Es gibt also eine Wiederho-
lung der Abstimmung über den Änderungsantrag
der Fraktion der CDU Drucksache 18/458 Nr. 2,
Beihilfen für Versorgungsempfänger. Wer diesem
Antrag der CDU-Fraktion seine Zustimmung geben
will, den bitte ich um das Handzeichen. - Gegen-
stimmen? - Enthaltungen? - Dann ist dieser Antrag,
den die CDU-Fraktion gestellt hat, der von der Pira-
tenfraktion einstimmig unterstützt worden ist und
bei dem sich die FDP-Fraktion enthalten hat, von
den Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN sowie den Abgeordneten des SSW abge-
lehnt worden.

Ich rufe nun die Änderungsanträge der Fraktion der
CDU aus der Drucksache 18/468, laufende Num-
mern 1 bis 6, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich
um das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Enthal-
tungen? - Dann ist dieser Antrag der CDU-Fraktion
mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten des SSW
sowie drei Mitgliedern der Piratenfraktion bei Ent-
haltung der FDP und drei weiterer Abgeordneter
der Piratenfraktion abgelehnt. Die antragstellende

CDU-Fraktion ist damit unterlegen, und der Antrag
ist abgelehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP aus der Drucksache 18/459 auf. Zunächst soll
auf Antrag der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
Einzelabstimmung über die laufende Nummer 64
des Änderungsantrags, Förderung von Frauenhäu-
sern und Frauenberatungsstellen, durchgeführt wer-
den. Wer zustimmen will, bitte ich um das Hand-
zeichen. - Gegenstimmen? - Enthaltungen? - Das
war einfach. Der Antrag der FDP-Fraktion ist bei
einer Enthaltung und Zustimmung der kompletten
FDP-Fraktion bei Ablehnung aller anderen Fraktio-
nen des Hauses abgelehnt.

Zur laufenden Nummer 65 des Änderungsantrags
der Fraktion der FDP - Titel 1106-461 01, Übertra-
gung des Tarifabschlusses auf die Beamtinnen und
Beamten, ist namentliche Abstimmung beantragt
worden. Nach § 63 Abs. 2 Satz 1 der Geschäftsord-
nung muss eine namentliche Abstimmung stattfin-
den, wenn sie von 18 Abgeordneten oder zwei
Fraktionen verlangt wird. Wer einen solchen An-
trag stellt, den bitte ich jetzt um das Handzeichen. -
Das genügt. Gegenprobe und Enthaltungen erspare
ich mir. Es ist fast einstimmig eine namentliche Ab-
stimmung beantragt. Ich ziehe mich zurück und bit-
te um Abstimmung. - Der Abgeordnete Callsen
wünscht noch, eine Anmerkung zu machen.

Johannes Callsen [CDU]:

Ich möchte zum Abstimmungsverhalten der CDU-
Fraktion erklären: Wir haben uns klar und eindeutig
für die zeit- und wirkungsgleiche Übernahme des
Tarifabschlusses auf die Beamten ausgesprochen.
Allerdings haben wir keinen konkreten Betrag in
den Haushalt eingestellt, weil wir den Tarifver-
handlungen nicht vorgreifen wollen.

(Beifall und Heiterkeit SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Einen Moment bitte! Ich will gern hören, was dabei
herauskommt.

Johannes Callsen [CDU]:

Wir werden uns deswegen enthalten; aber es gilt
die klare politische Botschaft. - Danke.

(Lachen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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3 Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung liegt als Anlage 3 bei

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Danke für die geschäftsleitende Anmerkung. Ich
bitte die Schriftführer hier vorne, die Abstimmung
vorzunehmen.

(Namentliche Abstimmung)3

Meine Damen und Herren, das Ergebnis liegt vor:
12 Abgeordnete haben zugestimmt, 33 Abgeordne-
te haben abgelehnt, 19 Abgeordnete haben sich ent-
halten. Der Änderungsantrag ist damit abgelehnt.

Ich rufe die weiteren Änderungsanträge der Frakti-
on der FDP aus der Drucksache 18/459, laufende
Nummern 62 und 63 sowie 66 und 67, auf. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenprobe? - Enthaltungen? - Damit ist dieser
Antrag mit den Stimmen der Fraktion der FDP und
vier Stimmen der Fraktion der PIRATEN gegen
zwei Stimmen der Fraktion der PIRATEN, der
Stimmen der Abgeordneten des SSW, der Fraktio-
nen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD bei
Enthaltung der Fraktion der CDU abgelehnt.

Die Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und die Abgeordneten des SSW haben Einzel-
abstimmung über den Titel 1102-633 01, Förderung
von unter dreijährigen Kindern, beantragt. Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Das ist
einstimmig angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung über den Ände-
rungsantrag der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
aus der Drucksache 18/456 (neu) zu Titel
1116-325 01, Nettokreditaufnahme. Wer zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. - Ge-
genstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist ein-
stimmig so beschlossen.

Wer dem Einzelplan 11 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung einschließlich des soeben ange-
nommenen Änderungsantrages zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Einzelplan 11
mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 12 - Hochbaumaßnahmen
und Raumbedarfsdeckung des Landes - auf.

Ich rufe zunächst den Änderungsantrag der Frakti-
on der CDU, Drucksache 18/467, laufende Num-
mer 36, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um

das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen?

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Bei den Piraten
vier zu zwei!)

- Das ist ganz schwierig zu erkennen; dann wollen
wir das einmal so sehen. - Damit ist der Änderungs-
antrag der CDU-Fraktion gegen die Stimmen der
FDP-Fraktion, zwei Abgeordneten der Fraktion der
PIRATEN gegen die Stimmen der antragstellenden
Fraktion mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten
des SSW und vier Abgeordneten der Fraktion der
PIRATEN abgelehnt.

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktion der
FDP, Drucksache 18/459, laufende Nummer 68,
auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthaltun-
gen? - Dann ist dieser Antrag gegen die Stimmen
der Fraktionen von FDP und PIRATEN bei Enthal-
tung der CDU-Fraktion mit den Stimmen der Frak-
tionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abgeordneten des SSW abgelehnt.

Ich komme zur Abstimmung über die Änderungs-
anträge der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW aus
der Drucksache 18/456 (neu) zu den Titeln
1221-119 02, Erstattung überzahlter Bewirt-
schaftungsentgelte durch die GMSH, sowie
1221-712 02, Brandschutzmaßnahmen. - Wer zu-
stimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. -
Gegenstimmen? - Stimmenthaltungen? - Das ist
einstimmig so beschlossen.

Wer dem Einzelplan 12 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung einschließlich der soeben ange-
nommenen Änderungsanträge zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! -
Stimmenthaltungen? - Damit ist der Einzelplan 12
mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW angenommen.

Ich rufe den Einzelplan 13 - Ministerium für Ener-
giewende, Landwirtschaft, Umwelt und ländliche
Räume auf.

Ich rufe zunächst die Änderungsanträge der Frakti-
on der CDU, Drucksache 18/467, laufende Num-
mern 37 bis 39, auf. Wer zustimmen will, den bitte
ich um das Handzeichen. - Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? - Damit sind diese Änderungs-
anträge mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,
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BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeordneten
des SSW und der Fraktion der PIRATEN gegen die
Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP abge-
lehnt.

Ich rufe die Änderungsanträge der Fraktion der
FDP, Drucksache 18/459, laufende Nummern 69
bis 91, auf. Wer zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit sind die Änderungsanträge der
FDP-Fraktion mit den Stimmen der Fraktionen von
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der Abgeord-
neten des SSW und der Fraktion der PIRATEN bei
Enthaltung der Fraktion der CDU abgelehnt.

Wer dem Einzelplan 13 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Damit ist der Einzelplan 13 mit den Stimmen
der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der Abgeordneten des SSW angenom-
men.

Ich rufe den Einzelplan 14 - Informations- und
Kommunikationstechnologien, E-Government und
Organisation - auf.

Wer dem Einzelplan 14 in der vom Ausschuss emp-
fohlenen Fassung zustimmen will, den bitte ich um
das Handzeichen. - Gegenstimmen? - Stimmenthal-
tungen? - Damit ist der Einzelplan 14 gegen die
Stimmen der Fraktion der PIRATEN mit den Stim-
men aller anderen Fraktionen angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Feststel-
lung eines Haushaltsgesetzes zum Haushalts-
plan 2013.

Ich lasse zunächst über den Änderungsantrag der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten des SSW, Drucksache 18/
456 (neu), laufende Nummer 1, abstimmen. Wer
zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Damit ist
der Änderungsantrag einstimmig angenommen.

Nach den Abstimmungen über die Einzelpläne und
dem Antrag zum Haushaltsgesetz kommen wir nun
zur Feststellung des Haushaltsplanes und zur
Schlussabstimmung.

Ich stelle fest, das Haushaltsvolumen in § 1 beträgt
12.398.733.200 € für das Haushaltsjahr 2013. Die
Verpflichtungsermächtigungen in § 1 betragen
579.508.000 € für das Haushaltsjahr 2013. Die Kre-
ditermächtigung in § 2 beträgt 3.190.717.200 € für
das Haushaltsjahr 2013.

Bevor wir zur Schlussabstimmung über den Ge-
samthaushalt kommen, bitte ich diejenigen, die dem
Entwurf eines Haushaltsgesetzes zum Haushalts-
plan 2013 in der vom Finanzausschuss empfohle-
nen Fassung einschließlich der soeben beschlosse-
nen Änderungen zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? -
Das Haushaltsgesetz 2013 ist mit den Stimmen der
Fraktionen von SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der Abgeordneten der SSW gegen die Stimmen
der Fraktionen von PIRATEN, CDU und FDP an-
genommen.

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung insge-
samt.

Wer dem Haushaltsgesetz 2013, dem Gesamtplan
und den Einzelplänen in der vom Finanzausschuss
empfohlenen Fassung einschließlich der beschlos-
senen Änderungen zu den Einzelplänen 01, 11 und
12 zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Damit ist der Haushalt 2013
mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des
SSW gegen die Stimmen der Fraktionen von PIRA-
TEN, CDU und FDP angenommen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Meine Damen und Herren, bevor wir die Beratung
mit der Behandlung des Sparkassengesetzes fortset-
zen, frage ich Sie, ob Sie zur Erledigung persönli-
cher dringender Angelegenheiten eine Sitzungsun-
terbrechung von fünf Minuten wünschen.

(Zurufe)

- Dann unterbreche ich die Sitzung bis 18:35 Uhr.

(Unterbrechung: 18:30 bis 18:42 Uhr)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Meine Damen und Herren, wir sind unter uns. All-
mählich haben wir aber die Hälfte der Abgeordne-
ten zusammen und damit die Beschlussfähigkeit er-
reicht.

(Detlef Matthiessen [BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN]: Das ist eine Abstimmung mit
den Füßen! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Es
sind noch ausreichend Leute in der Kantine!)

40 Abgeordnete sind nun anwesend. Somit sind wir
beschlussfähig. Jetzt strömen immer mehr Abge-
ordnete hinein, sodass sich die Reihen füllen.

Ich rufe jetzt die Tagesordnungspunkte 6 und 8 auf:
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Gemeinsame Beratung

a) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Sparkassengesetzes für das
Land Schleswig-Holstein (Sparkassengesetz -
SpkG) vom 11. September 2008

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU
Drucksache 18/421

b) Erste Lesung des Entwurfs eines Gesetzes zur
Änderung des Sparkassengesetzes für das
Land Schleswig-Holstein (Sparkassengesetz -
SpkG)

Gesetzentwurf der Fraktionen von SPD, BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten
des SSW
Drucksache 18/435

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? - Das
ist nicht der Fall.

Ich eröffne die Grundsatzberatung und erteile dem
CDU-Abgeordneten, Herrn Tobias Koch, das Wort.

(Zuruf)

- Gut, dafür spricht dann der Fraktionsvorsitzende,
Herr Abgeordneter Johannes Callsen. - Entschuldi-
gung, ich hatte das hier falsch notiert.

Johannes Callsen [CDU]:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ko-
alition in diesem Haus will heute, morgen und über-
morgen im Schweinsgalopp beim Sparkassenge-
setz eine Gesetzesänderung durchpeitschen. Ich
bleibe bei dem, was ich heute Morgen gesagt habe:
So, wie Sie das vorsehen, ist das ein unparlamenta-
rischer Stil.

(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Der SPD-Fraktionsvorsitzende begründet das Ver-
fahren damit, dass es sich - wie er sagt - um ein Ge-
fahrenabwehrgesetz handele. Es ist schon bemer-
kenswert, dass sich der Schleswig-Holsteinische
Landtag einzig und allein auf die Rechtsexpertise
von Dr. Stegner verlassen soll. Wo bleibt die recht-
liche Bewertung durch den Innenminister dieses
Landes?

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Denn, so die Begründung von Herrn Dr. Stegner:
Wenn das Innenministerium dem von der Banken-
aufsicht BaFin und dem Kartellamt bereits geneh-

migten Antrag der HASPA Finanzholding stattge-
ben würde, sich an der Sparkasse Hohenwestedt zu
beteiligen, dann drohe über die Europäischen Ge-
richte der Einstieg der europäischen Großbanken in
unserem beschaulichen Land Schleswig-Holstein.

Nichts, aber auch wirklich gar nichts an diesen vor-
getragenen Argumenten ist wirklich neu. Alle Ar-
gumente dazu sind bereits im Rahmen der Sparkas-
sennovelle 2010 ausführlich erörtert worden.

(Vereinzelter Beifall CDU)

SPD, Grüne und SSW hätten, wenn es denn ihrer
Ansicht nach eine dringliche Gefahr gegeben hätte,
nach der Regierungsübernahme im Mai letzen Jah-
res schon genug Zeit gehabt, hier etwas zu tun.
Nunmehr sind sieben Monate Zeit zum Handeln ge-
wesen. Nichts haben Sie getan, und jetzt plötzlich
diese Eile. Deshalb fragt man sich: Was ist jetzt
konkret passiert?

Die Kritik an diesem Schnellverfahren zum Spar-
kassengesetz wird im Land immer lauter. So äußert
sich der Präsident des UVNord, Uli Wachholtz - ich
zitiere mit Genehmigung des Präsidenten -:

„Da außer der geplanten Aussperrung der
Haspa bis heute kein Alternativkonzept zur
Zukunft der Sparkassen und der Stärkung ih-
rer Eigenkapitalbasis vorliegt, wächst nicht
nur bei mir die Sorge um die künftige Finan-
zierung des Rückgrats der schleswig-holstei-
nischen Wirtschaft, des Mittelstands.“

Weiter warnt er, dass die Wirtschaft und die Spar-
kassen selbst durch das „parlamentarische Hauruck-
verfahren“ vor vollendete Tatsachen gestellt wer-
den.

Selbst die sonst so hanseatisch zurückhaltende
HASPA Finanzholding sagt - ich zitiere erneut mit
Genehmigung -:

„Die amtierende Regierungskoalition will die
HASPA Finanzholding als Mitglied der
Sparkassenfamilie ausgrenzen. Dies ist ein
eindeutiges Signal, dass Partnerschaften mit
uns nicht mehr erwünscht sind.“

Der Aufsichtsratschef der Sparkasse Mittelholstein,
Rolf Teucher, der nicht im Verdacht steht, CDU-
Mitglied zu sein, schreibt Ihnen unmissverständlich
ins Stammbuch:

„Sie stoppen keinen schwarz-gelben Blind-
flug, sondern Sie entmündigen die Sparkas-
sen in Schleswig-Holstein.“

Ich kann nur sagen: Recht hat er.
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(Beifall CDU, FDP und PIRATEN)

Die fachliche Resonanz auf Ihren ideologischen
Schnellschuss ist vernichtend. Fest steht, dass die
CDU/FDP-Landesregierung das im Jahr 2010 be-
schlossene Sparkassengesetz aufgrund einiger Be-
denken so in den Landtag eingebracht hat, dass mit-
tels der Aufnahme einer Rückabwicklungsklausel
die Beteiligung auch wieder aufgelöst werden kann.
Eine kluge und weitsichtige Politik. Klug und weise
deshalb, weil bei einer Entscheidung Europäischer
Gerichte die Beteiligung der Haspa rückgängig ge-
macht werden könnte. Nach meiner Kenntnis ist
dies im Fall der Sparkasse Hohenwestedt auch ver-
traglich in einer Weise geregelt worden, dass das
Land keinen einzigen Euro dazugeben muss. Fakt
ist, dass die Gewährträger, das sind die 22 Kommu-
nen, bereits erklärt haben, die Kosten für eine mög-
liche Rückabwicklung - wenn sie denn überhaupt
käme - zu leisten.

Die Sparkasse Hohenwestedt, die Kommunen und
der Landkreis beweisen, dass sie sehr wohl in der
Lage sind, in der nötigen und gebotenen Ruhe die
Dinge auszuloten und dann voranzutreiben, um die
Zukunft der Sparkasse in Hohenwestedt aus ei-
genem Antrieb heraus sicherzustellen. Sie sorgen
gemeinsam dafür, eine mit der Region fest verwur-
zelte Sparkasse auf soliden Füßen zu behalten. Sie
sorgen dafür, mehr als vierzig Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern den Arbeitsplatz zu sichern. Viele von
ihnen sind ja heute Mittag auch hier vor dem Lan-
deshaus gewesen. Sie sorgen dafür, die Region
wirtschaftlich stark und entwicklungsfähig zu ma-
chen.

Nun fragt man sich: Was tun Sie als Regierungsko-
alition? Im Ergebnis werden SPD, Grüne und SSW
den Sparkassen jetzt mit der Brechstange die Chan-
ce nehmen, das unter den Basel-III-Kriterien drin-
gend benötigte Eigenkapital zu generieren. Die
CDU erkennt nicht einmal im Ansatz, wie SPD,
Grüne und SSW bei dieser Politik eine Alternative
anbieten wollen. Deshalb sollten wir alle Möglich-
keiten nutzen, den Sparkassen die Chance auf
neues Eigenkapital zu geben. Wir wissen, welche
Herausforderungen auf sie zukommen. Fusionen
bringen auf jeden Fall zunächst einmal kein frisches
Eigenkapital, während die Haspa ein starker Part-
ner, um frisches Eigenkapital zu bekommen, sein
kann.

Diese Koalition, diese Regierung, schlägt den Spar-
kassen eine Hilfsmöglichkeit aus der Hand, zusätz-
liches Eigenkapital zu beschaffen, schlimmer noch:
Sie haben keine Idee davon, wie denn den Sparkas-

sen auf andere Weise überhaupt geholfen werden
kann und soll.

Dass der Ministerpräsident des Landes Schleswig-
Holstein der HSH Nordbank im „sh:z“-Interview
Ende Dezember - wir haben heute Morgen schon
darüber diskutiert - empfiehlt, auch noch in den
Markt der Sparkassen einzudringen und ihnen Kon-
kurrenz zu machen, schlägt nun dem Fass wirklich
den Boden aus.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Sie, Herr Ministerpräsident, wenn Sie denn hier wä-
ren, haben wirklich keinen Plan. Wir jedenfalls ma-
chen zur Haspa-Beteiligung entsprechend unserem
Gesetzentwurf einen ergänzenden Vorschlag. Als
eine weitere Möglichkeit bietet sich nämlich an,
dass sich der schleswig-holsteinische Sparkassen-
und Giroverband, dass sich andere Sparkassen und
der Bundesverband bei uns im Land als Träger be-
teiligen können. Genau das schlägt Ihnen die CDU-
Landtagsfraktion mit ihrem Gesetzentwurf heute
schon vor.

Wir brauchen die Sparkassen in der Region, eine
Sparkasse, die den vielen Handwerksbetrieben ge-
nauso zur Seite steht wie dem Landwirt oder dem
Häuslebauer. Deshalb ist es wichtig, die Sparkassen
zu stärken und sie nicht erst kaputtzureden und ih-
nen anschließend per Eilgesetz jedweder Option zu
berauben.

Im „Schleswig-Holstein-Magazin“ wurde letzte
Woche noch einmal sehr deutlich, wie planlos diese
Landesregierung, diese Koalition und insbesondere
der SPD-Fraktionschef in dieser Angelegenheit
agiert. Er nennt es ein Vorschaltgesetz zur Gefah-
renabwehr. Auf die sogenannte Gefahrenabwehr
bin ich schon eingegangen. Eine Gefahr gibt es
nicht, aber es gibt eben auch keinen Plan B dieser
Regierungskoalition, wie man den Sparkassen hel-
fen will.

Die plötzliche Wende des Sparkassenpräsidenten
gibt nun komplett Anlass zum Rätseln.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Man muss sich nach dieser gemeinsamen Presse-
konferenz, die mitnichten eine Anhörung im Aus-
schuss ersetzen kann, fragen, was denn nun gilt:
Gibt es kein Privatisierungsrisiko, wie Herr Boll
noch vor wenigen Wochen behauptet hat? Oder war
der Meinungsumschwung jetzt schlicht einer Mehr-
heitsentscheidung im Verband geschuldet? Auch
diese Fragen müssten bei einer ordentlichen Anhö-
rung geklärt werden.
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(Lars Harms [SSW]: Wenn es so wäre! - Zu-
ruf Martin Habersaat [SPD])

Zwar wolle man mit den Sparkassen reden und über
mögliche Lösungen sprechen - so sagen Sie. Hier
soll aber wieder der von Ihnen viel zitierte Dialog
außer Kraft gesetzt werden. So schließt deswegen
auch der NDR-Beitrag. Er trifft es exzellent mit den
Worten: Am Ende sollen die Sparkassen selbst eine
Lösung finden.

Es ist nicht gut, dass das Parlament bei dieser
wichtigen Thematik nicht ausreichend und hinläng-
lich beteiligt wird. Wir als CDU-Fraktion werden
trotzdem für die Anhörung für das weitere Verfah-
ren die mehr als 30 Sparkassen, Verbände und
Fachleute benennen, die bereits 2010 im Ausschuss
richtigerweise Stellung genommen haben; denn
Fakt ist, dass das jetzt geltende Sparkassengesetz
mit seiner Klausel für eine Rückabwicklung von
Beteiligungen den heimischen Sparkassen alle
Möglichkeiten zur Weiterentwicklung gibt. Fakt ist
auch, dass es Sparkassen bei uns im Lande gibt, de-
nen das Wasser bis zum Halse steht. Es wird fri-
sches Kapital gebraucht, um die Eigenkapitalbasis
zu erhöhen. Fakt ist zu guter Letzt, dass einige
Sparkassen - dazu gehört Hohenwestedt - keine
Stützungshilfen benötigen, sondern weiteres Kapi-
tal durch eine strategische Beteiligung generieren
wollen, um sich auf die Gegebenheiten des Marktes
in der Zukunft noch besser und im Sinne ihrer Kun-
den einstellen zu können. Darum geht es.

Es geht um die Zukunft, es geht um Arbeitsplätze,
es geht um Wirtschaftswachstum. Da es auch um
die Fragen der Versorgung des Mittelstandes mit
Krediten geht, ist es nur richtig, dass wir im weite-
ren Verfahren - wie übrigens 2010 auch - nicht nur
den Innen- und Rechtsausschuss und den Finanz-
ausschuss mit dieser Frage beschäftigen, sondern
auch den Wirtschaftsausschuss. Ich beantrage des-
wegen auch Überweisung mitberatend an den Wirt-
schaftsausschuss des Landtages.

Meine Damen und Herren der Regierungskoalition,
Sie treiben die Sparkassen in eine Sackgasse.
Nichts anderes ist das Ergebnis Ihrer verantwor-
tungslosen Politik, die Sie hier offenbaren. Gutes
Regieren sieht anders aus. - Herzlichen Dank.

(Beifall CDU, FDP und vereinzelt PIRA-
TEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Bevor wir die Beratung fortsetzen, noch eine Mit-
teilung: Nach Absprache mit der FDP-Fraktion ist

der Ministerpräsident zu einem Termin nach Lü-
beck aufgebrochen, und die Abgeordnete Angelika
Beer von der Piratenfraktion hat sich krankgemel-
det. - Wir wünschen ihr von dieser Stelle gute Bes-
serung.

(Beifall)

Das Wort für die SPD-Fraktion hat jetzt Herr Frak-
tionsvorsitzender Dr. Ralf Stegner.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
In den letzten Tagen ist viel geschrieben, gemut-
maßt und gerätselt worden. Das Ergebnis war leider
vielfach Unsicherheit, Unsicherheit vor allem bei
den Beschäftigten der Sparkassen in Schleswig-
Holstein. Uns geht es um die Beschäftigten, ihre
Arbeitsbedingungen, die Menschen und ihr Ver-
trauen in die Sparkassen, und ja, es geht auch um
das regionale Engagement der Sparkassen. Gerade
sie sind innerhalb des Drei-Säulen-Modells unserer
Bankenlandschaft ein wichtiger Erfolgsfaktor für
unsere mittelständische Wirtschaft.

Wir wollen nicht das Ende der öffentlich-rechtli-
chen Säule in der Finanzwirtschaft, sondern die
Stärkung dieser Säule. Wir wollen die Sparkassen
in der öffentlich-rechtlichen Familie halten. Wir
sind gegen eine Privatisierung. Wir wollen die
Sparkasse als Kreditinstitut in der Fläche und als
Kreditgeber für den Mittelstand erhalten und stär-
ken,

(Zuruf Hans-Jörn Arp [CDU])

anders als die Opposition, die sich - angetrieben
durch die FDP - schon in der Vergangenheit für Pri-
vatisierungen ausgesprochen hat. Wo ist eigentlich
die Volkspartei CDU mit ihrer kommunalen Ver-
antwortung? - Sie laufen immer wieder willenlos
den neoliberalen Privatisierern hinterher.

(Beifall SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN - Volker Dornquast [CDU]: Das ist
doch Unsinn!)

Wir haben uns in den vergangenen Monaten viel
Zeit für verschiedene Gespräche und Beratungen
genommen. Leider ist für eine erste Änderung die
Zeit nun sehr drängend geworden, aber wir müssen
handeln, wenn wir Risiken minimieren wollen. Die
frühere schwarz-gelbe Landesregierung hat gegen
unseren Protest und mit ihrer vom Verfassungsge-
richt kassierten fragwürdigen Einstimmenmehrheit
das Privatisierungsrisiko im Sparkassengesetz erst
geschaffen. Sie wollten den Beteiligungswettbe-
werb über die Grenzen des bewährten Drei-Säulen-
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Modells von Genossenschaftsbanken, öffentlich-
rechtlichen Sparkassen und Privatbanken hinaus.
Das allerdings bedeutet eine Teilprivatisierung.

Das Bundesverwaltungsgericht hat festgestellt, dass
es sich bei der Haspa um ein privates Rechtssubjekt
handelt, und auch die Mitteilung der EU-Kommis-
sion zeigt, dass eine Einordnung der HASPA Fi-
nanzholding als privater Akteur auf europäischer
Ebene wahrscheinlich ist. Wir haben leider denkbar
schlechte Erfahrungen mit dem Wettbewerbsfun-
damentalismus, der in Brüssel leider politische
Mehrheiten und Justiz dominiert

(Lachen Christopher Vogt [FDP])

und öffentlich-rechtlichen Rundfunk, Wohlfahrts-
verbände, aber eben auch unsere Sparkassen immer
wieder bedroht. Kurz: Wer Privatisierung verhin-
dern will, handelt fahrlässig, wenn er oder sie jetzt
nicht handelt. Darum geht es.

Auch die sogenannte Rückabwicklungsklausel öf-
fentlich-rechtlicher Verträge bietet da nur trügeri-
sche Sicherheit und hat in Wirklichkeit viele Untie-
fen. Es geht uns in dem heute eingebrachten Ge-
setzentwurf nicht um die Haspa im Speziellen. Ge-
gen sie richtet sich das Gesetz überhaupt nicht.

(Hans-Jörn Arp [CDU]: Niemand hat die Ab-
sicht, eine Mauer zu bauen! - Weitere Zuru-
fe)

Viele von Ihnen wissen noch, dass ich vor Jahren
mit verhindert habe, dass der SGV an Hamburg
vorbei mit dem niedersächsischen Verband fusio-
niert hat. Wir haben wirklich nichts gegen die Has-
pa, aber sie ist eben auch nicht der Weiße Ritter, für
den manche Beteiligte sie halten und der in Wirk-
lichkeit nur in Märchen oder in der Fantasie von
Herrn Kubicki existiert.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Wir wollen und werden die Gefahr von Privatisie-
rungen ausräumen. Wer das jetzt für abwegig er-
klärt, hätte nicht im Landtag erklären sollen, dass
das alte schwarz-gelbe Gesetz nur die zweitbeste
Lösung ist, um die Privatisierung der Sparkassen zu
erreichen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Die FDP verfolgt seit Jahren das Ziel, die Sparkas-
sen zu privatisieren. 2009 hatte sie vorgeschlagen,
die Sparkassen in Aktiengesellschaften umzuwan-
deln und bis zu 49,9 % privates Kapital zuzulassen.
Dazu erklärte ihr Vorsitzender Kubicki am 29. Ja-
nuar 2009 im Landtag

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Nicht schon wie-
der!)

- ich zitiere das noch sehr oft; Ihre Presseerklärung
war irreführend -: „Meine Fraktion“ - in dem Fall
von Herrn Kubicki - -

(Unruhe)

- Das Lärmen verstehe ich sehr wohl, Herr Präsi-
dent,

(Glocke des Präsidenten)

aber vielleicht wollen andere Menschen hören, was
ich zu sagen habe, und sie können hinterher antwor-
ten.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das glaube ich
nicht! - Zuruf CDU: Da täuschen Sie sich!)

Dazu erklärte ihr Vorsitzender Kubicki am 29. Ja-
nuar 2009 im Landtag - ich zitiere -:

„Ich will sagen, dass meine Fraktion selbst-
verständlich als Second-best-Lösung dem
Beitritt der Haspa zum schleswig-holsteini-
schen Sparkassenmarkt zustimmen wird. ...
Wir sind uns nämlich definitiv sicher, dass
dies der Einstieg in die weitere Öffnung des
Sparkassenwesens in Schleswig-Holstein
sein wird.“

(Zuruf)

In den „Kieler Nachrichten“ vom 17. Januar 2013
bezeichnen Sie die von mir gesehene Privatisie-
rungsgefahr als „Quatsch“, Herr Kubicki.

Ich wiederhole noch einmal, damit es wirklich jeder
versteht, ganz langsam zum Mithören und Mit-
schreiben:

„Ich will sagen, dass meine Fraktion“

- die FDP -

„selbstverständlich als Second-best-Lösung
dem Beitritt der Haspa zum schleswig-hol-
steinischen Sparkassenmarkt zustimmen
wird. … Wir sind uns nämlich definitiv si-
cher, dass dies der Einstieg in die weitere
Öffnung des Sparkassenwesens in Schles-
wig-Holstein sein wird.“

Herr Kubicki mag nicht zur Spitzenklasse der deut-
schen Jurisprudenz gehören, aber das Restrisiko,
das er heute ausschließt, hat er selbst begründet. Sie
müssen schon damit leben, dass wir einmal einen
FDP-Politiker ernst und beim Wort nehmen, so un-
gewöhnlich Ihnen das auch erscheinen mag.
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(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist so er-
bärmlich, was Sie sagen!)

Das ist der Punkt, den wir hier machen müssen.

(Vereinzelter Beifall SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, ein FDP-Politiker hat eine Zwi-
schenfrage. Lassen Sie die zu?

(Christopher Vogt [FDP]: Der FDP-Politiker
hat einen Namen! - Unruhe)

- Entschuldigung, ich wollte Sie fragen, ob Sie eine
Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten Dr. Garg
zulassen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Sehr gern.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Dr. Garg, Sie haben das Wort.

Dr. Heiner Garg [FDP]: Vielen Dank, Herr
Präsident. - Herr Dr. Stegner, können Sie
sich erinnern, dass Sie mir heute Morgen
auch mit einer Zwischenfrage eine Lehrstun-
de über Zitierweisen gegeben haben, in der
Sie angemahnt haben, man solle Zitate - das
betraf in dem Fall Sie - nicht aus dem Zu-
sammenhang reißen und so zitieren, wie es
einem gerade gefällt, das sei unanständig?
Ich mache Sie darauf aufmerksam, dass Sie
genau das gerade tun. Ich stelle auch fest,
dass es offensichtlich ein Unterschied ist, ob
ein Politiker Ihrer Partei Zitate aus dem Zu-
sammenhang reißt oder ob ein Politiker mei-
ner Partei ein Zitat aus dem Zusammenhang
reißt.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Nein, Herr Kollege Dr. Garg, das stellen Sie nicht
zu Recht fest. Denn dieses Zitat ist eindeutig, völlig
egal, in welchem Zusammenhang es hier im Parla-
ment geäußert worden ist.

(Lachen FDP)

Es sagt nämlich, der Einstieg der Haspa sei nur die
Second-best-Lösung, man wolle eigentlich die bes-
te Lösung, und das heißt doch weitere Öffnung und
Privatisierung. So weit reicht mein Sprachschatz,
um das zu begreifen - und der der Abgeordneten im
Parlament übrigens auch.

(Wortmeldung Wolfgang Kubicki [FDP] -
Zurufe)

Ich wiederhole den Zusammenhang. - Vielleicht
können Sie sich jetzt auf die Debatte konzentrieren
und nachher antworten. Ich lasse jetzt keine Zwi-
schenfrage des Kollegen Kubicki zu. Dem tut das
nämlich auch gut, wenn er einmal einen Moment
zuhören muss.

(Zurufe)

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Reif ist, wer auf sich
selbst nicht hereinfällt. Herr Kollege Kubicki, wir
jedenfalls fallen auf Sie nicht mehr herein. Sie ha-
ben das öffentlich mehrfach erklärt, und wir neh-
men Sie beim Wort.

Wir sehen die Notwendigkeit mehrerer Änderun-
gen des Sparkassengesetzes, damit unsere Spar-
kassen künftigen Herausforderungen begegnen
können. Heute, morgen im Ausschuss sowie am
Freitag soll es um die erste Stufe gehen. Dabei geht
es nur darum, das Einfallstor für private Beteiligun-
gen an öffentlich-rechtlichen Sparkassen zu schlie-
ßen - und zwar nicht nur in Schleswig-Holstein,
sondern in ganz Deutschland.

Ihre Filibusterei mit 97 Anzuhörenden ist doch lä-
cherlich, sie wird an der Mehrheit von SPD, Grü-
nen und SSW in diesem Hause scheitern.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist der Dia-
log! - Widerspruch CDU und FDP)

Vielmehr gilt, was Sie uns zweieinhalb Jahre mit
Häme immer wieder vorgehalten haben - heute sage
ich es Ihnen ganz ohne Häme -: Mehrheit ist Mehr-
heit, und die haben wir in diesem Hause.

(Zurufe CDU und FDP)

Der schleswig-holsteinische Sparkassen- und Gi-
roverband hat am Dienstag auch öffentlich unse-
ren Gesetzentwurf begrüßt.

(Zurufe CDU und FDP)

Das freut uns und zeigt, dass auch wir im Sinne der
Sparkassen handeln. Ja, Herr Boll, wir geben Ihnen
damit die dringend notwendige Rechtssicherheit.
Herr Kollege Callsen, dass Sie Probleme mit Mehr-
heitsentscheidungen haben, spricht nicht gegen uns,
sondern gegen Sie - um das hier einmal sehr deut-
lich zu sagen. Das ist nämlich ein Prinzip der De-
mokratie.

(Vereinzelter Beifall SPD und SSW - Zurufe)

„Der Ausschluss eines noch so kleinen
Restrisikos ist uns demzufolge sehr wichtig“,
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sagt der Präsident - -

(Anhaltende Zurufe CDU und FDP)

- Herr Präsident, ich wäre sehr dankbar, wenn Sie
für ein bisschen Ruhe im Haus sorgen könnten.

(Glocke Präsident)

Ihre Lärmerei ist wirklich kaum zu ertragen. Hätten
Sie Argumente, müssten Sie nicht so schreien.

(Dr. Heiner Garg [FDP]: Sie schreien doch
auch!)

„Der Ausschluss eines noch so kleinen
Restrisikos ist uns demzufolge sehr wichtig“,

sagt der Präsident des Sparkassen- und Girover-
bands Schleswig-Holstein.

Auch der Deutsche Sparkassen- und Giroverband
unterstützt unseren Gesetzentwurf. Ich zitiere:

„Es müsse ausgeschlossen werden, dass
Sparkassen eines Tages zum Spekulationsob-
jekt privater Investoren werden könnten.“

(Vereinzelter Beifall SPD, BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN und SSW)

So steht es in einer Pressemitteilung des DSGV-
Präsidenten Georg Fahrenschon vom Dienstag - üb-
rigens kein sozialdemokratischer Ideologe, sondern
ehemaliger CSU-Finanzminister aus Bayern.

(Christopher Vogt [FDP]: Das ist fast das
Gleiche! - Heiterkeit)

Ich hätte Sie hören wollen, wenn wir die Vertretung
der Sparkassen in Land und Bund gegen uns hätten.
Sie hätten uns vorgehalten, wir machten Politik ge-
gen die Sparkassen. Wir haben aber den Sparkas-
senverband in Land und Bund hinter uns und auf
unserer Seite. Wir handeln also für die Sparkassen
und nicht gegen sie. Sie sind diejenigen, die hier die
Gefahren auslösen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: Schau-
en wir mal, wie lange das so ist!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in der
zweiten Stufe geht es dann um die Rahmenbedin-
gungen, die die Politik verändern muss, damit unse-
re Sparkassen als Kreditgeber für den Mittelstand
und flächendeckende Versorger mit Bankdienstleis-
tungen für Bürgerinnen und Bürger langfristig er-
halten und dem Gemeinwohl verpflichtet bleiben.
Von Letzterem profitieren durch Ausschüttungen
der Sparkassen kommunale Sport-, Kultur-, Jugend-
und Sozialförderung. Die wichtigsten Fragen sind

die nach der Beteiligung von Verbänden öffentlich-
rechtlicher Sparkassen und der Möglichkeit zur Bil-
dung von Stammkapital. Das ist eigentlich nicht
sparkassentypisch, aber das ist eine Lösung, von
der auch der DSGV sagt, man könne sich das vor-
stellen.

Keine Frage: Unsere Sparkassen brauchen Verän-
derungen. Einige unserer Sparkassen brauchen auch
Hilfe. Wie diese Hilfen aussehen können, darüber
gibt es auch innerhalb der Sparkassenfamilie unter-
schiedliche Ansichten. Aber was ist es denn für ein
Politikverständnis zu fordern, jetzt müsse die Lan-
desregierung oder die Koalition hingehen und sa-
gen, wie das gehe, statt erst einmal mit den Spar-
kassen darüber zu reden, was sie sich wünschen!

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Was wünscht
sich denn die Sparkasse Hohenwestedt?)

Wir machen die Rahmenbedingungen und lösen die
Probleme der Sparkassen nicht selbst. Sie fordern
immer nur Dinge, die die Sparkassen gar nicht wol-
len. Der Sparkassen- und Giroverband hat sich klar
erklärt.

(Zurufe Wolfgang Kubicki [FDP])

- Ihr Lärmen ersetzt keine Argumente. Ich sage es
Ihnen zum dritten Mal.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Die Sparkasse in
Hohenwestedt will das!)

Die Beratungen zur Änderung des Sparkassenge-
setzes werden wir fortführen mit anderen Vorschlä-
gen in der zweiten und dritten Phase, und dazu wird
es dann natürlich Anhörungen und Debatten geben.

(Christopher Vogt [FDP]: Großzügig! Herr
Stegner, Mensch! - Weitere Zurufe CDU und
FDP)

Meine Damen und Herren auf der rechten Seite die-
ses Hauses,

(Christopher Vogt [FDP]: Rechts außen!)

Ihr heutiger Widerstand beeindruckt uns nicht. Er
hindert uns auch nicht. Wir handeln aus Verantwor-
tung für das Land und für die öffentlich-rechtlichen
Sparkassen.

Ich will es noch einmal ganz deutlich sagen: Wir
haben schon vor zehn Jahren in Brüssel und anders-
wo für den Erhalt des öffentlich-rechtlichen Spar-
kassenwesens argumentiert, weil schon damals be-
gonnen wurde zu sagen, die müssten eigentlich
weg, weil sie unangenehme Wettbewerber für die
Privatbanken sind, die hauptsächlich Investment-
banking gemacht haben.
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(Wolfgang Kubicki [FDP]: Das ist Unsinn!)

Da geht es um Renditeerwartungen und bei den
Sparkassen und Genossenschaftsbanken eben
nicht. Das ist unsere Vorstellung von Gemeinwohl,
und die unterscheidet sich von Ihrer fundamental.
Das ist der Unterschied in diesem Hause.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW - Wortmeldung Wolfgang Kubicki
[FDP])

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Wir halten auch den
Teil der Kritik in der veröffentlichten Meinung aus,
denn der Weg zu den Quellen geht immer noch ge-
gen den Strom.

Wir werden hier am Ende ein Gesetz haben, nicht
nur in der ersten Stufe, sondern in den weiteren Be-
ratungen, das dafür sorgt, dass die Sparkassen das
bleiben, was sie heute sind, nämlich unverzichtbar,
und eben nicht das, was wir in England und anders-
wo haben, wo Ihre Parteifreunde, die die gleiche
Ideologie haben wie Sie, die Privatisierung einge-
leitet haben. Wir wissen aus vielen anderen Zusam-
menhängen: Wer der Privatisierung die Tür öffnet,
der beseitigt am Ende das Gemeinwohl. Das gilt an
dieser Stelle allemal. Das lassen wir nicht zu, und
wir haben die Mehrheit dafür, das zu verhindern. -
Vielen herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat
Herr Abgeordneter Rasmus Andresen das Wort.

Rasmus Andresen [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Die aufgewühlte Debatte zur
Provinzial Versicherung im letzten Monat hat uns
gezeigt, dass der öffentlich-rechtliche Finanzsektor
den Menschen in Schleswig-Holstein sehr wichtig
ist. Die Sparkasse ist mehr als nur irgendeine Bank.
Die meisten Menschen hatten hier beispielsweise
ihre erste Spardose oder ihr erstes Konto. Doch es
geht bei den Sparkassen um weit mehr als nur um
Sentimentalitäten. Es geht um eine wichtige Säule
des deutschen Bankensektors.

Wir wissen es alle: Sparkassen sind nicht der blo-
ßen Gewinnmaximierung verpflichtet, sondern ha-
ben einen öffentlichen Auftrag, der sich am Ge-
meinwohl orientiert. Mit ihrer regionalen Veranke-

rung sichern sie die Versorgung mit Krediten und
den Zugang zu Privatkonten auch abseits der
großen Städte und Finanzmetropolen. Sie haben ei-
ne wichtige sozialpolitische Funktion, denn Spar-
kassen bieten jedem Menschen ein Girokonto an,
unabhängig von der Einkommenssituation. Die
Sparkassen fördern den Mittelstand, jede zweite
Existenzgründung in Schleswig-Holstein wird von
den Sparkassen unterstützt.

Doch auch wenn der marktradikale Abgesang auf
das deutsche Drei-Säulen-Bank-Modell nach der
Finanzkrise zum Glück leiser geworden ist - die
Privatisierungsgefahr ist noch nicht gebannt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Gerade in Schleswig-Holstein nicht, denn Schwarz-
Gelb hat uns ein Sparkassengesetz hinterlassen,
das zum Einfallstor für Privatisierung werden
kann.

Das Problem ist hinlänglich bekannt, und wir haben
zu Oppositionszeiten immer davor gewarnt: Das
Gesetz schafft die Möglichkeit, dass die HASPA
Finanzholding Stammkapital von schleswig-holstei-
nischen Sparkassen kauft. Die Haspa ist zwar eine
Sparkasse, aber kein öffentlich-rechtliches Institut.
Sie ist eine Sparkasse nach altem Hamburgischen
Recht. Der Einkauf der Haspa könnte also den Ein-
stieg eines Privaten in die Sparkassen bedeuten.
Selbst wenn beteiligte Akteure, zum Beispiel die
Sparkasse Hohenwestedt - auch jetzt noch einmal in
Briefen an uns -, den Rechtsstatus der Haspa anders
einschätzen, ist das erst einmal nicht der entschei-
dende Punkt. Relevant ist, wie die EU das am Ende
einschätzt.

Die EU-Kommission hat bereits einmal deutlich ge-
macht, dass sie die Haspa für privatrechtlich halten
könnte. Bleibt sie bei dieser Einschätzung, ist nach
dem Haspa-Einstieg der weiteren Privatisierung un-
serer Sparkassen Tür und Tor geöffnet.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Denn dann könnten andere private Banken, wie bei-
spielsweise die Commerzbank oder die Deutsche
Bank, wegen Verstoß gegen die Kapitalverkehrs-
freiheit klagen und uns zu einer weiteren Öffnung
der Sparkassen drängen. Genau deshalb ist auch ei-
ne Mindestbeteiligung von bis zu 25,1 %, wie es
§ 5 Abs. 4 des Sparkassengesetzes bisher vorsieht,
äußerst problematisch.

Eine Lehre aus der weltweiten Finanzkrise ist doch,
dass kapitalgetriebene, deregulierte und entdemo-
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kratisierte Banken ihren Teil zum Crash der Finanz-
märkte beigetragen haben.

(Vereinzelter Beifall BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und SSW - Wolfgang Kubicki
[FDP]: Wie die Landesbank!)

- Herr Kubicki, selbst ehemalige Befürworter der
Laissez-faire-Bankenpolitik auf den Finanzmärk-
ten, wie zum Beispiel der Wirtschaftswissenschaft-
ler Robert Shiller an der Yale University, setzen
sich inzwischen für öffentliche Banken, wie es die
Sparkassen sind, ein.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Die Stärkung von öffentlichen Banken ist deshalb
nicht nice to have, sondern laut Shiller ein absolutes
Muss.

Der prominente und bekannte Wirtschaftswissen-
schaftler Paul Krugman macht in einer seiner letz-
ten Werke sehr deutlich, dass Deregulierung und
die weitere Privatisierung der amerikanischen Spar-
kassen in den 80er-Jahren unter Ronald Reagan
nicht zur Problemlösung, sondern zur Problemver-
schärfung geführt haben. Die Sparkassen sollten
mehr Eigenkapital bekommen und widerstandsfähi-
ger werden. Doch das Gegenteil ist passiert. Sie ha-
ben sich verzockt und innerhalb nur weniger Jahre,
gemessen am Bruttoinlandsprodukt der USA,
300 Milliarden Dollar Verluste eingespielt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zu-
rufe Dr. Heiner Garg [FDP] und Wolfgang
Kubicki [FDP])

Die Rechnung zahlten am Ende die amerikanischen
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler.

Aber auch das öffentliche Sparkassenwesen in
Deutschland hat in der Finanzkrise Fehler gemacht
- da muss man ehrlich sein. Trotzdem kann man sa-
gen, dass ohne Sparkassen in öffentlicher Hand
und ohne Genossenschaftsbanken die Folgen der
Finanzkrise in Deutschland wesentlich dramati-
scher gewesen wären, als hätten wir sie nicht ge-
habt.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW - Wolfgang Kubicki [FDP]: Wer
will das beseitigen?)

Lassen Sie es mich hier noch einmal ganz deutlich
sagen: Ein starker öffentlicher Bankensektor ist fi-
nanzpolitisch nachhaltig und ökonomisch ein
großer Standortvorteil. Sparkassen dürfen nicht zu
bloßen Finanzbeteiligungen verkommen. Allein der
Vertrauensverlust, der bei der Bevölkerung entste-
hen würde, hätte massive Folgen.

Die Küstenkoalition will den öffentlichen Gedan-
ken der Sparkassen wieder stärken. Mit unserem
Gesetzentwurf schließen wir das Einfallstor für die
Privatisierung und treffen eine wichtige politische
Grundsatzentscheidung, die uns langfristig vor
Schaden bewahrt. Unsere Sparkassen sind ökono-
misch zu bedeutsam, um sie zu Spekulationsobjek-
ten verkommen zu lassen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Zu-
ruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Es geht darum, das Schlimmste zu verhindern. Des-
halb ist es zwar verfahrenstechnisch - das gestehe
ich ein - nicht besonders schön, aber angesichts der
drohenden Privatisierung dringend geboten, in die-
ser Tagung im Eilverfahren zu handeln.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Welche Privati-
sierung? - Dr. Heiner Garg [FDP]: Welche
Privatisierung denn?)

- Ein Haspa-Einstieg wäre der Beginn einer Privati-
sierung. Das habe ich gerade eben ausgeführt.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wer behauptet
das außer Stegner?)

- Noch viele andere.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wer denn?)

- Ich komme noch dazu. Wir begrüßen ausdrücklich
- das hat der Kollege Dr. Stegner auch schon ge-
sagt -, dass sowohl der Präsident des Sparkassen-
und Giroverbands Schleswig-Holstein, Herr Boll -
den ich hier herzlich begrüße; er ist anwesend -, als
auch der Präsident des Deutschen Sparkassen- und
Giroverbands, Herr Fahrenschon, unsere Gesetzes-
änderung unterstützen.

(Zuruf Wolfgang Kubicki [FDP])

Ich nehme dazu Stellung, wie sie sich zu aktuellen
Gesetzentwürfen verhalten. Sie haben gestern beide
sehr deutlich gemacht, dass wir den richtigen Weg
gehen.

(Wolfgang Kubicki [FDP]: Wo denn? Wo
nehmen Sie das her?)

Was sie vor ein paar Jahren gesagt haben, war vor
ein paar Jahren. Jetzt unterstützen sie unsere Ge-
setzentwürfe. Es mag sein, dass Ihnen das nicht
passt, aber das ist die finanzpolitische Realität in
Schleswig-Holstein und darüber hinaus.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Wir wären natürlich schlecht beraten, nähmen wir -
darauf ist der Kollege Stegner auch eingegangen -
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die Sorgen der Angestellten der Sparkasse in Ho-
henwestedt nicht ernst. Das ist nichts, was wir ne-
benbei irgendwie abtun, sondern in der Debatte
sehr ernst nehmen. Wir können in der Debatte deut-
lich sagen, dass wir sie unterstützen, auch wenn wir
in dieser Frage zurzeit eine andere Meinung haben.
Sparkassen haben unsere Unterstützung als öffentli-
che Arbeitgeber.

Ich möchte noch eines zu dem Personalrat der Spar-
kasse Hohenwestedt sagen. In dem Brief, den er
den Fraktionsvorsitzenden, aber auch den finanzpo-
litischen Sprechern geschrieben hat, macht er unter
Punkt 4 selbst deutlich, dass er sich die Möglichkeit
einer Rückabwicklung der Haspa-Klausel offenhal-
ten will.

(Johannes Callsen [CDU]: Das steht im Ge-
setz! - Wolfgang Kubicki [FDP]: Das steht
im Gesetz! - Johannes Callsen [CDU]: Aus
gutem Grund!)

Sie sagen nur: Lasst erst einmal die EU entschei-
den. Unsere Einschätzung ist: Dann ist es zu spät.
Das ist der Unterschied. In der Sache gibt es keinen
Unterschied zwischen unserer Auffassung und der
des Personalrats in Hohenwestedt, der sich selbst in
seinem Brief als eine Option den Weg offenhält,
den wir jetzt gehen.

(Widerspruch CDU)

Das heißt, wir haben Dissens in der Zeitperspekti-
ve, aber nicht grundsätzlich.

Einfach nur die Tür zuzuschlagen, wäre zu einfach.
Wir stehen jetzt in der Pflicht, zusammen mit den
Sparkassen - auch so lese ich die Stellungnahmen
der beiden Sparkassenverbände - nach Alternativen
zu suchen. Dafür haben wir nicht unendlich viel
Zeit, weil die Lage bei drei der 14 Sparkassen in
Schleswig-Holstein sehr angespannt ist.

Die Kapitaldecke wird immer dünner, beispielswei-
se wegen der hohen Abschreibungen auf die Betei-
ligungen an der HSH Nordbank im dreistelligen
und bei der Landesbank Berlin im zweistelligen
Millionenbereich. Hinzu kommen neue Eigenkapi-
talanforderungen und Basel III. Wann genau sie
verbindlich werden, ist noch nicht ganz klar, doch
dass sie kommen werden, ist sicher.

Ich weise einen Vorwurf scharf zurück, Herr Koch
und Herr Garg, der in den vergangenen Tagen von
der Opposition immer wieder erhoben wurde. Das
ist die Frage, was Ihr Haspa-Gesetz bisher eigent-
lich erreicht hat. Ist das Haspa-Gesetz so, wie es
derzeit vorliegt, in der Eigenkapitalfrage eine Lö-
sung gewesen? Da muss man doch sagen, dass das

bisher gar nicht der Fall gewesen ist, weil der einzi-
ge Fall, bei dem es relevant hätte werden können,
nämlich bei der Sparkasse Lauenburg, vom Bun-
deskartellamt gestoppt wurde. Sie sind da auf den
Bauch gefallen. Wir müssen andere Wege gehen.

Etwas Versöhnliches zum Schluss: Es lohnt sich,
über den CDU-Vorschlag, der auf dem Tisch liegt,
weiter nachzudenken. Das kann ein Schritt sein, mit
dem wir uns in der weiteren Beratung beschäftigen
werden. Wir müssen auch darüber diskutieren, ob
ein Zusammenschluss zu einer Landessparkasse
oder eine andere Möglichkeit eine Lösung sein
könnte. Dies werden wir gemeinsam mit den Spar-
kassen diskutieren. Auch die Frage, ob die Bildung
von Stammkapital der einzige und richtige Ausweg
ist, um die Eigenkapitalbasis zu stärken, muss in
der Folge beantwortet werden.

Der Kollege Stegner hat sehr deutlich gemacht,
dass wir das aufgrund der Eile in zwei Schritten
machen müssen. Das werden wir tun. Wir werden
im Laufe dieser Tagung einen wichtigen Beschluss
treffen. Das ist der Anfang und nicht der Abschluss.
Über alle anderen Fragen werden wir in den näch-
sten Wochen und Monaten intensiv mit den Spar-
kassen, aber auch mit anderen Akteuren im Finanz-
sektor, beispielsweise auch aus der Wissenschaft -
da gibt es kluge Köpfe, die man zu den Folgefragen
anhören kann -, beraten. In dieser einen Frage müs-
sen wir dringend handeln, bevor es zu spät ist. Des-
wegen stehen wir komplett hinter dem Verfahren
und tun dies mit gutem Gewissen.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die FDP-Fraktion hat deren Vorsitzender, Herr
Abgeordneter Wolfgang Kubicki, das Wort.

Wolfgang Kubicki [FDP]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Ich gehöre mittlerweile seit über 20 Jahren diesem
Hohen Hause an. Aber mir ist eine Debatte mit so
vielen Unwahrheiten, mit so viel Unwissenheit und
so vielen bewussten Täuschungen nicht bekannt.
Wir diskutieren heute nicht über die Möglichkeit ei-
ner Privatisierung von Sparkassen, sondern wir re-
den einzig und allein davon, dass den Sparkassen
in diesem Land mit einer Minderheitsbeteiligung
von 25,1 % anderer Sparkassen eine langfristige
Überlebensperspektive geboten werden kann, und
nicht mehr.
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(Beifall FDP)

Lassen Sie mich, bevor ich in die Debatte einsteige,
zwei Äußerungen ansprechen, über die ich mich in
den vergangenen Tagen sehr geärgert habe und
über die ich mich heute auch noch geärgert habe,
Herr Dr. Stegner. Man darf in der Sache anderer
Auffassung sein, man darf auch darüber Argumente
austauschen, ja sogar streiten. Aber man darf dabei
nicht historische Errungenschaften infrage stellen.
Das haben Sie zweimal gemacht. Erstens wurde
durch plumpe und ungerechtfertigte Anmerkungen
über die Haspa die von Ihnen immer so hochgehal-
tene Zusammenarbeit mit Hamburg beschädigt, und
zweitens werden Rechtsprechungen des Europäi-
schen Gerichtshofs von Ihnen ständig diffamiert,
nur weil sie Ihnen nicht passen. Das ist nicht mein
Rechtsstaatsverständnis.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, beides gehört sich
für achtbare Demokraten nicht. Ich hätte mir gern
das eine oder andere Wort aus der Regierungskoali-
tion gewünscht. Das hat das Maß des Anstandes
nach meiner Auffassung bei Weitem übertroffen.

(Beifall FDP)

Nun zur Sache. Viele Sparkassen befinden sich be-
reits heute in einer Schieflage. Schwere Manage-
mentfehler, eine unprofessionelle und unzureichen-
de Aufsicht und Überwachung - übrigens auch
durch den Sparkassen- und Giroverband Schleswig-
Holstein - sowie hohe Abschreibungen an ihren Be-
teiligungen bei der HSH Nordbank und der Landes-
bank Berlin haben viele Sparkassen in unserem
Land in eine fast aussichtlose Notlage gebracht.
Der hohe Abschreibungsbedarf bei der HSH Nord-
bank resultiert auch aus einer unzureichenden
Überwachung des Aufsichtsrats - Herr Dr. Stegner!
- vor dem Jahr 2008. Es waren Sozialdemokraten,
die aus der Landesbank eine Aktiengesellschaft ge-
macht haben. Das waren nicht wir, das waren Sie,
die Sie jetzt vehement gegen private Rechtsformen
auftreten. Mit welcher Überheblichkeit sich manche
heute hier aufblasen, obwohl sie selbst maßgeblich
an diesem Dilemma beteiligt waren, ist wirklich
kaum zu glauben.

Verwunderlich ist auch, dass die Regierungsfraktio-
nen an der Möglichkeit festhalten wollen, dass eine
Bildung von Stammkapital auch künftig möglich
sein soll. Ich kann mich an eine Debatte erinnern,
Herr Dr. Stegner, in der Sie und andere erklärt ha-
ben, die Bildung von Stammkapital sei das Einfalls-
tor für Privatisierung, das sei eigentlich ganz
schlimm, öffentlich-rechtliche Sparkassen brauch-
ten kein Stammkapital. Das aber halten Sie in dem

Gesetz, und ich bin gespannt, wie der Präsident des
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes den an-
deren Sparkassen in Deutschland erklären will, dass
der DSGV nun mittlerweile diese Form der Stamm-
kapitalbildung für ein wunderbares Modell in ganz
Deutschland hält.

Noch in der letzten Legislaturperiode haben Sie das
als ein „wesensfremdes Merkmal“ der Sparkassen
bezeichnet. Ich würde gern wissen, warum sich die-
ses wesensfremde Wesen auf einmal zu einer natür-
lichen Spezies entwickelt hat.

Die Eigenkapitalquote vieler Sparkassen im Land
bewegt sich bereits heute am Rande der gesetzli-
chen und aufsichtsrechtlichen Mindestkapitalanfor-
derungen. Durch Basel III werden diese Eigenkapi-
talforderungen bis 2014 sukzessive sehr stark an-
steigen. Zugleich müssen viele Kredite mit einem
höheren Eigenkapitalanteil der Sparkasse hinterlegt
werden.

Die Sparkassen müssen nun innerhalb weniger Jah-
re ihre Eigenkapitalquote massiv steigern. Das geht
durch folgende Möglichkeiten: durch die Bildung
einer Gewinnrücklage, das heißt, höhere Einbehal-
tung der Nettoerträge, wie hoch auch immer diese
im Zweifel ausfallen mögen. Dies wäre nur zu ei-
nem geringen Teil möglich, hätte aber zugleich
massive Konsequenzen für das kulturelle und sport-
liche Leben in den Regionen. Die von den Sparkas-
sen bezeichnete Bürgerdividende würde in vielen
Fällen ganz entfallen.

Eine Beteiligung am Stammkapital durch andere
öffentlich-rechtliche Sparkassen oder deren Träger
ist eine vollkommene Illusion, weil erstens für jede
Sparkasse die erhöhten Eigenkapitalforderungen
durch Basel III eine Herausforderung darstellen.
Zweitens ist die Beteiligung an einer Sparkasse, die
sich in einer Schieflage befindet, betriebswirt-
schaftlich wenig attraktiv und den Gremien kaum
vermittelbar. Drittens sind die Kommunen über-
haupt nicht in der Lage, die erforderlichen Mittel in
der entsprechenden Höhe aufzubringen. Diese be-
wegen sich finanziell auf noch viel dünnerem Eis.
Das haben zum Glück auch Sie, Herr Dr. Stegner,
bei Ihrer Pressekonferenz in der vergangenen Wo-
che bestätigt.

Man kann noch eine Verringerung des Kreditenga-
gements heranziehen. Von allen vorgestellten Lö-
sungsmöglichkeiten wäre dies die schlimmste. Es
würde das Handwerk und die regionale Wirtschaft
mit ihren kleinen und mittleren Unternehmen eben-
so treffen wie die Verbraucher. Viele Sparkassen
wären nicht mehr in der Lage, ihren gesetzlichen
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Aufgaben nachzukommen, die flächendeckende
Versorgung mit kredit- und finanzwirtschaftlichen
Dienstleistungen in der Fläche für die Wirtschaft
und alle Bevölkerungsteile sicherzustellen. Herr
Boll ist ja hier. Ich sage noch einmal: Es ist schön,
dass Sie erklärt haben, dass das, was jetzt vorge-
schlagen wird, in Schleswig-Holstein auch Arbeits-
plätze kosten wird. Vielen Dank für eine solche
Einschätzung.

(Beifall FDP und CDU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Gesetz er-
laubt höchstens eine Beteiligung von 25,1 % und
das nur von Mitgliedern eines regionalen Sparkas-
sen- und Giroverbands, die unter staatlicher Auf-
sicht zur Wahrung sparkassentypischer Aufgaben
verpflichtet sind und Ausschüttungen gemeinnützi-
gen und mildtätigen Zwecken zuführen müssen.
Nur das erlaubt das Gesetz und nichts anderes.
Strenger kann man ein Gesetz nicht fassen. Wo also
ist die hier angebliche Privatisierung von Sparkas-
sen gesetzlich festgeschrieben? - Das wurde auch in
der Anhörung trotz kritischer Nachfragen von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SSW so bestä-
tigt.

Wer nun immer noch beunruhigt ist, den bitte ich
doch, sich vom Innenministerium den genauen
Wortlaut des Vertrages mit der Sparkasse Hohen-
westedt im Innen- und Rechtsausschuss erklären zu
lassen. Im Vertrag zwischen der Haspa und der
Sparkasse Hohenwestedt gibt es eine Klausel, die
garantiert, dass die Haspa im Fall einer erfolgrei-
chen Klage einer Privatbank wieder aussteigen
würde. Für eine Haftungsinanspruchnahme bleibt
kein Raum. Die Haspa bekommt ihr eingezahltes
Kapital zurück, Ende der Fahnenstange. Wo da ein
Schaden für die Bank, für die Kommune oder für
das Land entstehen soll, möge mir einmal jemand
erklären.

(Beifall FDP und CDU)

Es zeigt sich, dass selbst für den äußert unwahr-
scheinlichen Fall des Erfolgs einer Klage Vorsorge
getroffen ist. Eine Rückabwicklung wäre problem-
los möglich. Dem Land würden keine Kosten ent-
stehen.

Dass das Gesetz übrigens kein Teufelszeug ist, ha-
ben auch viele vernünftige Sozialdemokraten aner-
kannt. Im Kreistag des Herzogtums Lauenburg hat
eine Vielzahl sozialdemokratischer Kreisräte, dar-
unter auch der anwesende Landtagsabgeordnete Pe-
ter Eichstädt, im Juni 2011 einer 25,1-prozentigen
Beteiligung der Haspa an der Kreissparkasse Her-
zogtum Lauenburg zugestimmt.

(Beifall FDP)

Glauben Sie wirklich, die örtliche SPD und Herr
Eichstädt hätten dem zugestimmt, wenn das die Pri-
vatisierung der Kreissparkasse Herzogtum Lauen-
burg zur Folge gehabt hätte?

Lassen Sie mich auf die von Ihnen skizzierten Lö-
sungsvorschläge kurz eingehen. Der Lösungsansatz
der Vergangenheit, Konsolidierung durch Fusionie-
rung, hat sich nicht bewährt. Es zeigt sich immer
wieder, dass durch den Zusammenschluss zweier
angeschlagener Institute kein gesundes entsteht.
Solche Fusionen stoßen zudem beim stärkeren Part-
ner auf massiven Widerstand. Warum soll der, der
besser gewirtschaftet hat als der andere, für die
Fehler des anderen aufkommen?

Vielleicht noch ein Hinweis: Herr Dr. Stegner, rei-
ne Größe ist vor allem bei Banken kein Garant für
Erfolg. Wäre das nämlich so, dann würde die
WestLB heute noch bestehen.

(Beifall Dr. Heiner Garg [FDP])

Eine Beteiligung durch den Dachverband der Spar-
kassen, den Deutschen Sparkassen- und Girover-
band, wird europarechtlich schlicht und ergreifend
nicht möglich sein, Herr Dr. Stegner. Der Deutsche
Sparkassen- und Giroverband hat die Rechtsform
eines eingetragenen Vereins. Er ist ein privater Ver-
ein, nicht mehr und nicht weniger. Wer also dem
DSGV die Möglichkeit einräumen will, sich an
Sparkassen zu beteiligen, der kann es anderen Ver-
einen nicht verbieten; weder dem Allgemeinen
Deutschen Automobilclub noch einem Verein, ge-
gründet von einer privaten Bank, der ausschließlich
den Zweck verfolgt, sich an Sparkassen zu beteili-
gen. Wie absurd es ist, was Sie treiben, zeigt die
Tatsache, dass sich der DSGV beteiligen soll, die
Haspa als dessen mittelbares Mitglied jedoch nicht.
Das ist besonders komisch.

(Beifall FDP)

Dieser Gesetzentwurf schwächt die Sparkassen und
stärkt sie nicht. Er gibt ihnen keine Lösungen für
die künftigen Probleme, außer jene, ihr Geschäft
zurückzufahren und das Feld den anderen Banken
zu überlassen. Wer diesem Gesetz zustimmt, der
stärkt nicht das bewährte Drei-Säulen-Bankenmo-
dell, sondern er schwächt es eklatant.

Herr Dr. Stegner, Sie haben in der Pressekonferenz
gesagt: „Landespolitik kann und will nicht die Pro-
bleme der Sparkassen lösen.“ Die Aufgabe der Po-
litik ist es aber doch, pragmatische, zeitgemäße Lö-
sungen für auftretende Probleme zu liefern. Dabei
darf ideologische Verblendung kein Maßstab sein.

Schleswig-Holsteinischer Landtag (18. WP) - 16. Sitzung (neu) - Mittwoch, 23. Januar 2013 1201

(Wolfgang Kubicki)



Ihr Gesetz wird viele Sparkassen im Land ruinie-
ren, das sage ich Ihnen voraus. Sie ruinieren die
Sparkassenlandschaft insgesamt. Deshalb bitte ich
Sie alle: Lassen Sie uns den Gesetzentwurf ausführ-
lich und sorgfältig in einer Anhörung beraten. Sie
sind frei gewählte Abgeordnete. Sie sind einzig und
allein Ihrem Gewissen verpflichtet. Heute geht es
nicht um Gelb, Grün oder Rot, heute geht es um die
Überlebensfähigkeit der Sparkassen, wie Ihnen die
Sparkasse Hohenwestedt ziemlich deutlich gemacht
hat. - Herzlichen Dank.

(Beifall FDP und CDU)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Fraktion der PIRATEN hat Herr Abgeord-
neter Torge Schmidt das Wort.

Torge Schmidt [PIRATEN]:

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen
und Herren! Die Situation der Sparkassen ist, wie
wir heute schon mehrfach gehört haben, drama-
tisch. Scheinbar ist sie aber noch nicht dramatisch
genug, wenn weiterhin Gelder für Einladungen zu
Luxustagungen an politische Entscheidungsträger
verwendet werden können. Verzeihen Sie mir diese
Spitze. Die Einladung des Sparkassen- und Giro-
verbands kommt schon recht komisch, wenn wir
parallel dazu über notleidende Banken diskutieren.

(Beifall PIRATEN)

Es drohen weitere Abschreibungen aufgrund von
Beteiligungen an der HSH Nordbank und der Lan-
desbank Berlin. Die Mindestanforderungen der Ba-
sel-III-Kriterien rücken in weite Ferne. Eine Mög-
lichkeit, diesen wieder näherzukommen, ist die
Bindung neuer Eigenkapitalgeber. Sie können sich
derzeit als 25,1-prozentige Minderheitsbeteiligung
am Stammkapital der schleswig-holsteinischen
Sparkassen beteiligen und so zu einer Erhöhung des
Kernkapitals führen.

Einen Interessenten gibt es bereits, nämlich die
Hamburger Sparkasse. Was noch den Namen ei-
ner Sparkasse trägt, ist in Wirklichkeit eine Aktien-
gesellschaft. Sie wird zu 100 % von der HASPA Fi-
nanzholding gehalten. Diese hält unter anderem
weitere Beteiligungen an der LBS Schleswig-Hol-
stein AG und der Sparkasse zu Lübeck AG.

Ihre einmalige Struktur nach dem alten hamburgi-
schen Recht ist zugleich der Grund für die Beteili-
gungsproblematik. Sie kann zum Einfallstor einer
kompletten Privatisierung dieser Säule des Ban-
kensystems werden. Wir halten entsprechende Kla-

gen auf europäischer Ebene für nicht ausgeschlos-
sen, aber auch nicht für realistisch. Wie die Spar-
kasse Hohenwestedt in ihrem Faktenpapier vom
21. Januar 2013 mitteilte, gehen die Verhandlungen
bereits bis auf das Jahr 2010 zurück. Das Kartell-
amt erteilte seine Genehmigung am 10. Juli 2012.
Die BaFin bestätigte am 10. Dezember 2012, dass
es sich bei den zur Verfügung gestellten Mitteln um
Kernkapital handele.

Die regierungstragenden Fraktionen möchten nun
im Eilverfahren das Sparkassengesetz ändern und
die anstehende Minderheitsbeteiligung der Haspa
bei der kleinen Sparkasse Hohenwestedt abwenden.
Dabei bleiben noch ein paar offene Fragen: Was
bedeutet dies für die bisherige Beteiligung an der
Sparkasse zu Lübeck AG? Möchte die Regierung
auch an diese Struktur langfristig ran und eine
Rückabwicklung der AG bewirken?

Es kann nicht sein, dass eine so weitreichende Ge-
setzesänderung in einer Zwei-Tages-Frist überha-
stet entschieden werden soll. Aufgrund eines Präze-
denzfalls soll nun die komplette Beteiligungsstruk-
tur über den Haufen geworfen werden.

(Beifall PIRATEN, FDP und vereinzelt
CDU)

Die weitreichenden Auswirkungen auf die Struktur
der Sparkassen und die Stabilität des Bankensys-
tems können nicht über ein Eilverfahren im Parla-
ment ignoriert werden. In jedem geordneten Ver-
fahren würde man zunächst die Bankenaufsicht,
bestehend aus BaFin und Bundesbank, anhören.

Der vorliegende Gesetzentwurf der CDU-Fraktion
sieht - wenn auch schön umschrieben - eine Umge-
hung von Basel III vor. Stille Einlagen sollen durch
die Anteile am Stammkapital substituiert werden.
Entscheidend dabei ist, dass sich nicht die Finanz-
geber ändern sollen, sondern ihr Mitspracherecht.
Bisher sahen die Fraktionen keinen Anlass, die
Struktur der stillen Einlage zu kritisieren. Dies al-
lein zu tun, um die Rahmenbedingungen von Basel
III zu umgehen und die Kriterien zu erfüllen, kann
nicht ernsthaft unsere Zustimmung erhalten.

(Beifall PIRATEN, FDP und vereinzelt
CDU)

Basel III wurde entwickelt, um den Bankensektor
und die Bankenstruktur nachhaltig zu stärken und
zu stabilisieren. Schon bei der Einführung soll nun
getrickst werden. Ich dachte, die HSH Nordbank
reicht uns diesbezüglich.

Es gibt aber noch eine zweite Problematik, die ge-
gen den Vorschlag spricht, dass sich der Deutsche
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Sparkassen- und Giroverband sowie die regiona-
len Mitgliedsverbände nun auch am Stammkapital
beteiligen können: Im Gegensatz zu einzelnen
Sparkassen ist der Verband in der Lage, flächen-
deckend Beteiligungen einzugehen. Das vorgesehe-
ne Stimmrecht und die gegenseitige Einflussnahme
werden dazu führen, dass sich langfristig in allen
Sparkassen mit einer solchen Beteiligungsstruktur
eine gleiche Geschäftspolitik durchsetzen wird, und
zwar trotz der Minderheitsbeteiligung. De facto
nehmen der Gleichklang und die Verknüpfung der
Institute zu.

Können Sie ausschließen, dass es so zu einer indi-
rekten Fusion kommt? Welche Auswirkungen dies
auf das systemische Risiko - „too connected“ oder
sogar „too big to fail“ - und auf die Bankenstabilität
hätte, muss ich Ihnen doch nicht erklären. Der gut
gemeinte Vorschlag kann leider auch zum Bume-
rang werden.

(Beifall PIRATEN)

Wie Sie sehen, gibt es noch viele offene Fragen, die
im Raum stehen. Vieles müsste in einem ordentli-
chen Anhörungsverfahren geklärt werden. Man
kann zum Beispiel über eine Befristung des Ent-
wurfs der Regierung nachdenken. Damit würden
wir uns Zeit verschaffen, um ausführlich über die
Auswirkungen der vorhandenen Gesetzentwürfe zu
sprechen.

(Beifall PIRATEN)

Jetzt aber hier einen Blindflug der regierungstra-
genden Fraktionen zu unterstützen, der im Hau-
ruckverfahren durchgesetzt werden soll, kann ich
mit meinem Gewissen nicht vereinbaren. Eigentlich
müsste man das komplette Verfahren im Ausschuss
boykottieren; aber ich bin ein gesitteter Mensch.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Für die Abgeordneten des SSW hat der Abgeordne-
te Lars Harms das Wort.

Lars Harms [SSW]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Ungefähr die Hälfte aller Bürger in Schles-
wig-Holstein sind Kunden einer Sparkasse. Die
Sparkassen finanzieren jede zweite Existenzgrün-
dung in Schleswig-Holstein, auch im ländlichen
Raum. Mit über 55 % im Jahr 2012 liegt der
Marktanteil der Sparkassen über dem aller ande-
ren Bankengruppen im Land, wenn es um Kredite

an Unternehmen und Selbständige geht. Mit ihrem
regionalen Profil sind sie selbstverständlich in allen
Regionen des Landes vertreten und für alle Bürger
zugänglich, und das nicht nur im pragmatischen
Sinne.

Die Sparkassen sind das Rückgrat der Geld- und
Kreditversorgung der überwiegend mittelständi-
schen Wirtschaft, des Handwerks und natürlich
auch der Privatkunden. Die Sparkassen gehören un-
bestritten zum täglichen Leben bei uns im Land.
Wir als Küstenkoalition wollen die Sparkassen - in
diesem Fall die öffentlich-rechtlichen - in unserem
Land schützen. Gerade weil die Sparkassen nicht
privatisiert, sondern überwiegend in öffentlicher
Hand sind, können sie ihre Geschäftspolitik sehr
viel stärker auf die regionale Wirtschaft und den
Mittelstand ausrichten als die Privatbanken der
großen deutschen Kreditanstalten.

Die Sparkassen unterscheiden sich in ihrer Ge-
schäftspolitik von privaten Banken. Sie sind nicht
rein renditeorientiert, und sie sind flächendeckend
vertreten, insbesondere in ländlichen Regionen. Vor
allem unterscheiden sich die Sparkassen aber von
vielen anderen Großbanken durch das Regional-
prinzip und durch die Gemeinwohlorientierung,
welche gesetzlich verankert ist.

Wir wollen die Sparkassen vor einer Privatisierung
bewahren, und das lieber heute als morgen. Schon
lange ist das Interesse der Haspa bekannt. Nun liegt
der Antrag vor. Wir haben es also auf Papier,
schwarz auf weiß. Deshalb besteht hier und heute
Handlungsbedarf. Schon 2010 haben wir als SSW
uns zu diesem Thema positioniert. Im Koalitions-
vertrag ist unser Nein zur Privatisierung fixiert. Der
politische Wille ist also keineswegs eine Überra-
schung.

Grundsätzlich haben wir vom SSW natürlich nichts
gegen die Haspa an sich; im Gegenteil: Wir halten
sie für ein verantwortungsvoll wirtschaftendes In-
stitut. Doch in diesem Fall ist Vorsicht geboten.
Wir brauchen jetzt eine Korrektur des Sparkassen-
gesetzes. Man könnte es auch, wie mein Kollege
Stegner das schon formuliert hat, Gefahrenab-
wehrgesetz nennen.

Das jetzige zügige Handeln sind wir nicht nur den
Sparkassen schuldig, sondern - das vergisst man
immer leicht - auch allen anderen Ländern in der
Bundesrepublik. Die Haspa ist rechtlich ein echter
Sonderfall. Sie ist weder eine öffentlich-rechtliche
Sparkasse noch eine Privatbank. Zur Erinnerung:
Die Hamburger Sparkasse ist eine AG, die Finanz-
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holding darüber ist eine Gesellschaft, die nach al-
tem Hamburger Recht ihre Geschäfte betreibt.

Bisher gibt es von der EU nur Einschätzungen be-
züglich der Kategorisierung der Haspa. Es ist je-
doch nicht auszuschließen - das ist das Entschei-
dende -, dass die Haspa als eine Privatbank angese-
hen wird. Mit dem Argument der Wettbewerbsbe-
nachteiligung könnten sich dann aber andere Ban-
ken wie zum Beispiel die Deutsche Bank bei der
EU einklagen. Damit wäre das Sparkassenwesen in
ganz Deutschland auf den Kopf gestellt.

An dieser Stelle müssen wir uns auch einmal Ge-
danken darüber machen, was bei einer solchen Kla-
ge von Privatbanken passiert. Was wird die Euro-
päische Kommission darauf antworten? Wird die
EU den Klägern recht geben? Wenn ja, dann müss-
te das Gesetz beziehungsweise die Kooperation
zwischen der Haspa und den Sparkassen rückgän-
gig gemacht werden. Dass das geht, ist klar. Aber
wie das finanziert werden soll, weiß kein Mensch.
Das ist eine Schwäche der jetzigen Gesetzesgrund-
lage. Es ist schön, dass gesagt wird, dass man rück-
abwickeln kann, dass das Kapital der Haspa in ei-
nem solchen Fall wieder abgezogen werden könnte.
Aber das sind 25 % der Anteile. Das ist eine Menge
Geld. Das sind nicht nur ein paar Hunderteuro-
scheine, sondern dabei geht es um Millionen. Ob
die Kommunen als Träger dieses Geld bezahlen
könnten, wage ich zu bezweifeln. Und dass kurzfri-
stig ein Weißer Ritter erscheint und sagt: „Ich gebe
da Geld rein“, glaube ich auch nicht. Deshalb ist es,
wie ich finde, nur fair und sauber, wenn man vorher
eine gesetzliche Regelung schafft, die dieses Pro-
blem aus der Welt schafft. Wir werden das tun.

(Beifall SSW und Dr. Marret Bohn [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Was bedeutet also die mögliche Privatisierung
einzelner Sparkassen durch die Hintertür? In die-
sem Fall würde sich demzufolge eine Privatbank
Anteile an einer Sparkasse hier im Land kaufen.
Mit einem Anteil von beispielsweise 25 % hätte die
Privatbank als Teilhaberin einen bedeutenden Ein-
fluss auf die Geschäfte der Sparkasse. Die kommu-
nalen Sparkassen würden dann extrem unter Druck
geraten, und sie müssten ihre Geschäftspolitik auf
mehr Renditeorientierung umstellen. Aus der Ban-
kenkrise der Vergangenheit haben wir aber eines
gelernt, nämlich, dass das genau der falsche Weg
ist. Die Sparkassen sind zu einem großen Teil gut
durch diese Krise gekommen, weil sie eben nicht
eine so immense Renditeorientierung hatten wie die
Privatbanken.

Ich halte also fest: Die eigenständige Geschäftspo-
litik der Sparkasse wäre passé, und eine charakter-
lose Pseudo-Sparkasse stünde demnach vor der Tür,
die sich nur noch scharf am Gewinn orientieren
würde, auf Druck eines Anteilseigners, einer priva-
ten Bank. Ich glaube, das ist genau das, was wir
nicht haben wollen. Deswegen wollen wir heute
schnell diesen Schritt gehen, damit dies überhaupt
nicht erst in Erwägung gezogen werden kann.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Der SSW möchte ein solches Szenario nicht mittra-
gen. Doch was sind die Alternativen, um unsere
Sparkassen zu schützen und zu unterstützen? - Im
Antrag der CDU wird eine Möglichkeit beschrie-
ben. Das ist aber nicht die einzige Möglichkeit. Ei-
ne ordentliche Anhörung, in der alle Anregungen
diskutiert werden können, kann anhand des CDU-
Gesetzentwurfs durchgeführt werden. Beispiels-
weise bestünde die Gelegenheit zur Fusion der
Sparkassen in Schleswig-Holstein. Das müssen und
können die Sparkassen faktisch aber nur selbst ent-
scheiden. Wir von der politischen Seite dürfen die
Entschlusskraft und die Verantwortlichkeit der
Sparkassen nicht antasten. Jedoch können wir den
Weg bereiten, um eventuelle Fusionierungen zu er-
leichtern.

Natürlich können die jeweiligen Sparkassen sich
auch selbst Anteile von anderen Sparkassen ver-
schaffen. Das ist schon jetzt für schleswig-holstei-
nische Sparkassen möglich. Vielleicht ist es eine
Option, diese Möglichkeiten auch für Sparkassen
außerhalb von Schleswig-Holstein zu eröffnen. Au-
ßerdem könnte darüber debattiert werden, ob die
Kommunen sich stärker am Stammkapital beteili-
gen wollen beziehungsweise ob sie dies überhaupt
können.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen,
dass es ohne unsere Sparkassen im Land nicht geht
und schon gar nicht mit eigenkapitalschwachen
schleswig-holsteinischen Sparkassen. Der Aspekt
der Privatisierung ist die eine Sache, zukunftsorien-
tierte Sparkassen aber eine andere.

Heute werden wir handeln, um eine Privatisierung
in wirklich jedem Fall zu verhindern. Danach wer-
den wir mit den Kommunen und den Sparkassen,
lieber Kollege Arp, darüber reden, welche Möglich-
keiten sie haben, ihre Situation zu verbessern und
welche gesetzgeberischen Schritte hierfür notwen-
dig sind. Diesbezüglich sind wir uns nicht nur mit
dem Sparkassen- und Giroverband in Schleswig-
Holstein, sondern auch auf Bundesebene einig - ge-
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nauso wie wir uns einig sind, was den Schutz vor
Privatisierung angeht.

Wenn Sie von der CDU und der FDP uns nicht fol-
gen wollen, nehmen Sie sich wenigstens die Stel-
lungnahmen der beiden großen Verbände noch ein-
mal vor, die sich eindeutig für unseren Weg ausge-
sprochen haben. Sie bestärken uns darin, dies mög-
lichst schnell zu tun. Wenn Sie nicht auf uns hören
wollen, dann hören Sie wenigstens auf die Verbän-
de der Sparkassen. Damit würden Sie etwas Gutes
tun. Dann können Sie vielleicht doch noch zustim-
men.

(Beifall SSW, SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Wir kommen jetzt zu den Dreiminutenbeiträgen. -
Das Wort hat zunächst der Abgeordnete Tobias
Koch von der CDU-Fraktion.

(Zuruf SPD: Abschiedssinfonie!)

Tobias Koch [CDU]:

Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und
Herren! Herr Dr. Stegner, Sie haben in Ihren Aus-
führungen vorhin behauptet, die damaligen Regie-
rungsfraktionen hätten, angetrieben von der FDP,
die Privatisierung der öffentlich-rechtlichen
Sparkassen betrieben. Das ist eine ungeheuerliche
Unterstellung, Herr Dr. Stegner, die ich hier in aller
Schärfe zurückweise.

(Beifall CDU und FDP)

Sie selbst haben heute Morgen sehr empfindlich
reagiert, als verallgemeinernd davon gesprochen
wurde, die damalige Opposition hätte das Pairing-
Verfahren nicht eingehalten. Sie haben sehr großen
Wert darauf gelegt, dass die SPD in diese allgemei-
ne Formulierung nicht einbezogen wird. Hier be-
haupten Sie ganz bewusst, die CDU-Fraktion hätte
die Privatisierung der Sparkassen betrieben; denn
es gab neben der FDP-Fraktion nur die CDU-Frak-
tion als Regierungsfraktion. Herr Kollege Dr. Steg-
ner, Sie werden nicht ein einziges Zitat finden, kei-
ne einzige Aussage, keine einzige Abstimmung,
keine Willensbekundung unsererseits, die belegt,
dass wir die Privatisierung unserer öffentlich-recht-
lichen Sparkassen zum Ziel hatten.

Wir haben uns immer für öffentlich-rechtliche
Sparkassen und für deren Stärke eingesetzt. Wir
wollten starke regionale Sparkassen, mitnichten ei-
ne Privatisierung. Unterschiedliche Rechtsauffas-

sungen haben wir, das mag sein. Ihre gesamte Ar-
gumentation basiert auf einem theoretischen
Schreckgespenst, dass Sie hier auf der Grundlage
einer vielfachen Unterstellung aufbauen.

Sie unterstellen erstens, die Hamburger Sparkasse
gehöre nicht dem öffentlichen Sektor an, obwohl
Sie keine privaten Eigentümer hat und obwohl sie
dem Allgemeinwohl verpflichtet ist. Zweitens un-
terstellen Sie, es gäbe Privatbanken, die versuchen
würden, sich im Falle einer Haspa-Beteiligung ein-
zuklagen. Drittens unterstellen Sie, dass der EuGH
diesen Privatbanken recht gäbe. Viertens unterstel-
len Sie, dass die extra auf unser Anliegen hin einge-
baute Rückabwicklungsklausel im Sparkassenge-
setz in einem solchen Fall nicht griffe. - Das ist das
theoretische Gebäude, das Sie aufbauen und mit
dem Sie hier versuchen, Ihr Schreckgespenst einer
drohenden Privatisierung zu begründen.

Eigentlich ist es nicht wert, hier weiter auf diese fa-
denscheinige Argumentation einzugehen. Dass Sie
uns aber unterstellen, wir betrieben aktiv eine Pri-
vatisierung der öffentlichen Sparkassen, ist wirklich
unanständig und zeigt, auf welch schwacher Basis
Ihre Argumentation steht und dass Sie es nötig ha-
ben, zu solchen Argumenten zu greifen. Ich erwarte
dazu hier und jetzt eine Klarstellung von Ihnen.

(Zurufe SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Zu einem weiteren Dreiminutenbeitrag hat der Vor-
sitzende der SPD-Fraktion, Dr. Ralf Stegner, das
Wort.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und
Herren! Die Tatsache, dass die Reihen hier so aus-
sehen, wie sie aussehen, sprechen wirklich für sich
selbst. Dass Sie hier vor leeren Rängen sitzen, zeigt
die Glaubwürdigkeit Ihres Engagements für die Sa-
che, meine sehr verehrten Damen und Herren.

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Frage des
Abgeordneten Kubicki?

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Wenn Sie die Uhr anhalten, ja.

Wolfgang Kubicki [FDP]: Es geht nicht um
eine Zwischenfrage, sondern um eine Bemer-
kung, Herr Dr. Stegner. Vielleicht nehmen
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Sie freundlicherweise zur Kenntnis - es
kommt bei Ihnen nämlich auch vor -, dass
wir in fast allen Kreisverbänden bei uns heu-
te Abend Parteitage für die Aufstellung der
Kandidaten zur Kommunalwahl und der Di-
rektkandidaten zur Bundestagswahl haben.

- So viel Parteitage, meine sehr verehrten Damen
und Herren, wie hier Abgeordnete auf der rechten
Seite fehlen, kommen im ganzen Jahr nicht zusam-
men. Das können Sie mir nicht erklären. Schauen
Sie einmal, wie leer die Reihen sind. Nein, das ist
erstens ein Punkt, der die Glaubwürdigkeit dessen,
was Sie hier ausgeführt haben, sehr infrage stellt.

Zweitens möchte ich sagen: Die Behauptung, die
hier aufgestellt wurde, ich hätte mich negativ über
die Haspa geäußert, ist falsch. Ich habe kein einzi-
ges negatives Wort über die Hapsa gesagt, sondern
festgestellt: Wir haben überhaupt nichts gegen die
Haspa. Allerdings ist die Gefahr, die damit verbun-
den ist, das Problem.

Übrigens hat der Präsident des DSGV zu mir ge-
sagt, er habe die Haspa gebeten, den Vorgang Ho-
henwestedt nicht zu beschleunigen, damit man in
Ruhe prüfen kann, was das heißt. Das hat die Haspa
abgelehnt und gesagt: Wir wollen das jetzt mit aller
Kraft durchziehen. Deswegen sagt Herr Fah-
renschon: Kümmern Sie sich darum, dass es mög-
lichst schnell geht, dass diese Gefahr ausgeräumt
wird. - Das ist der Sachverhalt, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren.

Im Übrigen muss ich Ihnen sagen: Es ist der zweite
Vorgang, bei dem Sie uns eigentlich vorschlagen,
einen Sonderweg Schleswig-Holsteins gegen 15
andere zu gehen. Ich sage Ihnen: Das ist falsch. Wir
wollen keine Sonderregel, sondern wir wollen bei
diesem und anderen Themen in der öffentlich recht-
lichen Familie in Deutschland insgesamt bleiben.

(Beifall SPD)

Drittens ist es natürlich auch falsch, zu sagen, dass
die Sparkassen insgesamt in einer problemati-
schen Situation seien. Das sind sie nicht. Einzelne
haben - das ist wahr - Probleme, anderen geht es
prächtig. Herr Fahrenschon hat zu mir gesagt: Wir
lösen die Probleme der Sparkassen in der S-Gruppe
selbst, denn das Modell der Sparkassen, nicht auf
hohe Renditeerwartungen aus zu sein, sondern ein
Modell für Privatkunden sowie kleine und mittlere
Unternehmen zu betreiben, ist ein Erfolgsmodell,
um das wir weltweit beneidet werden. Das wollen
wir nicht kaputtmachen und nicht durch artfremde
Einflüsse von Privaten ruinieren. Das ist der Punkt,

um den es uns geht, und dafür treten wir hier auch
ein.

Ich will noch eines sagen: Das Restrisiko mag
klein sein. Das mag sein. Ich kann das nicht beur-
teilen. Fünf Juristen, sechs Meinungen! Die Scha-
denhöhe aber ist, wenn das eintritt, groß. Wir haben
das zu verhindern. Das ist der Punkt, um den es uns
hier geht.

Ich lasse mich von Ihnen auch nicht zum Antieuro-
päer stempeln, wenn ich hier europäische Ge-
richtsurteile kritisiere. Das Recht haben wir; denn
es ist natürlich so, dass die Mehrheiten in Europa
leider neoliberal sind. Auch in den Gerichtsurteilen,
die da gefällt werden und wo in der Tat Wettbe-
werbsfundamentalismus zu sehen ist, kommt das
zum Ausdruck. Immer, wenn es um öffentlich-
rechtlichen Rundfunk, um Wohlfahrtsverbände und
auch um Sparkassen geht, gibt es etwas, was Sie
gerne ändern wollen. Wir sind der Meinung, dass
das verteidigt werden muss.

Ich will noch ein Letztes sagen: Ich habe mit dem
Vorstandsvorsitzenden der HASPA Finanzholding
gesprochen und ihn gefragt, ob er uns denn das Ri-
siko abnehmen und - in Kenntnis des Vertrages mit
Hohenwestedt, den wir gesehen haben - so eine Art
Lebensversicherungspolice bei der Rückabwick-
lung ausstellen würde. Er sagte, er halte das Risiko
zwar für klein, sei aber - obwohl die sonst Risikofi-
nanzierungen machen - nicht willens, uns das abzu-
nehmen. Das spricht doch nur dafür, dass wir mit
unserer Befürchtung recht haben.

Ich muss Ihnen ehrlich sagen: Vorsicht ist besser,
als am Ende den Scherbenhaufen aufzukehren, den
wir hätten, wenn wir uns auf den Weg einließen,
den CDU und FDP hier vorhaben zu gehen.

Es ist durchsichtig, was Sie hier versuchen. Wenn
Sie glauben, Sie könnten das mit irgendwelchen
parlamentarischen Mätzchen verhindern, täuschen
Sie sich. Wir werden das machen, was die Kollegen
Harms und Andresen hier gesagt haben. Die Koali-
tion ist hier komplett einig. Der Innenminister wird
sicher auch noch etwas zu den Risiken zu sagen ha-
ben. Sie werden uns daran nicht hindern - und wenn
Sie noch so viel Klamauk veranstalten.

(Beifall SPD)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort hat jetzt für die SPD-Fraktion der Abge-
ordnete Thomas Rother.
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Thomas Rother [SPD]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Schade, dass Herr Koch jetzt weg ist. Er kann das
aber auch alles nachlesen. Sonst hätte ich ihn gerne
noch einmal darauf hingewiesen, was das Ergebnis
der Anhörung gewesen ist, die vor gut drei Jahren
stattgefunden ist. Danach ist nämlich die Haspa
nach Entscheidung des Bundesverwaltungsgerich-
tes eindeutig dem privaten Sektor zuzuordnen.
Auch die Mitteilung der EU-Kommission, die viel-
leicht in seinen Unterlagen ist, weist deutlich darauf
hin, dass die Haspa wohl dem privaten Sektor zuzu-
ordnen ist. Das ist das eine.

Bei dem anderen geht es um die Frage: Warum ist
es denn nun die Sparkasse Hohenwestedt? Es sind
Sparkassen gewählt worden. Vorher war es - wie
der Kollege Eichstädt immer korrekt sagt - die
Kreissparkasse des Herzogtums Lauenburg, die für
eine Haspa-Beteiligung ausgewählt worden ist.
Das ist also keiner der berühmten Stützungsfälle,
sondern es ist natürlich eine Sparkasse gewählt
worden, der es gut geht, eben um diesen Stein ins
Rollen zu bringen, der dann weitere Steine zum
Fallen bringen soll.

Wenn die Träger der Sparkasse in Hohenwestedt
die Rückabwicklung auch finanzieren und das so-
gar zusichern könnten, frage ich mich zum einen:
Warum stecken Sie das dann nicht ins Eigenkapital
der Sparkasse? Ich möchte auch gern die Debatte
erleben, wenn so etwas beispielsweise bei der Spar-
kasse Südholstein passieren würde. Es würde ge-
fragt werden, wo dann das Geld herkommen soll.

Ich bin Herrn Kubicki im Prinzip dankbar für all
die Punkte, die er hier in Bezug auf weitere Lö-
sungsmöglichkeiten hinsichtlich der Krise der Spar-
kasse genannt hat. Es ist natürlich so, wie Herr
Koch in seiner Presseerklärung vom 11. Januar
2013 beschrieben hat, dass der von der Regierungs-
fraktion vorgelegte Gesetzentwurf offenkundig al-
lein dazu diente, den Einstieg der Haspa bei der
Sparkasse Hohenwestedt zu verhindern. Das
stimmt. Mehr ist es tatsächlich nicht. All die Punk-
te, die angesprochen worden sind, Herr Kubicki,
sollten wir im weiteren Verfahren - meinetwegen
auch mit 36 oder 37 Anzuhörenden - in aller Ruhe
und mit aller Sorgfalt beraten können. Dabei geht
es unter anderem auch um den Vorschlag, den die
CDU gemacht hat, natürlich auch um die Frage der
Beteiligungsmöglichkeit anderer öffentlich-rechtli-
cher Sparkassen.

Weiter geht es um die Frage, inwieweit eine Betei-
ligung das Wesen der Sparkasse - von der Gemein-

wohlorientierung hin zu einer Renditeorientierung -
verändern würde. Auch ging es um mögliche Fusi-
on und so weiter, und so fort. - Das sollten wir dann
auch mit dem CDU-Gesetzentwurf machen und es
zum Anlass nehmen, das, was wir eigentlich vor-
hatten - nämlich eine Evaluation des Sparkassenge-
setzes vorzunehmen -, auch tatsächlich durchzufüh-
ren. - Vielen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Patrick Breyer
von der Piratenfraktion.

Dr. Patrick Breyer [PIRATEN]:

Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen!
Eine Aussage von Herrn Dr. Stegner kann ich so
nicht stehen lassen. Sie haben eben erklärt: Wenn
es in Europa eine konservative Mehrheit gebe, dann
sei es kein Wunder, dass der Europäische Ge-
richtshof entsprechend entscheide. Eine solche Un-
terstellung, dass politische Mehrheiten bei unab-
hängigen Gerichten eine Auswirkung auf die
Rechtsprechung hätten, kann ich nur mit aller Ent-
schiedenheit zurückweisen.

(Beifall PIRATEN, CDU und FDP)

Wenn es aber so wäre, dass politische Ernennungen
die Gefahr einer Einflussnahme in sich bergen wür-
den, würde ich Sie hier in aller Deutlichkeit auffor-
dern, bei der Ernennung des nächsten Präsidenten
den Landesrechnungshofs keine politische Beset-
zung vorzunehmen, sondern eine Ausschreibung zu
machen und nach Qualifikation offen auszuwählen.
Dann würden wir nämlich nach Sachkunde auswäh-
len und nicht auf der Grundlage politischer Hinter-
zimmerdeals. - Danke.

(Beifall BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU
und FDP)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Weitere Wortmeldungen des Parlaments sehe ich
nicht. - Jetzt spricht die Landesregierung. Das Wort
hat Herr Innenminister Breitner.

Andreas Breitner, Innenminister:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren!

(Keine Besetzung der Abgeordnetenbank der
Fraktion der CDU und geringe Besetzung der
Abgeordnetenbank der Fraktion der FDP)
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- Es ist einfach, ich brauche nur noch in diese Rich-
tung zu sprechen.

Mit ihrem Gesetzentwurf zur Änderung des
schleswig-holsteinischen Sparkassengesetzes wol-
len die Regierungsfraktionen einen Irrweg been-
den. Wie Sie wissen, wurde im Juli 2010 das Spar-
kassengesetz vor dem Hintergrund der Stärkung der
Eigenkapitalbasis der Sparkassen geändert.

Damit sollten sich an öffentlich-rechtlichen Spar-
kassen neben anderen Sparkassen und Trägern von
Sparkassen, also den Kommunen, noch andere so-
genannte vergleichbare Träger mit bis zu 25,1 %
am Stammkapital beteiligen können. Mit dieser Re-
gelung - jetzt gucke ich doch lieber zu Ihnen, weil
da die Aufmerksamkeit größer ist, Herr Kubicki -
wurde auch der HASPA Finanzholding eine Betei-
ligung einschließlich schleswig-holsteinischen
Sparkassen ermöglicht. Diese Regelung ist proble-
matisch. Es ist nicht auszuschließen, dass damit die
Tür zur Privatisierung der Sparkassen geöffnet
wird. Mit Blick auf die nach Artikel 63 Abs. 1 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen
Union zu gewährleistende Kapitalverkehrsfreiheit
ist nämlich folgendes Szenario vorstellbar:

Die HASPA Finanzholding beteiligt sich an einer
öffentlich-rechtlichen Sparkasse. In einem mögli-
chen künftigen Verfahren vor der EU-Kommission
kommt diese zu dem Ergebnis, die HASPA Finanz-
holding sei nicht dem öffentlichen Sektor zuzuord-
nen. Dann würde es sich bei der Haspa-Beteili-
gung um eine Privatisierung handeln. Damit läge
ein Verstoß gegen die EU-Regelungen zur Kapital-
verkehrsfreiheit vor, da in § 4 Abs. 5 des Sparkas-
sengesetzes Schleswig-Holstein der Kreis der mög-
lichen Beteiligten begrenzt wird.

Es gäbe dann für das Land die folgenden zwei
Möglichkeiten: erstens die Änderung des § 4 Abs. 5
Sparkassengesetz dahin gehend, dass sich jeder-
mann an den öffentlich-rechtlichen Sparkassen be-
teiligen kann. Das hieße Privatisierung.

Zweitens die Wiederherstellung der Eigentumsord-
nung. Dies würde bedeuten: Änderung des Sparkas-
sengesetzes dahin gehend, dass die HASPA Finanz-
holding keine Stammkapitalanteile an Sparkassen
halten darf, und Rückkauf der Anteile von der
HASPA Finanzholding. Die Berechtigung zum Er-
werb oder zum Halten von Stammkapitalanteilen
erlischt gemäß § 4 Abs. 5 letzter Satz des Sparkas-
sengesetzes, sobald die in den voranstehenden Sät-
zen beschriebenen Voraussetzungen entfallen, also
die Zulässigkeit des Haltens von bis zu 25,1 % des
Stammkapitals durch andere öffentliche Sparkas-

sen, deren Träger oder vergleichbarer Träger. Nach
§ 4 Abs. 6 Satz 2 des Gesetzes sind die Folgen des
Erlöschens einer Berechtigung als vergleichbarer
Träger gemäß Absatz 5 zwischen den Beteiligten in
einem öffentlich-rechtlichen Vertrag zu regeln.
Daraus kann gelesen werden, dass die Vertragspart-
ner im Falle der entsprechenden Rechtsänderung zu
einer Rückabwicklung der inzwischen unzulässig
gewordenen Beteiligung verpflichtet sind. Dieser
Weg ist jedoch äußerst risikobehaftet, da er in eine
nach Artikel 14 Grundgesetz geschützte Eigen-
tumsposition eingreifen würde.

Ob im Rahmen einer Gesetzesänderung von der
Haspa als vergleichbarer Träger eine vollumfängli-
che entschädigungsfreie Rückabwicklung der Be-
teiligung überhaupt gefordert werden kann, ist frag-
lich. Auch das geltende Gesetz bleibt in diesem
Punkt sehr unbestimmt. Es gibt lediglich vor, dass
die Folgen des Erlöschens einer Berechtigung unter
anderem zum Halten von Stammkapital in einem
öffentlich-rechtlichen Vertrag zu regeln sind. Offen
bleibt aber, ob das zwingend eine Rückabwicklung
bedeutet und wie diese ausgestaltet sein muss. Un-
verzüglich, vollständig, entschädigungsfrei?

Dementsprechend risikobehaftet wären auch ent-
sprechende aufsichtliche Maßnahmen zur Umset-
zung einer Rückabwicklung. Zwar können entspre-
chende vertragliche Vereinbarungen zwischen den
Beteiligten die Rechtsunsicherheit ein Stück weit
reduzieren. Letzte Sicherheit schaffen aber auch sie
nicht. Die Durchsetzung des Vertrages ließe sich
gegebenenfalls nur gerichtlich erstreiten.

Ungeachtet dieser Fragen stellt sich auf jeden Fall
ein Finanzierungsproblem. Wer kauft die Anteile
zurück, und wer finanziert dies? Leidtragende wer-
den die kommunalen Träger sein. Das Problem
kann in einem Beteiligungsvertrag wohl gemildert,
aber nicht beseitigt werden. Dabei ist auch zu be-
rücksichtigen, dass es zum Zeitpunkt der Entschei-
dung der EU-Kommission möglicherweise bereits
mehrere Beteiligungen geben könnte. Um mögliche
Rechtsunsicherheiten zu beseitigen, soll mit dem
Gesetzentwurf die Beschränkung auf sogenannte
vergleichbare Träger gestrichen werden. Die Mög-
lichkeit der Bildung von Stammkapital sowie die
Beteiligungsmöglichkeiten Dritter, also anderer öf-
fentlich-rechtlicher Sparkassen und deren Träger,
sollen bestehen bleiben.

Angesichts der oben beschriebenen Risiken ist eine
schnellstmögliche Gesetzesänderung erforderlich,
um jedweden Präzedenzfall zu vermeiden.
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(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Würde vor der Gesetzesänderung eine erste Beteili-
gung der Haspa am Stammkapital einer öffentlich-
rechtlichen Sparkasse genehmigt und würde sich im
Anschluss eine Rückabwicklung dieser Beteiligung
rechtlich nicht durchsetzen lassen, wäre das Risiko
einer Privatisierung extrem groß, und das - so ha-
be ich heute gelernt - will niemand hier.

Der Gesetzentwurf ist dabei nur ein erster Schritt,
mit dem allein den Sparkassen in Schleswig-Hol-
stein selbstverständlich nicht geholfen ist und auch
das benötigte Eigenkapital weiter ausbleibt; denn
unsere Sparkassen stehen vor erheblichen Heraus-
forderungen. Drei der 14 Sparkassen mussten in
den letzten Jahren gestützt werden. Die Niedrig-
zinspolitik der Europäischen Zentralbank drückt auf
die Ertragslage aller Kreditinstitute. Wertberichti-
gungen auf Beteiligungen wie an der HSH Nord-
bank und der Landesbank Berlin belasten die Er-
tragslage zusätzlich. Gleichzeitig ist durch die Um-
setzung von Basel III mit höherem Kapitalbedarf zu
rechnen. Die Wettbewerbssituation im Kreditwesen
hat sich in den letzten Jahren - beispielsweise durch
Angebote im Internet - verschärft. Es ist in erster
Linie die Aufgabe der Sparkassen, und zwar der
Vorstände und Verwaltungsräte, sich diesen Her-
ausforderungen zu stellen. Dabei bedürfen sie der
nachhaltigen Unterstützung des Sparkassen- und
Giroverbandes, der auch überregionale Gesichts-
punkte in den sparkasseninternen Diskussionspro-
zess einbringen kann. Auch der Gesetzgeber in
Schleswig-Holstein nimmt seine Verantwortung ge-
genüber den Sparkassen wahr. Dazu gehört, zügig
eine Option zu schaffen, die Eigenkapitalbasis von
einzelnen Sparkassen zu stärken.

Eigentlich hatte ich vor, jetzt etwas zum CDU-An-
trag zu sagen. Aber der Antragsteller bringt seinem
eigenen Antrag nicht die nötige Wertschätzung ent-
gegen. Insofern verzichte ich darauf.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Eine realistische Möglichkeit stellt dabei jedoch le-
diglich der Sparkassen- und Giroverband für
Schleswig-Holstein dar. Nur er wird tatsächlich
willens sein, sich an unseren Sparkassen zu beteili-
gen. Ich halte es für sehr erwägenswert, ihm diese
vorübergehende Möglichkeit der Beteiligung ein-
zuräumen. Meiner Meinung nach sollten wir auch
über eine erhöhte, über 25,1 % liegende Kapitalbe-
teiligungsquote nachdenken, um die Möglichkeit

der einzelnen Sparkassen zur Aufnahme von
Stammkapital weiter auszubauen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es liegt in
unser aller Interesse, dass die Sparkassen auch zu-
künftig gemeinsam mit den Genossenschaftsbanken
eine flächendeckende Versorgung der Bevölke-
rung und der mittelständischen Wirtschaft mit
Bankdienstleistungen sicherstellen. Wir räumen
jetzt aufgrund der aktuellen Risiken erst einmal den
Tisch frei, um dann wieder neu aufzubauen. Wir
wissen, was wir an unseren Sparkassen im Land ha-
ben, und werden sie schützen. Wir schaffen einen
rechtlich sicheren Rahmen. Ich danke den regie-
rungstragenden Fraktionen für ihr schnelles und
umsichtiges Handeln.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Die Landesregierung wird bis zum Herbst einen
Gesetzentwurf vorlegen, um ihre Ziele weiter zu
verfolgen. - Herzlichen Dank.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)

Vizepräsident Bernd Heinemann:

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Es ist beantragt worden, die Gesetzentwürfe in den
Drucksachen 18/421 und 18/435 dem Innen- und
Rechtsausschuss und mitberatend dem Finanzaus-
schuss und dem Wirtschaftsausschuss zu überwei-
sen. Wer dem zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. - Gegenprobe! - Die Gesetzentwürfe
sind mit den Stimmen des verbliebenen Abgeordne-
ten der FDP, der Fraktionen von SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der Abgeordneten des SSW
in diese Ausschüsse überwiesen.

(Zuruf SPD)

- Richtig, gegen die Stimmen der PIRATEN; das
nehmen wir auch noch zu Protokoll.

Herr Fraktionsvorsitzender, Sie möchten noch eine
Anmerkung zur Geschäftsordnung machen.

Dr. Ralf Stegner [SPD]:

Herr Präsident, ich beantrage, dass morgen nach
Behandlung des ersten gesetzten Punktes der Älte-
stenrat zusammentritt. Wir wollen das Verhalten
hier im Parlament morgen zur Sprache bringen.

(Beifall SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und SSW)
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Vizepräsident Bernd Heinemann:

Das Präsidium wird den Ältestenrat informieren.

Ich danke Ihnen für die heute geleistete Arbeit - bis
20 Uhr; das ist schon viel.

Ich wünsche Ihnen für den weiteren Verlauf des
Abends noch gute Gespräche und eine angenehme

Nachtruhe. Wir sehen uns morgen um 10 Uhr wie-
der.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluss: 20:00 Uhr
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Anlage 1
Namentliche Abstimmung

16. Sitzung am 23. Januar 2013
a) Entwurf eines Haushaltsgesetzes zum Haushaltsplan 2013 b) Entwurf eines Haushalts-

begleitgeseetzes
Änderungsantrag der Fraktion der FDP

Drucksache 18/459 Nr. 9
(Seite 1184 des Plenarprotokolls)

Name Abstimmung Name Abstimmung

CDU
Hans-Jörn Arp Enthaltung
Dr. Axel Bernstein Enthaltung
Johannes Callsen Enthaltung
Astrid Damerow Enthaltung
Volker Dornquast Enthaltung
Heike Franzen Enthaltung
Hauke Göttsch Enthaltung
Daniel Günther Enthaltung
Hartmut Hamerich -
Karsten Jasper Enthaltung
Klaus Jensen Enthaltung
Tobias Koch Enthaltung
Peter Lehnert Enthaltung
Jens-Christian Magnussen -
Hans Hinrich Neve Enthaltung
Petra Nicolaisen Enthaltung
Barbara Ostmeier Enthaltung
Katja Rathje-Hoffmann Enthaltung
Heiner Rickers Enthaltung
Klaus Schlie Enthaltung
Peter Sönnichsen Enthaltung
Rainer Wiegard Enthaltung

SPD
Torsten Albig Nein
Wolfgang Baasch Nein
Dr. Kai Dolgner Nein
Peter Eichstädt Nein
Kirsten Eickhoff-Weber Nein
Martin Habersaat Nein
Bernd Heinemann Nein
Birgit Herdejürgen Nein
Simone Lange Nein
Serpil Midyatli Nein
Birte Pauls Nein
Tobias von Pein Nein
Regina Poersch Nein
Beate Raudies Nein
Sandra Redmann Nein
Thomas Rother Nein
Olaf Schulze Nein
Dr. Ralf Stegner Nein
Dr. Gitta Trauernicht Nein
Kai Vogel Nein

Jürgen Weber Nein
Lars Winter Nein

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Rasmus Andresen Nein
Dr. Marret Bohn Nein
Anke Erdmann Nein
Marlies Fritzen -
Eka von Kalben Nein
Detlef Matthiessen Nein
Burkhard Peters Nein
Ines Strehlau Nein
Dr. Andreas Tietze -
Bernd Voß Nein

FDP
Dr. Heiner Garg Ja
Anita Klahn Ja
Dr. Ekkehard Klug Ja
Wolfgang Kubicki Ja
Oliver Kumbartzky Ja
Christopher Vogt Ja

PIRATEN
Angelika Beer Nein
Dr. Patrick Breyer Nein
Wolfgang Dudda Ja
Uli König Enthaltung
Sven Krumbeck Enthaltung
Torge Schmidt Enthaltung

SSW
Lars Harms Nein
Flemming Meyer Nein
Jette Waldinger-Thiering Nein

Zusammenstellung:
Abgegebene Stimmen 65
davon

Jastimmen 7
Neinstimmen 35
Enthaltungen 23
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Anlage 2
Namentliche Abstimmung

16. Sitzung am 23. Januar 2013
a) Entwurf eines Haushaltsgesetzes zum Haushaltsplan 2013 b) Entwurf eines Haushalts-

begleitgesetzes
Änderungsantrag der Fraktion der FDP

Drucksache 18/459 Nr. 34
(Seite 1185 des Plenarprotokolls)

Name Abstimmung Name Abstimmung

CDU
Hans-Jörn Arp Ja
Dr. Axel Bernstein Ja
Johannes Callsen Ja
Astrid Damerow Ja
Volker Dornquast Ja
Heike Franzen Ja
Hauke Göttsch Ja
Daniel Günther Ja
Hartmut Hamerich -
Karsten Jasper Ja
Klaus Jensen Ja
Tobias Koch Ja
Peter Lehnert Ja
Jens-Christian Magnussen -
Hans Hinrich Neve Ja
Petra Nicolaisen Ja
Barbara Ostmeier Ja
Katja Rathje-Hoffmann Ja
Heiner Rickers Ja
Klaus Schlie Ja
Peter Sönnichsen Ja
Rainer Wiegard Ja

SPD
Torsten Albig Nein
Wolfgang Baasch Nein
Dr. Kai Dolgner Nein
Peter Eichstädt Nein
Kirsten Eickhoff-Weber Nein
Martin Habersaat Nein
Bernd Heinemann Nein
Birgit Herdejürgen Nein
Simone Lange Nein
Serpil Midyatli Nein
Birte Pauls Nein
Tobias von Pein Nein
Regina Poersch Nein
Beate Raudies Nein
Sandra Redmann Nein
Thomas Rother Nein
Olaf Schulze Nein
Dr. Ralf Stegner Nein
Dr. Gitta Trauernicht Nein
Kai Vogel Nein

Jürgen Weber Nein
Lars Winter Nein

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Rasmus Andresen Nein
Dr. Marret Bohn Nein
Anke Erdmann Nein
Marlies Fritzen -
Eka von Kalben Nein
Detlef Matthiessen Nein
Burkhard Peters Nein
Ines Strehlau Nein
Dr. Andreas Tietze -
Bernd Voß Nein

FDP
Dr. Heiner Garg Ja
Anita Klahn Ja
Dr. Ekkehard Klug Ja
Wolfgang Kubicki Ja
Oliver Kumbartzky Ja
Christopher Vogt Ja

PIRATEN
Angelika Beer Ja
Dr. Patrick Breyer Ja
Wolfgang Dudda Ja
Uli König Ja
Sven Krumbeck Ja
Torge Schmidt Ja

SSW
Lars Harms Nein
Flemming Meyer Nein
Jette Waldinger-Thiering Nein

Zusammenstellung:
Abgegebene Stimmen 65
davon

Jastimmen 32
Neinstimmen 33
Enthaltungen -
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Anlage 3
Namentliche Abstimmung

16. Sitzung am 23. Januar 2013
a) Entwurf eines Haushaltsgesetzes zum Haushaltsplan 2013 b) Entwurf eines Haushalts-

begleitgesetzes
Änderungsantrag der Fraktion der FDP

Drucksache 18/459 Nr. 65
(Seite 1189 des Plenarprotokolls)

Name Abstimmung Name Abstimmung

CDU
Hans-Jörn Arp Enthaltung
Dr. Axel Bernstein Enthaltung
Johannes Callsen Enthaltung
Astrid Damerow Enthaltung
Volker Dornquast Enthaltung
Heike Franzen Enthaltung
Hauke Göttsch Enthaltung
Daniel Günther Enthaltung
Hartmut Hamerich -
Karsten Jasper Enthaltung
Klaus Jensen Enthaltung
Tobias Koch Enthaltung
Peter Lehnert Enthaltung
Jens-Christian Magnussen -
Hans Hinrich Neve Enthaltung
Petra Nicolaisen Enthaltung
Barbara Ostmeier Enthaltung
Katja Rathje-Hoffmann Enthaltung
Heiner Rickers Enthaltung
Klaus Schlie -
Peter Sönnichsen Enthaltung
Rainer Wiegard Enthaltung

SPD
Torsten Albig Nein
Wolfgang Baasch Nein
Dr. Kai Dolgner Nein
Peter Eichstädt Nein
Kirsten Eickhoff-Weber Nein
Martin Habersaat Nein
Bernd Heinemann Nein
Birgit Herdejürgen Nein
Simone Lange Nein
Serpil Midyatli Nein
Birte Pauls Nein
Tobias von Pein Nein
Regina Poersch Nein
Beate Raudies Nein
Sandra Redmann Nein
Thomas Rother Nein
Olaf Schulze Nein
Dr. Ralf Stegner Nein
Dr. Gitta Trauernicht Nein
Kai Vogel Nein

Jürgen Weber Nein
Lars Winter Nein

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
Rasmus Andresen Nein
Dr. Marret Bohn Nein
Anke Erdmann Nein
Marlies Fritzen -
Eka von Kalben Nein
Detlef Matthiessen Nein
Burkhard Peters Nein
Ines Strehlau Nein
Dr. Andreas Tietze -
Bernd Voß Nein

FDP
Dr. Heiner Garg Ja
Anita Klahn Ja
Dr. Ekkehard Klug Ja
Wolfgang Kubicki Ja
Oliver Kumbartzky Ja
Christopher Vogt Ja

PIRATEN
Angelika Beer Ja
Dr. Patrick Breyer Ja
Wolfgang Dudda Ja
Uli König Ja
Sven Krumbeck Ja
Torge Schmidt Ja

SSW
Lars Harms Nein
Flemming Meyer Nein
Jette Waldinger-Thiering Nein

Zusammenstellung:
Abgegebene Stimmen 64
davon

Jastimmen 12
Neinstimmen 33
Enthaltungen 19
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